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ABSCHLUSSBERICHT DER KOMMISSION ZUM VOLKSENTSCHEID 
VERGESELLSCHAFTUNG GROSSER WOHNUNGSUNTERNEHMEN

EINSETZUNG 

Am 26. September 2021 fand der „Volksentscheid über einen Beschluss zur Erarbeitung 
eines Gesetzentwurfs durch den Senat zur Vergesellschaftung der Wohnungsbestände 
großer Wohnungsunternehmen“, dessen Trägerin die Initiative „Deutsche Wohnen & Co 
enteignen“ ist,1 in Berlin eine Mehrheit von 57,6 Prozent der abgegebenen Stimmen (amt-
liches Endergebnis vom 22.02.2022).2

Der Senat von Berlin hat daraufhin am 29. März 2022 die Expertenkommission zum Volks-
entscheid „Vergesellschaftung großer Wohnungsunternehmen“ eingesetzt und deren Mit-
glieder berufen. Die Kommission hat laut Senatsbeschluss u. a. den Auftrag, die Verfas-
sungskonformität einer Vergesellschaftung großer Wohnungsbestände in Berlin, wie in 
dem Volksentscheid vorgesehen, zu untersuchen, sowie mögliche rechtssichere Wege 
einer Vergesellschaftung zu erkunden und dazu Empfehlungen vorzulegen.3 

Der Senat von Berlin hat 13 Mitglieder mit unterschiedlicher fachlicher Expertise in die 
Kommission berufen. Im Einzelnen sind dies

Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin (Bundesministerin der Justiz a.D.), Vorsitz 
 
Prof. Dr. Thorsten Beckers (Bauhaus-Universität Weimar) 
 
Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner (Universität Bonn) 
 
Prof. Dr. Michael Eichberger (Bundesverfassungsrichter a. D.) 
 
Prof. Dr. Isabel Feichtner (Julius-Maximilians-Universität Würzburg) 
 
Prof. Dr. Susanne Heeg (Goethe-Universität Frankfurt am Main) 
 
Prof. Dr. Ann-Katrin Kaufhold (Ludwig-Maximilians-Universität München) 
 
Prof. Dr. Anna Katharina Mangold (Europa-Universität Flensburg) 
 
Prof. Dr. Christoph Möllers (Humboldt-Universität zu Berlin) 
 
Aysel Osmanoglu (GLS Gemeinschaftsbank eG) 
 
Prof. Dr. Florian Rödl (Freie Universität Berlin) 
 
Prof. Dr. Christian Waldhoff (Humboldt-Universität zu Berlin) 
 
Dr. Tim Wihl (Universität Erfurt)

1 Allgemeine Informationen – Berlin.de.

2 Ergebnisse (wahlen-berlin.de).

3 Senatsbeschluss vom 29. März 2022, Einberufung einer Expertenkommission zur Prüfung der Möglichkei-
ten, Wege und Voraussetzungen der Umsetzung des Volksentscheids „Vergesellschaftung großer Woh-
nungsunternehmen“.

1 

2 

3 

https://www.berlin.de/wahlen/abstimmungen/deutsche-wohnen-und-co-enteignen/allgemeine-informationen/artikel.1115174.php#amtlicheinformation
https://www.wahlen-berlin.de/abstimmungen/ve2021/AFSPRAES/index.html
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ARBEITSWEISE

In ihrer konstituierenden Sitzung vom 29. April 2022 beriet die Kommission zunächst aus-
führlich ihre Geschäftsordnung und ihre Arbeitsweise. 

Die in der darauffolgenden Sitzung einstimmig beschlossene Geschäftsordnung4 stellt 
zunächst die Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit der Kommissionsmitglieder fest.5 Des 
Weiteren verankerten die Kommissionsmitglieder in der Geschäftsordnung, dass neben 
den regelmäßig nicht–öffentlichen Beratungssitzungen auch öffentliche Beratungen und 
öffentliche Anhörungen abgehalten werden sollen, um damit dem öffentlichen Interesse 
und der Forderung nach möglichst großer Transparenz zu genügen. 

Die Kommission verständigte sich darauf, in den nichtöffentlichen Beratungen nach der 
Chatham-House-Rule zu verfahren. Im Übrigen sollten die Kommissionsmitglieder bei 
ihren Gesprächen mit Medien und Interessentengruppen die Vertraulichkeit der Beratun-
gen berücksichtigen und in der jeweils folgenden Sitzung der Kommission über solche 
Gespräche berichten.

Zur besseren Information der Öffentlichkeit über ihre Arbeit beschließt die Kommission 
in der einstimmig beschlossenen Geschäftsordnung auch die Erstellung einer eigenen 
Webseite,6 auf der seit ihrer Errichtung7 die Protokolle aller Sitzungen ebenso veröffent-
licht sind wie die Anhörungen, die Namen und Ausführungen der geladenen Sachver-
ständigen und die von ihnen in den jeweiligen Anhörungen vorgetragenen Expertisen und 
Meinungen. 

Zusammen mit ihrem präzisen Arbeits- und Zeitplan,8 der die Behandlung der wichtigsten 
Fragen im Zusammenhang mit einem Berliner Landesgesetz zur Vergesellschaftung gro-
ßer Wohnungsimmobilienunternehmen innerhalb der für die Kommission vorgesehenen 
Beratungsfrist von ungefähr einem Jahr ermöglichen sollte,9 legte die Kommission in der 
Geschäftsordnung fest, einen Zwischenbericht zu erarbeiten.10

Dieser Zwischenbericht, der am 15. Dezember 2022 auch in einer Pressekonferenz der 
Öffentlichkeit präsentiert wurde,11 ist auf der Webseite der Kommission weiterhin abruf-
bar.12

Die Arbeit der Kommission wurde durch Herrn André Moschke, Herrn Friedemann Wolff 
(beide Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen,) sowie durch Frau 

4 Siehe Protokoll der Sitzung vom 10.06.2022 (expertenkommission_2022_02_protokoll.pdf).

5 Siehe § 1 GO.

6 Siehe § 4 GO.

7 Live-Schaltung am 22.07.2022 (https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung).

8 Siehe §§ 3, 5 GO, i.d.R. monatlich zwei Sitzungstage mit der Möglichkeit, ausnahmsweise auch Video-Sit-
zungen, z. B. Anhörungen zu veranstalten. 

9 § 6 Abs. 2 der einstimmig beschlossenen GO legt wörtlich fest: “Die Kommission erstellt ihre abschlie-
ßende Empfehlung möglichst innerhalb eines Jahres und übergibt sie dem Berliner Senat.“

10 Siehe § 4 Abs. 4 GO.

11 Pressekonferenz zum Zwischenbericht vom 15.12.2022.

12 Zwischenbericht vom 14.12.2022  
(2022-12-14_expertenkommission-vergesellschaftung_zwischenbericht.pdf).

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/_assets/expertenkommission_2022_02_protokoll.pdf?ts=1684755135
https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/
https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/_assets/2022-12-14_expertenkommission-vergesellschaftung_zwischenbericht.pdf?ts=1684755176
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Laziza Abdurashitova (Assistentin der Vorsitzenden bei der Durchführung der Präsenz-
sitzungen), sehr wirksam unterstützt.

Die Protokolle der Sitzungen wurden ab der fünften Sitzung von Franziska Brachthäuser 
(Freie Universität Berlin) und Katja Schubel (Julius-Maximilians-Universität Würzburg) ver-
fasst. Umfangreiche Zuarbeit für die Erstellung des Abschlussberichts haben geleistet 
Franziska Brachthäuser, Undine Christian und Selma Gather, allesamt wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen an der Freien Universität Berlin.

BERATUNGEN

I. Sitzungen

Die Kommission hat sich am 29. April 2022 konstituiert und seitdem in nahezu monat-
lichem Turnus im Jahr 2022 an insgesamt sechs Terminen getagt, jeweils zweitägig: am 
9./10. Juni, am 21./22. Juli, am 22./23. August, am 27./28. Oktober, am 24./25. Novem-
ber und am 8./9. Dezember 2022. 

Im Jahr 2023 tagte die Kommission am 12./13. Januar 2023, am 16./17.Februar 2023, am 
22. Februar 2023, am 26./27. April 2023, am 22./23. Mai 2023, am 5., 12. und 19. Juni 
2023 sowie am 27./28. Juni 2023.

Tagungsorte der in Präsenz abgehaltenen Sitzungen waren das Harnack-Haus der Max-
Planck-Gesellschaft in Berlin-Dahlem, das Hotel Dietrich-Bonhoeffer-Haus in Berlin-Mitte 
und das art`otel in Berlin-Mitte. 

Verbunden mit den Sitzungen am 10. Juni 2022, am 9. Dezember 2022, am 13. Januar 
2023, am 22. Februar 2023 und am 26. April 2023 waren öffentliche Anhörungen. Die 
Anhörungen sind im Einzelnen auch auf der Webseite der Kommission, sowie teilweise auf 
YouTube zugänglich. Des Weiteren wurde eine nicht-öffentliche Anhörung am 25. Novem-
ber 2022 durchgeführt.13 

 

II. Schwerpunkte 

Im Rahmen der ersten Beratungssitzung der Kommission am 9./10. Juni 2022 wurden 
die Geschäftsordnung und das Arbeitsprogramm verabschiedet, in dessen Rahmen ein-
zelne Kommissionsmitglieder die Erarbeitung von Diskussionspapieren übernahmen. Die 
Kommission verständigte sich weiter darauf, in den folgenden Sitzungen in einem ersten 
Durchgang alle erkennbaren wichtigen Grundsatzfragen zu erörtern und dann in einem 
zweiten Durchgang Ergebnisse bzw. Empfehlungen anzustreben. 

Zweiter wichtiger Schwerpunkt der Beratungen dieser Sitzung war die in den Räumlichkei-
ten der „Stadtwerkstatt“ am Alexanderplatz abgehaltene öffentliche Anhörung von Sach-
verständigen zur Situation am Berliner Mietwohnungsmarkt. An der Anhörung nahmen als 
Sachverständige teil: Dirk Böttcher, Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und 

13 https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/termine/.

11 
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14 

15 

16 

17 

https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/termine/
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Wohnen; Dr. Andrej Holm, Humboldt-Universität zu Berlin; Dr. Hinrich Holm, Investitions-
bank Berlin; Prof. Dr. Harald Simons, empirica; Rouzbeh Taheri, „Deutsche Wohnen & Co 
enteignen“; Christoph Trautvetter; Reiner Wild, Berliner Mieterverein e.V. Die Videoauf-
zeichnung der Anhörung und die schriftlichen Vorträge der Sachverständigen sind auf der 
Webseite der Kommission abrufbar.14

In der zweiten Sitzung am 21./22. Juli 2022 standen verfassungsrechtliche Grundsatz-
fragen im Mittelpunkt, z. B. Inhalt und Bedeutung von Art. 15 GG, dessen Unterschied zu 
Art. 14 GG, Anwendbarkeit und Bedeutung des Verhältnismäßigkeitsprinzips in diesem 
Zusammenhang, sowie Fragen der ökonomischen Interdependenzen im Zusammenhang 
mit der Vergesellschaftung. Auch Aspekte der Differenz von privat- und gemeinwirtschaft-
licher Bereitstellung von Infrastrukturen und anderen öffentlichen Gütern wurden erörtert.

In der dritten Sitzung vom 22./23. August 2022 setzte die Kommission die Diskussion 
der vorangegangenen Sitzung fort und erörterte in einem ersten Diskussionsdurchgang 
die verfassungsrechtlichen Fragen im Zusammenhang mit der Vergesellschaftung gem. 
Art. 15 GG durch Berliner Landesgesetz (z. B. Art. 15 GG als Grundrecht?; Art. 15 GG als 
„obsolete Norm“?; Gemeinwohl als Ziel; Gemeineigentum und Gemeinwirtschaft, Ver-
gesellschaftungsreife, weitere Vergesellschaftungsziele). 

Schwerpunkte der vierten Sitzung vom 27./28. Oktober 2022 waren neben der Fortset-
zung der Diskussion über verfassungsrechtliche Grundsatzfragen anhand von vorbe-
reiteten Diskussionspapieren von Kommissionsmitgliedern (Unterschiede zwischen der 
Entschädigung nach Art. 14 GG und Art. 15 GG; Vergesellschaftung und Berufsfreiheit 
gem. Art. 12 GG; Vergesellschaftung und Gleichheitsgrundsatz gem. Art. 3 GG; Verge-
sellschaftung und Investitionsschutzabkommen) und des Arbeitsprogramms auch die Vor-
bereitung einer internen Expertenanhörung zu Fragen, die im Zusammenhang mit der 
Vergesellschaftung im Bereich des Gesellschaftsrechts auftauchen können. Diese wurde 
auf den 25. November 2022 terminiert. 

In der fünften Sitzung vom 24./25. November 2022 setzte die Kommission die Diskus-
sion weiterer Punkte aus dem Arbeitsprogramm fort und hörte die eingeladenen Sach-
verständigen aus dem Bereich des Gesellschaftsrechts: Michael Findeisen, ehemaliger 
Referatsleiter im Bereich Geldwäsche und Zahlungsverkehr im Bundesministerium der 
Finanzen; Prof. Dr. Moritz Renner, Universität Mannheim; Prof. Dr. Christoph Teichmann, 
Julius-Maximilians-Universität Würzburg; Prof. Dr. Rüdiger Veil, Ludwig-Maximilians-Uni-
versität München.

Gegenstand der nichtöffentlichen Anhörung war die Frage der Zurechnung von Wohnun-
gen im Eigentum von Objektgesellschaften zu übergeordneten Mutterunternehmen. Im 
Verlauf der Anhörung wurde deutlich, dass die Ermittlung belastbarer Informationen über 
die maßgeblichen Grundstücksbestände im Eigentum von Unternehmen und ihre Zurech-
nung zu übergeordneten Mutterunternehmen wesentlich ist, aber – je nach gewählter Zu-
rechnungsregel – praktische Schwierigkeiten aufwerfen kann.

In der sechsten Sitzung vom 8./9. Dezember 2022 wurde die Frage der Anwendung des 
Verhältnismäßigkeitsmaßstabs vertieft. Wichtige Schwerpunkte dieser Sitzung waren da-
neben die öffentliche Anhörung mit Sachverständigen zur Struktur des Berliner Wohnungs-

14 https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/termine/.
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marktes und die Beratung und Verabschiedung des am 15. Dezember 2022 der Öffent-
lichkeit vorgestellten Zwischenberichts. An der Anhörung nahmen als Sachverständige 
teil: Dr. Ulrike Hamann, Berliner Mieterverein e.V.; Dr. Andrej Holm, Humboldt-Universität 
zu Berlin; Maren Kern, BBU Verband Berlin Brandenburgischer Wohnungsunternehmen 
e.V.; Jörn von der Lieth, Hilfswerk-Siedlung GmbH; Daniel Zimmermann, Deutscher Mie-
terbund Nordrhein-Westfalen e.V. Die Sachverständigen nahmen zu Fragen nach unter-
schiedlichen Typen der Immobilienbewirtschaftung und Unterschieden zwischen privat-
wirtschaftlicher, gemeinnütziger, gemeinwirtschaftlicher und staatlicher Bewirtschaftung 
von Wohnraum Stellung. Weitere Fragen der Kommission betrafen die Auswirkungen einer 
Vergesellschaftung von Beständen mit 3.000 oder mehr Wohneinheiten auf den Berliner 
Wohnungsmarkt. Die Videoaufzeichnung der Anhörung und die schriftlichen Vorträge der 
Sachverständigen sind auf der Webseite der Kommission abrufbar.15

In der siebten Sitzung vom 12./13. Januar 2023 wurden – zum wiederholten Mal – die Pro-
bleme bei der Versorgung der Kommission mit aussagekräftigen Daten über das Eigen-
tum von Unternehmen an Grundstücken mit Wohnbebauung aus dem Grundbuch und 
dem Liegenschaftsregister durch den Berliner Senat erörtert. Bis zur Übergabe des Ab-
schlussberichts blieben diese Differenzen ungelöst bestehen. Die Ermittlung der in eine 
Vergesellschaftung einzubeziehenden Grundstücke könnte durch eine Verknüpfung die-
ser Daten mit weiteren Datenbeständen, insbesondere aus Handelsregistern, erfolgen. 
Eine solche Untersuchung wünschte die Kommission einer ausgewiesenen Gruppe von 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Auftrag zu geben. Der Berliner Senat lehnte 
die Herausgabe der Daten jedoch ab. Die Begründung bezog sich einerseits auf den 
Datenschutz der Betroffenen und auf das angebliche Fehlen einer erforderlichen gesetz-
lichen Grundlage. Die Kommission hat diese Einschätzung des Senats ausführlich geprüft 
und ihre grundsätzlich andere insbesondere auf § 17a VermG Berlin gestützte Rechtsauf-
fassung gegenüber dem Senat wiederholt deutlich gemacht. 

Weitere Schwerpunkte dieser Sitzung waren die Fortsetzung der Erörterung der verfas-
sungsrechtlichen Grundsatzfragen, insbesondere die Frage, ob gemeinnützige und kirch-
liche Einrichtungen aus einer Vergesellschaftung ausgenommen werden müssten, das 
Verhältnismäßigkeitsprinzip und der -maßstab, rechtliche Implikationen mit Blick auf das 
Phänomen der Finanzialisierung, Fragen der Eigentumsentziehung, der Entschädigung 
sowie der gerichtlichen Beschwerdemöglichkeit gegen einzelne Elemente der Vergesell-
schaftung vor Verfassungsgerichten, Verwaltungsgerichten und Zivilgerichten.

Am 13. Januar 2023 führte die Kommission eine öffentliche Anhörung zu Fragen der Be-
wertung von Wohnungsbeständen und der Vergesellschaftungsentschädigung durch. 
Als Sachverständige nahmen teil: Bernhard Bischoff, öffentlich bestellter und vereidig-
ter Sachverständiger für Bewertung von bebauten und unbebauten Grundstücken; Ul-
rich Herrmann, Vorsitzender des 3. Senats des Bundesgerichtshofs; Dr. Ralf Hoffrogge, 
„Deutsche Wohnen & Co enteignen“; Prof. Dr. Theo Kötter, Universität Bonn; Dr. Felicitas 
Sommer, Technische Universität München; Prof. Dr. Fabian Thiel, Frankfurt University of 
Applied Sciences. Die Videoaufzeichnung der Anhörung und die schriftlichen Vorträge 
der Sachverständigen sind auf der Webseite der Kommission abrufbar.16

15 https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/termine/.

16 https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/termine/.
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https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/termine/
https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/termine/
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In der achten Sitzung vom 16./17. Februar 2023 diskutierte die Kommission abermals die 
Ablehnung der Herausgabe von Daten zur exakten Bestimmung des Kreises der in eine 
Vergesellschaftung einzubeziehenden Unternehmen. Obwohl die Zeit für die Vergabe 
eines Abgleichs der vorhandenen Daten innerhalb des Beratungszeitraums der Kommis-
sion immer knapper wurde, beschloss die Kommission, auch den neu gewählten Senat zur 
Herausgabe der Daten und zur Genehmigung der Vergabe aufzufordern.

Weitere Schwerpunkte waren die Vorbereitung der für den 22. Februar 2023 angesetzten 
öffentlichen Anhörung zu Fragen der Gemeinwirtschaft und das für die Sitzung im April 
vorgesehene Gespräch mit der Präsidentin des Rechnungshofs von Berlin zur möglichen 
Belastung des Berliner Landeshaushalts durch die vorgesehene Vergesellschaftung. Ver-
tieft wurden ferner offene Fragen zum Einfluss der Vergesellschaftung auf die Miethö-
he und offene Fragen zur Berliner Landesverfassung, insbesondere zum Verhältnis von 
Art. 23 Abs. 2 VvB und Art. 15 GG, weitere Fragen des Gleichheitssatzes und insbeson-
dere Fragen der Orientierung an § 290 HGB bei der Zurechnung von Grundstücken zu 
Mutterunternehmen im Zusammenhang mit der Vergesellschaftung. Neben Fragen der 
Bedeutung von Typisierung/Finanzialisierung und Transaktionskosten wurden weitere As-
pekte der Entschädigung vertieft. Zur Vorbereitung des Abschlussberichts diskutierte die 
Kommission erste Strukturfragen.

In der neunten Sitzung am 22. Februar 2023 führte die Kommission eine Anhörung zu 
Formen und Organisation der gemeinwirtschaftlichen Verwaltung von Wohnraum und der 
Sicherung vor Reprivatisierung als Videokonferenz durch. Als Sachverständige nahmen 
teil: Tobias Bernet, wohnbund e.V./SoWo Leipzig eG; Dr. Julia Borggräfe, Metaplan; Dr. 
Sabine Horlitz, Stadtbodenstiftung; Niklas Stoll, „Deutsche Wohnen & Co enteignen“. Die 
Videoaufzeichnung der Anhörung und die schriftlichen Vorträge der Sachverständigen 
sind auf der Webseite der Kommission abrufbar.17

In der zehnten Sitzung am 21./22. März 2023 wurde abermals die Auseinandersetzung 
um die Herausgabe der Daten für die exakte Bestimmung des Kreises der möglicher-
weise in die Vergesellschaftung einzubeziehenden Unternehmen mit dem Berliner Senat 
thematisiert. 

Schwerpunkte der Beratung bildeten neben der Erörterung des ersten Entwurfs des Ab-
schlussberichts die weiterführende Diskussion der Entschädigungsfragen, Einzelfragen 
bezüglich der Anwendung des Verhältnismäßigkeitsprinzips und des Gleichheitssatzes, 
sowie Fragen des Unions- und des Völkerrechts. Auch Fragen der Investitionsschutzab-
kommen wurden vertieft. Daneben wurde als Ergebnis der Anhörung vom 22. Februar 
2023 auch die Errichtung und Ausgestaltung von Trägerorganisationen erörtert, auf die 
das Eigentum der vergesellschafteten Unternehmen übertragen werden soll (AöR, Stif-
tungen u. a.).

In der elften Sitzung am 26./27. April 2023 standen weitere Diskussionen und Vorschläge 
zum Entwurf des Abschlussberichts im Mittelpunkt sowie die Prognosen der Präsidentin 
des Berliner Rechnungshofs und ihrer Experten zu durch eine Vergesellschaftung mög-
licherweise anzunehmenden Belastungen des Berliner Landeshaushalts. 

17 https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/termine/.
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Mit der zwölften Sitzung am 22./23. Mai 2023 trat die Kommission in die Endphase der 
redaktionellen Arbeit am Abschlussbericht ein. Als Grundlage dafür diente der bereits 
zuvor erarbeitete und durch vorangegangene Abstimmungen weiter qualifizierte Textent-
wurf. Neben der Billigung der Grundstruktur des Berichts wurden auch rechtliche Einzel-
fragen teilweise abschließend diskutiert.

Die redaktionelle Arbeit am Abschlussbericht wurde daraufhin in drei folgenden als Vi-
deokonferenzen abgehaltenen Terminen fortgeführt. Am 5. Juni 2023 wurde das Kapitel 
zur Entschädigung besprochen. Eine Woche später, am 12. Juni 2023, stand Art. 3 GG 
im Mittelpunkt der Beratungen. Mit der Sitzung am 19. Juni 2023 wurde die Arbeit am 
Abschlussbericht im Wesentlichen abgeschlossen. Des Weiteren wurden Übergabe und 
Vorstellung des Berichts geplant. In der abschließenden Sitzung der Kommission am 
27. Juni 2023 wurden die Übergabe und Vorstellung des Abschlussberichts vorbereitet. 

Die Übergabe des Berichts an den Senat erfolgte schließlich am 28. Juni 2023 im Roten 
Rathaus in Berlin. Im Anschluss wurde dort die Öffentlichkeit im Rahmen einer Presse-
konferenz über die wichtigsten Inhalte und Ergebnisse der Kommissionsarbeit informiert.

33 
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 → Das Land Berlin hat nach dem Grundgesetz die Kompetenz für eine Gesetzge-
bung zur Vergesellschaftung in Berlin belegener Immobilienbestände großer Woh-
nungsunternehmen. Der Bund hat von seiner Kompetenz für die Materie der Ver-
gesellschaftung bisher keinen Gebrauch gemacht. Die Gesetzgebung des Bundes 
im Bereich des Mieterschutzes fällt nicht unter die Materie der Vergesellschaftung. 
Die Kompetenz des Landes erstreckt sich auf zivilrechtliche Nebenfragen einer Ver-
gesellschaftung, wie etwa den Übergang von Mietverhältnissen. Zudem hält sich 
das Land Berlin mit einer Vergesellschaftung von in Berlin belegenen Grundstücken 
im Rahmen der räumlichen Reichweite seiner Hoheitsgewalt.

 → Ein Vergesellschaftungsgesetz steht tatbestandlich im Einklang mit den in Art. 15 GG 
ausdrücklich genannten Voraussetzungen. Die anvisierten Immobilien unterfallen 
dem Gegenstand Grund und Boden. Eine Vergesellschaftung erfasst grundsätzlich 
sowohl das Eigentum als auch die am Grundstück bestehenden beschränkten ding-
lichen Rechte unter Einschluss von Erbbaurecht und Wohnungseigentum. Die Über-
schreibung des Eigentums auf eine Anstalt öffentlichen Rechts erfüllt die Maßgabe 
einer Überführung in eine Form der Gemeinwirtschaft, sofern die gemeinnützige Be-
wirtschaftung für die Zukunft gesetzlich gesichert ist. Die betroffenen Grundstücke 
müssen durch das Gesetz abschließend bestimmt sein, was keine konkrete Bezeich-
nung der einzelnen Flurstücke verlangt. Eine Vergesellschaftungsreife der wirtschaft-
lich betroffenen Unternehmen ist nicht vorausgesetzt.

 → Nach Auffassung der Kommissionsmehrheit steht das Gebot der Verhältnismäßig-
keit der Vergesellschaftung in Berlin belegener Immobilienbestände großer Woh-
nungsunternehmen nicht entgegen.

Einzelne Kommissionsmitglieder innerhalb jener Mehrheit vertreten, dass eine Ver-
gesellschaftung dem Gebot der Verhältnismäßigkeit grundsätzlich nicht unterstehe, 
weil sie die Ausübung eines demokratischen Grundrechts darstelle, die nach der 
grundgesetzlichen Konzeption einer offengehaltenen Wirtschaftsordnung nicht als 
Eingriff in das nach Art. 14 GG geschützte Privateigentum zähle. Nach Auffassung 
der übrigen Kommissionsmitglieder hingegen hat auch eine Vergesellschaftung das 
Gebot der Verhältnismäßigkeit zu wahren.

Nach mehrheitlicher Auffassung ist das Gebot jedoch im Falle einer Vergesellschaf-
tung (Art.  15 GG) gegenüber einem Fall einer Enteignung (Art.  14 Abs. 3 GG) zu 
modifizieren. Dadurch ist dem eigenständigen Anliegen einer Vergesellschaftung 
Rechnung zu tragen, nämlich der Beendigung privatnütziger Verwertung zur Auf-
hebung wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und politischer Macht. Nach dieser Mo-
difikation ist eine Vergesellschaftung im Sinne des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
erforderlich, wenn keine Alternative besteht, die bei gleichem Ertrag für die Zwecke 
des Allgemeinwohls offensichtlich milder ist. Zudem ist in der Abwägung privater 
und öffentlicher Belange dem Anliegen der Vergesellschaftung selbst besonderes 
Gewicht beizulegen. Nach Maßgabe dieser Modifikation erscheint die Vergesell-
schaftung verhältnismäßig.

Drei Kommissionsmitglieder haben in einem Sondervotum ihre abweichende Auf-
fassung niedergelegt, der zufolge dem Eigentumsgrundrecht der betroffenen Un-
ternehmen ein größeres und dem Anliegen einer Vergesellschaftung bei der Be-
urteilung der Verhältnismäßigkeit ein geringeres Gewicht zukomme, als von der 
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Kommissionsmehrheit angenommen. Auch nach ihrer Auffassung ist eine Vergesell-
schaftung von Wohnimmobilien danach jedoch nicht grundsätzlich ausgeschlos-
sen; ob sie verhältnismäßig sei, könne aber nach gegenwärtiger Erkenntnislage der 
Kommission nicht abschließend beantwortet werden. Ein weiteres Kommissionsmit-
glied stimmt in einer gesonderten Stellungnahme in Teilen mit dem Sondervotum 
überein, weist aber auch eine Nähe zu einzelnen Positionen der Kommissionsmehr-
heit auf.

 → Die von der Vergesellschaftung durch den Entzug ihrer Rechte betroffenen Unter-
nehmen sind zu entschädigen. In ihrer Mehrheit ist die Kommission der Auffassung, 
dass für die Höhe der Entschädigung im Falle einer Vergesellschaftung andere An-
forderungen bestehen als im Falle einer Enteignung. Nach der Auffassung eines 
größeren Teils dieser Mehrheit können die Erträge aus der mit dem Vorhaben an-
visierten gemeinnützigen Bewirtschaftung zugrunde gelegt werden, alternativ kann 
die Höhe der Entschädigung aus abstrakten fiskalischen Leistbarkeitsgrenzen abge-
leitet werden, schließlich kann die Entschädigung auch nach einem hypothetischen 
Ertragswert bemessen werden, der bestimmt wird auf der Grundlage entschädi-
gungsfrei möglicher Schrankenbestimmungen, welche denselben Allgemeinwohl-
zielen dienen. Der andere Teil hält zwar den Verkehrswert auch bei einer Vergesell-
schaftung als Ausgangspunkt für zwingend, ist aber der Auffassung, dass fiskalische 
Leistbarkeitsgrenzen bzw. hypothetische Ertragswerte in diesem Zusammenhang 
durchaus als Obergrenze fungieren können und zudem weitergehende Abschläge 
geboten sind als bei der Entschädigung einer Enteignung. 

Drei Mitglieder der Kommission haben in einem Sondervotum ihre Auffassung 
dargelegt, dass die Entschädigung im Falle einer Vergesellschaftung nicht derart 
grundsätzlich hinter der regulären Enteignungsentschädigung zurückbleiben könne, 
sondern stets vom Verkehrswert auszugehen habe, von dem allerdings Abschläge 
möglich seien. Außerdem seien die Mutterunternehmen von Objektgesellschaften 
zusätzlich zu entschädigen, soweit bei ihnen weitergehende Vermögensschäden 
anfallen. Ein weiteres Kommissionsmitglied stimmt in einer gesonderten Stellung-
nahme in Teilen mit dem Sondervotum überein, weist aber auch eine Nähe zu ein-
zelnen Positionen der Kommissionsmehrheit auf.

 → Während einzelne Kommissionsmitglieder die Auffassung vertreten, dass eine Ver-
gesellschaftung keinen Eingriff in die Berufsfreiheit darstelle, ist nach Auffassung der 
Mehrheit der Kommissionsmitglieder die Berufsfreiheit zu wahren. Durch eine Ver-
gesellschaftung in Berlin belegener Immobilienbestände großer Wohnungsunter-
nehmen ist die Berufsfreiheit aber nicht verletzt. Soweit es sich bei den betroffenen 
Personen um Objektgesellschaften handelt, ist die Berufsfreiheit nicht berührt. In die 
Berufsfreiheit der die Bestände bewirtschaftenden Unternehmen wird eingegriffen, 
aber dieser Eingriff ist durch dieselben Zwecke gerechtfertigt wie die Entziehung 
des Eigentums. Dasselbe gilt für die Berufsfreiheit der bei diesen Unternehmen Be-
schäftigten.

 → Eine Vergesellschaftung lässt sich so ausgestalten, dass das Grundrecht auf Gleich-
behandlung nicht verletzt ist. Eine Ausnahme für Bestände genossenschaftlicher, 
landeseigener und anerkannt gemeinnütziger Wohnungsunternehmen ist durch die 
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bei diesen Unternehmensträgern gesicherte fehlende Privatnützigkeit der Bewirt-
schaftung gerechtfertigt.

Ein Mitglied der Kommission ist der Auffassung, dass das Grundrecht der Religions-
freiheit sowie der besondere kirchliche Vermögensschutz es verlangten, die Aus-
nahme auf kirchlich getragene Wohnungsunternehmen auszudehnen, und hat dies 
in einem Sondervotum niedergelegt.

Weiterhin ist es, gemessen am Gleichbehandlungsgebot, zulässig, lediglich die 
Bestände derjenigen Wohnungsunternehmen einzubeziehen, die einen großen in 
Berlin belegenen Wohnungsbestand (3.000 oder vergleichbar) bewirtschaften. Die 
damit verbundene Ungleichbehandlung lässt sich nach in der Kommission einhellig 
vertretener Auffassung rechtfertigen mit Blick auf die mit solchem Vorgehen gewon-
nene Effizienz in der Erschließung des erforderlichen Gesamtbestands an gemein-
nützig zu bewirtschaftenden Wohnungen. Nach einer in der Kommission mehrheitlich 
geteilten Auffassung lässt sich dieselbe Ungleichbehandlung auch unter Hinweis 
auf die mit der Bestandsgröße typischerweise korrespondierende gesellschaftliche 
Machtstellung der wirtschaftlich betroffenen Unternehmen rechtfertigen.

Zudem ist eine Mehrheit der Kommissionsmitglieder der Auffassung, dass die Ver-
gesellschaftung auch auf sämtliche Bestände sogenannter kapitalmarktorientierter 
Unternehmen ausgerichtet werden kann. Die damit verbundene Ungleichbehand-
lung lässt sich durch die besondere Form der Wertschöpfung durch solche Unter-
nehmen rechtfertigen.

 → Die Eigentumsgewährleistung der Berliner Landesverfassung, die keine ausdrück-
liche, Art. 15 GG entsprechende Vergesellschaftungsbefugnis enthält, steht der 
Vergesellschaftung nach Auffassung der Kommissionsmehrheit nicht entgegen. Sie 
stimmt nicht in der Weise mit dem Grundgesetz überein, die Art. 142 GG für einen 
weiterreichenden Schutz durch Grundrechte einer Landesverfassung verlangt. Da-
rum hat die nach dem Grundgesetz auch den Ländern verliehene Vergesellschaf-
tungsbefugnis Vorrang.

Zwei Kommissionsmitglieder haben in einem Sondervotum ihre abweichende Auf-
fassung niedergelegt, der zufolge eine Vergesellschaftung durch den Berliner Ge-
setzgeber eine Änderung der Landesverfassung voraussetzt.

 → Eine Vergesellschaftung in Berlin belegener Immobilienbestände großer Wohnungs-
unternehmen ist mit den Marktfreiheiten des Unionsrechts vereinbar. Zwar wird die 
Vergesellschaftung in Beschränkungen der Kapitalverkehrsfreiheit und der Nieder-
lassungsfreiheit resultieren. Diese sind jedoch mit gleichen Gründen zu rechtfertigen 
wie die Entziehungen der Grundstücke und die Eingriffe in die Berufsfreiheit. Für den 
Berliner Gesetzgeber resultieren aus den Marktfreiheiten in diesem Zusammenhang 
keine engeren Grenzen als aus den Grundrechten des Grundgesetzes.
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 → Eine Vergesellschaftung von Immobilienbeständen großer Wohnungsunternehmen 
ist mit dem Eigentumsschutz nach dem Zusatzprotokoll der Europäischen Men-
schenrechtskonvention vereinbar. Dieser Eigentumsschutz steht Regelungen, die ein 
Konventionsstaat im Allgemeininteresse für erforderlich hält, nicht entgegen. Dabei 
ist den Konventionsstaaten ein weiter Ermessensspielraum eingeräumt bei der Be-
urteilung, welche Regelungen das Allgemeininteresse erfordert. Daher resultieren 
aus dem konventionsrechtlichen Eigentumsschutz für den Berliner Gesetzgeber kei-
ne Maßgaben, die über diejenigen des Grundgesetzes hinausgehen.

 → Das Risiko des Erfolgs von Investorenklagen gegen Deutschland auf Grundlage 
völkerrechtlicher Investitionsschutzabkommen ist gering. Nach Kenntnis der Kom-
mission sind derzeit keine der von der Vergesellschaftung voraussichtlich betrof-
fenen Unternehmen klagebefugt. Aufgrund der Vielzahl und Unterschiedlichkeit 
der bestehenden Abkommen sowie der Vielgestaltigkeit möglicher Konstellationen 
wirtschaftlicher Beteiligung lassen sich einzelne Fälle erfolgreicher Klagen indes 
nicht ausschließen, die im Einzelfall zu einer höheren Entschädigung des klagenden 
Unternehmens führen können. Sie hätten aber weder die Völkerrechtswidrigkeit ins-
gesamt noch die Verfassungswidrigkeit der Vergesellschaftung zur Folge. Klagebe-
fugt sind allenfalls Unternehmen mit Sitz außerhalb der Europäischen Union. Diese 
werden nach dem Kenntnisstand der Kommission nicht als Eigentümer der anvisier-
ten Wohnimmobilien, sondern lediglich als Anteilseigner von Immobilienunterneh-
men betroffen sein. Solche Anteile werden jedoch im Zuge einer Vergesellschaftung 
schon aufgrund der zu leistenden Entschädigung auch nach den Begriffen des völ-
kerrechtlichen Investitionsschutzes nicht enteignet. 
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A.   
Vergesellschaftungs-
vorhaben

Der Intention ihres Auftrags entsprechend hat die Kommission das Vorhaben beraten, wie 
es im Volksentscheid über einen Beschluss zur Erarbeitung eines Gesetzentwurfs durch 
den Senat zur Vergesellschaftung der Wohnungsbestände großer Wohnungsunternehmen 
zur Abstimmung gestellt war. Der Beschluss selbst ist im Amtsblatt für Berlin vom 6. Au-
gust 2021 veröffentlicht. Den wesentlichen Inhalt gab der Stimmzettel zum Volksentscheid 
wieder, wie folgt: 

„Der Senat wird aufgefordert, alle Maßnahmen einzuleiten, die zur Überführung von Im-
mobilien in Gemeineigentum erforderlich sind:

 → Vergesellschaftung der Bestände aller privatwirtschaftlichen Wohnungsunterneh-
men mit über 3.000 Wohnungen im Land Berlin. Ausgenommen sind Unterneh-
men in öffentlichem Eigentum, kommunale Wohnungsbaugesellschaften in privater 
Rechtsform und Bestände in kollektivem Besitz der Mieter*innenschaft,

 → gemeinwirtschaftliche, nicht profitorientierte Verwaltung der Wohnungsbestände 
durch eine Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR),

 → Verwaltung der in Gemeineigentum überführten Bestände unter mehrheitlicher, de-
mokratischer Beteiligung von Belegschaft, Mieter*innen und Stadtgesellschaft,

 → Verbot der Reprivatisierung dieser Wohnungsbestände in der Satzung der AöR,

 → Zahlung einer Entschädigung deutlich unter Verkehrswert an die betroffenen Woh-
nungsunternehmen.“
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A
 
Der Beschluss lieferte die Grundlage der Beratungen der Kommission. Bisweilen er-
forderten die Beratungen eine zusätzliche oder detailliertere Basis. In diesem Fall hat 
die Kommission auf die konsolidierten Vorschläge in den Veröffentlichungen der den 
Volksentscheid tragenden Initiative zurückgegriffen. Das waren namentlich „Wie Verge-
sellschaftung gelingt“ (2022) und „Gemeingut Wohnen“ (2023). Insbesondere hat die 
Kommission die von der Initiative formulierten Ziele des Vergesellschaftungsvorhabens 
zugrunde gelegt. Soweit es der Kommission geboten oder zumindest dienlich schien, hat 
sie auch alternative Regelungsansätze zu den Vorschlägen der Initiative erörtert.
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B.   
Kompetenz des Landes

Das Land Berlin hat nach der in der Kommission einhellig geteilten Auffassung die Kom-
petenz zur gesetzlichen Regelung einer Vergesellschaftung von in Berlin belegenen Im-
mobilienbeständen großer Wohnungsunternehmen.

I. Gesetzgebungskompetenz 
Art. 30, 70 ff. GG

1. Kompetenz nach Art. 72 Abs. 1, 74 Abs. 1 Nr. 15 GG

Das Land Berlin besitzt nach Art. 70, 72 Abs. 1 GG die Kompetenz für eine gesetzliche 
Regelung, mit der Grundstücke in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemein-
wirtschaft überführt werden.

Die Verteilung der Gesetzgebungskompetenz zwischen Bund und Ländern ist durch 
Art. 30, 70  GG bestimmt. Hiernach haben die Länder das Recht zur Gesetzgebung, 
soweit das Grundgesetz die Kompetenz nicht dem Bund verleiht. Die Überführung von 
Grund und Boden in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft ist 
gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 15 GG eine Materie der konkurrierenden Gesetzgebung. 

Bei Materien der konkurrierenden Gesetzgebung liegt gem. Art. 72 Abs. 1 GG die Kom-
petenz beim Bund. Die Länder bleiben aber zuständig, solange und soweit der Bund 
von seiner Kompetenz keinen Gebrauch gemacht hat. Ein die Zuständigkeit der Län-
der ausschließender Gebrauch setzt voraus, dass der Bund die betroffene Materie er-
schöpfend und damit abschließend regelt (BVerfGE 138, 261 [280] – Thüringer Laden-
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öffnungsgesetz). Von der Kompetenz gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 15 GG hat der Bund bisher 
insgesamt keinen Gebrauch gemacht. Die Frage nach der Reichweite einer etwaigen 
Sperrwirkung („soweit“) einer Regelung des Bundes stellt sich daher nicht.

Die vom Bund zur Eindämmung der Mietpreisentwicklung erlassenen §§ 556d ff. BGB – 
die sogenannte Mietpreisbremse – und die bundesrechtlichen Regelungen zur Zulässig-
keit von Mieterhöhungen (§§ 557 ff. BGB) sind nicht geeignet, gem. Art. 72 Abs. 1 GG eine 
Sperrwirkung gegenüber einem Landesgesetz zur Überführung von Grund und Boden in 
Gemeineigentum zu entfalten. Die Sperrwirkung nach Art. 72 Abs. 1 GG setzt voraus, dass 
Land und Bund objektiv unter demselben Kompetenztitel tätig werden. Die mietrechtlichen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuch fallen indes unter die Gesetzgebungsmaterie 
des bürgerlichen Rechts (Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG), während ein Vergesellschaftungsgesetz 
wie erläutert dem speziellen Kompetenztitel des Art. 74 Abs. 1 Nr. 15 GG zuzuordnen ist.

2. Kompetenz für Nebenfragen

Die Kompetenz erstreckt sich auf alle öffentlich-rechtlichen Regelungen, die zur Durch-
führung des Vorhabens erforderlich sind. Darunter fallen namentlich auch Regelungen 
von Auskunftsverpflichtungen von Immobilienunternehmen samt buß- oder auch straf-
rechtlicher Regelungen zu etwaigen Verstößen.

Weiterhin dürfte ein Gesetz zur Überführung von Grund und Boden in Gemeineigentum 
oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft auch Regelungen enthalten zum recht-
lichen Schicksal schuldvertraglicher Nutzungsrechte an den betroffenen Grundstücken 
bzw. Wohnungen. Die Regelung in § 566 BGB ist für den Fall eines gesetzlichen Eigen-
tumsübergangs nicht unmittelbar einschlägig. Will der Landesgesetzgeber nicht auf eine 
– zivilrechtlich sicherlich naheliegende – Analogiebildung vertrauen, müsste eine Rege-
lung getroffen werden, wonach bestehende Miet- und Pachtverhältnisse vom Eigentümer-
wechsel unberührt bleiben, so dass die neue Eigentümerin an die Stelle des Vermieters 
tritt. Damit wäre eine Regelung getroffen, die an sich zur Materie des bürgerlichen Rechts 
gehört. Diese unterliegt gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG ebenfalls der konkurrierenden Ge-
setzgebungskompetenz, ist aber durch Bundesgesetz abschließend geregelt. 

Dies stellt kein Hindernis für eine landesrechtliche Regelung dar. Bei der Zuordnung einer 
bestimmten Regelung zu einer Kompetenznorm können die einzelnen Regelungen nicht 
isoliert betrachtet werden. Teilregelungen, die derart eng mit dem Schwerpunkt der Ge-
samtregelung verzahnt sind, dass sie als Teil derselben erscheinen, gehören zum Kom-
petenzbereich der Gesamtregelung (vgl. BVerfGE 97, 228 [251 f. Rn. 89] – Kurzbericht-
erstattung; BVerfGE 138, 261 [274 Rn. 30] – Thüringer Ladenöffnungsgesetz). Dabei ist zu 
berücksichtigen, ob die Regelung einen Kompetenzbereich speziell und nicht lediglich 
allgemein behandelt, wobei die Regelung in ihrem Sachzusammenhang zu erfassen ist 
(BVerfGE 159, 223 [280 Rn. 121] – Bundesnotbremse I; BVerfG, NVwZ 2022, 861, 863 – 
Windenergie-Beteiligungsgesellschaften). Aus dieser Perspektive wäre eine entsprechen-
de Regelung kompetenzrechtlich nicht als bürgerliches Recht, sondern entsprechend 
dem Zweck der Pflichten der Materie der Überführung von Grund und Boden in Gemein-
eigentum oder in eine andere Form der Gemeinwirtschaft zuzuordnen.

Selbst wenn man dies anders sehen wollte, würde sich die Kompetenz des Landes zur 
Vergesellschaftung jedenfalls kraft Sachzusammenhangs auf eine solche zivilrechtliche 
Begleitregelung erstrecken. Eine sogenannte Kompetenz kraft Sachzusammenhangs 
liegt vor, wenn eine ausdrücklich zugewiesene Materie verständigerweise nicht geregelt 
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werden kann, ohne dass zugleich eine nicht ausdrücklich zugewiesene andere Materie 
mitgeregelt wird, wenn also ein Übergreifen in nicht ausdrücklich zugewiesene Materien 
unerlässliche Voraussetzung für die Regelung einer zugewiesenen Materie ist (BVerfGE 3, 
407 [427 f.] – Baugutachten; BVerfGE 138, 261 [274 Rn. 30] – Thüringer Ladenöffnungsge-
setz). Diese für die Reichweite der Kompetenzen des Bundes entwickelte Figur greift auch 
für die Kompetenzen der Länder (Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Stand September 
2022, Art. 70 Rn. 142). Die Vergesellschaftung wird überwiegend vermietete Wohnungen 
oder verpachtete Grundstücke betreffen. Damit ist es unerlässlich, das rechtliche Schick-
sal der schuldvertraglichen Nutzungsrechte zu regeln. Der Übergriff in die Materie des 
bürgerlichen Rechts wäre gleichwohl gering, weil nicht etwa einschlägige Bundesrege-
lungen überschrieben würden, sondern lediglich eine Regelung über die zivilrechtlichen 
Folgen eines durch Bundesrecht bislang nicht geregelten Falls getroffen würde.

Demgegenüber wird ein Vergesellschaftungsgesetz keine Regel über den Fortbestand 
dinglicher Rechte an den Grundstücken treffen müssen. Deren Schicksal richtet sich nach 
dem Zuschnitt des Vorhabens der Vergesellschaftung (C.I.2. und 3.). Sofern sie nicht im 
Zuge der Vergesellschaftung übergehen, bleiben sie unberührt.

Ferner stellt sich keine Frage nach der Kompetenz des Landes mit Blick auf Regeln, die für 
die dauerhafte Sicherung der gemeinnützigen Bewirtschaftung erforderlich sind (C.II.2.), 
wie beispielsweise über die Vergabe der Mietwohnungen, über Modernisierungs- und 
Instandhaltungsmaßnahmen oder den Verzicht auf Räumungen. Denn solche Vorschrif-
ten ändern oder ergänzen nicht bestehende zivilrechtliche Regeln, sondern formulieren 
Verhaltenspflichten, die der öffentlich-rechtliche gemeinnützige Träger mit Blick auf den 
Zweck der Vergesellschaftung zu beachten hat. Solche Regelungen fallen kompetenz-
rechtlich von vornherein unter Art. 74 Abs. 1 Nr. 15 GG.

II. Räumliche Reichweite 

Die Hoheitsgewalt des Landes erfasst die im Land Berlin belegenen Grundstücke.

Das Grundgesetz regelt die räumliche Reichweite der Hoheitsgewalt der Länder nicht 
ausdrücklich. Sie ist gleichwohl nicht grenzenlos, sondern sie richtet sich nach dem so-
genannten Territorialitätsprinzip (Heintzen, in: Bonner Kommentar, GG, Stand Oktober 
2018, Art. 70 Rn. 63). Dieses ist im Bundesstaatsprinzip angelegt und aus dem Völker-
recht vertraut. Das Territorialitätsprinzip verlangt eine Beschränkung der unmittelbaren 
Wirkungen eines Landeshoheitsakts auf das Staatsgebiet des gesetzgebenden Landes. 
Hiernach können die Gesetze eines Landes jedenfalls die Rechtsbeziehungen der auf 
dem eigenen Hoheitsgebiet belegenen Grundstücke regeln. Der Sitz oder Wohnsitz der 
betroffenen Eigentümer spielt keine Rolle.
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C.   
Vergesellschaftung
Art. 15, 14 GG

Eine gesetzliche Überführung von Immobilienbeständen großer Wohnungsunternehmen 
in das Eigentum einer zur gemeinnützigen Bewirtschaftung verpflichteten Anstalt des öf-
fentlichen Rechts erfüllt nach der in der Kommission einhellig geteilten Auffassung die in 
Art. 15 GG ausdrücklich genannten Voraussetzungen (I. bis IV.). Darüber hinaus wird in der 
Kommission von einer Mehrheit von neun Mitgliedern die Auffassung vertreten, dass das 
Gebot der Verhältnismäßigkeit einer Vergesellschaftung grundsätzlich oder jedenfalls 
dem konkreten Vorhaben nicht entgegensteht (V.). Drei Mitglieder der Kommission sind 
der Auffassung, dass das Vorhaben auf Basis des derzeitigen Erkenntnisstands (s. dazu 
den gesonderten Hinweis im Sondervotum Verhältnismäßigkeit) nicht als mit dem Gebot 
der Verhältnismäßigkeit vereinbar beurteilt werden kann. Sie haben diese Auffassung in 
einem Sondervotum niedergelegt. Ein weiteres Kommissionsmitglied stimmt in einer ge-
sonderten Stellungnahme in Teilen mit dem Sondervotum überein, weist aber auch eine 
Nähe zu einzelnen Positionen der Kommissionsmehrheit auf.

Vorab sei herausgestellt: Die Kommission ist der Auffassung, dass Art. 15 GG nicht etwa 
durch Zeitablauf obsolet geworden, sondern geltende Verfassungsnorm ist, die dem Ge-
setzgeber eine Befugnis zur Vergesellschaftung verleiht. Zur Bestimmung von Inhalt und 
Maßgaben sind eine Reihe von Fragen zu klären, die in der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts bisher nicht behandelt wurden. Dessen ungeachtet ist bei der 
Entfaltung des Sinns von Art. 15 GG den Fortentwicklungen des Verfassungsrechts in der 
verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung seit der Verabschiedung des Grundgesetzes 
Rechnung zu tragen.
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I. Grund und Boden

Art. 15 S. 1 GG erlaubt die Vergesellschaftung für die Gegenstände Grund und Boden, 
Naturschätze und Produktionsmittel. Das hier zu beurteilende Vorhaben stellt eine Ver-
gesellschaftung von Grund und Boden dar.

1. Grundstücke samt Bebauung

Die anvisierten Immobilienbestände unterfallen rechtlich dem Gegenstand „Grund und 
Boden“ in Art. 15 S.  1 GG. Maßgeblich hierfür ist der Grundstücksbegriff des bürger-
lichen Rechts, der in der Bezeichnung „Grund und Boden“ vorausgesetzt ist (Schliesky, 
in: Bonner Kommentar, GG, Stand August 2011, Art. 15 Rn. 23). Ein Gebäude ist mit dem 
Grundstück fest verbunden und somit dessen wesentlicher Bestandteil (§ 94 Abs. 1 BGB). 
Wesentliche Bestandteile können nicht Gegenstand besonderer Rechte sein (§ 93 BGB). 
Der Gegenstand „Grund und Boden“ schließt daher stets eine etwaige Bebauung mit ein.

Die Bedeutung des Ausdrucks „Grund und Boden“ unterliegt keiner teleologischen Re-
duktion dahingehend, dass Grundstücke ausgeschlossen wären, deren dinglich Berech-
tigte Dienstleistungsunternehmen sind. Zwar unterfallen Wohnimmobilien womöglich 
nicht dem nach Art. 15 S. 1 GG ebenfalls vergesellschaftungsfähigen Gegenstand „Pro-
duktionsmittel“. Denn die Deutung dieses Ausdrucks ist umstritten (Depenheuer/Froese, 
in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 1. Band, 7. Aufl. 2018, Art. 15 Rn. 33 ff.). Eine engere 
Auffassung versteht darunter lediglich Mittel zur Erzeugung von Gütern. Nach volkswirt-
schaftlicher Klassifikation handelt es sich bei der Wohnungsvermietung nicht um Urpro-
duktion oder verarbeitende Produktion. Auf Basis dieser engeren Auffassung würden die 
Wohnimmobilien keine „Produktionsmittel“ darstellen.

Aber auch wenn diese engere Auffassung zum Begriff der Produktionsmittel zuträfe, folgte 
aus ihr keine entsprechende Restriktion des Gegenstands „Grund und Boden“, die eine 
Vergesellschaftung von Grundstücken sperrte, wenn hieran Eigentum oder andere ding-
liche Rechte von Dienstleistungsunternehmen bestehen. Hiergegen spricht zunächst der 
bloße Wortlaut. „Grund und Boden“ führt die Trias der möglichen Gegenstände einer Ver-
gesellschaftung an. Sofern man „Produktionsmittel“, als letztes Glied der Trias, als „Mittel 
zur Güterproduktion“ lesen möchte, ist es sprachlich nicht plausibel, dass dieses engere 
Verständnis auf das erste Glied ausstrahlen soll. 

Systematische Aspekte sprechen ebenfalls gegen eine Reduktion. Zum einen würde die 
gesonderte Benennung von „Grund und Boden“ ihren Regelungsgehalt verlieren, wenn 
es sich immer auch um ein Produktionsmittel (im genannten engeren Sinne) handeln 
müsste. Zum anderen müsste man die Restriktion konsequent auch auf das zweite Glied 
der Trias beziehen, die „Naturschätze“. Dies aber leuchtet erst recht nicht ein. Eine Ver-
gesellschaftung von Naturschätzen sollte sicherlich auch dann möglich sein, wenn der 
Inhaber sie brachliegen lässt, sie also nicht als Produktionsmittel fungieren. Denn bei Na-
turschätzen handelt es sich um Gegenstände, die für die gesellschaftliche Reproduktion 
von großer Bedeutung sein können, unabhängig davon, ob und wie sie die Berechtigten 
ihrerseits bereits unternehmerisch nutzen. Dasselbe gilt für „Grund und Boden“, der eben-
falls aufgrund der möglichen Bedeutung für die gesellschaftliche Reproduktion zur Ver-
gesellschaftung offensteht, unabhängig davon, ob er schon als Produktionsmittel genutzt 
wird oder brachliegt. Dann aber kann die Befugnis zur Vergesellschaftung von „Grund 
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und Boden“ auch nicht durch eine unternehmerische Nutzung im Rahmen einer Dienst-
leistung gesperrt werden.

Ferner ist in historischer Perspektive zu gewärtigen, dass sich die Regelung in Art. 15 GG 
in Abkehr von Art. 156 WRV gerade nicht auf die Vergesellschaftung von Unternehmen 
bezieht, sondern die Reichweite der Vergesellschaftungsbefugnis durch die Aufzählung 
von Gegenständen bestimmt ist. Auch das spricht dagegen, dass eine bestimmte Art 
der unternehmerischen Nutzung der genannten Gegenstände eine übergreifende, aber 
dennoch unausgesprochene Voraussetzung liefern soll.

Schließlich sind Art. 15 S. 1 GG auch keine Einschränkungen dahingehend zu entnehmen, 
dass Grundstücke im Eigentum anderer öffentlich-rechtlicher Körperschaften, seien es 
Gebietskörperschaften (Bund, andere Länder, Kommunen) oder andere (Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts) nicht vergesellschaftet werden könnten. Die Kommis-
sion hat aber unterstellt, dass solche öffentlichen Eigentümer von dem hier zu prüfen-
den Vorhaben grundsätzlich nicht erfasst sein sollen. Die rechtliche Zulässigkeit einer 
etwaigen Einbeziehung der Grundstücke öffentlicher Eigentümer, die nach Ansicht der 
Kommission unter anderem unter dem Gesichtspunkt der Bundesstaatlichkeit erheblichen 
Zweifeln unterliegt, wurde darum nicht eingehend erörtert.

2. Erfasste Sachenrechte

An den zu vergesellschaftenden Immobilien besteht Eigentum Privater. Daneben kön-
nen beschränkte dingliche Rechte bestellt sein, namentlich Nutzungs-, Verwertungs- und 
Erwerbsrechte. Eine Vergesellschaftung nach Art. 15 S. 1 GG kann sich auf alle diese 
Rechte beziehen. Denn Gegenstand sind kraft der Bezeichnung „Grund und Boden“ die 
Grundstücke selbst. Es geht daher um die rechtliche Verfügungsgewalt über die Grund-
stücke, die sowohl durch das unbeschränkte Eigentum, also das Vollrecht, als auch durch 
beschränkte dingliche Rechte vermittelt werden kann. Daher erfasst eine Vergesellschaf-
tung grundsätzlich sowohl das Eigentum als auch beschränkte dingliche Rechte, darunter 
insbesondere Grundpfandrechte wie Hypotheken und Grundschulden. 

Es besteht keine Ausnahme für Wohnungseigentum und Erbbaurecht. Deren in der Praxis 
geläufige Bezeichnung als „grundstücksgleiche“ Rechte darf nicht zu der Fehlvorstellung 
führen, es handle sich nicht um beschränkte dingliche Rechte am Grundstück, sondern 
um selbständiges Eigentum an einer anderen Sache als dem Grundstück, nämlich der 
Wohnung oder dem Gebäude, und damit um Eigentum an einem „rechtlich geschaffe-
nem Boden“. Denn die Existenz der besagten Rechte ändert nichts daran, dass es sich 
stets um eine einheitliche Sache handelt, eben das Grundstück (§§ 93, 94 Abs. 1 BGB), 
an dem beschränkte dingliche Rechte bestellt sind. Wohneigentum und Erbbaurecht sind 
darum treffender nicht als „grundstücksgleiche“, sondern als „grundeigentumsähnliche“ 
Rechte bezeichnet. Ihr Inhalt liegt in der Tat nahe am Vollrecht, die Befugnisse der Inha-
ber haben mit Bezug auf die Wohnung oder das Gebäude fast denselben Umfang wie 
die Befugnisse des Eigentümers eines insoweit unbelasteten Grundstücks. Die Nähe zum 
Vollrecht ändert jedoch nichts an ihrem Charakter als beschränkte dingliche Rechte an 
einem Grundstück. Es ist nicht ersichtlich, dass gerade diese beschränkten dinglichen 
Rechte bei einer Vergesellschaftung von Grundstücken ausgespart sein sollen.
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3. Mögliche Ausnahmen (Vorkaufsrechte, Grunddienstbarkeiten)

Eine gemeinwirtschaftliche Nutzung der vergesellschafteten Sachen wird häufig keinen 
oder allenfalls wenig Raum lassen für den Fortbestand privater dinglicher Rechte. Denn 
eine solche Nutzung verlangt in der Regel eine dauerhafte und umfassende Verfügungs-
befugnis, wie sie nur dem Inhaber unbelasteten Eigentums zusteht. Letztlich richtet sich 
eine faktische Aussparung einzelner dinglicher Rechte nach den Erfordernissen des kon-
kreten Vergesellschaftungsvorhabens.

Danach erfasst eine Vergesellschaftung grundsätzlich sämtliche Grundpfandrechte. An-
dernfalls wäre die Überführung in Gemeineigentum mit dem Risiko behaftet, nicht von 
Dauer zu sein. Denn bei Fälligkeit des Grundpfandrechts kann der Inhaber die mit dem 
Recht verbundene Verwertungsbefugnis nach eigenem Belieben ausüben. Dies würde 
zum privaten lastenfreien Erwerb des Grundstücks führen, das Grundstück also der 
gemeinnützigen Bewirtschaftung wieder entziehen. 

Eine prinzipielle Ausnahme liefert das Vorkaufsrecht. Es kann an sich Bestand haben. 
Denn die vergesellschafteten Grundstücke könnten, sofern die dauerhafte Überführung 
in Gemeinwirtschaft in verfassungsrechtlich zulässiger Weise beendet würde, eines (mut-
maßlich fernen) Tages wieder privatisiert werden. Ein Vorkaufsrecht würde den Eintritt 
in den dann abgeschlossenen Kaufvertrag ermöglichen. Ein Vorkaufsrecht bleibt darum 
rechtlich relevant, verschafft aber in der Gegenwart keine Verfügungsgewalt über das 
Grundstück, die die gemeinnützige Bewirtschaftung beeinträchtigen könnte.

Was dingliche Nutzungsrechte anbelangt, ergibt sich die Reichweite der Entziehung aus 
dem Inhalt des Nutzungsrechts einerseits und der konkreten Gestalt eines Vergesellschaf-
tungsvorhabens andererseits. So ist es möglich, dass Grunddienstbarkeiten ihrem Inhalt 
nach, etwa im Falle von Wegerechten, mit der gemeinnützigen Bewirtschaftung vereinbar 
sind. 

Da sich im hier zu beurteilenden Vorhaben die Vergesellschaftung lediglich auf die Be-
stände großer Wohnungsunternehmen beziehen soll, können weitere Konstellationen auf-
treten, in denen einzelne Rechte an einem Grundstück am Ende Bestand haben können: 
So kann ein Grundstück zu einem maßgeblichen Bestand zählen, doch an diesem be-
steht ein einzelnes Wohnungseigentum zugunsten einer Person, deren Bestände nicht er-
fasst sind. Dann muss das Wohnungseigentum am Ende Bestand haben. Oder es kann 
die Zurechnung zu einem betroffenen Bestand auf der Basis eines dinglichen Nutzungs-
rechts erfolgen, doch das Grundstück steht im Eigentum einer Person, deren Bestände 
nicht erfasst sind. Dann muss dieses Eigentum am Ende Bestand haben.

Sofern einzelne dingliche Rechte nach dem Vorstehenden an sich Bestand haben kön-
nen, ist es mit Blick auf das Erfordernis der Legalvergesellschaftung (C.III.) notwendig, in 
einem ersten Schritt gleichwohl sämtliche Rechte zu entziehen, um sie in einem zweiten 
Schritt auf der Grundlage eines entsprechenden gesetzlichen Anspruchs an die Beteilig-
ten zurückzuübertragen.
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II. Überführung in eine Form der Gemeinwirtschaft

Eine Vergesellschaftung erfolgt nach Art. 15 S. 1 GG durch die Überführung der betroffe-
nen Gegenstände in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft. Die 
anvisierte Übertragung des Eigentums an den maßgeblichen Wohnimmobilien auf eine 
Anstalt öffentlichen Rechts erfüllt diese Maßgabe, sofern zusätzlich die gemeinnützige 
Bewirtschaftung gesetzlich auf Dauer gesichert ist. 

1. Gemeineigentum

Das Gemeineigentum in Art. 15 S. 1 GG ist als Unterfall und offenbar als typische Grund-
lage einer gemeinnützigen Bewirtschaftung konzipiert. Die Überführung in Gemeineigen-
tum meint dabei die Übertragung des Eigentums vom bisherigen privaten Inhaber auf 
einen geeigneten öffentlich-rechtlichen Träger von Gemeineigentum. In Betracht kommen 
sämtliche juristische Personen des öffentlichen Rechts, also insbesondere staatliche oder 
kommunale Gebietskörperschaften, öffentlich-rechtliche Stiftungen und auch eine An-
stalt öffentlichen Rechts. Denn all diese sind keine Privaten, die mit ihren Gegenständen 
beliebige Zwecke verfolgen können, sondern sie sind in ihrem Handeln auf öffentliche 
Zwecke festgelegt.

Am Rande sei notiert, dass die Begründung von Gemeineigentum keine notwendige An-
forderung an eine Vergesellschaftung nach Art. 15 S. 1 GG darstellt. An sich kann jede 
beliebige Person Rechtsträger der vergesellschafteten Gegenstände werden oder auch 
bleiben, sofern die von Art. 15 S. 1 GG tatsächlich zwingend geforderte Gemeinwirtschaft-
lichkeit auf andere Weise hergestellt wird. Als gemeinwirtschaftliche Träger kommen da-
her namentlich auch private Stiftungen in Betracht.

2. Form der Gemeinwirtschaft

Im Falle einer Überführung in Gemeineigentum erschöpft sich die Anforderung von Art. 15 
S. 1 GG nicht in der Übertragung des Eigentums auf einen öffentlich-rechtlichen Träger. 
Da neben dem Gemeineigentum „andere Formen“ der Gemeinwirtschaft für möglich er-
klärt sind, muss auch das Gemeineigentum einer gemeinwirtschaftlich ausgerichteten 
Verwaltung unterliegen, das meint eine gemeinnützige Bewirtschaftung gerade der ver-
gesellschafteten Gegenstände. Dabei bezieht sich diese Vorgabe nur auf die Bewirt-
schaftung durch den neuen Träger. Der privatnützige Charakter der mietvertraglichen 
Gewährleistung des Gebrauchs der Wohnung für den Mieter bleibt davon unberührt. 

Es entspräche nicht den Anforderungen einer gemeinnützigen Bewirtschaftung, wenn der 
Gemeineigentümer die Immobilien mit der Absicht größtmöglicher Erträge bewirtschaf-
tete, auch wenn er mit den Erträgen öffentliche Aufgaben finanzierte. Die Vergesellschaf-
tung, zu der Art. 15 S. 1 GG befugt, darf nicht einfach dazu dienen, der öffentlichen Hand 
zusätzliche Einnahmen zu erschließen. Vielmehr muss gerade die Bewirtschaftung der 
vergesellschafteten Gegenstände selbst an öffentlichen Zwecken ausgerichtet sein. 

Im Falle der anvisierten Vergesellschaftung der Bestände großer Wohnungsunternehmen 
sind solche öffentlichen Zwecke die Bereitstellung bezahlbaren und dennoch angemes-
sen instandgehaltenen Wohnraums, Modernisierungen zur gerade im Gebäudebereich 
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dringend gebotenen Anpassung an den Klimawandel, einschließlich energetischer Sa-
nierung, Schaffung neuen bezahlbaren Wohnraums durch Aufstockung und Nachverdich-
tung, weiterhin die Förderung einer gemeinwohldienlichen stadträumlichen Entwicklung, 
die diskriminierungsfreie Verteilung vorhandener Wohnungen, schließlich die Bekämpfung 
von Obdachlosigkeit durch Ausschluss oder Zurückhaltung bei Räumungen (V.2.c) (1)). 

Weitergehende verfassungsrechtliche Vorgaben, wie die aufgeführten öffentlichen Be-
lange seitens des neuen Trägers genau zu verfolgen sind, können aus der Voraussetzung 
der Gemeinwirtschaftlichkeit nicht abgeleitet werden. So ist es verfassungsrechtlich nicht 
geboten, ein bestimmtes Maß der Nachverdichtung gesetzlich vorzuschreiben, die stadt-
räumliche Qualifizierung in einzelne Funktionen auszubuchstabieren oder auch den Kreis 
der Mieter einzugrenzen. Für solche Vorgaben enthält der verfassungsrechtliche Begriff 
der Gemeinwirtschaft für sich genommen keine Maßstäbe.

Seitens der Vergesellschaftungsgesetzgebung darf die Ausrichtung an den besagten öf-
fentlichen Zwecken vom neuen öffentlich-rechtlichen Träger nicht nur erhofft oder erwartet 
werden. Die Gesetzgebung muss diese Ausrichtung vielmehr durch einschlägige gesetz-
liche Vorgaben dauerhaft sicherstellen. Dies entspricht den Vorgaben, die das Bundes-
verfassungsgericht für Enteignungen zugunsten Privater nach Art. 14 Abs. 3 GG entwickelt 
hat: Die Gesetzgebung muss den Zweck genau beschreiben und den Gemeinwohlbezug 
der künftigen Tätigkeit des neuen Eigentümers rechtlich dauerhaft sichern, indem sie den 
begünstigten Privaten effektiv an das Wohl der Allgemeinheit bindet (BVerfGE 74, 264 
[286] – Boxberg). Es liegt nahe, diese Maßgaben entsprechend auf die Vergesellschaf-
tung zu übertragen, auch wenn es sich bei dem neuen Träger um eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts handelt. Dieser Aufgabe muss sich die Gesetzgebung mit 
Sorgfalt widmen, um den gemeinnützigen Charakter der Bewirtschaftung verlässlich zu 
sichern. Grundlegende Hindernisse sind in diesem Zusammenhang aber nicht ersichtlich.

III. Legalvergesellschaftung

Nach Art. 15 S. 1 GG muss die Überführung in Gemeineigentum durch Gesetz bewirkt 
werden. Diese Anforderung ist bei der Ausgestaltung des anvisierten Gesetzes zu wahren. 

Die Maßgabe einer Vergesellschaftung „durch Gesetz“ erlaubt – im Anschluss an die ent-
eignungsrechtliche Terminologie – nur eine Legalvergesellschaftung. Anders als im Fall 
der Enteignung ist eine Entziehung privater Rechte zum Zweck der Vergesellschaftung 
nicht als Administrativvergesellschaftung zulässig.

Auch für die rechtlichen Anforderungen liegt der Rückgriff auf die entsprechende Un-
terscheidung bei der Enteignung nahe. Bei einer Administrativenteignung erfolgt der 
Rechtsentzug im einzelnen Fall durch einen gestaltenden Verwaltungsakt. Hingegen ist 
eine Legalenteignung dadurch gekennzeichnet, dass das Gesetz selbst und unmittel-
bar den Entzug der betroffenen konkreten und individuellen Rechtsposition bestimmt 
(BVerfGE 45, 297 [326] – Öffentliche Last). Mit Inkrafttreten des Gesetzes müssen so-
wohl der Zeitpunkt des Rechtsentzugs als auch die betroffenen Personen feststehen 
(BVerfGE 45, 297 [326]). Dem Charakter einer Legalenteignung steht nicht entgegen, 
dass die praktische Implementierung des Gesetzes noch Verwaltungshandeln erfor-
dert, solange der Rechtsentzug selbst gleichwohl ipso iure erfolgt. Damit darf der Ver-
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waltung beim Vollzug des legalenteignenden Gesetzes kein Beurteilungs- oder Ermes-
sensspielraum im Einzelfall verbleiben.

Entsprechendes muss für ein Legalvergesellschaftung gelten: Mit Inkrafttreten müssen 
neben dem Zeitpunkt die Grundstücke und darüber vermittelt auch der Personenkreis 
bestimmt sein, so dass der Rechtsentzug ipso iure eintritt. Das bedeutet, dass die Be-
troffenheit und der Zeitpunkt des Verlusts unmittelbar durch das Gesetz bestimmbar sein 
muss, sich aber nicht direkt aus dem Gesetz ablesen lassen muss, solange der Verwal-
tung kein eigener gestalterischer Spielraum verbleibt. In zeitlicher Hinsicht etwa wird der 
Übergang des Eigentums sinnigerweise mit der amtlich vorzunehmenden Eintragung im 
Grundbuch wirksam werden. Ebenso können noch gebundene Verwaltungsakte erfolgen, 
die lediglich verbindlich feststellen, dass ein bestimmtes Grundstück zu einem nach dem 
Gesetz von der Vergesellschaftung betroffenen Bestand zählt. 

Die Bestimmung der Betroffenen soll im vorliegenden Fall, anders als im typischen Fall 
einer Enteignung, nicht über die konkrete Belegenheit erfolgen, sondern über die Zurech-
nung eines Grundstücks zum Bestand des ihn bewirtschaftenden Unternehmens. Damit 
die Rechtsentziehung trotzdem ipso iure erfolgt, muss die Bestimmbarkeit der Zurech-
nung im Vergesellschaftungsgesetz abschließend geregelt sein, so dass sich die Grund-
stücke allein auf Grundlage dieser Regelungen bestimmen lassen. Dies ist auch dann 
gegeben, wenn man, wie von der Initiative für den Volksentscheid vorgeschlagen, einem 
Unternehmen über die eigenen Grundstücke hinaus insbesondere auch solche Grund-
stücke zurechnet, deren dinglich berechtigte Unternehmen einem beherrschenden Ein-
fluss dieses Unternehmens nach dem Vorbild handelsrechtlicher Maßgaben (§ 290 HGB) 
unterliegen. Denn ein gestalterischer Spielraum der Verwaltung wäre bei einer solchen 
Ausgestaltung nicht eröffnet. Demzufolge ist eine adressscharfe Bezeichnung der einzel-
nen Flurstücke ebenso wie eine namentliche Bezeichnung der Unternehmen, denen diese 
Immobilien zuzurechnen sind, im Gesetz nicht erforderlich.

IV. Kein Erfordernis der Vergesellschaftungsreife

Über den Wortlaut hinaus enthält Art. 15 S. 1 GG keine ungeschriebene Voraussetzung 
einer Vergesellschaftungsreife. 

Von der rechtswissenschaftlichen Literatur wird demgegenüber zum Teil eine solche Vo-
raussetzung angenommen. Es werden dabei im Wesentlichen zwei Deutungen vertreten. 
Die eine Auffassung versteht das Erfordernis so, dass den betroffenen Gegenständen 
eine gewisse wirtschaftliche Bedeutung zukommen müsse (Bryde, in: v. Münch/Kunig, GG, 
1. Band, 7. Aufl. 2021, Art. 15 Rn. 22; Depenheuer/Froese, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, 
GG, 1. Band, 7. Aufl. 2018, Art. 15 Rn. 40; Wendt, in: Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 15 Rn. 
14). Maß und Kriterien, die eine wirtschaftlichen Bedeutung ausmachen sollen, bleiben 
dabei häufig unscharf und sind im Einzelnen wiederum umstritten. Im Ergebnis soll mit 
diesem Verständnis der Vergesellschaftungsreife aber nicht zuletzt gewährleistet werden, 
dass die Befugnis aus Art. 15 GG weder zur Vergesellschaftung etwa einzelner kleiner 
bäuerlicher oder handwerklicher Betriebe als Produktionsmittel noch einer Zeile von Ein-
familienhäusern als Grund und Boden herangezogen wird.
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Die andere Auffassung interpretiert Art. 15 GG als besonderes Instrument zur sozialstaat-
lichen Daseinsvorsorge und verlangt darum für eine Vergesellschaftungsreife, dass die 
Befriedigung essentieller menschlicher Bedürfnisse über den marktwirtschaftlichen Wett-
bewerb nicht mehr in ausreichendem Maße möglich sei (vgl. die Nachweise bei Durner, 
in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Stand September 2022, Art. 15 Rn. 93). Die Voraussetzung 
der Vergesellschaftungsreife beziehe sich also nicht auf eine Eigenschaft der betroffenen 
Unternehmen, sondern auf die Versorgungslage.

Beiden Auffassungen ist entgegenzuhalten: Die Regelung der Vergesellschaftungsbefug-
nis in Art. 156 WRV enthielt eine Anforderung der Vergesellschaftungsreife, wobei sich 
diese Befugnis insgesamt nicht auf Gegenstände, sondern auf Unternehmen bezog. Die-
se Unternehmen mussten nach dem Wortlaut der Regelung „für die Vergesellschaftung 
geeignet“ sein. Art. 15 S. 1 GG enthält eine entsprechende Vorgabe aber gerade nicht, 
auch weil sich die darin geregelte Befugnis dem Wortlaut nach auf Gegenstände und 
gerade nicht auf Unternehmen bezieht. Zwar wird vertreten, dass der Begriff „Produk-
tionsmittel“ weit zu verstehen sei, hierunter damit auch die Unternehmen selbst fallen 
könnten. Nur auf dieser Grundlage könnte man ein Fortschreiben der Anforderung einer 
Vergesellschaftungsreife aus Art. 156 WRV erwägen. Dies bedarf aber keiner weiteren 
Vertiefung, da das hier zu beurteilende Vorhaben nicht auf Unternehmen zielt, sondern 
auf Grund und Boden.

Im Übrigen erscheint es zwar im Ergebnis richtig, dass Art 15 S. 1 GG weder die Vergesell-
schaftung einzelner kleiner bäuerlicher oder handwerklicher Betriebe als Produktionsmit-
tel noch die Vergesellschaftung einzelner Einfamilienhäuser als Grund und Boden trägt. 
Dem wäre jedoch systematisch in einem anderen Zusammenhang Rechnung zu tragen, 
nämlich im Rahmen der Prüfung der Verhältnismäßigkeit der Vergesellschaftung und der 
Prüfung ihrer Vereinbarkeit mit dem Gleichheitssatz.

V. Verhältnismäßigkeit

Das Gebot der Verhältnismäßigkeit bildet im Grundsatz die Schranke jeden staatlichen 
Eingriffs in Grundrechte. Es ergibt sich nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts aus dem Wesen der Grundrechte selbst, die als Ausdruck des allgemeinen Frei-
heitsanspruchs des Bürgers gegenüber dem Staat von der öffentlichen Gewalt jeweils nur 
so weit beschränkt werden dürfen, als es zum Schutz öffentlicher Interessen unerlässlich 
ist (BVerfGE 19, 342 [348 f.] – Wencker). Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit besagt, 
dass ein staatlicher Eingriff einem legitimen Zweck dienen muss, zur Erreichung oder 
Förderung dieses Zwecks geeignet sein muss, nicht über das hierfür Erforderliche hin-
ausgehen darf und schließlich der zu erwartende Ertrag des Eingriffs für den Zweck in 
angemessenem Verhältnis stehen muss zu der bewirkten Belastung für den betroffenen 
Grundrechtsträger.

Unter Art. 15 S. 1 GG stellt sich zunächst die Frage, ob das Gebot der Verhältnismäßigkeit 
auch gegenüber der Vergesellschaftungsgesetzgebung zur Anwendung zu bringen ist. 
Diese Frage wird von zwei Mitgliedern in der Kommission auf Grundlage der Auffassung 
verneint, dass es sich bei einer Vergesellschaftung tatsächlich nicht um einen Eingriff in 
Grundrechte im klassischen Sinn handelt (1.).
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Sieben Mitglieder der Kommission vertreten die Auffassung, dass eine Vergesellschaftung 
das Gebot der Verhältnismäßigkeit zu wahren hat, die Verhältnismäßigkeit des Vorha-
bens aber zu bejahen ist, auch weil das Gebot nach ihrer Auffassung für den Fall einer 
Vergesellschaftung gegenüber dem Fall einer Enteignung substantiell modifizierte Maß-
gaben enthält (2.). Dem schließen sich die beiden Mitglieder hilfsweise an, die die An-
wendbarkeit des Verhältnismäßigkeitsgebots an sich verneinen.

Die gegenteilige Auffassung von drei Mitgliedern der Kommission, die die Verhältnis-
mäßigkeit des Vorhabens auf Basis der derzeitigen Sach- oder jedenfalls Erkenntnislage 
nicht bejahen, ist in einem Sondervotum niedergelegt. Ein weiteres Kommissionsmitglied 
stimmt in einer gesonderten Stellungnahme in Teilen mit dem Sondervotum überein, weist 
aber auch eine Nähe zu einzelnen Positionen der Kommissionsmehrheit auf.

1. Unanwendbarkeit 

Nach der erstgenannten Auffassung besteht kein Erfordernis der Verhältnismäßigkeit, da 
eine Vergesellschaftung, obgleich damit ein Entzug subjektiver Rechte verbunden ist, 
nach der Konzeption der Eigentumsgewährleistung nach Art. 14, 15 GG insgesamt gerade 
keinen Eingriff in das Grundrecht der Eigentümer darstellt. Vielmehr stellt die Vergesell-
schaftungsbefugnis nach Art. 15 GG eine wirtschaftspolitische Offenhaltungsnorm dar 
bzw. ein demokratisches Grundrecht von besonderer Art, das der Entziehung subjektiver 
Rechte den Charakter eines Eingriffs nimmt. Bereits logisch kann kein Eingriff in das priva-
te Eigentum vorliegen, wenn Art. 14 GG gerade nicht vor Vergesellschaftungen schützen 
soll, sondern Art. 14 GG zu Art. 15 GG vielmehr in einem strikten, aus der Offenheit des 
Grundgesetzes für wirtschaftspolitische Strukturentscheidungen rührenden Verhältnis der 
Alternativität steht.

Im Hintergrund dieser Auffassung steht das Folgende: Geistesgeschichtlich entsteht das 
Grundgesetz an einer wirtschaftsverfassungspolitischen Wegscheide. Die im späten Kai-
serreich und in Weimar von sozialdemokratischer Seite entwickelten Vergesellschaftungs-
ideen werden von großen Teilen der Gesellschaft als Garantie für den demokratischen 
Charakter des Gemeinwesens betrachtet, nicht zuletzt da die NS-Diktatur unter tätiger 
Mithilfe großindustrieller Strukturen herbeigeführt worden war. Die SPD machte die Mög-
lichkeit zu weitreichenden Vergesellschaftungen nach dem erhofften Wahlsieg bei der 
ersten Bundestagswahl zur Bedingung ihrer Zustimmung zum Grundgesetz. Aus der ide-
enhistorischen Situation ergibt sich daher zwingend der Charakter des Art. 15 GG als eine 
Norm, die die wirtschaftspolitische Struktur offenhalten soll.

Auch systematisch ist dieses Ergebnis zwingend: Aus sozialdemokratischer Sicht ging es 
bei der Vergesellschaftung nicht um die Beschränkung der formalen Freiheit der wenigen 
(Eigentümer), sondern um die Erweiterung der substantiellen Freiheit für die vielen (Nicht-
eigentümer). Die grundrechtliche Gewährleistung des Privateigentums erschien insofern 
als in demokratischer Hinsicht prekäres Grundrecht, als dadurch die durch das Privat-
eigentum an Grund und Boden, Naturschätzen und Produktionsmitteln hervorgebrach-
ten sozialen Machtverhältnisse festgeschrieben werden. Das Privateigentum sollte nicht 
wie noch in der Rechtswissenschaft bzw. Praxis der Rechtsprechung unter der Weima-
rer Reichsverfassung (namentlich zur „Institutsgarantie“ des Privateigentums und gera-
de auch zu der des Gleichheitssatzes) einer Ausweitung der politisch-demokratischen 
Selbstbestimmung entgegenstehen können. Dies bekräftigend und sogar verstärkend 
war schon kurz nach dem Inkrafttreten des Grundgesetzes festgehalten worden, dass 
Art. 15 GG die „Ablösung der kapitalistischen Ordnung“ ohne Verfassungsänderung und 
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„ohne Bruch der legalen Kontinuität“ ermögliche (Ipsen, VVDStRL 10 (1952), S. 74; s.a. 
Bryde, in: v. Münch/Kunig, GG, 1. Band, 7. Aufl. 2021, Art. 15 Rn. 8). 

Entsprechend ist die Vergesellschaftungsbefugnis nach dem Text des Grundgesetzes 
nicht als dritte Form des Eigentumseingriffs an die Möglichkeiten von Schrankenbestim-
mung und Enteignung in einem vierten Absatz von Art. 14 GG angefügt, sondern bildet 
eben als Art. 15 GG einen eigenständigen Artikel im Grundrechtskatalog. Dem entspricht 
auch die Auszeichnung der Vergesellschaftungsbefugnis als „soziales Grundrecht“ in den 
Beratungen im Parlamentarischen Rat (Dopatka, Darstellung und Kritik der herrschenden 
Auslegung von Art. 15 Grundgesetz, in: Winter (Hrsg.), Sozialisierung von Unternehmen, 
1976, S. 198).

Als demokratisch-soziales Grundrecht bzw. demokratische Offenhaltungsnorm hat 
Art. 15 GG keinen Abwehrcharakter. Es ist aber auch kein soziales Leistungsrecht, wie 
etwa das aus Art.  1 Abs. 1, 20 Abs. 1 GG abzuleitende Grundrecht auf ein soziokultu-
relles Existenzminimum. Es gibt kein individuell-subjektives Grundrecht auf den Vollzug 
von Vergesellschaftungen. Art. 15 GG enthält aber die Berechtigung der demokratischen 
Gesetzgebung, über den Vollzug von Vergesellschaftung im Ausgangspunkt rein politisch 
zu entscheiden. Man kann darum von einem kollektiv wahrzunehmenden demokratischen 
Grundrecht sprechen. Dessen Pointe besteht nicht wie etwa beim Wahlrecht darin, die 
für alle gleiche formelle Teilhabe am politischen Prozess zu gewährleisten, sondern da-
rin, die materielle Reichweite politischer Gestaltungsmacht, und darüber vermittelt die 
materielle Bedeutung der individuellen Rechte auf gleiche Teilhabe hieran, in Form der 
Gesetzgebung über Schrankenbestimmung und Enteignung hinaus auszudehnen, eben 
auf die Vergesellschaftung. 

Während Schrankenbestimmung und Enteignung Eingriffe in das Eigentum Privater dar-
stellen, greift die Vergesellschaftung mithin nicht in das Eigentum Privater ein. Vielmehr 
beendet die Vergesellschaftung mit Blick auf die betroffenen Gegenstände die Möglich-
keit, als Eigentum Privater zu fungieren. Wenn aber für einen Gegenstand die Privatei-
gentumsfähigkeit konstitutiv beendet wird, kann diese konstitutive Beendigung der Eigen-
tumsfähigkeit nicht zugleich als Eingriff in das Eigentum zählen. Aufgrund eines fehlenden 
Eingriffscharakters verliert die Maßgabe der Verhältnismäßigkeit ihren Sinn.

Darum muss die Vergesellschaftung allein den in Art. 15 S. 1 GG genannten Anforderun-
gen entsprechen, ein Gebot der Verhältnismäßigkeit ist darüber hinaus nicht zu wahren. 
Die parlamentarische Mehrheit stellt eine hinreichend starke Hürde für Vergesellschaf-
tungsmaßnahmen dar, da sich solche Mehrheiten gegen wirtschaftliche Machtfaktoren 
nach aller Erfahrung deutlich schwerer organisieren lassen. Darüber hinaus ist, als weite-
re Hürde, auch eine Entschädigung zu zahlen.

2. Modifizierte Anwendbarkeit

Die übrigen Kommissionsmitglieder schließen sich dieser Sicht nicht an. Sie vertreten die 
Auffassung, dass es aus Sicht der privaten Eigentümer keinen Unterschied macht, ob 
subjektive Rechte im Zuge einer Enteignung oder einer Vergesellschaftung entzogen wer-
den. Der Sinn einer Vergesellschaftung liegt zwar darin, die private Verfügungsbefugnis 
am Vergesellschaftungsgegenstand grundsätzlich für die Zukunft zu beenden, sowie eine 
Gemeinwohlbindung der Bewirtschaftung herzustellen. Dies wird jedoch mithilfe eines 
Entzugs des Eigentums ins Werk gesetzt. Daher stellt die Vergesellschaftung einen Ein-
griff in die kraft Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG garantierte Eigentumsfreiheit dar. Hierfür spricht 
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auch, dass die Vergesellschaftung nach Art. 15 S. 2 GG nicht entschädigungslos voll-
zogen werden kann. Eine Entschädigungspflicht erscheint inkonsequent, wenn es sich gar 
nicht erst um einen Eingriff handelte. Weil auf Basis dieser Auffassung der Charakter der 
Vergesellschaftung als Grundrechtseingriff zu bejahen ist, hat auch der Vergesellschaf-
tungsgesetzgeber das Gebot der Verhältnismäßigkeit zu wahren.

Dieser Befund legt allerdings noch nicht den konkreten Gehalt des Gebotes der Verhält-
nismäßigkeit unter Art. 15 GG fest. Tatsächlich liegt die Pointe von Art. 15 GG darin, dass 
die Vergesellschaftung als ein eigenständiger Zweck zählt, der von anderen Zwecken des 
Allgemeinwohls zu unterscheiden ist und neben diese tritt (dazu a)). Hieraus resultiert eine 
Modifikation der Verhältnismäßigkeitsprüfung, um der durch Art. 15 GG zum Ausdruck 
gekommenen Vermutung zugunsten der Gemeinschaftsinteressen Rechnung zu tragen 
(dazu b)). Jedenfalls gemäß diesem modifizierten Maßstab stellt sich das Vergesellschaf-
tungsvorhaben als verhältnismäßig dar (dazu c)).

a) Vergesellschaftung als eigenständiger Zweck kraft Art. 15 GG

(1) Zur Bedeutung des historischen Kontexts 

Das Grundgesetz schreibt, wie für eine Verfassung typisch, grundlegende Kom-
promisse zwischen den die Verfassung tragenden gesellschaftspolitischen Kräften 
bzw. zwischen den sie repräsentierenden politischen Parteien fest. Zur Kompromiss-
struktur des Grundgesetzes gehört es, bestimmte Entscheidungen, obwohl oder weil 
sie für das Gemeinwesen zentrale Bedeutung haben, dem politischen Prozess und 
damit der Regelung durch den einfachen Gesetzgeber zu überantworten. Zu nen-
nen sind hier beispielsweise die Gestaltung des Wahlsystems (Art. 38 Abs. 3 GG), 
die Einbettung des Staates in supranationale Zusammenhänge (Art. 24 Abs. 1 GG) 
und, für den vorliegenden Zusammenhang allein relevant, die Gestaltung der Wirt-
schaftsordnung (Art. 15 GG). Für letztere hat das Bundesverfassungsgericht die weit-
reichende Regelungsbefugnis des einfachen Gesetzgebers auf die Formel von der 
„wirtschaftspolitischen Neutralität des Grundgesetzes“ gebracht (BVerfGE 4, 7 [17] 
– Investitionshilfe). 

Zwischen den staatstragenden politisch-gesellschaftlichen Lagern, aber auch in-
nerhalb dieser Lager, bestand keine Einigkeit darüber, in welchem Umfang die 
Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland „gemeinwirtschaftliche“, also 
auf öffentlichem Eigentum und Gemeinwirtschaft beruhende Elemente aufweisen 
sollte. Die Beantwortung dieser Fragen sollte dem zukünftigen politischen Prozess 
überlassen bleiben. Für größere Teile der Sozialdemokratie, aber auch für Teile des 
christlich-sozialen Lagers war diese Offenheit des Grundgesetzes auch für eine 
zukünftige gemeinwirtschaftliche Gestaltung der Wirtschaftsordnung ein zentrales 
Anliegen, von dem die Zustimmungsfähigkeit des Grundgesetzes abhing. Dieser 
wirtschaftspolitischen Neutralität des Grundgesetzes muss auch die heutige Inter-
pretation Rechnung tragen. Insbesondere ist eine Interpretation zurückzuweisen, 
die die tragenden Verfassungsprinzipien des Grundgesetzes samt dem Gehalt des 
Rechtsstaatsprinzips in einer Weise interpretiert, die auf eine Schließung des durch 
das Grundgesetz eröffneten Möglichkeitsraums hinausläuft bzw. entsprechende po-
litische Gestaltungsoptionen auf eine revolutionäre Durchsetzung verweist. Genau 
diese Legalisierung einer „reformistischen“ Transformationsperspektive war seit der 
Abspaltung des kommunistischen Flügels der sozialdemokratischen Arbeiterbewe-
gung im Zuge des Ersten Weltkrieges einer der Grundkonsense der SPD über alle 
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Strömungen hinweg. Eben dieser Kontext hat sich in den Regelungen der Eigen-
tumsgewährleistung in Art. 14, 15 GG niedergeschlagen.

(2) Zum systematischen Verhältnis von Art. 15 GG zu Art. 14 Abs. 3 GG

Sämtliche in Art. 15 S. 1 GG genannten Gegenstände sind solche, die auch enteig-
net werden können, unter der in Art. 14 Abs. 3 GG genannten Voraussetzung „zum 
Wohle der Allgemeinheit“ und nach der zusätzlichen rechtsstaatlichen Maßgabe 
der Wahrung der Verhältnismäßigkeit.

Ausgeschlossen ist die Lesart, dass es sich bei Art. 15 S. 1 GG nur um eine Klarstel-
lung der Reichweite von Art. 14 Abs. 3 GG handelt dahingehend, dass gerade auch 
die in Art. 15 S. 1 GG genannten Gegenstände zum Wohl der Allgemeinheit und nach 
Maßgabe des Gebots der Verhältnismäßigkeit enteignet werden können. Denn zum 
ersten bilden Grundstücke seit jeher den häufigsten Gegenstand von Enteignungen, 
so dass es gerade mit Blick auf „Grund und Boden“ keinen verständlichen Bedarf 
an einer Klarstellung gegeben haben kann. Zweitens wäre unverständlich, warum 
Art. 15 GG nicht als vierter Absatz von Art. 14 GG eingefügt wurde oder lediglich 
als weiterer Satz am Ende des dritten Absatzes. Drittens schränkte Art. 15 S. 1 GG 
andernfalls die Enteignungsbefugnis unter Art. 14 Abs. 3 GG mit Blick auf die aus-
drücklich benannten Gegenstände ein, indem nur die Entziehung der Rechte „durch 
Gesetz“ und nicht auch „aufgrund eines Gesetzes“ gestattet wäre.

Demnach muss in der Auslegung der grundrechtlichen Eigentumsgewährleistung in 
Art. 14, 15 GG notwendig der Unterschied zwischen der Vergesellschaftungsbefug-
nis nach Art. 15 S. 1 GG und der Enteignungsbefugnis nach Art. 14 Abs. 3 GG zum 
Ausdruck kommen. Dieser Unterschied besteht schon dem Wortlaut nach. Die mit 
der Überführung in eine Form der Gemeinwirtschaft verbundene Entziehung von 
Rechten an den in Art. 15 S. 1 GG genannten Gegenständen erfolgen „zum Zweck 
der Vergesellschaftung“. Diese ausdrückliche Bestimmung steht im Kontrast zu dem 
Zweck, zu dem nach Art. 14 Abs. 3 GG eine Enteignung zu erfolgen hat, nämlich 
„zum Wohle der Allgemeinheit“: Alle Arten vermögenswerter privater Rechte dür-
fen nach Art. 14 Abs. 3 GG zum Wohl der Allgemeinheit enteignet werden. Darü-
berhinausgehend enthält Art. 15 S. 1 GG die Befugnis, Rechte an den besonderen 
Gegenständen Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel zum Zweck 
der Vergesellschaftung in eine gemeinnützige Bewirtschaftungsform zu überführen. 
Vergesellschaftung stellt somit als solche ausweislich Art. 15 S. 1 GG einen eigen-
ständigen Zweck dar und bildet eine Erweiterung zu anderen Zwecken des Allge-
meinwohls.

Eine Gegenansicht, die bestreitet, dass Art. 15 GG Vergesellschaftung als eigen-
ständigen Zweck etabliert, muss eine Vergesellschaftung folgerichtig lediglich als 
besonderes Mittel verstehen, um andere Zwecke des Allgemeinwohls zu verfolgen. 
Eine solche Konzeption einer Vergesellschaftungsbefugnis ist an sich denkbar. Es ist 
aber nicht die Konzeption, die Art. 15 GG unterliegt. Über Wortlaut und Systematik 
hinaus spricht dagegen, dass der Parlamentarische Rat den Vorschlag abgelehnt 
hat, dass eine Vergesellschaftung zum Wohl der Allgemeinheit zu erfolgen habe 
(Neuausgabe des Jahrbuchs des öffentlichen Rechts der Gegenwart, 1. Band (1951), 
2. Aufl. 2010, S. 155 ff.).

Darüber hinaus weist die Formulierung von Art. 15 S. 1 GG die Vergesellschaftung 
ausdrücklich als Zweck aus. Diese Formulierung würde insgesamt redundant bis 
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unverständlich, wenn die Vergesellschaftung doch nur Mittel sein sollte. Denn als 
Mittel fungiert schon die Überführung in eine Form der Gemeinwirtschaft: „Grund 
und Boden (…) können zum Zwecke der Vergesellschaftung (…) in Gemeineigentum 
oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt werden“. Sofern die Verge-
sellschaftung ihrerseits nur als Mittel hätte verstanden werden sollen, hätte die Re-
gelung unter Verzicht auf den jeweils anderen terminus lauten können „Grund und 
Boden … können … vergesellschaftet werden“ oder „Grund und Boden … können … 
in eine Form der Gemeinwirtschaft überführt werden“. Die gewählte Formulierung, 
in der sowohl die Vergesellschaftung als auch die Überführung in eine Form der Ge-
meinwirtschaft auftauchen, verliert ihren redundanten Sinn nur dann, wenn die ex-
plizite Auszeichnung der Vergesellschaftung als Zweck beim Wort genommen wird.

(3) Zum gesellschaftspolitischen Sinn von Vergesellschaftung

Art. 15 S. 1 GG weist die Vergesellschaftung als eigenständigen Zweck aus. Zu klä-
ren bleibt der spezifische Gehalt dieses eigenständigen Zwecks der Vergesellschaf-
tung, der auch in der Prüfung der Verhältnismäßigkeit zum Tragen kommen wird 
(unten b)). Hierfür ist in Erinnerung zu rufen, dass Art.  15 GG wie erläutert einen 
Verfassungskompromiss repräsentiert. Als solcher untermauert die Norm die wirt-
schaftspolitische Neutralität des Grundgesetzes, indem sie dem Gesetzgeber ein 
Instrument an die Hand gibt, das er nutzen kann, wenn er der Meinung ist, dass 
sich bestimmte Probleme realisieren, die namentlich in der – grundsätzlich durch 
Art.  14 GG geschützten – Privatnützigkeit der in Art.  15 S. 1 GG genannten Güter 
angelegt sind.

Wenn die Vergesellschaftung der in Art.  15 S.  1 GG genannten Gegenstände als 
Zweck normiert wird, dann liegt dem die Vorstellung zugrunde, dass Privateigentum 
an Grund und Boden, Naturschätzen und Produktionsmitteln spezifische Probleme 
mit sich bringt bzw. bringen kann. Diese Probleme bestehen für sich genommen, 
das heißt noch bevor (andere) Aspekte des Allgemeinwohls betroffen sind, und auch 
bevor sich – und unabhängig davon, ob sich – die private Inhaberschaft an diesen 
Gütern in wettbewerbsrechtlich problematischer Weise ausspielt. Diese Probleme 
seien hier anhand der Gegenständen Grund und Boden und Produktionsmittel ver-
deutlicht: 

Aus Perspektive der für Art. 15 S. 1 GG normhistorisch maßgeblichen Theorietradi-
tion begründet Privateigentum an Grund und Boden sowie an Produktionsmitteln 
die Macht ihrer Eigentümer jedenfalls über diejenigen, die (existentiell) auf diese 
Güter angewiesen sind. Arbeitsverhältnisse schaffen Verhältnisse persönlicher Ab-
hängigkeit, was jedes Arbeitsverhältnis essentiell charakterisiert (vgl. § 611a Abs. 1 
S. 1 BGB). Im Falle von Grund und Boden vermittelt die gesellschaftliche Notwen-
digkeit des Bodengebrauchs den Eigentümern die Machtposition, die Bedingungen 
dieses Bodengebrauchs zu bestimmen.

Das Privateigentum an Produktionsmitteln erlaubt darüber hinaus, vermittels der 
Arbeitsleistung der Beschäftigten Gewinne zu realisieren, deren wesentlicher An-
teil dem Eigentümer der Produktionsmittel zufließt, während die Beschäftigten 
lediglich das Entgelt erhalten, das für eine Arbeitsleistung der einschlägigen Art 
am Arbeitsmarkt eben verdient wird. Man spricht in diesem Zusammenhang von 
einer „privaten Aneignung“ des durch die Arbeitsleistung realisierten Profits. Die-
se private Aneignung erscheint aus der Perspektive der Vergesellschaftung für sich 
genommen als problematisch und zudem als Grund tiefgreifender wirtschaftlicher 
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und gesellschaftlicher Asymmetrien. Auch Inhaber von Grund und Boden sowie von 
Naturschätzen generieren Gewinne, und zwar aus dem zwingenden Bedarf des Bo-
dengebrauchs durch Nichteigentümer und der schlichten Unvermehrbarkeit des Bo-
dens. Eine ursprüngliche private Aneignung des Bodens liefert bis in die Gegenwart 
und Zukunft die eigentliche Grundlage für den Zufluss der Bodenrenditen, und sie 
erscheint aus dem Grund problematisch. 

Ein weiteres Problem besteht aus dieser Perspektive darin, dass die Gewinne der 
Unternehmen privatnützig, also nach ihrem freien Belieben verwendet und ihre 
Generierung nach rein eigennützigen Interessen ausgerichtet werden können. Das 
ermöglicht Entscheidungen beispielsweise über Standorte, Produkte oder Produkti-
onsbedingungen, sowie Arten und Bedingungen der Bodennutzung. Diese Entschei-
dungen, obgleich im Belieben der Unternehmen, betreffen nicht nur diese, sondern 
haben Auswirkungen gerade auch auf die Nichteigentümer, also Beschäftige, Dritte 
und die Allgemeinheit. Unter den Bedingungen eines funktionsfähigen Wettbewerbs 
richten sowohl produzierende als auch Boden bewirtschaftende Unternehmen ihre 
Entscheidungen regelmäßig primär an der Erzielung weiterer Gewinne aus. Rück-
sichten auf soziale Belange, Belange Dritter oder auf Belange des Allgemeinwohls 
sind auf die Tätigkeit einer aktiven Gesetzgebung verwiesen, die zudem effektiv 
ausgestaltet und auch durchgesetzt werden muss, woran es insgesamt allzu häufig 
fehlt. 

Schließlich kann die rechtliche Befugnis zur privatnützigen Verwendung den Eigen-
tümern auch besondere politische Macht verschaffen. Das gilt nicht etwa nur für 
Monopolunternehmen, auch Unternehmen, die unter Wettbewerbsbedingungen er-
folgreich sind, können jenseits von Wahlen erheblichen politischen Einfluss entfalten. 
Er rührt daher, dass die in einer Demokratie notwendige Zustimmung zur staatlichen 
Politik von einer mit Blick auf die gesamtgesellschaftliche Versorgung und Repro-
duktion funktionstüchtigen Wirtschaft abhängt, und damit eben immer auch von ein-
zelnen Entscheidungen allzumal großer Unternehmen. Die politische Macht großer 
Unternehmen, die nicht mit wettbewerbsrechtlich relevanter Macht gleichzusetzen 
ist, steht in einer normativen Spannung zum Prinzip gleichberechtigter Teilhabe, das 
die demokratische Verfassungsordnung kennzeichnet.

Diese in der Privatnützigkeit von Grund und Boden, Naturschätzen und Produktions-
mitteln angelegte normativen Spannungen möchte Art. 15 GG adressieren, indem 
die Norm die Möglichkeit eröffnet, diese Güter der Privatnützigkeit zu entziehen und 
in eine Form der Gemeinwirtschaft zu überführen. Die in Art. 15 S. 1 GG enthalte-
ne ausdrückliche Benennung der Vergesellschaftung als Zweck erhält angesichts 
dessen ihren Gehalt: Vergesellschaftung beinhaltet eine Aufhebung wirtschaftlicher, 
gesellschaftlicher und politischer Machtasymmetrien, die in dem Privateigentum an 
den in Art. 15 S. 1 GG genannten Gütern grundsätzlich angelegt sind. Vor diesem 
Hintergrund kann die Befugnis zur Vergesellschaftung nicht so gedeutet werden, 
dass sie nur als Mittel für (andere) Zwecke des Allgemeinwohls fungieren soll. Die 
„Vergesellschaftung“, von der Art. 15 GG spricht, dient nicht lediglich beliebigen, 
anderen, Allgemeinwohlbelangen, die es durch sie zu erreichen gilt. Sie stellt mit der 
darin liegenden Anerkennung des öffentlichen Interesses an einer Aufhebung der 
Privatnützigkeit und an einer gemeinnützigen Bewirtschaftung der in Art. 15 S. 1 GG 
genannten Güter selbst einen wesentlichen Gemeinwohlbelang dar.
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(4) Fortdauernde Relevanz 

Das Vorstehende ((1)-(3)) erhellt den Gehalt von Art. 15 GG nach Entstehungsge-
schichte, Wortlaut, Systematik und telos. Es spielt keine Rolle, ob in gesellschaftspo-
litischen Diskussionen der Gegenwart jene Kritik noch sehr lebendig ist oder nicht. 
Folgerichtig wird die durch Art. 15 GG geschaffene Befugnis auch nicht dadurch 
obsolet oder abgeschwächt, dass sich seit 1949 in der Bundesrepublik Formen freier 
und sozialer Marktwirtschaft als Wirtschaftsform fest etabliert haben.

Gegen eine entsprechende Unterminierung der Bedeutung von Art. 15 GG spricht 
nicht zuletzt, dass die Fraktion der FDP im Deutschen Bundestag es mehrfach un-
ternommen hat, Art. 15 GG aus dem Grundgesetz zu streichen (Durner, in: Dürig/
Scholz/Herzog, GG, Stand September 2022, Art. 15 Rn. 4). Dafür haben sich schon 
im Bundestag keine verfassungsändernden Mehrheiten gefunden. 

b) Modifikation von Ausrichtung und Anforderungen der Verhältnismäßigkeit

Die Anerkennung der Vergesellschaftung und des darin enthaltenen Interesses an einer 
Beendigung der Privatnützigkeit und die Einführung einer gemeinnützigen Bewirtschaf-
tung der in Art. 15 S. 1 GG genannten Güter als eigenständiger Zweck modifizieren die 
Prüfung der Verhältnismäßigkeit. 

Einzelne Mitglieder in der Kommission stehen auf dem Standpunkt, dass eine Vergesell-
schaftung kraft Art. 15 GG nicht nur einen eigenständigen, sondern auch einen allein 
tragfähigen Zweck darstellt. Ein Gesetzgeber könne daher durchaus die Vergesellschaf-
tung etwa der gesamten Stahlbranche, der verschiedenen Versorgungsnetze oder aller 
Waldflächen unternehmen, auch wenn er damit keine weiteren Zwecke des Allgemein-
wohls verfolgt, sondern nur die mit einer Vergesellschaftung verbundenen Effekte erzielen 
will, die oben entfaltet wurden, d. h. allein auf die Aufhebung der Privatnützigkeit des 
betreffenden Guts und die darin angelegten wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
politischen Machtasymmetrien zielt. Ein Missbrauch dieser Befugnis wird diesem Stand-
punkt zufolge hinreichend durch das prozedurale Erfordernis einer demokratischen Par-
lamentsmehrheit ausgeschlossen.

Indessen bedarf dies keiner weiteren Vertiefung. Denn das zu beurteilende Vorhaben 
bezweckt nicht die Vergesellschaftung allein. Vielmehr sollen mit der Überführung der 
Bestände in Gemeineigentum zugleich gewichtige (weitere) Zwecke des Allgemeinwohls 
verfolgt werden. Diese Zwecke sind in die Verhältnismäßigkeitsprüfung einzubeziehen. 
Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit erfährt im Rahmen von Art.  15 GG jedoch Modi-
fikationen gegenüber einer Prüfung der Verhältnismäßigkeitsprüfung eines Eigentumsein-
griffs, der keine Vergesellschaftung bezweckt.

Die Modifikationen sind die Folgenden: Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit ist nicht nur 
auf die (weiteren) Zwecke des Allgemeinwohls auszurichten, die das Vorhaben verfolgt, 
sondern auch auf den oben entfalteten eigenständigen Zweck der Vergesellschaftung. 
Das bedeutet in einem ersten Schritt, dass die in der Vergesellschaftung liegende Been-
digung privatnützigen Wirtschaftens mit den in Art. 15 GG genannten Gegenständen und 
die gemeinnützige Bewirtschaftung dieser als ein legitimer Zweck zählt. Die Prüfung der 
Eignung ist sodann wie sonst auf jeden einzelnen Zweck einer Maßnahme zu beziehen, 
hier also sowohl auf den eigenständigen Zweck der Vergesellschaftung als auch auf die 
(weiteren) Allgemeinwohlziele.
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Die Prüfung der Erforderlichkeit beschränkt sich im Falle einer Vergesellschaftung auf die 
Frage nach Mitteln, die offensichtlich milder, aber gleich geeignet sind, um die weiteren 
Zwecke des Allgemeinwohls zu erreichen. Würde man in diesem Schritt den Zweck der 
Vergesellschaftung selbst einbeziehen, könnte die Prüfung nur positiv ausgehen und liefe 
damit leer. Denn kein anderes Mittel als eine Überführung in eine Form der Gemein-
wirtschaft erreicht eine Vergesellschaftung und das darin liegende allgemeine Ziel der 
Aufhebung der Privatnützigkeit und einer gemeinnützigen Bewirtschaftung der in Art. 15 
S. 1 GG genannten Güter. Dadurch erhielte die Vergesellschaftung innerhalb der Prüfung 
der Erforderlichkeit stets durchschlagendes Gewicht. Es liegt daher näher darauf abzu-
stellen, ob die anderen Zwecke des Allgemeinwohls offensichtlich mit milderen Mitteln 
verfolgt werden können. Die Abschwächung der Prüfungsdichte durch das Kriterium der 
Offensichtlichkeit rechtfertigt sich dadurch, dass eine Vergesellschaftung als umfassen-
des Vorhaben angelegt ist, dessen Folgen vorab schwerlich in Gänze und in Einzelheiten 
absehbar sind. Da andererseits der Vergesellschaftungszweck kraft Art. 15 GG zulässig 
verfolgt werden darf, erscheint es konsequent, den Gesetzgeber nur auf offensichtlich 
mildere, gleich geeignete Mittel zu verweisen.

Bei der Prüfung der Angemessenheit schließlich fallen der allgemeine Vergesellschaf-
tungszweck und die darin liegende Anerkennung eines öffentlichen Interesses an einer 
gemeinnützigen Bewirtschaftung der in Art. 15 S. 1 GG genannten Güter besonders ins 
Gewicht, und zwar gerade mit Blick auf den Umfang der entzogenen Rechte. Das be-
deutet im Ergebnis, dass eine Entziehung von Eigentum, deren Verhältnismäßigkeit als 
Enteignung zum Wohl der Allgemeinheit nach Art. 14 Abs. 3 GG womöglich gerade ange-
sichts ihres Ausmaßes zweifelhaft oder sogar zu verneinen wäre, wegen des zusätzlichen 
Zwecks der Vergesellschaftung als verhältnismäßig ausgewiesen werden könnte.

c) Prüfung des Vorhabens

Der mit der Überführung großer Wohnimmobilienbestände in Gemeineigentum einher-
gehende Eingriff in die Eigentumsfreiheit gem. Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG stellt sich jedenfalls 
nach den zuvor entfalteten modifizierten Maßgaben zur Verhältnismäßigkeitsprüfung als 
verhältnismäßig dar. Der Eingriff verfolgt legitime Zwecke und ist zur Erreichung dieser 
Zwecke auch geeignet. Es ist nicht offensichtlich, dass der Eingriff angesichts milderer 
Mittel nicht erforderlich wäre. Schließlich erscheint der Eingriff auf Basis der von der Kom-
mission zugrunde gelegten Tatsachen in der Gesamtschau auch angemessen.

(1) Legitime Zwecke 

Das Vorhaben verfolgt zum einen den eigenständigen Zweck der Vergesellschaf-
tung mit der damit verbundenen Aufhebung der Privatnützigkeit von Eigentum und 
dinglichen Rechten an vergesellschaftungsfähigen Gegenständen zugunsten einer 
gemeinnützigen Bewirtschaftung im Sinne des Art. 15 S. 1 GG.

Zum anderen verfolgt die Vergesellschaftung der Immobilienbestände großer Woh-
nungsunternehmen, so wie sie seitens der Initiative für den Volksentscheid vorge-
schlagen wurde und Gegenstand des Volksentscheids war, eine Reihe von weiteren 
Zwecken des Allgemeinwohls („Deutsche Wohnen & Co enteignen“, Wie Vergesell-
schaftung gelingt, 2022, S. 49 ff.). Für das Nachfolgende wird seitens der Kommis-
sion unterstellt, dass sich die Gesetzgebung die von der Initiative für den Volksent-
scheid angegebenen Ziele der Vergesellschaftung zu eigen machen würde.
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Die Zwecke sind die Folgenden: Erstens sollen dauerhaft für einkommensschwä-
chere Schichten leistbare Mietpreise gewährleistet werden, und zwar unmittelbar 
im vergesellschafteten Bestand, sowie mittelbar im übrigen Bestand. Zweitens soll 
durch Nachverdichtung und Aufstockung im vergesellschafteten Bestand sowie 
perspektivisch auch durch Neubau neuer Wohnraum geschaffen werden. Drittens 
verfolgt das Vorhaben das Ziel einer adäquaten, an den Interessen der Mieterin-
nen und Mieter einerseits und des Umwelt- und Klimaschutzes andererseits aus-
gerichteten Bewirtschaftung. Insbesondere sollen angemessene Instandhaltungs-
maßnahmen und energetische Sanierungen durchgeführt werden. Viertens soll eine 
Mitbestimmung der Mieterinnen und Mieter bei allen wohnraumrelevanten Entschei-
dungen sowie eine diskriminierungsfreie und bedarfsgerechte Vergabe des Wohn-
raums gewährleistet werden, die bestehende Nachteils- und Dringlichkeitsaspekte 
berücksichtigt. (In diesem Zusammenhang weist die Kommission darauf hin, dass 
die konkrete Ausgestaltung der Partizipationsmöglichkeiten der Mieterinnen und 
Mieter den Anforderungen des Demokratieprinzips Genüge zu tun hat. Zwar ge-
stattet die funktionale Selbstverwaltung weitgehende Partizipationsmöglichkeiten, 
den präzisen Gehalt des Demokratieprinzips in der vorliegenden Konstellation hat 
die Kommission allerdings nicht abschließend beraten.) Fünftens sollen zur Verhin-
derung von Obdachlosigkeit Räumungen vermieden werden. Schließlich sollen, 
sechstens, gemeinwohlorientierte Strukturen in den Quartieren geschützt und aus-
gebaut werden, insbesondere durch den Schutz von Kleingewerbe, durch Räume 
für Kunst und Kultur und für die dezentrale Unterbringung von Flüchtlingen sowie die 
Bereitstellung von Schutzräumen vor häuslicher Gewalt.

Die Vergesellschaftung zielt damit mit ihrem Zweckbündel insgesamt auf eine Ver-
besserung der Versorgung der Bevölkerung mit bezahlbarem und an den Bedürf-
nissen der Mieterinnen und Mieter ausgerichteten Wohnraum. Die Gewährleistung 
dauerhaft niedriger Mietpreise bezweckt darüber hinaus eine Entlastung der öffent-
lichen Haushalte in der sogenannten Subjektförderung (Kosten der Unterkunft nach 
SGB II, Wohngeld) und mittelbar über eine Freisetzung von Kaufkraft bei den Mie-
terinnen und Mietern auch eine volkswirtschaftlich wachstumsfördernde Stärkung 
der Nachfrage nach Konsumgütern. Dabei handelt es sich durchgehend um wich-
tige Belange des Allgemeinwohls. Bei der Verbesserung der Wohnraumversorgung 
handelt es sich sogar um Zwecke, welche zusätzlich verfassungs- und völkerrecht-
lich ausgezeichnet sind, u. a. in Art. 28 der Verfassung von Berlin und Art. 11 des 
UN-Sozialpakts. Letztere völkerrechtliche Pflicht hat über das Zustimmungsgesetz 
des Bundes zum IPSWK gem Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG auch Eingang in die staatliche 
Rechtsordnung gefunden und bindet alle Staatsorgane einschließlich der Berliner 
Gesetzgebungsorgane.

Namentlich verbürgt Art. 11 IPWSK ein Recht auf angemessene Unterkunft. Als so-
ziales Menschenrecht beinhaltet es eine Gewährleistungs- und Erfüllungspflicht 
des Staates und damit die Pflicht, alle positiven Maßnahmen zu ergreifen, die dem 
Staat zur Verfügung stehen, die Versorgung mit angemessenen Wohnraum zu ge-
währleisten. Dabei handelt es sich um eine Pflicht zu progressiver Verwirklichung in 
Abhängigkeit von den zur Verfügung stehenden staatlichen Mitteln. Man muss daher 
von einer völkerrechtlichen Pflicht zur Bekämpfung der Wohnungskrise mit allen ver-
fügbaren Mitteln sprechen, die sich direkt aus dem Menschenrecht auf Wohnen ab-
leiten lässt (“Furthermore, since the lack of affordable, available housing is rooted 
in growing inequality and housing market speculation, States parties have an obli-
gation to resolve these structural problems through appropriate, timely and coordi-
nated responses, to the maximum of their available resources”, UN Committee on 
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Economic, Cultural and Social Rights, Views adopted by the Committee under the 
Optional Protocol to the International Covenant on Economic, Social and Cultural 
Rights, concerning communication No. 37/2018, 2019, para. 10.2).

(2) Eignung 

Mit Bezug auf die geschilderten Zwecke ist die Überführung in Berlin belegener 
Immobilienbestände großer Wohnungsunternehmen in Gemeineigentum, das nach 
den im Vorhaben anvisierten Maßgaben bewirtschaftet wird, auch geeignet. 

Geeignet ist ein staatliches Mittel, wenn die Möglichkeit besteht, dass der ange-
strebte Erfolg durch die Maßnahme zumindest teilweise eintritt bzw. wenn es den 
legitimen Zweck in irgendeiner Weise fördert. Der Gesetzgeber besitzt einen Prog-
nose- und Einschätzungsspielraum, dessen Umfang sich nach den Umständen des 
Einzelfalls bestimmt (BVerfGE 159, 223 [305 Rn. 185] – Bundesnotbremse I). Bei 
einem Zweckbündel ist die Geeignetheit der gesetzlichen Maßnahme für jeden ein-
zelnen Zweck gesondert zu prüfen. Stellt sich heraus, dass das Gesetz in Bezug auf 
ein Ziel ungeeignet ist, kann das Ziel im Zuge der Prüfung der Erforderlichkeit und 
Angemessenheit keine Berücksichtigung finden.

Soweit der Zweck der Vergesellschaftung eine Aufhebung der privatnützigen Ver-
wertung der betroffenen Gegenstände verlangt, ist die Eignung insoweit bereits in 
der Vorgabe der Überführung der Gegenstände in eine Form der Gemeinwirtschaft 
enthalten. Denn eine Form der Gemeinwirtschaft ist als gemeinnützige Bewirtschaf-
tung das Gegenstück zur privatnützigen Bewirtschaftung. Die Überführung der be-
troffenen Gegenstände in eine Form der Gemeinwirtschaft hebt deren privatnützige 
Verwertung definitionsgemäß auf und bewirkt eine gemeinwirtschaftliche Bewirt-
schaftung. 

Auch zur Verfolgung der weiteren Allgemeinwohlziele ist die Vergesellschaftung der 
Wohnimmobilienbestände großer Wohnungsunternehmen geeignet:

Es ist zu erwarten, dass die Mieten im vergesellschafteten Bestand sinken, gewiss 
aber nicht mehr im gleichen Maße steigen würden wie die Mieten für privat gehal-
tene Wohnimmobilien. Eine Anstalt öffentlichen Rechts oder ein anderer Träger des 
gemeinwirtschaftlich zu bewirtschaftenden Eigentums wäre als Vermieterin dauer-
haft dem Gemeinwohl verpflichtet. Es entfiele damit jedenfalls der Anteil der Mie-
te, der bei gewinnorientierten Wohnungsunternehmen der Erwirtschaftung privater 
Rendite dienen muss.

Es ist auch durchaus plausibel, dass die Mietstabilisierung im vergesellschafteten 
Bestand Effekte auf den übrigen Bestand haben würde. Die günstigeren Mieten im 
vergesellschafteten Bestand flössen in die Berechnung der ortsüblichen Vergleichs-
miete nach § 558 Abs. 2 BGB ein. Sofern das Vorhaben wie geschätzt knapp 
222.000 Wohnungen umfasst (aktuellste Senatsschätzung über Bestände großer 
Wohnungsunternehmen mit mindestens 3.000 Wohnungen in Berlin, Stand Dezem-
ber 2021, o.D.), liefe die Vergesellschaftung auf rund 13,5 % der in Berlin belegenen 
gut 1,6 Millionen Mietwohnungen hinaus. Es ist angesichts dieser Größenordnung 
und unter Hinzurechnung der bereits unter gemeinnützigen Gesichtspunkten bewirt-
schafteten bzw. im öffentlichen Eigentum stehenden Mietwohnungen (E.II.3.a) (1)) 
nicht unwahrscheinlich, dass das Vorhaben jedenfalls mittelfristig mietpreisdämp-
fende Effekte auch im nicht vergesellschafteten Bestand zeitigt.
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Mit der Reduktion der Mieten auf ein dauerhaft leistbares Niveau geht eine Entlas-
tung der öffentlichen Hand in der sogenannten Subjektförderung einher, indem mit 
Rückgang der Miethöhe auch der Bedarf an den Kosten der Unterkunft oder Wohn-
geld sinken würde. Gleichzeitig verblieben derzeit stark mietbelasteten Mieterinnen 
und Mietern mehr finanzielle Mittel, die bei unteren und mittleren Einkommensgrup-
pen überwiegend in wachstums- und beschäftigungsfördernde Binnennachfrage 
fließen. 

Ebenso ist das Vorhaben geeignet, im vergesellschafteten Bestand durch Nach-
verdichtung und Aufstockung neuen Wohnraum zu schaffen und den Bestands-
wohnraum nach gemeinwohlorientierten Kriterien zu bewirtschaften und instand 
zu halten. In diesem Zusammenhang geht die Kommission davon aus, dass der 
Landesgesetzgeber entweder im Gesetz selbst oder in den gesetzlichen Vorgaben 
zur Satzung des künftigen Trägers einschlägige Maßgaben aufnehmen würde, um 
die Eignung gerade auch für diese Zwecke zu untersetzen. Entsprechendes gilt für 
die Gewährleistung der Partizipation der Mieterinnen und Mieter sowie einer dis-
kriminierungsfreien und bedarfsgerechten Wohnungsvergabe. Die Verpflichtungen 
des neuen Trägers können sich auch darauf beziehen, unter bestimmten Umständen 
oder generell auf Räumungen zu verzichten. Schließlich eröffnen gerade die parti-
zipativen Strukturen innerhalb des gemeinwirtschaftlichen Trägers die Möglichkeit, 
stärker quartierspolitische Belange in den Blick zu nehmen und die Vermietungs-
praxis auch an dem Ziel einer sozialen und gemeinwohldienlicheren Gestaltung des 
Wohnumfelds zu orientieren. 

Insofern im Rahmen der Eignungsprüfung auch Effekte zu berücksichtigen sind, die 
den Zielen des Vergesellschaftungsvorhabens entgegenwirken, können diese nur 
dann zur Verneinung der Geeignetheit führen, wenn sie die positiv anvisierten Effek-
te vollständig aufheben. Angesichts der Einschätzungsprärogative der Gesetzge-
bung muss die vollständige Aufhebung zudem offensichtlich sein. Daher lässt sich 
namentlich durch tentative Überlegungen zu einem möglichen Rückgang privater 
Neubautätigkeit in Berlin die Geeignetheit des Vorhabens im verfassungsrechtli-
chen Sinn nicht in Frage stellen.

(3) Erforderlichkeit 

Die Überführung der Immobilienbestände großer Wohnungsunternehmen in Ge-
meineigentum erscheint mit Bezug auf die verfolgten Zwecke auch erforderlich.

Das Gebot der Erforderlichkeit verlangt, dass es kein milderes Mittel gibt, welches 
das Ziel der staatlichen Maßnahme ebenso effektiv erreicht. Ein Mittel ist milder, 
wenn es, erstens, den betroffenen Grundrechtsträger weniger intensiv belastet und, 
zweitens, Dritte oder die Allgemeinheit nicht stärker belastet. Dabei muss in sach-
licher Hinsicht eindeutig feststehen, dass das alternative Mittel zur Zweckerreichung 
tatsächlich ebenso wirksam ist, also das Ziel mit dem gleichen Ertrag fördert. Dem 
Gesetzgeber kommt für die Beurteilung der Erforderlichkeit ein Einschätzungs- und 
Prognosespielraum zu (BVerfGE 159, 223 [314 f. Rn. 203 f.] – Bundesnotbremse I). 
Verfolgt eine Maßnahme wie hier mehrere Ziele, müssen mildere als das gewählte 
Mittel die gleiche Wirksamkeit mit Bezug auf sämtliche Ziele entfalten. Nach der 
oben entfalteten Modifikation der Anforderungen der Verhältnismäßigkeit im Falle 
einer Vergesellschaftung müsste es sich zudem um Mittel handeln, deren milderer 
Charakter zwar unter Absehung vom Zweck der Vergesellschaftung, aber mit Bezug 
auf die weiteren Allgemeinwohlziele offensichtlich ist. 
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Unter Berücksichtigung des Einschätzungsspielraums des Gesetzgebers und auf 
dem gegenwärtigen Stand der Erkenntnis sind derzeit keine Mittel ersichtlich, die 
– jeweils offensichtlich – eine eindeutig gleiche Wirksamkeit wie das anvisierte Vor-
haben entfalten, aber die betroffenen Grundrechte weniger stark und Dritte und die 
Allgemeinheit nicht stärker belasten.

Eine verstärkte Neubautätigkeit stellt keine Alternative dar, um das Ziel der Verbes-
serung der dauerhaften Versorgung mit bezahlbaren Wohnungen zu erreichen. Es 
ist jedenfalls alles andere als gesichert, dass sich Neubau in signifikantem Ausmaß 
dämpfend auf die Entwicklung von Mietpreisen auswirkt. In den öffentlichen Anhö-
rungen vom 9. Juni 2022 und vom 9. Dezember 2022 ist vielmehr dargelegt worden, 
dass Mietsteigerungen nicht vorrangig auf fehlenden Wohnungsneubau zurückzu-
führen sind, sondern eine Folge überhöhter Grundstückspreise und gewinnorientier-
ter Bewirtschaftung sind. Mieteffekte durch Neubau setzen ein reales Überangebot 
voraus, d. h. eine durch den Neubau bewirkte hohe Leerstandsquote. Erweitert sich 
das Angebot hingegen in angespannten Wohnungsmärkten, hat dies in erster Linie 
Effekte im Segment des hochpreisigen Wohnraums. Insbesondere auf angespann-
ten Mietmärkten bleiben die sogenannten Sickereffekte von Neubau weitgehend 
aus (BBSR, Umzugsmobilität und ihre Auswirkungen auf lokale Wohnungsmärkte, 
BBSR-Online-Publikation Nr. 11/2020, insb. S. 109 ff.). Damit hat eine verstärkte 
Neubautätigkeit auf die Mieten kaum Effekte im unteren Segment, welches für die 
Versorgung mit leistbarem Wohnraum essentiell ist.

Um das Angebot mit Wohnungen zu niedrigen Mietpreisen signifikant zu erweitern, 
müsste öffentlicher oder öffentlich subventionierter und sozial gebundener Wohn-
raum in einer mit der Vergesellschaftung vergleichbaren Größenordnung gebaut 
werden. Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung hat in der öffentlichen Anhö-
rung vom 9. Juni 2022 ein ermitteltes Neubaupotential von 200.000 Wohnungen 
bis 2030 angegeben. Indes ist nur ein Viertel der entsprechenden Bauflächen 
landeseigen und könnte dazu genutzt werden, dauerhaft sozialen Wohnraum zu 
schaffen. Im übrigen Bereich könnte eine Sozialbindung allenfalls durch öffentliche 
Förderung des Neubaus erreicht werden. Die Förderung wird nach Angaben des 
Berliner Mietervereins in den öffentlichen Anhörungen vom 9. Juni und 9. Dezember 
2022 indes nur zu 10 bis 20 Prozent von privaten Bauträgern in Anspruch genom-
men, sodass jedenfalls mehr als ungewiss wäre, ob das Ziel von 200.000 gemein-
wohlorientierten Wohnungen so zu erreichen wäre. Die mit öffentlicher Förderung 
verbundenen Mietpreis- und Belegungsbindungen laufen zudem nach bestehender 
bundesgesetzlicher Rechtslage nach 30 Jahren aus, sodass dieser Weg in Bezug 
auf das Ziel, dauerhaft bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, auch qualitativ nicht 
mit der Vergesellschaftung vergleichbar ist.

Die begrenzte Wirksamkeit einer primär auf Wohnungsneubau setzenden Politik 
lässt sich auch daran erkennen, dass sich die zahlreichen Maßnahmen des Ber-
liner Senats der vergangenen Jahre als kaum wirksam erwiesen haben. Der Ver-
treter des Berliner Senats Dirk Böttcher hat in öffentlicher Anhörung vom 9. Juni 
2022 dargelegt, dass sich die Berliner Wohnungspolitik seit 2014 wieder verstärkt 
auf Neubauförderung konzentriert hat, mit Wohnungsneubauförderung im engeren 
Sinne, dem Berliner Modell der kooperativen Baulandentwicklung, einer neuen Lie-
genschaftspolitik zugunsten des Wohnungsneubaus, einem Wohnungsneubaufonds, 
einer Wohnungsbauleitstelle, einem Wohnbauflächeninformationssystem, Bündnis-
sen für Wohnungsneubau mit den Bezirken und ein Neubaubündnis mit wohnungs- 
und bauwirtschaftlichen Verbänden. Durchschlagende Effekte für die Verfügbarkeit 
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bezahlbaren Wohnraums ließen sich damit bislang nicht erzielen. Gleiches gilt für 
die umfangreichen Maßnahmen, die das Land Berlin im Bereich der Mietenpolitik 
ergriffen hat, darunter die Umwandlungsverordnung, die Festlegung sozialer Erhal-
tungsgebiete, das Zweckentfremdungsverbot und verschärfter Kündigungsschutz 
bei Umwandlung in Eigentumswohnungen. Diese Instrumente waren auch unter 
zusätzlicher Berücksichtigung der bundesrechtlichen Mietpreisbremse (§§ 556d ff. 
BGB) nicht hinreichend wirksam, um der kritischen Wohnungssituation in Berlin aus-
reichend zu begegnen. Vielmehr hat sich die Situation auf dem Berliner Wohnungs-
markt im vergangenen Jahrzehnt noch drastisch verschlechtert (vertiefend unten (4)). 

Als alternatives Mittel denkbar wäre die öffentlich-rechtliche Begrenzung von Mie-
ten im Rahmen einer umfassenden öffentlichen Wohnungsbewirtschaftung. Hierfür 
besitzt das Land die Gesetzgebungskompetenz (BVerfGE 157, 223 [267 Rn. 115] 
– Berliner Mietendeckel). Das Mittel ist aber insgesamt nicht milder. Die öffentli-
che Wohnungsbewirtschaftung ist traditionell gekennzeichnet durch Wohnraumzu-
weisung, Mietpreisrecht und Kündigungsverbote (vgl. BT-Drs. 3/1234, S. 46: „Wesen 
und Werden der Wohnungszwangswirtschaft“). Im Rahmen der öffentlichen Wohn-
raumbewirtschaftung wird den Wohnungsbehörden bei der Belegung von Miet-
wohnungen ein maßgebendes Mitwirkungsrecht eingeräumt. Die Vermietung einer 
Wohnung kann unter dem Vorbehalt der behördlichen Zuweisung von Wohnungssu-
chenden gestellt werden, wobei auf Anordnung der Behörden ein Vertrag mit dem 
Wohnungssuchenden zu schließen ist (vgl. historisch § 15 des Wohnraumbewirtschaf-
tungsgesetzes von 1953). Mietpreisvorschriften legen zudem die zulässigen Höchst-
preise für die Vermietung fest. Die Mieter sind auch vor Kündigungen geschützt, für 
die der Vermieter nach bürgerlich-rechtlichen Maßstäben ein berechtigtes Interesse 
geltend machen kann.

In Bezug auf einige Ziele des Vorhabens wäre die Einführung einer umfassenden öf-
fentlichen Wohnungsbewirtschaftung wohl gleichermaßen wirksam, insbesondere in 
Bezug auf die Eindämmung der Mietpreisentwicklung und eine diskriminierungsfreie 
und bedarfsgerechte Wohnungsvergabe. Ein solches Gesetz würde indes für alle 
in Berlin tätigen Vermieterinnen und Vermieter gelten, eine Begrenzung nur auf die 
von der Vergesellschaftung betroffenen Wohnungsunternehmen wäre unter Gleich-
heitsgesichtspunkten verfassungsfest schwerlich zu begründen. Vor diesem Hinter-
grund stellt eine umfassende öffentliche Wohnungsbewirtschaftung kein offensicht-
lich milderes Mittel dar. Zwar stellen die Maßnahmen im Rahmen einer öffentlichen 
Wohnungswirtschaft eine im Vergleich zur Vergesellschaftung weniger intensive 
Grundrechtsbelastung für die von der Vergesellschaftung betroffenen Unternehmen 
dar, denn diesen würde ihr Eigentum nicht entzogen und ihnen flössen weiterhin 
Gewinne zur privatnützigen Verwendung zu. Andererseits wären mit der Einführung 
einer öffentlichen Wohnungsbewirtschaftung weitreichende Grundrechtseingriffe 
für Dritte verbunden. Von der Wohnungsbewirtschaftung wäre ein deutlich größerer 
Kreis von Adressaten und Adressatinnen betroffen, nämlich alle Vermieterinnen und 
Vermieter der rund 1,6 Millionen Mietwohnungen in Berlin. Damit fehlt es an der 
Voraussetzung für ein milderes Mittel, dass jenes Dritte oder die Allgemeinheit nicht 
stärker belastet. 

Selbst wenn sich aber eine öffentliche Wohnungsbewirtschaftung in ihrem Anwen-
dungsbereich auf die zu vergesellschaftenden Bestände beschränken ließe, han-
delte es sich nicht um ein offensichtlich milderes und gleich geeignetes Mittel mit 
Blick auf die weiteren mit der Vergesellschaftung verfolgten Allgemeinwohlziele. 
Zwar hätte die Einführung einer öffentlichen Wohnungsbewirtschaftung Effekte auf 
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die Mietpreise und die Praxis der Wohnungsvergabe. In Bezug auf die angestrebte 
Mieterpartizipation, interessengerechte und am Klimaschutz ausgerichtete energe-
tische Gebäudesanierungen, sowie Neubau und Nachverdichtung und städtebau-
liche Qualifizierung ist dieses Mittel aber untauglich. 

Alternativ zur öffentlichen Wohnungsbewirtschaftung kommt auch ein öffentlich-
rechtlicher „Mietendeckel“ in Betracht, der außerhalb einer öffentlichen Woh-
nungsbewirtschaftung erlassen wird. Die Gesetzgebungskompetenz hierfür liegt 
allerdings derzeit beim Bund (BVerfGE 157, 223). Ob einem Gesetzgeber ein Mittel 
als milderes vorgehalten werden kann, obgleich er für dessen Erlass keine Gesetz-
gebungskompetenz besitzt, wurde in der Kommission nicht abschließend beraten, 
bedarf hier aber keiner Entscheidung. Jedenfalls ist ein „Mietendeckel“ allenfalls 
gleich geeignet, um das Ziel einer bezahlbaren Miethöhe zu erreichen. In Bezug auf 
nahezu alle weiteren mit der Vergesellschaftung verfolgten Ziele ist das Mittel noch 
weniger geeignet als die Einführung einer umfassenden öffentlichen Wohnungsbe-
wirtschaftung. 

Damit sind nach derzeitigem Erkenntnisstand für die Kommission keine anderen Mit-
tel erkennbar, die offensichtlich einerseits in der Wirksamkeit dem Vorhaben eindeu-
tig gleichstehen, andererseits die betroffenen Grundrechte weniger einschränken 
und zugleich Dritte und die Allgemeinheit nicht stärker belasten.

(4) Angemessenheit

Die Vergesellschaftung ist im verfassungsrechtlichen Sinne angemessen.

Die Angemessenheit und damit die Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne erfordert, 
dass der mit der Maßnahme verfolgte Zweck und die zu erwartende Zweckerrei-
chung nicht außer Verhältnis zu der Schwere des Eingriffs stehen. Es ist Aufgabe 
der Gesetzgebung in einer Abwägung Reichweite und Gewicht des Eingriffs in die 
betroffenen Grundrechte einerseits, der Bedeutung der Regelung für die Erreichung 
legitimer Ziele andererseits gegenüberzustellen (BVerfGE 159, 223 [318 f. Rn. 216] – 
Bundesnotbremse I). Maßgeblich ist, dass die Bedeutung des konkreten Vorhabens 
für das verfolgte Gemeinwohlziel in einem angemessenen Verhältnis zu den durch 
den Eingriff beeinträchtigten Belangen steht. Es ist eine Gesamtabwägung zwischen 
den für das Vorhaben sprechenden öffentlichen Belangen und den durch seine Ver-
wirklichung beeinträchtigten öffentlichen und privaten Belangen vorzunehmen. Die 
zu leistende Entschädigung ist für die Verhältnismäßigkeit dabei ohne Bedeutung 
(BVerfGE 134, 242 [298 f. Rn. 187 f.] – Garzweiler).

Auch im Rahmen der Prüfung der Angemessenheit ist dem Gesetzgeber im Ein-
klang jedenfalls mit der jüngeren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
ein Einschätzungsspielraum zuzuerkennen. Dieser bezieht sich allerdings nicht auf 
die abschließende Beurteilung der Angemessenheit, sondern auf das Maß der 
Gemeinwohlzielerreichung und den Grad der Beeinträchtigung der berührten Be-
lange. Insoweit beschränkt sich die verfassungsrechtliche Prüfung darauf, ob der 
Gesetzgeber seinen Einschätzungsspielraum in vertretbarer Weise wahrgenommen 
hat. Bei der Kontrolle prognostischer Entscheidungen setzt dies wiederum voraus, 
dass die Prognose des Gesetzgebers auf einer hinreichend gesicherten Grundlage 
beruht (BVerfGE 159, 223 [318 f. Rn. 217]).
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Unter Berücksichtigung dieser Maßgaben stellt sich die Vergesellschaftung jeden-
falls auf Grundlage der seitens der Kommission im Folgenden unterstellten Tatsa-
chen als im verfassungsrechtlichen Sinne angemessen dar.

Gewichtung der Belange der dinglich Berechtigten

Die Vergesellschaftung führt zu einer Entziehung des Eigentums an den zu vergesell-
schaftenden Gütern, vorliegend von in Berlin belegenen Immobilienbeständen großer 
Wohnungsunternehmen. Von dem Verlust des Eigentums unmittelbar betroffen sind die 
dinglich Berechtigten, wie sie im Grundbuch verzeichnet sind, also die Eigentümer der 
betroffenen Grundstücke und etwaige dinglich Nutzungsberechtigte, sowie die Inhaber 
von Pfandrechten. Dies können die Wohnungsunternehmen selbst sein, sofern sie als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen sind. Das Eigentum an den zu vergesellschaf-
tenden Wohnungen liegt in vielen Fällen indes bei sogenannten Objektgesellschaften. 
Dabei handelt es sich um Gesellschaften, die nicht als Partei an den Vermietungsbezie-
hungen beteiligt sind und deren Rolle wesentlich darin besteht, die Eigentümerposition 
für einzelne Grundstücke einzunehmen und in öffentlich-rechtlichen Beziehungen für das 
Eigentum einzustehen, und die als Tochtergesellschaften den großen Wohnungsunter-
nehmen wirtschaftlich zugerechnet werden. Sofern die Muttergesellschaften nicht selbst 
als Eigentümer der zu vergesellschaftenden Immobilien eingetragen sind, geht für sie die 
Vergesellschaftung nicht mit einem Eingriff in Art. 14 Abs. 1 GG einher. 

Im Rahmen der Abwägung ist zu berücksichtigen, dass der Entzug des Eigentums und 
weiterer dinglicher Rechte naturgemäß den schwerstmöglichen Eingriff in die grundrecht-
lich garantierte Eigentumsfreiheit darstellt. Entsprechend gelten Enteignungen zumindest 
unter Art. 14 GG als „ultima ratio“. Es ist auch zu berücksichtigen, dass das Eigentum an 
den Wohngrundstücken zu einem Großteil auf Eigenleistung der Wohnungsunternehmen 
in Sinn und Gestalt von Kapitaleinsatz beruhen wird. Aus Sicht der Eigentümerinnen und 
Eigentümer kann sich eine Enteignung als ein nur schwer hinzunehmender Entzug dessen 
darstellen, was sie in der Vergangenheit aufgrund eigener Leistung im erläuterten Sinn 
erworben haben. Insoweit spielt bei der der Entziehung von Eigentum immer auch die 
Verstellung von Zukunftsplänen eine Rolle. Wo die Vergesellschaftung wegen Wegfall des 
Gesellschaftszwecks zur Auflösung eines Wohnungsunternehmens führt, wie dies insbe-
sondere bei den betroffenen Objektgesellschaften in der Regel der Fall sein dürfte, ist 
dies als zusätzliche Belastung zu berücksichtigen.

Einzubeziehen ist zudem, dass das Gesetz eine Vielzahl von Eigentümerinnen und ins-
gesamt eine große Anzahl an Immobilien betrifft. Das Bundesverfassungsgericht hat wie-
derholt die eingriffssteigernde Wirkung von massenhaften staatlichen Zugriffen auf den 
Schutzbereich von Grundrechten betont (BVerfGE 125, 260 [318] – Vorratsdaten; 155, 119 
[178 Rn. 129] – Bestandsdatenauskunft II; BVerfGE 156, 11 [48 Rn. 96] – ATDG II; BVerfGE 
159, 223 [321 Rn. 222] – Bundesnotbremse I). Zu berücksichtigen ist freilich auch, dass 
sich das besondere Gewicht in diesen Fällen insbesondere aus der massiven Streubrei-
te der Maßnahmen ergab, die jeweils die gesamte Bevölkerung ohne persönliche Ver-
anlassung betrafen. Die Schwere des Eingriffs resultierte dabei insbesondere aus dem 
Eindruck der Intransparenz des staatlichen Zugriffs. Die anvisierte Vergesellschaftung be-
trifft hingegen mit ihrer Fokussierung auf die von wenigen großen Wohnungsunternehmen 
bewirtschafteten Bestände lediglich einen klaren und im Verhältnis zu anderen massen-
haften staatlichen Zugriffen (Datenerhebung, Kontaktbeschränkungen) kleinen Kreis von 
Grundrechtsträgern. Diesen wird durch die Vergesellschaftung jedoch in beträchtlichem 
Umfang Eigentum entzogen.
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Im Fall der Objektgesellschaften wird die Vergesellschaftung wohl häufig sämtliche in 
ihrem Eigentum stehenden Wohnungen betreffen. In diesem Zusammenhang ist indes zu 
beachten, dass es der Kommission abweichend vom zugrundeliegenden Vorschlag der 
Initiative für den Volksentscheid aus Gesichtspunkten der Gleichbehandlung empfehlens-
wert erscheint, den betroffenen Muttergesellschaften einen Wohnungsbestand unterhalb 
der maßgeblichen Bestandsgröße zu belassen (E.II.1.b)). Die Vergesellschaftung würde 
daher nicht immer zum vollständigen Verlust der gehaltenen Wohnungen führen. Je nach 
Ausgestaltung des Vorhabens und Größe des Unternehmens kann die Vergesellschaftung 
bei den betroffenen Wohnungsunternehmen zum Verlust des Eigentums an einigen weni-
gen bis zu mehreren Tausend Wohnungen führen. Wo letzteres der Fall ist, stellt sich der 
Eingriff indes schon angesichts des schieren Umfangs als besonders massiv dar. 

In diesem Zusammenhang ist aber auch in Rechnung zu stellen, dass, insofern eine Ver-
gesellschaftung die Aufhebung wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und politischer Macht-
asymmetrien beinhaltet, sie naturgemäß auf einen größeren Umfang angelegt ist. Dieser 
kann hinsichtlich des Bodens eine bestimmte Nutzungsform und hinsichtlich der Produk-
tionsmittel ganze Branchen erfassen. Wenn Art. 15 GG die Verfolgung dieses politischen 
Zwecks zulässt, kann der Umfang allein nicht als durchschlagender Belang auf Seiten 
der Betroffenen ins Gewicht fallen. Nach der oben entfalteten Modifikation fallen in der 
Abwägung die mit der Vergesellschaftung allgemein verfolgten Ziele besonders ins Ge-
wicht, namentlich die Aufhebung der Privatnützigkeit und der damit verbundenen Macht-
asymmetrien. Dieses Gewicht steht dem Eingriffsgewicht, das sich aus dem schieren Um-
fang der entzogenen Rechte ergibt, gegenüber. 

Es ist ferner in Rechnung zu stellen, dass das Grundgesetz Eigentum schon im Ausgangs-
punkt unterschiedlich intensiv schützt. Die Eigentumsgarantie des Grundgesetzes soll 
dem Grundrechtsträger in erster Linie einen Freiraum im vermögensrechtlichen Bereich 
erhalten und dem Einzelnen damit die Entfaltung und eigenverantwortliche Gestaltung 
seines Lebens ermöglichen (BVerfGE 68, 193 [222]; 104, 1 [8]). Soweit das Eigentum 
die persönliche Freiheit des einzelnen Menschen im vermögensrechtlichen Bereich si-
chert, genießt es einen besonders ausgeprägten Schutz (BVerfGE 143, 246 [341 Rn. 268] 
m. w. N. – Atomausstieg). Während dies auf Vermieterinnen und Vermieter in Gestalt na-
türlicher Personen noch zutreffen kann, dient das Eigentum von Wohnungsunternehmen 
nur in geringem Maße der persönlichen Freiheit eines Einzelnen (BVerfG, Nichtannahme-
beschl. v. 18.07.2019 – 1 BvL 1/18 –, Rn. 70).

Weiterhin ist herauszustellen, dass das Anteilseigentum der Aktionäre der betroffe-
nen Wohnungsunternehmen in der Abwägung ohne Belang bleibt. Die Rechte an den 
Anteilen der Wohnungskapitalgesellschaften, die an sich ebenfalls den Schutz aus 
Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG genießen, werden durch eine Vergesellschaftung der von den Woh-
nungskapitalgesellschaften gehaltenen oder wirtschaftlich zugerechneten Immobilien 
nicht berührt. Die teilweise Entziehung des diesen Unternehmen wirtschaftlich zugerech-
neten Immobilienbestands – und sei es eines Großteils – berührt nicht den Schutzbereich 
des Eigentumsgrundrechts des Aktionärs. Sie nimmt dem Aktionär keine Rechtspositio-
nen, die ihm von der Rechtsordnung als privatnützig und für ihn verfügbar zugeordnet 
sind, und modifiziert auch nicht die Rechte der Aktionäre; sie lässt die Substanz des An-
teilseigentums in seinem mitgliedschaftsrechtlichen und seinem vermögensrechtlichen 
Element vielmehr unbeeinträchtigt. Insbesondere schützt Art. 14 GG nicht den bloßen 
Vermögenswert des Aktieneigentums oder den Bestand einzelner wertbildender Faktoren 
(BVerfGE 132, 99 [119 f.] – Delisting).
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Die Eingriffsbefugnis des Gesetzgebers geht ferner umso weiter, je mehr das Eigentums-
objekt in einem sozialen Bezug und in einer sozialen Funktion steht (BVerfGE 143, 246 
[341 f. Rn. 268]). Das trifft auf Eigentum an Wohnraum wegen der besonderen Bedeutung, 
die der Wohnung für den Einzelnen zukommt, in besonderem Maße zu (BVerfG, Nichtan-
nahmebeschl. v. 18.07.2019 – 1 BvL 1/18 –, Rn. 71 mit Verweis auf BVerfGE 37, 132 [141] – 
Vergleichsmiete I; BVerfGE 38, 348 [370] – Zweckentfremdung von Wohnraum; BVerfGE 
95, 64 [84 f.] – Mietpreisbindung).

Dieser schon im Eigentumsschutz nach Art. 14 GG enthaltene Gedanke findet unter 
Art. 15 S. 1 GG seine Fortsetzung und Spezifizierung für Eigentumsentziehungen im Rah-
men einer Vergesellschaftung. Bei den Gegenständen, die vergesellschaftet werden kön-
nen – Grund und Boden, Naturschätze, Produktionsmittel – handelt es sich grundsätzlich 
um Gegenstände, deren Gebrauch auch für Nichteigentümer von großer Bedeutung ist. 
Zudem aber hat eine Vergesellschaftungsbefugnis gerade nicht die Funktion, den wirt-
schaftlichen Gebrauch einer Sache zugunsten eines anderen Gebrauchs im öffentlichen 
Interesse abzulösen (dazu noch unten VI.3.a)). Bei der Vergesellschaftung geht es gerade 
wesentlich darum, den privatnützigen Gebrauch eben dieser Gegenstände zu entziehen 
und in eine gemeinnützige Bewirtschaftung zu überführen. Dass die Privatnützigkeit durch 
die Entziehung vollständig entfällt, bildet im Lichte des Zwecks der Vergesellschaftung 
keine besonders schwer ins Gewicht fallende Belastung des Einzelnen, sondern sie macht 
den Sinn einer Vergesellschaftung aus, dem – wie bereits erläutert – in der Abwägung 
besonderes Gewicht zukommt.

Gewichtung der verfolgten Allgemeinwohlbelange

Den Belangen der durch die Vergesellschaftung betroffenen dinglich Berechtigten ste-
hen ferner die mit dem Vorhaben verfolgten (weiteren) Allgemeinwohlzwecke gegenüber. 
Diese stellen ebenfalls jeweils für sich genommen, aber gerade in ihrer Summe, Allge-
meinwohlbelange von hohem Gewicht dar. Das vorrangige Ziel der Senkung und Stabi-
lisierung der Mieten im vergesellschafteten Bestand hat hohes Gewicht. Der Mietpreis ist 
der wesentliche Faktor für die Verfügbarkeit von Wohnraum für Menschen mit niedrigem 
und durchschnittlichem Einkommen. Hohes Gewicht hat auch das Ziel, durch Nachver-
dichtung und Aufstockung im vergesellschafteten Bestand neuen Wohnraum zu schaffen 
und durch angemessene Instandhaltung und Vornahme energetischer Maßnahmen eine 
adäquate, an den Interessen der Mieterinnen und Mieter und des Klimaschutzes ausge-
richteten Bewirtschaftung zu gewährleisten. Dem Ziel, den Mietern im Verhältnis zum neu-
en Gemeineigentümer gemeinschaftliche Mitbestimmungsrechte einzuräumen, kommt 
in der Abwägung ebenfalls Gewicht zu. Das Anliegen einer diskriminierungsfreien und 
bedarfsgerechten Wohnungsvergabe wird verfassungsrechtlich durch Art. 3 Abs. 3 GG 
und Art. 20 Abs. 1 GG (Sozialstaat) und völkerrechtlich durch Art. 11 des Internationalen 
Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (s. GC No. 4 (1991), UN Doc. 
E/1992/23, para. 6) gestützt. Auch dem mit der Gewährleistung niedriger Miethöhen ver-
bundenen Ziel einer Schonung öffentlicher Mittel durch Senken des Bedarfs an Subjekt-
förderung und der Stärkung der Nachfrage nach Konsumgütern kommt ein erhebliches 
Abwägungsgewicht zu. 

Das Vorhaben zielt schließlich mit seinem Zweckbündel insgesamt auf eine Verbesse-
rung der Versorgung der Bevölkerung mit bezahlbarem und an den Bedürfnissen der 
Mieterinnen und Mieter ausgerichteten Wohnraum. Dies ist ein überragend gewichtiges 
Gemeinwohlziel. Große Teile der Bevölkerung sind auf Mietwohnungen angewiesen. 
Eine Wohnung hat für den Einzelnen und dessen Familie eine überragende Bedeutung 
(BVerfGE 37, 132 [141]; 38, 348 [370]; 95, 64 [84 f.]). Sie ist für jede Person Mittelpunkt der 
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privaten Existenz. Der oder die Einzelne ist auf ihren Gebrauch zur Befriedigung elemen-
tarer Lebensbedürfnisse sowie zur Freiheitssicherung und Entfaltung der eigenen Persön-
lichkeit angewiesen (BVerfGE 89, 1 [6] – Besitzrecht des Mieters). Auch das Wohnumfeld 
hat dabei eine besondere Bedeutung. Insofern kommt auch der Verhinderung von Gen-
trifizierung, also dem gesellschaftspolitischen Interesse an einer durchmischten Wohnbe-
völkerung in innerstädtischen Stadtvierteln, als Gemeinwohlbelang Gewicht zu (BVerfG, 
Nichtannahmebeschl. v. 18.07.2019 – 1 BvL 1/18 –, Rn. 72). 

Angemessener Wohnraum ist dementsprechend ein existentielles Grundbedürfnis, wel-
ches auch im Grundgesetz mittelbar über die Garantie eines menschenwürdigen Exis-
tenzminimums gewährleistet wird. Die Verfassung von Berlin beinhaltet in Art. 28 aus-
drücklich das Recht jedes Menschen auf angemessenen Wohnraum und die Pflicht des 
Landes, die Schaffung und Erhaltung von angemessenem Wohnraum zu fördern, insbe-
sondere für Menschen mit geringem Einkommen. Hierbei handelt es sich jedenfalls um 
eine Staatszielbestimmung. Ob Art. 28 Abs. 1 S. 1 VvB darüber hinaus ein subjektives Recht 
der Einzelnen auf angemessenen Wohnraum vermittelt, hat der Verfassungsgerichtshof 
des Landes Berlin in mehreren Entscheidungen ausdrücklich offengelassen (VerfGH BE, 
Beschl. v. 22.05.1996 – 34/96 –, Rn. 8; Beschl. v. 24.08.2000 – 107 A/99 –, Rn. 12; Beschl. 
v. 16.03.2010 – 180/07 –, Rn. 18).

Auch Art. 11 des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
verbürgt ein Recht auf angemessene Unterkunft. Dabei ist auch und insbesondere ein 
diskriminierungsfreier Zugang zu Wohnraum für alle zu gewährleisten (GC No. 4 (1991), 
UN Doc. E/1992/23, para. 6). Gem. Art. 2 Abs. 1 IPWSKR handelt es sich insoweit um eine 
völkervertragsrechtliche Pflicht, die unter Ausschöpfung aller staatlichen Möglichkeiten 
zu verwirklichen ist (s.o.).

Insbesondere: Dringlichkeit der wohnbezogenen Belange

Die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse prägen den Gestaltungsspiel-
raum der Gesetzgebung in der Abwägung mit (BVerfGE 143, 246 [341 Rn. 268] m.w.N. 
– Atomausstieg). Insbesondere kann der Gesetzgeber im Rahmen der Abwägung des 
Eigentums als Sicherung der Freiheit des Einzelnen im persönlichen Bereich einerseits 
und des Eigentums in seinem sozialen Bezug sowie seiner sozialen Funktion andererseits 
auch die jeweiligen Verhältnisse und Umstände auf dem Wohnungsmarkt berücksichtigen 
(BVerfGE 91, 294 [310] – Mietpreisbindung; BVerfG, Nichtannahmebeschl. v. 18.07.2019 – 
1 BvL 1/18 –, Rn. 74). In diesem Sinne verleiht die derzeitige Wohnungsversorgungslage in 
Berlin dem Gemeinwohlziel einer angemessenen Wohnungsversorgung für die Berliner 
Bevölkerung besonderes Gewicht. 

Berlin verzeichnete in den vergangenen Jahren im Vergleich zum Bundesdurchschnitt 
deutlich überdurchschnittliche Mietsteigerungen. Am deutlichsten ist diese Entwicklung 
an den Preisen für die Neu- und Wiedervermietung abzulesen. Diese werden durch die 
Preise der sogenannten Angebotsmieten dokumentiert, also die aktuellen Vermietungs-
angebote. Danach haben sich die Angebotsmieten nettokalt in Berlin zwischen 2008 und 
2022 von 5,82 € auf 11,54 € je Quadratmeter Wohnfläche monatlich mehr als verdoppelt 
(IBB Wohnungsmarktbericht 2009 Tabellenband, S. 14, Tab. 30 Angebotsmieten nach 
Bezirken 2008/2009; IBB Wohnungsmarktbericht 2022 Tabellenband, S. 12, Tab. 25: An-
gebotsmieten nach Bezirken 2022). Im ersten Quartal des Jahres 2023 stiegen die An-
gebotsmieten laut statista für Wohnungen in Berlin weiter auf durchschnittlich 12,92 € pro 
Quadratmeter und Monat (Entwicklung der Angebotsmieten für Wohnungen in Berlin von 
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2012 bis zum 1. Quartal 2023, https://de.statista.com/statistik/daten/studie/535119/um-
frage/mietpreise-auf-dem-wohnungsmarkt-in-berlin/, zuletzt besucht am 20.06.2023).

Gleichzeitig hat sich das verfügbare Einkommen in Berlin nicht korrespondierend ent-
wickelt. Vergleicht man die Steigerung der Bruttoeinkommen und der Mietpreise von 2011 
bis 2017, stiegen die Bruttolöhne in Berlin um 17,3 %, gleichzeitig stiegen die Bestands-
mieten um 22,2  % und die Angebotsmieten um 45,1  % (vgl. Egner/Rink, Lokale Woh-
nungspolitiken im Vergleich, in: Rink/Egner (Hrsg.), Lokale Wohnungspolitik – Beispiele 
aus deutschen Städten, 2020, S. 309 [310 mit ausführlicher Grafik]). Dasselbe Bild ergibt 
sich bei Betrachtung des Reallohnindex. Dieser erhöhte sich im Zeitraum 2012 bis 2018 
nur um 11,4 % (Agh.-Drs. 18/2347 v. 28.11.2019, S. 14) und damit deutlich geringer als die 
Angebotsmieten. Dementsprechend steigt die sogenannte Mietkostenbelastung, also der 
Anteil des monatlichen Haushaltsnettoeinkommens, der für die Miete aufgewendet wird, 
seit Jahren kontinuierlich an. Bereits 2014 lag die durchschnittliche Mietbelastung von 
Haushalten mit einem monatlichen Nettoeinkommen von bis zu 1.500 € bezogen auf 
die Bruttokaltmiete bei über 30 % (Wohnraumbedarfsbericht 2019, S. 82) und somit über 
der Grenze, die anerkanntermaßen als Grenze des Leistbaren gilt. Mittlerweile wenden 
bereits 48 % der Berliner Haushalte mehr als 30 % ihres Nettoeinkommens für die Brutto-
warmmiete auf (Holm/Regnault/Sprengholz/Stephan, Muster sozialer Ungleichheit der 
Wohnversorgung in deutschen Großstädten, Forschungsförderung Working Paper, S. 178). 
Hieraus ergibt sich eine Versorgungslücke mit leistbaren Wohnungen, das heißt die Dif-
ferenz zwischen dem Bedarf und der vorhandenen Anzahl an leistbaren Wohnungen, von 
etwa 760.000 Haushalten (Holm, Die Lage der sozialen Wohnraumversorgung in Ber-
lin, S. 13), was durch die Anzahl der Haushalte mit einer WBS-Berechtigung bestätigt 
wird, die zurzeit bei 855.367 liegt (Agh.-Drs. 19/15621 vom 22. Mai 2023, S. 4). Auch der 
Wohnraumbedarfsbericht Berlin 2019 bestätigt diese Zahlen. Während Durchschnitts-
verdienende sich in Berlin etwa jede dritte angebotene Wohnung leisten konnten, war 
das leistbare Wohnungsangebot für Haushalte mit einem Einkommen kleiner als 60 % 
des mittleren monatlichen Haushaltsnettoeinkommens mit 0,2 % verschwindend gering 
(Wohnraumbedarfsbericht Berlin 2019, S. 82 f.).

Ein weiterer Indikator für eine gravierende Wohnungsmangellage stellt die Leerstands-
quote dar. Es ist anerkannt, dass jedenfalls eine Leerstandsquote von unter 2 % ein klares 
Zeichen für einen nicht mehr funktionierenden Wohnungsmarkt ist (vgl. Rink/Wolff, Woh-
nungsleerstand in Deutschland, 2015). Während diese Zahl in Berlin noch im Jahr 2011 
– mit Ausnahme einiger Segmente – überschritten war und damit eher auf eine noch zu 
geringe Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt hinwies, lag sie schon in den Jahren 2012 
und 2013 unterhalb des empfohlenen Wertekorridors. Im Jahr 2018 lag die Leerstands-
quote im Land Berlin bei den Mitgliedsunternehmen des Verbandes Berlin-Brandenbur-
gischer Wohnungsunternehmen e.V. bei nur 1,7 % (Agh.-Drs. 18/2347 v. 28.11.2019, S. 14). 
Auch in Bezug auf moderne voll ausgestattete Neubauwohnungen ist eine seit 2011 stark 
sinkende Leerstandsquote zu verzeichnen. Lag diese Quote im Jahr 2011 noch bei 2,3 %, 
beträgt sie für das Jahr 2021 nur noch 0,8  % (CBRE-empirica-Leerstandsindex 2022, 
Zeitreihe 2009-2021, S. 4)

Diese Indikatoren weisen auf eine gravierende Wohnungsmangellage hin und verdeut-
lichen, dass eine angemessene Versorgung durch Marktmechanismen nicht gewährleistet 
ist. Hiergegen hat sich das Instrument der Bundesmietpreisbremse (§§ 556d ff. BGB) als 
nicht wirksam erwiesen (DIW, Evaluierung der Mietpreisbremse, Endbericht, 2018, S. 19). 
Auch die umfangreichen Maßnahmen der Berliner Landespolitik, die der Vertreter des 
Berliner Senats Dirk Böttcher in öffentlicher Anhörung vom 9. Juni 2022 dargelegt hat und 
die hier im Rahmen der Erforderlichkeit bereits eingehender behandelt wurden, haben in 
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den vergangenen Jahren nicht zu einer spürbaren Entspannung der Situation beitragen 
können (s. schon oben (3)). Insbesondere haben die verstärkten Bemühungen zur Förde-
rung des Wohnungsneubaus nicht zu einer signifikanten Verbesserung der Versorgung der 
Bevölkerung mit Wohnraum geführt.

Die Zusammenschau der zahlreichen vom Land Berlin bereits ergriffenen mieten- und 
wohnungspolitischen Instrumente unterstreicht die Dringlichkeit der wohnungsbezogenen 
Belange. Das Land Berlin hat nahezu alles ihm Mögliche versucht, um das Wohnungsver-
sorgungsproblem ohne wohnungsmarktinvasive Regulierung zu lösen, indem es die dazu 
zur Verfügung stehenden wohnungspolitischen Instrumente beinahe restlos ausschöpft. 
Von den in der wohnungspolitischen Praxis üblicherweise verwendeten 13 Instrumenten 
setzt Berlin 12 Instrumente ein – und damit mehr als jede andere Großstadt in Deutsch-
land (vergleiche dazu auch Egner/Rink, Lokale Wohnungspolitiken im Vergleich, in: Rink/
Egner (Hrsg.), Lokale Wohnungspolitik – Beispiele aus deutschen Städten, 2020, S. 309 
[319 mit einem entsprechenden Vergleich der Großstädte Deutschlands]). 

Aus diesem Grund hat sich die Berliner Gesetzgebung bereits im Jahr 2020 zur Verab-
schiedung des Gesetzes zur Neuregelung gesetzlicher Vorschriften zur Mietenbegren-
zung im Wohnungswesen in Berlin („Mietendeckel“) entschlossen, um den gravierenden 
Problemen in der Wohnungsversorgung entgegen zu steuern. In diesem Zusammenhang 
haben sowohl das Berliner Abgeordnetenhaus als auch der Berliner Senat dargelegt, 
dass die Dringlichkeit der Frage der Wohnungsversorgung nach ihrer Einschätzung gra-
vierende wohnungsmarktinvasive Maßnahmen erfordert (s. nur Agh.-Drs. 18/2347 vom 
28.11.2019, S. 14 ff., insbesondere S. 16: „Ein unverzügliches öffentlich-rechtliches Ein-
greifen in den Berliner Wohnungsmarkt ist erforderlich, um bereits absehbaren Fehlent-
wicklungen entgegenzusteuern und die Bevölkerung vor allzu raschen Veränderungen 
der Stadtgesellschaft, umfassenden Verdrängungsprozessen und dadurch bedingten so-
zialen Verwerfungen zu schützen.“). Das Bundesverfassungsgericht hat das Gesetz zwar 
für mit der Kompetenzordnung des Grundgesetzes unvereinbar erklärt (BVerfGE 157, 223 
– Berliner Mietendeckel). An der zugrundeliegenden Einschätzung durch den Senat hin-
sichtlich des Bedarfs wirksamer wohnungsmarkteingreifender Maßnahmen hat sich indes 
nach dem Kenntnisstand der Kommission nichts geändert. Tatsächlich hat sich die Situa-
tion auf dem Berliner Wohnungsmarkt seither weiter verschärft. 

Prognose von Wahrscheinlichkeit und Ausmaß der Zweckerreichung

Die Gesetzgebung hat im Rahmen der Gesamtabwägung zu werten und zu würdigen, ob 
und inwieweit das Vorhaben die Gemeinwohlziele zu fördern in der Lage ist (BVerfGE 134, 
242 [298 Rn. 188] – Garzweiler). Denn ein noch so bedeutendes Gemeinwohlziel (wie 
hier die Bekämpfung des Mangels an bezahlbarem Wohnraum) kann in der Abwägung 
kein hohes Gewicht zur Rechtfertigung eines Grundrechtseingriffs erlangen, wenn die Ein-
griffsmaßnahmen nur einen geringen Fortschritt bei der Erreichung des Gemeinwohlziels 
erwarten lassen. Insoweit steht dem Gesetzgeber bei prognostischen Entscheidungen 
grundsätzlich ein Einschätzungsspielraum zu; die bundesverfassungsrechtliche Prüfung 
beschränkt sich dann darauf, ob die Prognose des Gesetzgebers auf einer hinreichend 
gesicherten Grundlage beruht (BVerfGE 159, 223 [319 Rn. 217] – Bundesnotbremse I). 
Im Einzelnen hängt die prognostische Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers von 
Faktoren verschiedener Art ab, im Besonderen von der Eigenart des in Rede stehenden 
Sachbereichs, den Möglichkeiten, sich ein hinreichend sicheres Urteil zu bilden, und der 
Bedeutung der betroffenen Rechtsgüter. Ungewissheit über die Auswirkungen eines Ge-
setzes kann nicht die Befugnis des Gesetzgebers ausschließen, ein Gesetz zu erlassen, 
auch wenn dieses von großer Tragweite ist. Umgekehrt kann Ungewissheit nicht schon 

193 

194 

195 



57

BERATUNGSERGEBNIS
C. VERGESELLSCHAFTUNG ART. 15, 14 GG

C

als solche ausreichen, einen verfassungsgerichtlicher Kontrolle gar nicht zugänglichen 
Prognosespielraum des Gesetzgebers zu begründen (BVerfGE 50, 290 [332 f.] – Mit-
bestimmung). Je komplexer die Materie und dementsprechend geringer die Prognose-
möglichkeiten sind, desto weiter ist aber der Einschätzungsspielraum der Gesetzgebung. 
Die verfassungsrechtliche Prüfung bezieht sich dann darauf, ob der Gesetzgeber diesen 
Einschätzungsspielraum in vertretbarer Weise gehandhabt hat. Prognosen des Gesetz-
gebers müssen auf einer hinreichend gesicherten Grundlage beruhen (BVerfGE 159, 223 
[319 Rn. 217]). Dieser Maßstab verlangt, dass der Gesetzgeber sich an einer sachgerech-
ten und vertretbaren Beurteilung des erreichbaren Materials orientiert hat. Er muss die 
ihm zugänglichen Erkenntnisquellen ausgeschöpft haben, um die voraussichtlichen Aus-
wirkungen seiner Regelung so zuverlässig wie möglich abschätzen zu können und einen 
Verstoß gegen Verfassungsrecht zu vermeiden (BVerfGE 50, 290 [333 f.]).

In diesem Zusammenhang ist mit Blick auf den eigenständigen Zweck der Vergesell-
schaftung und der damit bewirkten Ablösung der Privatnützigkeit durch gemeinnützige 
Bewirtschaftung festzuhalten, dass dieser Zweck durch die Überführung in Gemeinwirt-
schaft nicht nur gefördert, sondern vollständig erfüllt wird.

Im Übrigen bedeuten die entfalteten Maßgaben Folgendes: Es ist zu berücksichtigen, 
dass ein Vergesellschaftungsgesetz einen wesentlichen Einschnitt in den Berliner Woh-
nungsmietmarkt darstellen würde. Die Strukturen und Wirkungsweisen des Wohnungs-
mietmarkts sind ihrerseits durch komplexe, schwer übersehbare Faktoren bestimmt. Bei 
dieser Sachlage kann jedenfalls nicht sicher vorhergesagt, aber auch nicht gefordert 
werden, dass die Auswirkungen des Gesetzes mit großer Wahrscheinlichkeit oder gar Si-
cherheit übersehbar sein müssten, zumal auf der anderen Seite Rechtsgüter wie das des 
Lebens oder der Freiheit der Person nicht auf dem Spiel stehen (BVerfGE 50, 290 [333]).

In Bezug auf die Ziele der energetischen Gebäudesanierungen, des Neubaus durch Auf-
stockung und Nachverdichtung sowie einer diskriminierungsfreien und bedarfsgerechten 
Wohnungsvergabe sowie einer partizipatorischen Ausgestaltung der Verwaltung ver-
spricht die Vergesellschaftung einen hohen Beitrag zu leisten. Gemeinwirtschaftliche Be-
wirtschaftung bedeutet gerade, dass das Eigentum durch Zweckbindung dauerhaft dem 
Gemeinwohl verpflichtet ist. Die neue gemeinwirtschaftliche Eigentümerin der vergesell-
schafteten Wohnung kann dabei gesetzlich dazu verpflichtet werden, eine partizipato-
rische Verwaltung der Bestände zu sichern. Die Anstalt kann weiterhin qua gesetzlicher 
Zweckbindung dauerhaft dem Zweck der Versorgung der Berliner Bevölkerung mit leist-
barem Wohnraum verpflichtet werden. Zu den gesetzlich vorgegebenen Kernaufgaben 
können auch eine faire, transparente und diskriminierungsfreie Wohnungsvergabe ge-
hören, Tariftreue, die Anwendung des für alle Landesanstalten geltenden Berliner Aus-
schreibungs- und Vergabegesetzes, sowie eine nachhaltige Entwicklung der Wohnviertel 
durch Gewerbevergabe, die Sicherstellung einer sozialen und bezahlbaren Miethöhe, 
ambitionierter und konsequenter Klima- und Umweltschutz sowie eine effiziente und be-
darfsgerechte Instandhaltung, Instandsetzung und Modernisierung der Bestände, als 
auch Vornahme von Neubau und Ankauf. Damit wäre ein den Zwecken der Vergesell-
schaftung entsprechendes Agieren der neuen Eigentümerin gesetzlich vorgegeben. Auf 
die Einhaltung dieser Vorgaben darf sich der Gesetzgeber verlassen. 

Ein gesetzgeberischer Prognosebedarf besteht vorliegend insbesondere in Bezug auf das 
Ausmaß der zu erwartenden Stabilisierung und Senkung des Niveaus der Miethöhe und 
den Beitrag zur Verbesserung der dauerhaften Verfügbarkeit bezahlbaren Wohnraums. 
Bei unsicherer prognostischer Lage in Bezug auf die Auswirkungen eines Gesetzes ver-
mögen Erfahrungen mit vergleichbaren Regelungen im Inland und Ausland die sichersten 

196 

197 

198 

199 



58

ABSCHLUSSBERICHT DER KOMMISSION ZUM VOLKSENTSCHEID 
VERGESELLSCHAFTUNG GROSSER WOHNUNGSUNTERNEHMEN

Anhaltspunkte zu liefern (BVerfGE 50, 290 [334]). Konkrete empirische Anhaltspunkte für 
entsprechende Effekte liefert derzeit eine aktuelle Studie des Österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (WIFO) von Mai 2023, die für Österreich die Markteffekte eines ge-
meinwirtschaftlich bewirtschafteten Wohnungsmarktsektors untersucht haben. Hiernach 
hat ein großer nicht gewinnorientierter Bestand – wie er in Berlin nach Vergesellschaftung 
bestehen würde (E.II.3.a) (1)) – über die Miete in eigenen Beständen hinaus wettbewerb-
liche Effekte auf das Gesamtmietenniveau (WIFO, Die preisdämpfende Wirkung des ge-
meinnützigen Wohnbaus, Mai 2023, S. 121).

Ferner haben die in der öffentlichen Anhörung vom 9. Dezember 2022 geladenen Sach-
verständigen zu einem Großteil überzeugend dargelegt, dass die Bewirtschaftungsform 
erheblichen Einfluss auf die Miethöhe hat. Privatnützige Wohnungsunternehmen sind in 
der Regel darauf ausgerichtet, durch Mieteinnahmen maximale Rendite zu erzielen. Die 
in der öffentlichen Anhörung durch die Sachverständigen präsentierten Zahlen belegen, 
dass die Mietpreise in genossenschaftlich oder durch landeseigene Wohnungsunter-
nehmen bewirtschafteten Wohnungen deutlich unter den Mieten für Wohnungen privater 
Wohnungsunternehmen liegen. 

In öffentlicher Anhörung vom 22. Februar 2023 wurde zudem – in für die Kommission 
plausibler Weise – dargelegt, dass die Höhe der Nettokaltmiete zu einem Großteil durch 
die Finanzierungskosten des (letzten) Erwerbs bestimmt wird. Darum können bei einem 
langfristigen Bestand der Eigentumsverhältnisse, auf den das Vergesellschaftungsvorha-
ben angelegt ist, langfristig niedrigere Mieten gewährleistet werden. 

Vor diesem Hintergrund vermochten die Kommission die Ausführungen des Landesrech-
nungshofs nicht zu überzeugen. Aus Sicht der Kommission beruhen die Prognosen des 
Landesrechnungshofs auf wenig überzeugenden faktischen Grundannahmen und ver-
mögen auch methodisch nicht einzuleuchten. Die Präsidentin des Landesrechnungshofs 
hat in der Kommissionssitzung am 26. April 2023 erklärt, dass aus Sicht des Landes-
rechnungshofs im Falle einer Vergesellschaftung nicht mit einem Entlastungseffekt auf die 
Mieten zu rechnen sei, ohne dass es langfristiger Zuschüsse im mindestens dreistelligen 
Millionenbereich aus dem Berliner Haushalts bedürfe. Dies gelte selbst dann, wenn eine 
Entschädigungssumme von lediglich einem Bruchteil des Verkehrswerts der zu vergesell-
schaftenden Immobilien gezahlt werde. Zu diesem Ergebnis kann nur gelangt werden, 
wenn – wie offenbar hier – der Berechnung ein einheitliches, gegriffen niedriges und zu-
dem in der Zeit unflexibles Mietniveau zugrunde gelegt wird, und dadurch das Ausmaß 
der zu erwartenden Mieteinnahmen zu gering geschätzt bzw. nicht hinreichend berück-
sichtigt wird. Ferner hat der Rechnungshof in seiner Berechnung überholte Bezifferungen 
der Entschädigungssummen zugrunde gelegt, deren Belastungseffekt für den Berliner 
Haushalt für die Kommissionsmitglieder nicht hinreichend plausibilisiert werden konnte.

In öffentlicher Anhörung vom 9. Dezember 2022 wurde demgegenüber dargelegt, dass 
die mittlere Mietersparnis bei über 1.000 € je Wohnung pro Jahr läge. Eine Vergesell-
schaftung könnte – je nach konkretem Bewirtschaftungsmodell – für mehr als 200.000 
Berliner Haushalte mit einer Mietabsenkung von im Durchschnitt monatlich 45 bis 160 € 
(Absenkung um ca. 16 %) einhergehen. Eine Überführung der zu vergesellschaftenden 
Wohnimmobilien in Gemeineigentum würde ferner zu einer deutlichen Erhöhung des An-
gebots von belegungsgebundenen Wohnungen um 58.000 bis 2030 führen. Die Verge-
sellschaftung von Wohnungen würde es damit ermöglichen, mehr Wohnungssuchenden 
mit geringen oder mittleren Einkommen, die über einen Wohnberechtigungsschein ver-
fügen, eine bezahlbare Wohnung anbieten zu können und würde der sozialräumlichen 
Spaltung der Stadt entgegenwirken.
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Auf der Grundlage des zur Verfügung stehenden Sachverstands lässt sich daher auch 
der Beitrag der Vergesellschaftung zur Stabilisierung und Senkung der Miethöhe im ver-
gesellschafteten Bestand als erheblich veranschlagen.

Abschließende Beurteilung

Im Ergebnis überwiegen die für das Vorhaben sprechenden Belange die dem Vorhaben 
entgegenstehenden Belange.

Bei der Abwägung der betroffenen Belange, insbesondere des Eigentums als Sicherung 
der Freiheit des Einzelnen im persönlichen Bereich einerseits und des Eigentums in sei-
nem sozialen Bezug sowie seiner sozialen Funktion andererseits, verfügt der Gesetzge-
ber, angesichts des Umstands, dass sich grundrechtlich geschützte Positionen gegen-
überstehen, über einen weiten Gestaltungsspielraum (BVerfG, Nichtannahmebeschl. v. 
18.07.2019 – 1 BvL 1/18 –, Rn. 74). Die Gesamtabwägung der zwischen den für die Ver-
gesellschaftung sprechenden Gemeinwohlbelangen und den durch sie beeinträchtigten 
Belange ergibt kein Überwiegen der beeinträchtigten Belange. 

Dabei ist klarzustellen: In der Abwägung ohne Bedeutung sind die möglichen Effekte 
einer Kombination denkbarer Alternativen, die weder für sich genommen noch kombiniert 
eine dem Vorhaben gleiche Wirkung erzielen (oben (3)). Der Gesetzgebung kann nicht 
auf Ebene der Angemessenheit entgegengehalten werden, sie hätte sich für andere Mittel 
entscheiden müssen, die zwar den Zweck nicht gleichermaßen erreichen, aber weniger 
eingriffsintensiv sind. Den Gesetzgeber auf mildere Mittel zu verweisen, die für die an-
visierten Ziele nicht gleichermaßen effektiv sind, ist der verfassungsrechtlichen Kontrol-
le unter dem Aspekt der Erforderlichkeit einer Maßnahme versperrt. Dies gründet darin, 
dass die gerichtliche Kontrolle andernfalls einen politischen Charakter annehmen würde. 
Die so erreichte Ausrichtung als rechtliche Kontrolle wäre unterlaufen, wenn die Prüfung 
der Angemessenheit anstelle einer Abwägung von Ertrag und Belastung darauf ausge-
richtet würde, dass auf Seiten des Ertrags nur ein Mehrertrag im Vergleich zu weniger 
belastenden, aber weniger effektiven Mitteln zählen würde. 

Der mit der Vergesellschaftung verbundene Entzug des Eigentums wiegt schwer. Ins Ge-
wicht fällt auch, dass nach dem Vorhaben verhältnismäßig wenige Unternehmen in zum 
Teil verhältnismäßig großem Umfang ihr Eigentum verlieren, und dass dieses Eigentum 
zum Teil auf jahrzehntelanger unternehmerischer Eigenleistung im Sinn von Kapitalein-
satz beruhen dürfte. Dieses Eigentum dient indessen allenfalls in geringem Maße der 
persönlichen Freiheit von Einzelnen und ist zugleich in hohem Maße sozial gebunden. 
Die Sozialbindung des betroffenen Eigentums ergibt sich insbesondere aus Belangen, 
die wiederum ihrerseits durch grund- und menschenrechtliche Garantien unterlegt sind. 
Den mit dem Vorhaben verfolgten Allgemeinwohlzwecken und insbesondere dem über-
geordneten Ziel einer Verbesserung der Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum kommt 
überragendes Gewicht zu. Es ist auch zu erwarten, dass die Vergesellschaftung einen 
erheblichen Beitrag zu dieser Zweckerreichung leistet. Schließlich kommt dem durch 
Art. 15 S. 1 GG ausgewiesenen eigenständigen Zweck der Vergesellschaftung mit der 
darin enthaltenen Anerkennung des Interesses an der Aufhebung der Privatnützigkeit 
und an einer gemeinnützigen Bewirtschaftung der in Art. 15 S. 1 GG genannten Güter 
besonderes Abwägungsgewicht zu.
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VI. Entschädigung 

Eine Überführung von Grund und Boden zum Zweck der Vergesellschaftung ist nach Maß-
gabe von Art. 15 S. 1 GG zu entschädigen, wobei gem. Art. 15 S. 2 GG für die Entschä-
digung Art. 14 Abs. 3 S. 3 und 4 GG entsprechend gelten soll. Die Mehrheit von neun 
Mitgliedern der Kommission ist der Auffassung, dass die nach Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG 
geforderte gerechte Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten im 
Falle einer Vergesellschaftung nach Art. 15 S. 1 GG zu anderen Ergebnissen führt als im 
Falle einer Enteignung derselben Gegenstände nach Art. 14 Abs. 3 GG.

Demgegenüber sind drei Mitglieder der Kommission der Auffassung, dass sich die Be-
messung einer Enteignungsentschädigung und die einer Vergesellschaftungsentschädi-
gung der Höhe nach in deutlich geringerem Maße als von der Mehrheit der Kommission 
angenommen unterscheide. Diese Auffassung haben sie in einem Sondervotum nieder-
gelegt. Zudem ziehen diese Mitglieder auch den Kreis der Entschädigungsberechtigten 
weiter, was ebenfalls im Sondervotum dargelegt ist. Ein weiteres Kommissionsmitglied 
stimmt in einer gesonderten Stellungnahme in Teilen mit dem Sondervotum überein, weist 
aber auch eine Nähe zu einzelnen Positionen der Kommissionsmehrheit auf.

1. Beteiligte

a) Dinglich berechtigte Unternehmen

Die von einer Vergesellschaftung durch eine Entziehung ihrer subjektiven Grundstücks-
rechte Betroffenen, die das Grundgesetz „Beteiligte“ nennt (vgl. Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG), 
sind nach Art. 15 S. 1 GG zwingend zu entschädigen.

Die wirtschaftliche Verfügungsmacht ist für die Stellung als Beteiligter nicht maßgeblich, 
sondern die dingliche Berechtigung, wie sie im Grundbuch verzeichnet ist. Demnach sind 
Beteiligte der hier zu beurteilenden Vergesellschaftung die Eigentümer der betroffenen 
Grundstücke. Das sind häufig sogenannte Objektgesellschaften, also Gesellschaften, die 
nicht als Partei an den Vermietungsbeziehungen beteiligt sind und deren Rolle wesentlich 
darin besteht, die Eigentümerposition einzunehmen und in öffentlich-rechtlichen Bezie-
hungen für das Eigentum einzustehen.

Daneben sind Beteiligte im entschädigungsrechtlichen Sinn etwaige dinglich Nutzungs-
berechtigte sowie die Inhaber von Pfandrechten. Unter mehreren hinsichtlich desselben 
Grundstücks dinglich Berechtigten ist eine Entschädigungssumme entsprechend dem je-
weiligen Wert und dem jeweiligen Rang der Rechte aufzuteilen.

b) Keine Beteiligtenstellung von Anteilseignern 

Bei den Beteiligten handelt es sich um Kapitalgesellschaften. Die Rechte an den Antei-
len dieser Gesellschaften, die als vermögenswerte private Rechte an sich ebenfalls den 
Schutz aus Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG genießen, werden durch eine Vergesellschaftung der von 
den Wohnungskapitalgesellschaften gehaltenen oder ihnen wirtschaftlich zugerechneten 
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Immobilienbeständen nicht berührt (s. schon V.2.c) (4)). Die Anteilseigner gehören daher 
nicht zum Kreis der Beteiligten. 

Allerdings werden die Anteile regelmäßig den funktionalen Bestandteil eines Unterneh-
mens bilden. Nach der Rechtsprechung der Zivilgerichtsbarkeit, die ihren reichsgericht-
lichen Ausgang bei unberechtigten Schutzrechtsverwarnungen genommen hat, bildet 
der eingerichtete und ausgeübte Gewerbebetrieb, beziehungsweise moderner formuliert 
das Unternehmen, als Gesamtheit von vermögenswerten Rechten gesondert den Gegen-
stand eines absoluten Rechts. Als solches kann das Recht am Unternehmen als „sonstiges 
Recht“ im Sinn von § 823 Abs. 1 BGB deliktisch verletzt werden. Allerdings hat dieses 
Recht eine subsidiäre Rolle. Eine Verletzung ist nur dann möglich, wenn es an einer Ver-
letzung anderer absoluter Rechte fehlt. Es muss zudem eine im Vergleich mit anderen 
absoluten Rechten besondere Voraussetzung vorliegen, die Schädigung muss nämlich 
unmittelbar betriebsbezogen erfolgen.

Das Bundesverfassungsgericht hat bisher offengelassen, ob dieses Recht am Unterneh-
men den grundgesetzlichen Schutz privater vermögenswerter Rechte aus Art. 14 Abs. 1 
S. 1 GG genießt (zuletzt BVerfGE 143, 246 [331 f.] – Atomausstieg). Für die Zurückhal-
tung besteht aller Anlass, denn bei dem Recht am Unternehmen handelt es sich um eine 
Rechtsschöpfung, welche entgegen der in einer freiheitlichen Ordnung an sich notwen-
digen Versagung eines Schutzes des Vermögens an sich das unternehmerisch genutzte 
Vermögen einem privilegierten Schutz unterstellt (Larenz/Canaris, Lehrbuch des Schuld-
rechts, Band II/2, 1994, S. 560 ff.). Vor diesem Hintergrund erscheint es aus Sicht der 
Mehrheit der Kommissionsmitglieder richtig, dieser Rechtsschöpfung einen grundrecht-
lichen Schutz aus Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG zu versagen. Insofern das Bundesverfassungsge-
richt betont, ein etwaiger Schutz dieses Rechts könne jedenfalls nicht weitergehen als der 
Schutz seiner wirtschaftlichen Grundlage in Gestalt konkreter Rechte und Güter (BVerfGE 
143, 246 [331]), steht es im Ergebnis auf demselben Standpunkt.

Vor diesem Hintergrund hat die Kommission nicht abschließend behandelt, ob – einen 
Schutz des Rechts an Unternehmen aus Art. 14 Abs. 1 GG vorausgesetzt – in der zu be-
urteilenden Konstellation überhaupt ein Eingriff in das Recht am Unternehmen zu bejahen 
wäre. Bedenken rühren daher, dass die nach den zivilrechtlichen Maßgaben geforderte 
besondere Voraussetzung einer unmittelbaren Betriebsbezogenheit nicht erfüllt ist. Ein 
aus Sicht der Betroffenen gegenüber dem Zivilrecht freundlicherer Maßstab für staatssei-
tige Eingriffe bedürfte daher einer zusätzlichen Rechtfertigung.

Aber selbst wenn man einen Eingriff bejahte, würde eine Vergesellschaftung das Recht 
am Unternehmen der Anteilseigner jedenfalls nicht entziehen, sondern allenfalls be-
schränken. Insofern käme eine Entschädigungsberechtigung der Anteilseigner nur in 
Betracht, wenn sich die resultierende Beschränkung nicht als Inhalts- oder Schranken-
bestimmung nach Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG darstellte, die schließlich grundsätzlich entschä-
digungsfrei ist. Es müsste sich um eine unter Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG unverhältnismäßige 
Inhalts- und Schrankenbestimmung handeln, die nur im Zuge einer Vergesellschaftung 
nach Art. 15 S. 1 GG doch verfassungsgemäß, aber dann eben auch entschädigungs-
pflichtig wäre. Im Ergebnis ist die Mehrheit der Kommission der Auffassung, dass eine 
solche Konstellation nicht gegeben ist.

Anteilseigner betroffener Gesellschaften werden selbst dann nicht dadurch zu Beteilig-
ten, wenn sich infolge der Vergesellschaftung der Wert ihrer Anteile reduzieren sollte. 
Zwar ist eine solche Reduzierung des Wertes als Folge des Rechtsverlusts der betroffenen 
Gesellschaft denkbar. Diese bei den Anteilseignern u.U. eintretenden reinen Vermögens-
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schäden sind aber entschädigungsrechtlich nicht von Bedeutung. Für die Enteignungs-
entschädigung gilt zwar im Grundsatz, dass für die Bemessung der Entschädigung von 
Beteiligten, also von den Inhabern der entzogenen Rechte, Folgeschäden in begrenztem 
Umfang zu berücksichtigen sind (vgl. § 96 BauGB). Aber das bedeutet nicht, dass auch 
diejenigen zu entschädigen wären, bei denen ausschließlich Vermögensschäden eintre-
ten (vgl. entsprechend § 94 Abs. 1 BauGB zum Kreis der Entschädigungsberechtigten). 
Art. 14 Abs. 1 GG schützt das Eigentum und andere vermögenswerte Rechte, aber nicht 
das Vermögen an sich. Entsprechend ist der Verlust des vermögenswerten Rechtes zu 
entschädigen, was den Ausgleich gewisser Folgeschäden einschließen mag. Ein reiner 
Vermögensschaden ist grundsätzlich nicht zu entschädigen. 

Anderes kommt in Betracht, wenn der einschlägige Vermögensschaden bei einem Unter-
nehmen eintritt, dem im Zuge der Vergesellschaftung auch eigene Grundstücksrechte 
entzogen werden. Der Umfang der nach § 96 BauGB an sich entschädigungsfähigen Fol-
geschäden ist durchaus nicht eng. Aber selbst wenn man diese Maßgabe zugrundelegte, 
müsste jeder entschädigungsfähige Folgeschaden in hinreichendem Zusammenhang zu 
dem entzogenen Recht stehen. Ein Unternehmen, das drei eigene Wohnimmobilien verlö-
re, könnte nicht den Wertverlust einer Servicegesellschaft geltend machen, die Leistungen 
für 3000 Wohnungen erbringt. Zudem steht die Entschädigung von Folgeschäden nach 
§ 96 BauGB, anders als die Entschädigung für den Rechtsverlust selbst, unter gesonder-
ter, diesmal einfachgesetzlicher Vorgabe einer gerechten Abwägung der Interessen von 
Allgemeinheit und Beteiligten. Schließlich und entscheidend aber verwirklicht die groß-
zügige Regelung im Baugesetzbuch keine zwingende verfassungsrechtliche Vorgabe zur 
Enteignungsentschädigung nach Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG. Auch ein Enteignungsgesetzge-
ber kann den Ersatz für Folgeschäden enger fassen oder ganz ausschließen.

2. Art

Den Regelungen aus Art. 15 GG und 14 Abs. 3 GG ist nicht zu entnehmen, in welcher Art 
die Entschädigung zu leisten ist. Vorgegeben ist nur, dass auch die Art der Entschädigung 
gesetzlich zu bestimmen ist. 

In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass eine verfassungsrechtlich gebotene Entschädi-
gung nicht in Geld erfolgen muss, sondern auch in anderen Werten erfolgen kann (BVerfGE 
24, 367 [419] – Hamburger Deichordnungsgesetz). Insbesondere sind auch Schuldver-
schreibungen als Entschädigungen mit gestreckter Tilgung erprobt, wenn auch in ande-
rem Zusammenhang, zum Beispiel in § 1 Abs. 1 EntschG. Das Bundesverfassungsgericht 
hat diese Regelung in einer Entscheidung zwar aufgrund fallbezogener Besonderheiten 
nicht unter Art. 14 Abs. 3 GG beurteilt, wohl aber am letztlich gleichsinnigen Maßstab des 
Rechtsstaatsprinzips. Es hat sie im Ergebnis als verfassungsgemäß bestätigt (BVerfGE 
102, 254 [307] – EALG). Auch bei der bayerischen Bodenreform war zunächst ohne ver-
fassungsrechtliche Beanstandung so verfahren worden (BVerfGE 46, 268 – Bayerisches 
Bodenreformgesetz). Es ist nicht ersichtlich, dass unter Art. 15 GG strengere Maßstäbe zur 
Anwendung kommen sollten.

Was die Höhe der Verzinsung angeht, sei notiert, dass § 1 Abs. 1 EntschG eine Verzinsung 
mit 6 % p.a. vorsieht, was aktuell weit über dem Marktüblichen liegt. Demgegenüber er-
scheint auch eine geringere Verzinsung als diese mit den verfassungsrechtlichen Vorga-
ben vereinbar. In den referierten verfassungsgerichtlichen Entscheidungen war die Höhe 
der Verzinsung jedenfalls nicht entscheidend, sodass sich aus ihnen keine einer niedrige-
ren Verzinsung entgegenstehenden Maßgaben ableiten lassen. 
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Die Entschädigung kann durch die Anstalt des öffentlichen Rechts als dem begünstigten 
neuen Träger des vergesellschafteten Immobilienbestands geleistet werden. Eine Anstalt 
des öffentlichen Rechts kann ihrerseits Schuldverschreibungen emittieren. Erfolgt die Kre-
ditaufnahme durch eine rechtlich selbstständige Anstalt öffentlichen Rechts, wäre diese 
nicht unmittelbar von der Schuldenbremse des Grundgesetzes erfasst (Schmidt, DÖV 
2019, 508, 513). Zwar hätte das Land Berlin im Rahmen der Anstaltslast und Gewährträ-
gerhaftung für die Anstalt einzustehen, aber selbst solche ähnlich einer Kreditaufnahme 
wirkenden finanziellen Belastungen stehen außerhalb der „Schuldenbremse“ in ihrer der-
zeitigen Ausgestaltung.

3. Ausmaß 

Für das Ausmaß, also die Höhe der Entschädigung, gilt die Maßgabe von Art. 15 S. 2 GG. 
Hiernach ist die in Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG getroffene Regelung zur Entschädigung ent-
sprechend anzuwenden. Dieser Regelung zufolge ist die Entschädigung im Wege einer 
gerechten Abwägung der Interessen der Allgemeinheit einerseits und der Interessen der 
Beteiligten andererseits zu bestimmen. Die Kontrolle der vom Vergesellschaftungsgesetz-
geber getroffenen Regelungen zur Entschädigungshöhe, welche das Resultat der vom 
Gesetzgeber vorgenommenen Abwägung enthalten, untersteht allein dem Bundesverfas-
sungsgericht. Der nach Art. 14 Abs. 3 S. 4 GG eröffnete Rechtsweg zu den ordentlichen 
Gerichten „[w]egen der Höhe der Entschädigung“ weist den Zivilgerichten allein die Kon-
trolle der behördlichen Anwendung jener Regelungen zu.

a) Besonderheiten der Vergesellschaftungsentschädigung 

Wie bereits eingangs dieses Abschnitts festgehalten ist die Kommission mehrheitlich der 
Auffassung, dass die Entschädigung im Rahmen einer Vergesellschaftung anderen Maß-
gaben unterliegt als die Entschädigung, die im Rahmen einer Enteignung zu leisten ist. 
Das resultiert aus der eigenständigen Normierung von Anwendungsbereich und Voraus-
setzungen einer Vergesellschaftung in Art. 15 GG und der darin liegenden Anerkennung 
des besonderen Interesses an einer gemeinnützigen Bewirtschaftung der in Art. 15 S. 1 GG 
genannten Güter. Das muss sich auch im Rahmen der gebotenen „gerechten Abwägung“ 
der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten niederschlagen. Die Anliegen einer 
Vergesellschaftung prägen einerseits die rechtlich anzuerkennenden Interessen der Be-
teiligten, und sie verleihen andererseits den Interessen der Allgemeinheit zusätzliche As-
pekte.

Im Falle der Enteignung unter Art. 14 Abs. 3 GG ist das berechtigte Interesse des Eigen-
tümers im Ausgangspunkt durch den Verkehrswert bestimmt. Im Hintergrund steht dabei 
nicht, dass der grundgesetzliche Eigentumsschutz letztlich das Vermögen als Summe der 
Werte aller vermögenswerten Rechte schützte. Vielmehr gilt im Gegenteil der Grund-
satz, dass Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG gerade keinen Wertschutz liefert, sondern Rechtsschutz 
(BVerfGE 105, 17 [30] – Sozialpfandbriefe). Auf anderer Grundlage wäre die Entschädi-
gungsfreiheit von wertmindernden Schrankenbestimmungen nicht zu rechtfertigen. Bei 
diesem Grundsatz bleibt es auch im Falle der Enteignung. Trotzdem ist Ausgangspunkt für 
die Entschädigung bei Enteignung jedenfalls im Regelfall der Verkehrswert. Denn wenn 
Eigentum durch Enteignung entzogen wird, ist rechtlich grundsätzlich das Interesse anzu-
erkennen, sich einen vergleichbaren Gegenstand als Ersatz zu beschaffen. Eben auf die 
Ersatzbeschaffung zielt die Entschädigung zum Verkehrswert.
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Der Enteignungsgesetzgeber legt im Interesse der Erfüllung staatlicher Aufgaben fest, 
unter welchen Umständen der Staat für eine ganz konkrete Sache auch ohne Konsens mit 
dem bisherigen Eigentümer in die Rolle des Eigentümers eintreten kann, wenn und weil 
der Staat die Sache zur Erfüllung einer seiner Aufgaben benötigt. Dem Enteignungsge-
setzgeber geht es daher nicht darum, den privatnützigen Gebrauch und die privatnützige 
Verwertung bestimmter Sachen an sich aufzuheben. Das ist aber die Intention des Verge-
sellschaftungsgesetzgebers. Er zielt gerade auch auf den privatnützigen Gebrauch und 
die Verwertung der betroffenen Sachen und auf die privatnützige Verwendung der aus 
der Verwertung erzielten Gewinne. Deshalb gehört es zu den tatbestandlichen Voraus-
setzungen einer Vergesellschaftung nach Art. 15 S. 1 GG, die Privatnützigkeit durch eine 
Form der Gemeinwirtschaft abzulösen (oben II.2.). Darin liegt der unterschiedliche Sinn 
von Enteignung und Vergesellschaftung. Dabei bleibt es, auch wenn letztere wie im vor-
liegenden Fall neben den Zielen der Vergesellschaftung noch weitere Zwecke zum Wohle 
der Allgemeinheit verfolgt, die womöglich auch eine Enteignung unter Art. 14 Abs. 3 GG 
rechtfertigen könnten.

Dieser Unterschied schlägt sich nach der Regelung des Grundgesetzes in Art. 15 S. 2 GG 
nicht schon darin nieder, dass – was an sich denkbar wäre – eine Vergesellschaftung 
auch entschädigungslos erfolgen könnte. Wohl aber schlägt sich der Unterschied auf-
grund der abweichenden Interessenlage im Maßstab gerechter Abwägung und damit am 
Ende in der Höhe der Entschädigung nieder. Weil normativ die Privatnützigkeit der be-
troffenen Sachen an sich abgelöst und durch Gemeinnützigkeit ersetzt werden soll, ist ein 
Interesse der Beteiligten an der Ersatzbeschaffung eines vergleichbaren Gegenstands 
rechtlich gerade nicht in gleicher Weise anzuerkennen. Der Verkehrswert einer Sache, 
die der Verwertung dient, spiegelt die künftig möglichen Erträge aus der privatnützigen 
Verwertung dieser Sache. Gegen gerade diese privatnützige Verwertung aber richtet sich 
die Vergesellschaftung. Eine Entschädigung zum Verkehrswert wäre darum eigentlich die 
Erstattung des Barwertes derjenigen der privatnützigen Verwendung inhärenten Macht-
position, die mit der Vergesellschaftung gerade aufgehoben werden soll. Eine solche 
kann von Art. 15 S. 2 GG nicht verlangt sein.

b) Ansätze zur Bemessung

Auf dieser Grundlage besteht die Aufgabe des Vergesellschaftungsgesetzgebers darin, 
die gleichwohl gebotene Entschädigung der Höhe nach zu bestimmen. In diesem Zusam-
menhang kommt ihm ein großer Ermessensspielraum zu. Der reicht mindestens so weit 
wie im Falle der Enteignungsentschädigung: Dort obliegt es dem Verfassungsgericht, die 
Einhaltung der Grenzen dieses weiten Ermessensbereichs zu überprüfen, die dann über-
schritten sind, wenn eine zweifelsfrei nicht mehr gerechte Entschädigung gewährt werden 
soll. Es obliegt dem Verfassungsgericht nicht, im Rahmen dieses Ermessens die legislati-
ve Entscheidung durch eine eigene zu ersetzen (BVerfGE 4, 219 [236] – Junktimklausel).

(1) Erträge gemeinnütziger Bewirtschaftung

Ein Aspekt, der nach Auffassung von sieben Mitgliedern in der Kommission hierfür 
herangezogen werden kann, ist die Höhe der Erträge einer gemeinwirtschaftlichen 
Nutzung der vergesellschafteten Gegenstände: Die Entschädigung kann zulässig 
danach bemessen werden, welcher Betrag im Rahmen einer gemeinwirtschaftlichen 
Nutzung finanzierbar ist. Dabei richtet sich die für die konkrete Höhe des Betrags 
maßgebliche Ausgestaltung der gemeinwirtschaftlichen Nutzung nach den weiteren 
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Allgemeinwohlzwecken, die der Gesetzgeber mit ihr konkret verbindet. Das ist im 
vorliegenden Fall insbesondere die Bereitstellung bezahlbaren Wohnraums.

Wie schon festgehalten, schließt Art. 15 S. 1 GG eine bloße Verstaatlichung aus, 
bei der sich der Staat lediglich an die Stelle der privaten Eigentümer setzt, um 
höchstmögliche Erträge zu erwirtschaften, die er anschließend für beliebige Auf-
gaben verwendet. Davon abzuheben ist ein rechtlich anzuerkennendes Interesse 
der Allgemeinheit dahingehend, dass die den politischen Zwecken entsprechende 
gemeinwirtschaftliche Nutzung der vergesellschafteten Sachen finanziell tragfähig 
erfolgt, also keine ständigen Zuschüsse aus dem allgemeinen Steueraufkommen 
verlangt. Dies vorausgesetzt erscheint es Ergebnis einer gerechten Abwägung, den 
im gewählten gemeinwirtschaftlichen Rahmen zu erwirtschaftenden Überschuss als 
Entschädigung an die Beteiligten auszukehren.

Das bedeutet konkret: Der Gesetzgeber wird dem künftigen Träger ein bestimmtes, 
womöglich auch ausdifferenziertes Mietenniveau vorgeben, um den (weiteren) All-
gemeinwohlzweck der Bereitstellung bezahlbaren Wohnraums für untere und mittle-
re Einkommen zu realisieren. Diese Vorgabe wird sich an der Höhe der Einkommen 
der versorgungsbedürftigen Einkommensgruppen orientieren. Die anhand der Be-
zahlbarkeit für jene Einkommensgruppen bestimmten Mieten werden die laufenden 
Kosten der Vermietung mit Sicherheit übersteigen. Denn der größte Anteil einer Mie-
te für frei finanzierte Wohnimmobilien entfällt auf die Refinanzierung der Kaufpreise 
der Grundstücke (Tobias Bernet, Anhörung durch die Kommission am 22.02.2023). 
Die laufenden Kosten der Vermietung sind die Kosten für Verwaltung, Instandhaltung 
und energetische Modernisierung, sowie für den Ausgleich von Mietausfällen.

Soweit die vorgegebenen bezahlbaren Mieten jene Kostenmieten übersteigen, fal-
len monatlich Erträge an. Dieses sind als Erträge aus der gemeinnützigen Bewirt-
schaftung anzusehen. Diese stehen den betroffenen Unternehmen als Entschädi-
gung zu, und zwar über die Restnutzungsdauer der Wohnimmobilie, bezogen auf 
eine Gesamtnutzungsdauer von 40 Jahren, die im Rahmen von Bewertungen üb-
licher Weise anzusetzen ist (Bernhard Bischoff, Anhörung durch die Kommission am 
13.01.2023). Sie können auch als diskontierte Summe ausgekehrt werden. 

(2) Bemessung nach fiskalischer Realisierbarkeit

Für ebenfalls verfassungsrechtlich zulässig halten acht Mitglieder der Kommission 
einen alternativen Ansatz, bei der Bemessung der Höhe der Entschädigung auf die 
fiskalischen Grenzen der öffentlichen Hand abzustellen.

Bereits im Zusammenhang mit der Enteignungsentschädigung stellt sich die Frage, 
ob die Finanzierbarkeit eines öffentlichen Vorhabens, das eine Enteignung nach 
Art. 14 Abs. 3 GG und damit auch deren Entschädigung verlangt, auf der Seite des 
Interesses der Allgemeinheit ins Gewicht fällt und zu einer Enteignungsentschädi-
gung unterhalb des Verkehrswerts führen kann (Bryde/Wallrabenstein, in: v. Münch/
Kunig, GG, 1. Band, 7. Aufl. 2021, Art. 14 Rn. 149; Wieland, in: Dreier, GG, 1. Band, 
3. Aufl. 2013, Art. 14 Rn. 136). Richtigerweise ist insoweit zu differenzieren: Die Finan-
zierbarkeit eines öffentlichen Vorhabens zum Wohl der Allgemeinheit, das daneben 
keine Vergesellschaftung beinhaltet, kann jedenfalls im Grundsatz keinen relevan-
ten Belang der Allgemeinheit darstellen, der zu einer geringeren Entschädigungs-
summe führen würde. Wenn die öffentliche Hand eine an sich mit Blick auf ein be-
rechtigtes Interesse an einer Ersatzbeschaffung gebotene Entschädigungssumme 
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nicht tragen kann, kann sie das Problem der fehlenden Mittel nicht bewältigen, in-
dem sie den Beteiligten kurzerhand die Entschädigungssumme kürzt. 

Allerdings sind von diesem Grundsatz Ausnahmen zu machen: Sie greifen dann, 
wenn nicht irgendein konkretes öffentliches Vorhaben, sondern ein öffentliches Vor-
haben seiner Art nach grundsätzlich nicht realisierbar erscheint, wenn die enteig-
neten Gegenstände wesentlich zum Verkehrswert entschädigt werden. Eben diese 
Ausnahme gilt schon für Fälle der Enteignungsentschädigung, was seine Stütze in 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts findet. Dieses hat festgehal-
ten: Die Abwägung der Interessen der Allgemeinheit erfordert unter Umständen die 
Berücksichtigung einer großen Zahl von wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Faktoren (BVerfGE 4, 219 [236] – Junktimklausel). Diese Aussage passt schon bei 
der Enteignungsentschädigung nicht dazu, den Verkehrswert nicht nur grundsätz-
lich, sondern ausnahmslos als Ausgangspunkt auszugeben, von dem allenfalls Ab-
züge für leistungslose Wertsteigerungen oder im Hinblick auf die Sozialbindung des 
Eigentums erlaubt wären.

Die Entstehungsgeschichte von Art. 14 Abs. 3 GG gibt weiteren Aufschluss. In 
Art. 153 Abs. 2 WRV war keine Abwägung der Interessen der Beteiligten und der 
Allgemeinheit vorgegeben, sondern eine „angemessene Entschädigung“. Diese 
allein auf die Interessen der Betroffenen gemünzte Vorgabe führte nach der Recht-
sprechung des Reichsgerichts zum Verkehrswert (RGZ 112, 189 [192]). Allerdings 
konnte der einfache Gesetzgeber auch abweichend geringere oder gar keine Ent-
schädigung vorsehen. In Ansehung dieser Rechtslage entschieden sich die Autoren 
des Grundgesetzes einerseits dazu, eine entschädigungslose Enteignung auszu-
schließen, dafür aber den Maßstab zur Bestimmung ihrer Höhe zu modifizieren, 
indem das Allgemeininteresse dem Interesse der Beteiligten gegenübergestellt 
und eine gerechte Abwägung verlangt wurde. Die historischen Materialien erge-
ben keinen Hinweis darauf, dass die Wahl dieser Formulierung von der engen Vor-
stellung getragen wurde, das Allgemeininteresse erschöpfe sich in Abzügen für 
leistungslose Wertsteigerungen und im Hinblick auf die Sozialbindung des Eigen-
tums (dazu unten c)). Vielmehr ist belegt, dass die ausdrückliche Einfügung des 
Allgemeininteresses von der Befürchtung getragen war, andernfalls umfangreiche-
re Enteignungsvorhaben jenseits von Infrastrukturaufgaben nicht durchführen zu 
können, namentlich im Bereich von Städtebau und Bodenpolitik (dazu Opfermann, 
Die Enteignungsentschädigung nach dem Grundgesetz, 1974, S. 43 f., samt Nach-
weisen zu den historischen Materialien).

Inwieweit diese Ausnahme heute unter Art. 14 Abs. 3 GG anzuerkennen ist, wenn 
es nicht um ein konkretes Vorhaben geht, das die Verfügung über ein bestimmtes 
Grundstück verlangt, sondern um eine Vielzahl von Enteignungen im Rahmen einer 
Bodenreform, hat die Kommission nicht abschließend beraten. Jedenfalls aber ist 
eine entsprechende Ausnahme unter Art. 15 GG anzuerkennen: Schon angesichts 
der vergesellschaftungsfähigen Gegenstände Grund und Boden, Naturschätze und 
Produktionsmittel ist evident, dass kraft Art. 15 GG auch sehr umfangreiche Vor-
haben politisch ermöglicht werden sollten, darunter die Vergesellschaftung der 
Landwirtschaft, die Vergesellschaftung von Schlüssel- und Großindustrien, nach 
einer gewichtigen Stimme im Parlamentarischen Rat bis hin zur „strukturellen Um-
wandlung der Wirtschaftsverfassung“ (Carlo Schmid, Parl. Rat V/1, S. 213 f.). Diese 
Vorstellung wurde von den maßgeblichen politischen Kräften CDU und SPD ge-
meinsam getragen. Eine solche von Art. 15 GG eröffnete Umgestaltung der Wirt-
schafts- und Eigentumsordnung kann nicht mit der Verpflichtung zur Entschädigung 
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zum Verkehrswert verbunden sein, insofern die öffentliche Hand die Entschädigung 
für eine solche Transformation niemals leisten könnte und Art. 15 S. 2 GG daher fis-
kalisch verunmöglichen würde, was Art. 15 S. 1 GG rechtlich ermöglicht.

Die Kommission hat aufgrund der Beschränkungen ihrer Zeit und ihrer Erkenntnismit-
tel nicht abschließend beraten können, ob sich aus diesen Vorgaben im konkreten 
Fall der Vergesellschaftung von Immobilienbeständen in Berlin eine Begrenzung 
der Entschädigungssumme ergibt. Die Belastbarkeit eines Landeshaushalts bildet 
einen möglichen Gesichtspunkt für die maximale Entschädigungshöhe.

(3) Hypothetischer Verkehrswert auf Basis potentieller Schrankenbestim-
mung

Ein dritter Ansatz zur Bestimmung einer Vergesellschaftungsentschädigung, den 
wiederum acht Mitglieder als verfassungskonform erachten, geht dahin, die ent-
zogenen Grundstücke einer hypothetischen Bewertung auf Grundlage potentieller 
Schrankenbestimmungen zu unterstellen. 

Einschlägig wären nicht jedwede beliebigen Schrankenbestimmungen, sondern sol-
che, die in Ansehung der Allgemeinwohlzwecke erfolgen könnten, die das Vorhaben 
jenseits des Zwecks der Vergesellschaftung befördern sollen. Solche Schrankenbe-
stimmungen hätten die Beteiligten entschädigungsfrei hinzunehmen. Sie minderten 
zugleich den Wert ihres Eigentums. Dieser nach einer potentiellen Schrankenbe-
stimmung verbleibende Wert erscheint als das richtige Maß, um die Entschädigung 
eines Rechtsverlustes zu bemessen, der zum „Zweck der Vergesellschaftung“ be-
wirkt wird. Denn sofern statt einer weitgehenden Schrankenbestimmung die ding-
lichen Rechte entzogen werden, dient gerade dieser Entzug wesentlich dem Zweck 
der Vergesellschaftung, weil diese – über die weiteren Allgemeinwohlziele hinaus, 
hier insbesondere einer Verbesserung der sozialen Wohnungsversorgung – als ei-
genständiger Zweck gerade auf die Beendigung der Privatnützigkeit zielt (V.2.a)).

Das bedeutet konkret: Als weitgehendste hypothetische Schrankenbestimmung 
maßgeblich wäre die bereits als milderes Mittel erörterte öffentliche Wohnraum-
bewirtschaftung zu unterstellen (V.2.c) (3)). Dabei wäre von Mieten in der Höhe aus-
zugehen, die in Ansehung der Bezahlbarkeit für kleine und mittlere Einkommen auch 
nach der Vergesellschaftung angesetzt werden sollen. Der hypothetische Verkehrs-
wert solcherart öffentlich bewirtschafteter Grundstücke wäre als Entschädigungs-
summe anzusetzen.

c) Hilfsweise: Maßgaben der Enteignungsentschädigung

Selbst wenn man aber in Abweichung von der in der Kommission mehrheitlich vertretenen 
Auffassung und im Einklang mit den Autoren des Sondervotums den realen Verkehrswert 
auch für die Vergesellschaftung als Ausgangspunkt ansetzt, ist für jene Mehrheit verfas-
sungsrechtlich zwingend, dass das Maß möglicher Abschläge weiter reicht, als es im 
Sondervotum anerkannt wird.

Wie schon ausgeführt, richtet sich das rechtlich anzuerkennende Interesse der Beteiligten, 
also der Eigentümer und etwaig anderer dinglich Berechtigter, im Falle der Enteignungs-
entschädigung grundsätzlich auf eine Entschädigung zum Verkehrswert. Denn in dieser 
Höhe ermöglicht die Entschädigung den betroffenen Eigentümern und dinglich Nutzungs-

240 

241 

242 

243 

244 

245 



68

ABSCHLUSSBERICHT DER KOMMISSION ZUM VOLKSENTSCHEID 
VERGESELLSCHAFTUNG GROSSER WOHNUNGSUNTERNEHMEN

berechtigten, einen gleichartigen Ersatz zu beschaffen, und sie verschafft den dinglichen 
Pfandrechtsinhabern eine Befriedigung im Umfang der Werthaltigkeit des Pfandrechts. 
Für die Wertermittlung ist dabei freilich auf den Zeitpunkt abzustellen, in dem die Wert-
bildung noch unbeeinflusst vom staatlichen Vorhaben war. Dadurch bedingte Werterhö-
hungen oder Wertminderungen bleiben außer Betracht.

In diesem Zusammenhang weist die Kommission einhellig darauf hin, dass bei der Ver-
kehrswertermittlung belastbare Prognosen zu künftigen tatsächlichen und rechtlichen 
Entwicklungen zu berücksichtigen sind. Wertändernde Faktoren der Wertbildung können 
sich im vorliegenden Zusammenhang insbesondere aus transitorischen und physischen 
Risiken im Zusammenhang mit dem Klimawandel ergeben. 

(1) Methode der Verkehrswertermittlung

Eine Möglichkeit für eine verfassungsrechtlich zulässige Ermittlung des Ver-
kehrswertes eines Grundstücks liefert die Rechtsverordnung auf Grundlage von 
§ 199 Abs. 1 BauGB. Diese Verordnung ist auch für Wertermittlungen jenseits des 
Baugesetzbuches maßgeblich (vgl. § 193 Abs. 1 Nr. 2, 3 BauGB). Die Verordnung 
kennt drei Verfahren zur Wertermittlung, das Vergleichswert-, das Ertragswert- und 
das Sachwertverfahren. Die Heranziehung des einen oder anderen Verfahrens ist zu 
begründen (vgl. § 6 Abs. 1 S. 2 ImmoWertVO a.E.). Für nicht selbst genutzte Wohn-
immobilien ist im Regelfall das Ertragswertverfahren einschlägig.

Ein Gesetzgeber, sofern nach dessen Regelung zur Bestimmung der Entschädi-
gungshöhe der Verkehrswert zumindest im Ausgangspunkt relevant ist, ist allerdings 
nicht auf dieses baurechtliche Verfahren festgelegt. Er kann auch ein anderes wäh-
len, solange dies mit dem verfassungsrechtlichen Sinn der Enteignungsentschädi-
gung als Gewähr von finanziellen Mitteln zur Ersatzbeschaffung vereinbar ist. 

(2) Abrechnung leistungsloser Wertsteigerung

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts wiegt das Interesse des 
Eigentümers an einer Entschädigung in Höhe des Verkehrswertes dann besonders 
schwer, wenn der Wert der Sache im Vermögen des Betroffenen auf dessen eigene 
Leistung zurückgeht (BVerfGK 17, 68, Rn. 45). In diesem Zusammenhang gelten als 
eigene Leistung neben eigener Arbeit alle finanziellen Aufwendungen, die seitens 
des Betroffenen entweder für die Verbesserung der Sache oder für den Erwerb des 
Eigentums oder anderer dinglicher Rechte an der Sache gemacht wurden. Dies be-
deutet in der Umkehrung, dass Wertsteigerungen, die beim Eigentümer oder sonst 
dinglich Berechtigten während der zeitlichen Dauer der eigenen Berechtigung an-
fallen, die aber nicht auf eine eigene Leistung im erläuterten Sinn zurückgehen, 
nicht zwingend entschädigt werden müssen.

Ein leistungsloser Wertanteil entsteht einerseits bei Werterhöhungen, die auf Pla-
nungsentscheidungen der öffentlichen Hand zurückgehen. Im Zuge des Vergesell-
schaftungsvorhabens dürfte diese Konstellation indessen allenfalls im Einzelfall 
auftreten. Andererseits liegt ein leistungsloser und daher nicht zwingend zu entschä-
digender Wertanteil auch bei Werterhöhungen vor, die aus einer besonderen Markt-
dynamik resultieren (Papier/Shirvani, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Stand Septem-
ber 2022, Art. 14 Rn. 717). Denn die Marktdynamik geht für sich genommen ebenso 
wenig auf eine eigene Leistung zurück, wie eine öffentliche Planungsentscheidung. 
Die gelungene Spekulation auf eine bestimmte Marktdynamik kann nicht als eigene 
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Leistung anerkannt werden, sonst müsste Gleiches für eine gelungene Spekulation 
auf den politischen (Planungs-)Prozess gelten. Darum ist anstelle des gegenwärti-
gen Verkehrswertes für die Eigentümer und dinglich Nutzungsberechtigten regelmä-
ßig die Höhe des entrichteten Kaufpreises maßgeblich, für die Pfandrechtsinhaber 
der Wert des Grundstücks im Zeitpunkt des Rechtserwerbs. Hinzu tritt ein Ausgleich 
für Werterhöhungen, die auf Verwendungen zurückgehen, die nach dem jeweiligen 
Rechtserwerb vorgenommen wurden.

Für die maßgeblichen Käufe ist mit einem Stichtag zu arbeiten, um dem Grundsatz 
gerecht zu werden, dass das Interesse der Beteiligten zu entschädigen ist unter Ab-
sehung von Entwicklungen, die sich erst im Hinblick auf das einschlägige öffentliche 
Vorhaben ereignet haben (oben c) principio). Im vorliegenden Fall ließe sich etwa 
auf den Tag abstellen, an dem das Volksbegehren seitens des Berliner Senats zu-
gelassen wurde. Denn ab diesem Zeitpunkt ist es nicht auszuschließen, dass Unter-
nehmen ihre Verkäufe und Käufe auch in Ansehung möglicher Entschädigungen vor-
genommen haben. Soweit die Käufe nach dem Stichtag stattgefunden haben, ist 
auf den Verkehrswert zu jenem Stichtag abzustellen.

(3) Abschlag für Sozialbindung

Schließlich unterliegt Eigentum der Sozialbindung (Art. 14 Abs. 2 GG). Die Sozial-
bindung prägt maßgeblich die Beurteilung der Verhältnismäßigkeit eines Eigen-
tumseingriffs. Die Befugnis des Gesetzgebers geht umso weiter, je mehr die Sache 
in einem sozialen Bezug und in einer sozialen Funktion steht (BVerfGE 143, 246 [341 
f.] – Atomausstieg). Nach im Ausgangspunkt einhelliger Auffassung der Kommission 
kann sich die Sozialbindung auch in der Abwägung der Interessen zur Bestimmung 
der Entschädigungshöhe niederschlagen. Die Sozialbindung des Eigentums kann 
darum über die Aussparung leistungsloser Wertanteile hinaus einen Abschlag vom 
Verkehrswert rechtfertigen. Diese Auffassung findet Stütze sowohl in der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGK, 17, 68 [Rn. 45]), als auch des Bun-
desgerichtshofes (BGHZ 211, 88 [100]).

Der Grad der Sozialbindung des Eigentums an Wohnimmobilien ist hoch, denn die 
Mietwohnungen haben für die Mieter eine große Bedeutung (s. nur BVerfGE 37, 132 
[141] – Vergleichsmiete I; BVerfGE 89, 1 [6] – Besitzrecht des Mieters). Die Woh-
nung ist wesentlicher Raum der Freiheitssicherung und Persönlichkeitsentfaltung. 
Die damit verbundene hohe Sozialbindung des Eigentums an Wohnraum findet in 
staatlichen Verpflichtungen aus Grund- und Menschenrechten einen besonderen 
Ausdruck (V.2.c) (4)). 

Ein Vorschlag geht dahin, die Vorgabe einer abweichenden Berechnungsmethode 
des Wertes, die eine geringere Sensibilität für die gegenwärtige Dynamik der Markt-
preise für die betroffenen Wohnimmobilien aufweist, als Ausdruck der Sozialbin-
dung anzulegen. Eine solche Methode liefert § 16 Abs. 2 PfandbriefG für die Bewer-
tung von Immobilien im Rahmen einer grundpfandrechtlichen Beleihung. Konkret 
bedeutete dies für Wohnimmobilien, die von den betroffenen Berechtigten vor dem 
Stichtag erworben wurden, anstelle des Kaufpreises den Beleihungswert zum Zeit-
punkt des Kaufs anzusetzen. Für Wohnimmobilien, die nach dem Stichtag erworben 
wurde, wäre der Beleihungswert zum Stichtag anzusetzen.

Der Ansatz erscheint wegen der spekulativ anmutenden Dynamik der Marktpreise 
für Wohnimmobilien gerechtfertigt. Die Geldpolitik der letzten Jahre hat (bis zur erst 
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kürzlich eingeleiteten geldpolitischen Wende) mit Instrumenten wie negativen Zin-
sen und Anleiheankäufen zusammen mit regulatorischen Maßnahmen wesentlich 
dazu beigetragen, dass Wohnimmobilien zu einer eigenen „asset class“ von beson-
derem Interesse insbesondere für institutionelle Investoren geworden sind (Gabor/
Kohl, My Home is an Asset Class, 2022, S. 14). Damit sind nicht nur die Preise dieser 
Vermögenswerte signifikant gestiegen, sondern auch das Risiko zunehmender Un-
gleichheit und damit Machtasymmetrien zwischen Investoren in diese Vermögens-
werte und solchen Bevölkerungsschichten, denen es nicht freisteht, Immobilien als 
Vermögenswert zu erwerben und die stattdessen darauf angewiesen sind, zur Miete 
zu wohnen (Isabel Schnabel, EZB, Rede vom 9.11.2021). Ein erklärender Faktor für 
hohe Wohnimmobilienwerte sind die steigenden Mietpreise aufgrund des massi-
ven Nachfrageüberhangs am Mietwohnungsmarkt, der aus den Besonderheiten des 
Wohnens als menschlichem Grundbedürfnis nach einem nicht beliebig vermehrba-
ren Gegenstand resultiert. Eine weitere wichtige Erklärung für steigende Mietpreise 
insbesondere im Bestand der kapitalmarktorientierten Wohnungsunternehmen sind 
die in dieser Eigentümergruppe stattfindenden häufigen Verkäufe und Käufe von Be-
ständen und ganzen Unternehmen (vgl. BBSR, Zunahme des Verkaufsvolumens von 
Mietwohnungsbeständen im Jahr 2020, BBSR-Analysen KOMPAKT 07/2021; BBSR, 
Zunahme des Handels mit Mietwohnungsportfolios in 2021, BBSR-Analysen KOM-
PAKT 08/2022). Ziel ist es, mit jedem Verkauf höhere Preise zu erzielen, die durch 
steigende Mietpreise zu finanzieren sind (BBSR, Wohnungs- und Immobilienmärkte 
in Deutschland 2020, Einzelpublikation 2021, S. 137 ff.; BBSR, Börsennotierte Woh-
nungsunternehmen als neue Akteure auf dem Wohnungsmarkt, BBSR-Online Publi-
kation Nr. 01/2017, S. 90). Berlin und Nordrhein-Westfalen stellen dabei die räum-
lichen Schwerpunkte am deutschen Transaktionsmarkt dar (BBSR, Zunahme des 
Handels mit Mietwohnungsportfolios in 2021, BBSR-Analysen KOMPAKT 08/2022, 
S. 12). Diese Entwicklungen sowie die starke Dynamik der Bodenpreise trug zur Be-
schleunigung des Mietpreisanstiegs bei. Darum spiegelt ein Außerachtlassen von 
Wertsteigerungen im Zuge besonderer Marktdynamiken, wie in § 16 Abs. 2 Pfand-
briefG vorgesehen, die Sozialbindung im Rahmen der Entschädigung. 

Denkbar erscheint auch, dass derselbe Grundgedanke auch einen anderen Ziel-
punkt finden kann als in § 16 Abs. 2 PfandbriefG, etwa den Ansatz von Marktpreisen 
vor einem Zeitpunkt des Einsetzens einer besonderen Dynamik am Wohnungsmarkt 
oder den Ansatz eines nach Sachwertverfahrens ermittelten Verkehrswertes.
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D.   
Berufsfreiheit
Art. 12 Abs. 1 GG
Die Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG wird nach in der Kommission einhellig vertretener 
Auffassung durch ein Gesetz zur Vergesellschaftung von Immobilienbeständen großer 
Wohnungsunternehmen nicht verletzt. Dabei sind einige Mitglieder der Auffassung, dass 
Art. 15 GG die Gewährleistung der Berufsfreiheit verdrängt. Demgegenüber sind die üb-
rigen Mitglieder der Auffassung, dass ein Vergesellschaftungsgesetz einen Eingriff in die 
Berufsfreiheit der betroffenen Unternehmen und deren Beschäftigte darstellt, der aber 
durch die Zwecke des Gesetzes gerechtfertigt ist.

I. Verdrängung durch Art. 15 GG

Nach Ansicht von zwei Mitgliedern stellt eine Vergesellschaftung nach Art. 15 GG nicht 
nur, wie oben dargestellt, keinen Eingriff in die in Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG gewährleistete 
Freiheit im vermögensrechtlichen Bereich dar, sondern verdrängt in der Konsequenz auch 
die anderen wirtschaftlichen Freiheitsgrundrechte, hierunter namentlich die Berufsfreiheit 
gem. Art. 12 Abs. 1 GG. 

Artikel 15 GG steht zwar unmittelbar hinter Art. 14 GG, aber er steht dort als selbständiger 
Artikel. Insofern ist nicht angelegt, dass er seine Bedeutung nur im Hinblick auf die Ge-
währleistung des Eigentums und anderer vermögenswerter Rechte entfaltet. Tatsächlich 
ermöglicht Art. 15 GG den Übergang in andere Bewirtschaftungsformen, wodurch neben 
den vermögenswerten Rechten an den vergesellschafteten Gegenständen notwendig die 
Freiheit der Berufsausübung berührt ist, weil die Ausübung der einschlägigen Tätigkeit als 
selbständiger Unternehmer verschlossen wird. Die Rechtmäßigkeit einer Vergesellschaf-
tung ergibt sich jedoch aus der Regelung in Art. 15 S. 1 GG allein, sie ist an den Gewähr-
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leistungen der Berufsfreiheit in Art. 12 Abs. 1 GG ebenso wenig zu messen wie an den 
Gewährleistungen des Eigentums in Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG.

II. Keine Verletzung der Berufsfreiheit der 
Unternehmen

Nach Auffassung der übrigen elf Mitglieder der Kommission ist Art. 12 GG anwendbar. 
Die Vergesellschaftung stellt auch einen Eingriff in die Berufsfreiheit der rechtlich oder 
wirtschaftlich betroffenen Unternehmen dar, der aber gerechtfertigt ist. 

1. Anwendbarkeit auf inkorporierte Unternehmen

Das Vorhaben der Vergesellschaftung wird faktisch allein privatrechtliche Korporationen 
betreffen und keine natürlichen Personen. Auf juristische Personen i.S.d. Art. 19 Abs. 3 GG 
ist Art. 12 Abs. 1 GG seinem Wesen nach anwendbar, denn sie können wie natürliche Per-
sonen erwerbswirtschaftlich tätig sein (BVerfGE 30, 292 [312] – Erdölbevorratung). Die 
von der Vergesellschaftung betroffenen Wohnungsunternehmen können sich daher auf 
das Grundrecht der Berufsfreiheit berufen, wenn ihr Sitz, das heißt der Mittelpunkt ihrer 
erwerbswirtschaftlichen Tätigkeiten in Deutschland liegt und sie deshalb als „inländisch“ 
i.S.d. Art. 19 Abs. 3 GG anzusehen sind (BVerfGE 21, 207 [209] – Flächentransistor). Das 
gleiche gilt über eine gem. Art. 18 und Art. 26 Abs. 2 AEUV veranlasste Anwendungser-
weiterung des Art. 19 Abs. 3 GG, wenn eine Gesellschaft ihren Sitz in einem Mitgliedstaat 
der EU hat (BVerfGE 129, 78 – Anwendungserweiterung).

2. Eingriff in den Schutzbereich

Art. 12 Abs. 1 GG gewährleistet als einheitliches Grundrecht die Freiheit der Berufswahl 
und der Berufsausübung. Dabei wird als Beruf jede auf Dauer angelegte Tätigkeit quali-
fiziert, die zur Schaffung oder Erhaltung einer Lebensgrundlage beiträgt (BVerfGE 7, 377 
[379] – Apotheken-Urteil). 

Als Eingriff in den Schutzbereich von Art. 12 Abs. 1 GG sind zunächst all jene staatlichen 
Rechtsakte zu qualifizieren, die darauf abzielen, die Berufsfreiheit zu beschränken, und 
unmittelbar zu einer Freiheitsverkürzung führen. Darüber hinaus sind auch solche hoheit-
lichen Maßnahmen als rechtfertigungsbedürftige Einschränkungen der Berufsfreiheit ein-
zuordnen, die zwar nicht auf die Begrenzung von Berufswahl oder Berufsausübung ab-
ziehen, denen aber eine objektiv berufsregelnde Tendenz innewohnt.

a) Berufsfreiheit von Objektgesellschaften

Für reine Objektgesellschaften, die nicht als Partei an den Vermietungsbeziehungen be-
teiligt sind, ist der Schutzbereich der Berufsfreiheit nicht eröffnet. Das bloße Innehaben 
von Eigentum ist keine berufliche Tätigkeit im Sinne des Art. 12 Abs. 1 GG.
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b) Berufsfreiheit der vermietenden Unternehmen

Demgegenüber stellt die seitens der Unternehmen betriebene gewerbsmäßige Vermie-
tung von Wohnimmobilien eine berufliche Tätigkeit im Sinne des Art. 12 Abs. 1 GG dar. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob die Unternehmen selbst Eigentümer der vermieteten Im-
mobilien sind oder nicht.

Werden inkorporierte Unternehmen, deren Gesellschaftszweck die Vermietung von Wohn-
immobilien umfasst, die von ihnen vermieteten und in Berlin belegenen Immobilien entzo-
gen, seien es die eigenen oder die ihrer Tochtergesellschaften, wird damit in den Schutz-
bereich der Berufsfreiheit dieser Gesellschaften eingegriffen. Die betroffenen Immobilien 
können sie künftig nicht mehr vermieten, weil sie in Gemeineigentum überführt wurden. Je 
nach Ausgestaltung des Gesetzes können sie womöglich darüber hinaus künftig nur mehr 
eine Anzahl an Wohnungen unterhalb der im Gesetz festgelegten Obergrenze vermie-
ten. Hierbei handelt es sich um eine Einschränkung der Berufsausübung, es geht um das 
„wie“ der beruflichen Tätigkeit. Den Immobilienunternehmen wird vorgegeben, wie sie 
ihrer erwerbswirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen dürfen. Es handelt sich nicht um eine 
Regelung des „ob“ einer beruflichen Tätigkeit, also nicht um eine Regelung der Berufs-
wahl. Denn die Vermietung des gegenwärtig je konkret gehaltenen Wohnungsbestands 
oder speziell die Vermietung von mehr als 2.999 Wohnungen mit Belegenheit in Berlin 
stellt keinen eigenständigen Beruf dar. 

3. Rechtfertigung 

Ein Eingriff in die Freiheit der Berufsausübung kann durch vernünftige Allgemeinwohler-
wägungen gerechtfertigt sein (BVerfGE 7, 377 [405 f.] – Apotheken-Urteil).

Nach der in der Kommission mehrheitlich vertretenen Auffassung fungiert der Zweck der 
Vergesellschaftung der Beendigung der Privatnützigkeit und Einführung einer gemeinwirt-
schaftlichen Bewirtschaftung auch in diesem Zusammenhang als eigenständiger legiti-
mer Zweck, der auch den Eingriff in die Berufsfreiheit jedenfalls mitträgt. Es ist angesichts 
der Regelung in einem gesonderten Artikel, der textlich keinen exklusiven Bezug auf die 
Eigentumsgewährleistung anzeigt, nicht angelegt, dass die Auszeichnung der Vergesell-
schaftung als legitimer Zweck sich nur auf die Rechtfertigung von Eigentumseingriffen 
beziehen sollte.

Insofern kann im Wesentlichen auf die Ausführungen zur Verhältnismäßigkeit des Eingriffs 
in Art. 14 Abs. 1 GG verwiesen werden. Der Eingriff in Art. 12 Abs. 1 GG wiegt jedenfalls 
nicht schwerer als die Einschränkung der Eigentumsgarantie. Er betrifft die Berufsaus-
übung, nicht die Berufswahl, und kann daher im Ergebnis durch die mit ihm verfolgten 
Zwecke, das sind neben der Vergesellschaftung selbst namentlich die Entspannung der 
Situation auf dem Berliner Mietwohnungsmarkt und der Verbesserung der Versorgung mit 
bezahlbaren Wohnungen, gerechtfertigt werden.

Dieser Auffassung schließen sich auch diejenigen Mitglieder der Kommission an, die im 
Rahmen der Prüfung der Verhältnismäßigkeit unter Art. 15 GG die Angemessenheit des 
Vorhabens nach derzeitigem Kenntnisstand nicht bejahen. Der Eingriff in Art. 12 Abs. 1 GG 
wiegt nicht gleichermaßen schwer und erscheint daher im Ergebnis, gemessen an den für 
das Vorhaben sprechenden Gemeinwohlgründen, verhältnismäßig.
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III. Keine Verletzung der Berufsfreiheit der 
Beschäftigten

In Bezug auf die Berufsfreiheit der Beschäftigten der Wohnungsunternehmen liegt ein Ein-
griff in die Berufsfreiheit vor, und zwar nicht in die besondere Garantie der Arbeitsplatz-
wahlfreiheit, wohl aber ebenfalls in die Freiheit der Berufsausübung. Auch dieser Eingriff 
ist gerechtfertigt.

1. Eingriff in den Schutzbereich

Ein Eingriff in die Arbeitsplatzwahlfreiheit gem. Art. 12 Abs. 1 S. 1 2. Alt GG ist nicht ge-
geben. Die Arbeitsplatzwahlfreiheit betrifft in räumlicher und vertraglicher Hinsicht den 
Modus der beruflichen Betätigung in unselbstständiger Form (BVerfGE 84, 133 [146] – 
Warteschleife). Sie schützt den Einzelnen vor staatlichen Maßnahmen, die ihn am Erwerb 
eines zur Verfügung stehenden Arbeitsplatzes hindern oder zur Annahme, Beibehaltung 
oder Aufgabe eines bestimmten Arbeitsplatzes zwingen. Dagegen ist mit der Gewähr-
leistung der Arbeitsplatzwahlfreiheit weder ein Anspruch auf Bereitstellung eines Arbeits-
platzes eigener Wahl noch eine Bestandsgarantie für den einmal gewählten Arbeitsplatz 
verbunden (BVerfGE 97, 169 [175] – Kleinbetriebsklausel I). Das Grundrecht gewährt auch 
keinen unmittelbaren Schutz gegen den Verlust eines Arbeitsplatzes aufgrund privater 
Dispositionen, dem Staat obliegt hinsichtlich des durch Art. 12 Abs. 1 GG geschützten In-
teresses des Arbeitnehmers auf Achtung der ausgeübten Arbeitsplatzwahl lediglich eine 
Schutzpflicht, der er namentlich mit den vielfältigen Regeln zum Schutz vor arbeitgeber-
seitigen Kündigungen nachgekommen ist (vgl. BVerfGE 84, 133 [146 f.]).

Vor diesem Hintergrund beinhaltet ein Vergesellschaftungsgesetz keinen Eingriff in die 
Arbeitsplatzwahlfreiheit der Beschäftigten. Das Gesetz enthält keine unmittelbaren Vor-
gaben für die Arbeitsverhältnisse. Zwar mag es vorkommen, dass Beschäftigte der be-
troffenen Unternehmen gekündigt werden. Diese Kündigungen wären jedoch Folge un-
ternehmerischer Entscheidungen in Ansehung des Gesetzes, die aufgrund veränderter 
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen naheliegen, und damit auf betriebliche Gründe 
gestützt, die nach den Maßgaben des Kündigungsschutzrechts sozial gerechtfertigt sind 
(§ 1 Abs. 2 S. 1 KSchG). Die Kündigungen sind insofern lediglich mittelbare Folgen der 
staatlichen Maßnahme, die als solche nicht von der Arbeitsplatzwahlfreiheit erfasst sind. 

Dessen ungeachtet aber handelt es sich um einen Eingriff in die Freiheit der Berufsaus-
übung. Auch Regelungen, die nicht auf eine Berufsregelung abzielen, können Auswir-
kungen zeitigen, die die Freiheit der Berufsausübung dann mittelbar beeinträchtigen. 
Ein mittelbarer Eingriff in Art. 12 Abs. 1 GG ist dann anzunehmen, wenn eine staatliche 
Maßnahme eine „objektiv berufsregelnde Tendenz“ aufweist. Das bedeutet, dass die 
Maßnahme nach Entstehungsgeschichte und Inhalt im Schwerpunkt Tätigkeiten betref-
fen muss, die typischerweise beruflich ausgeübt werden (BVerfGE 97, 228 [254] – Kurz-
berichterstattung). Ein Vergesellschaftungsgesetz würde mittelbar die Beschäftigung bei 
den betroffenen Wohnungsunternehmen betreffen. Die abhängige Beschäftigung in sol-
chen Unternehmen wird typischerweise beruflich ausgeübt. Ihre Umgestaltung im Zuge 
der Überführung in Gemeineigentum zählt auch zu den objektiven Schwerpunkten der 
Vergesellschaftung.
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2. Rechtfertigung 

Dieser Eingriff in die Freiheit der Berufsausübung der Beschäftigten ist gerechtfertigt. In 
diesem Zusammenhang ist in Rechnung zu stellen, dass die Vergesellschaftung, anders 
als andere staatliche Regelungen mit berufsregelnder Tendenz, keinen nennenswerten 
Einfluss auf die Nachfrage der beruflichen Arbeitsleistungen zeitigen wird. Vielmehr wer-
den vergleichbare Arbeitsleistungen in vergleichbarem Umfang beim neuen Träger der 
Wohnimmobilien anfallen. Folglich wird es vielfach zu gesetzlichen Übergängen der 
Arbeitsverhältnisse kommen nach § 613a Abs. 1 S. 1 BGB, sodass sich für die Beschäf-
tigten, sofern sie dem Übergang nicht widersprechen, lediglich der Arbeitgeber ändert. 
Die Rechtfertigung des Eingriffs in die Berufsfreiheit der Beschäftigten ergibt sich daher 
jedenfalls aus denselben Gründen und Überlegungen, die auch den Eingriff in die Frei-
heit der Berufsausübung der vermietenden Unternehmen tragen.
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E.   
Gleichbehandlung
Art. 3 Abs. 1 GG

Das Vergesellschaftungsvorhaben soll nach dem Gesetzentwurf der Initiative diejenigen 
Immobilien erfassen, die zu einem Stichtag von (Konzern)Unternehmen mit sehr großen 
Wohnungsbeständen bewirtschaftet wurden. Im Beschluss für den Volksentscheid war 
eine Bestandsgrenze von 3.000 Wohnungen vorgeschlagen. Genossenschaftlich getra-
gene, landeseigene oder gemeinnützigen Zwecken dienende Unternehmen sollen aus-
genommen sein. Eine solche Ausgestaltung ist nach im Ergebnis einhelliger Auffassung 
der Kommission unter Berücksichtigung der nachfolgenden Maßgaben mit dem verfas-
sungsrechtlichen Gebot der Gleichbehandlung in Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar.

Die Ausnahme für genossenschaftliche, landeseigene und steuerrechtlich anerkannt ge-
meinnützige Unternehmen ist nach einhelliger Auffassung der Kommissionsmitglieder ge-
rechtfertigt durch rechtliche Besonderheiten, die entweder schon eine maximale Gewinn-
erzielung aus der Wohnungsvermietung oder zumindest eine privatnützige Verwendung 
der Gewinne ausschließen (dazu 2.). Ein Kommissionsmitglied ist zudem der Auffassung, 
dass diese Ausnahme mit Rücksicht auf das Grundrecht der Religionsfreiheit sowie des 
besonderen kirchlichen Vermögensschutzes aus Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 2 WRV 
auf kirchlich getragene Wohnungsunternehmen ausgedehnt werden muss, wenn diese 
zwar nicht steuerrechtlich anerkannt sind, aber nach ihrer Satzung gemeinnützige Zwecke 
verfolgen, und hat diese Auffassung in einem Sondervotum niedergelegt.

Hinsichtlich einer Bestandsgrenze erscheint es der Kommission zur Milderung der verfas-
sungsrechtlichen Risiken empfehlenswert, den betroffenen Wohnungsunternehmen nicht 
den gesamten in Berlin belegenen Wohnimmobilienbestand zu entziehen, sondern nur 
den die Bestandsgrenze überschießenden Bestand. Jedenfalls dann lässt sich jene Be-
standsgrenze nach in der Kommission einhellig vertretener Auffassung mit den Effizienz-
vorteilen rechtfertigen, die ein solcher Ansatz zeitigt, um einen nachvollziehbar bestimm-
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ten Bedarf an gemeinnützig bewirtschafteten Wohnungen zu decken (dazu 3.a)). Nach 
Auffassung von neun Mitgliedern der Kommission lässt sich eine Bestandsgrenze in der 
Größenordnung von 3.000 Wohnungen zusätzlich darauf stützen, dass damit Großunter-
nehmen identifiziert sind, für die eine Vergesellschaftung in besonderem Maße geboten 
erscheint (dazu 3.b)). 

Darüber hinaus hat die Kommission erörtert, ergänzend oder alternativ zum Ansatz der 
Bestandsgrenze sämtliche in Berlin belegenen Bestände von Wohnungsunternehmen mit 
einer Kapitalmarktorientierung (§ 264d HGB) in das Vorhaben einzubeziehen (4.). Die 
Vereinbarkeit dieses alternativen Ansatzes mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung 
wird ebenfalls von neun Mitgliedern der Kommission bejaht. 

I. Ungleichbehandlung vergleichbarer Sachverhalte

Art. 3 Abs. 1 GG gebietet dem Gesetzgeber, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich 
Ungleiches ungleich zu behandeln. Dabei verwehrt Art. 3 Abs. 1 GG der Gesetzgebung 
nicht jede Differenzierung. Differenzierungen bedürfen jedoch stets der Rechtfertigung 
durch Sachgründe, die dem Ziel und dem Ausmaß der Ungleichbehandlung angemes-
sen sind (BVerfGE 98, 365 [385] – Versorgungsanwartschaften; 149, 222 [253 f. Rn. 64] 
– Rundfunkbeitrag).

Von der Vergesellschaftung ausgenommen sein sollen die Bestände genossenschaftlich 
getragener, landeseigener und gemeinnützigen Zwecken verpflichteter Wohnungsunter-
nehmen. Im Übrigen sollen nach dem Beschluss des Volksentscheids in die Vergesell-
schaftung nur diejenigen Unternehmen einbezogen werden, die zu einem Stichtag einen 
sehr umfangreichen in Berlin belegenen Wohnimmobilienbestand bewirtschaften. Kon-
kret vorgeschlagen wurde ein Bestand, der 3.000 Wohnungen oder mehr umfasst.

Nach dem Gesetzentwurf der Initiative für den Volksentscheid soll eine Wohnimmobilie 
dann als von ein- und demselben Unternehmen bewirtschaftet gelten, wenn entweder 
eigenes Eigentum oder vergleichbare dingliche Nutzungsrechte bestehen, oder Eigen-
tum oder vergleichbare dingliche Nutzungsrechte von nachgeordneten Unternehmen 
bestehen. Unternehmen sollen dann als nachgeordnet gelten, wenn sie einem beherr-
schenden Einfluss unterliegen, was sich im Grundsatz an der Vorgabe zur Einbeziehung 
von Tochterunternehmen in eine Konzernbilanz nach § 290 HGB richtet. Dabei soll in 
Konkretisierung von § 290 Abs. 1 S. 1 HGB die Inhaberschaft oder Kontrolle eines Unter-
nehmensanteils von 20 % für die Annahme eines beherrschenden Einflusses ausreichen. 

Nach diesen Maßgaben werden zunächst private Wohnungsunternehmen mit Wohnungs-
beständen in der maßgeblichen Größenordnung ungleich behandelt mit Unternehmen, 
die Bestände in gleicher Größenordnung halten, aber entweder genossenschaftlich ge-
tragen, landeseigen oder gemeinnützigen Zwecken verpflichtet sind.

Weiterhin werden Unternehmen mit großen Wohnimmobilienbeständen im Verhältnis zu 
Unternehmen mit kleineren Beständen ungleich behandelt. Es werden schließlich Unter-
nehmen, die als Tochterunternehmen der einschlägigen Konzernunternehmen fungieren 
oder diesen wirtschaftlich zugerechnet sind, anders behandelt als selbständige Unter-

279 

280 

281 

282 

283 

284 



78

ABSCHLUSSBERICHT DER KOMMISSION ZUM VOLKSENTSCHEID 
VERGESELLSCHAFTUNG GROSSER WOHNUNGSUNTERNEHMEN

nehmen bei vergleichbar kleinem eigenem Bestand an dinglichen Rechten an Wohn-
immobilien.

Bei der Stichtagsregelung handelt es sich um eine Ungleichbehandlung in der Zeit. 
Wohnungsunternehmen, die Bestände unterhalb des eigentlich maßgeblichen Umfangs 
bewirtschaften, deren bewirtschafteter Bestand aber zum Stichtag den maßgeblichen 
Umfang hatte, werden anders behandelt als Unternehmen, die einen Bestand gleichen 
Umfangs bewirtschaften, deren Bestand aber zum Stichtag nicht den maßgeblichen Um-
fang hatte. 

II. Rechtfertigung 

Diese Ungleichbehandlungen bedürfen jede für sich der verfassungsrechtlichen Recht-
fertigung.

1. Maßstab der Prüfung

Für die Prüfung ist vorab der allgemeine Maßstab darzustellen (a)), dieser ist anschlie-
ßend im Hinblick auf die einzelnen Ungleichbehandlungen zu konkretisieren (b)-d)), aus 
Gründen der Übersichtlichkeit unter Aussparung der Ungleichbehandlung anhand der 
Kapitalmarktorientierung der Unternehmensträger (dazu erst unter 4.). 

a) Grundsatz

Für Ungleichbehandlungen gilt ein stufenloser verfassungsrechtlicher Prüfungsmaßstab, 
dessen Inhalt und Grenzen sich nicht abstrakt, sondern nur nach den jeweils betroffenen 
unterschiedlichen Sach- und Regelungsbereichen bestimmen lassen. Aus dem allgemei-
nen Gleichheitssatz ergeben sich je nach Regelungsgegenstand und Differenzierungs-
merkmalen unterschiedliche Grenzen für den Gesetzgeber, die von gelockerten, auf das 
Willkürverbot beschränkten Bindungen bis hin zum strengen Verhältnismäßigkeitserfor-
dernis reichen können. Eine strenge Bindung der Gesetzgebung kann sich aus den jeweils 
betroffenen Freiheitsrechten ergeben. Zudem verschärfen sich die verfassungsrechtli-
chen Anforderungen, je weniger die Merkmale, an die die gesetzliche Differenzierung 
anknüpft, für den Einzelnen verfügbar sind, oder je mehr sie sich den in Art. 3 Abs. 3 GG 
genannten Merkmalen annähern (insgesamt BVerfGE 149, 222 [253 f. Rn. 64] – Rundfunk-
beitrag). Je bedeutsamer sich gerade die Ungleichbehandlung für die Betroffenen nach 
diesen Kriterien darstellt, desto gewichtiger muss der die Ungleichbehandlung tragende 
Grund sein.

b) Differenzierung nach Bestandsgröße 

Nach den geschilderten Grundsätzen ist zur Rechtfertigung der Ungleichbehandlung 
gemäß der Bestandsgröße weder eine strenge Prüfung nach Verhältnismäßigkeitsmaß-
stäben geboten noch eine bloße Willkürkontrolle ausreichend. Vielmehr erscheint eine 
Prüfung in einer Strenge mittleren Grades angezeigt. Einige Mitglieder der Kommission 
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sehen das Maß der Strenge etwas näher an der Willkürkontrolle, andere sehen sie deut-
lich näher an der Verhältnismäßigkeitsprüfung. Letzteres ist für die nachfolgende Recht-
fertigungsprüfung (unten 2.–4.) zugrunde gelegt.

Eine Verschärfung des Prüfungsmaßstabs ergibt sich hier nicht daraus, dass sich die ge-
setzlichen Differenzierungsmerkmale an die des Art. 3 Abs. 3 GG annähern. Denn dies 
ist hier nicht der Fall. Das Kriterium der Bestandsgröße weist keine Nähe zu den in Art. 3 
Abs. 3 GG genannten Diskriminierungskategorien auf. 

Im vorliegenden Zusammenhang ist indes zu berücksichtigen, dass sich die Regelung 
zur Vergesellschaftung auf die Wahrnehmung der Grundrechte aus Art. 14 GG und aus 
Art. 12 GG auswirkt. Eine strengere Rechtfertigungsprüfung kann sich nämlich aus den 
durch die Ungleichbehandlung betroffenen Freiheitsrechten ergeben. Dem Gestaltungs-
spielraum des Gesetzgebers sind umso engere Grenzen gesetzt, je stärker sich die Un-
gleichbehandlung von Personen oder Sachverhalten auf die Ausübung grundrechtlich 
geschützter Freiheiten nachteilig auswirken kann (stRspr seit BVerfGE 82, 126 [146] – Kün-
digungsfristen für Arbeiter). Für juristische Personen, soweit die Grundrechte für sie nach 
den Maßgaben von Art. 19 Abs. 3 GG gelten, gilt grundsätzlich nichts Anderes. Allerdings 
ist die individuelle Betroffenheit der hinter den juristischen Personen stehenden natür-
lichen Personen je nach Rechtsform, Größe, Mitgliederstruktur und Vereinigungszweck 
unterschiedlich ausgeprägt. Bei Kapitalgesellschaften kann sie von der individuellen Be-
troffenheit des Gesellschafters einer Ein-Mann-Gesellschaft bis zu der lediglich einen 
geringen Teil des Vermögens berührenden Betroffenheit des Aktionärs einer AG im Streu-
besitz reichen. Das fällt bei der Maßstabsbildung ins Gewicht (vgl. BVerfGE 95, 267 [317] 
– Altschulden; BVerfGE 99, 367 [389] – Montan Mitbestimmung).

In diesem Zusammenhang ist vorliegend nach den verschiedenen von der Ungleich-
behandlung Betroffenen zu differenzieren. In ihrer Eigentumsfreiheit betroffen sind die-
jenigen Unternehmen, die eigene dingliche Rechte verlieren. Soweit die maßgeblichen 
Bestände nicht aufgrund dinglicher Berechtigung, sondern aufgrund ihrer einheitlichen 
Bewirtschaftung durch ein (Mutter)Unternehmen identifiziert sind, sind jene (Mutter)Unter-
nehmen wirtschaftlich nicht in ihrer Eigentumsfreiheit betroffen, es sei denn sie halten 
auch eigene Grundstücke. Betroffen in ihrer Eigentumsfreiheit sind demgegenüber die 
Objektgesellschaften, die sich auf das Gleichbehandlungsgrundrecht berufen können, 
weil sie anhand der Größe des Bestands der Muttergesellschaft eine Ungleichbehand-
lung erfahren. Dem Eigentumsverlust ist durch eine Erhöhung der Prüfungsdichte Rech-
nung zu tragen. Dabei ist andererseits zu gewärtigen, dass der personale Bezug der 
eigentumsvermittelten Freiheit im Falle des Grundeigentums einer Objektgesellschaft 
jedenfalls sehr gering ist (C.V.2.c) (4)).

Vergleichbares gilt hinsichtlich der Berufsfreiheit der Mutterkonzerne. Im Fall der hier 
betroffenen Großunternehmen ist die Berufsfreiheit nicht Element der Ausformung der 
Persönlichkeit eines Menschen. Sie ist vielmehr grundrechtliche Gewährleistung eines 
Verhaltens, dessen Auswirkungen weit über das eigene wirtschaftliche Schicksal des Un-
ternehmens hinausweisen (BVerfGE 99, 367 [392]). Der starke soziale Bezug sowie der 
gering ausgeprägte personale Bezug der an sich grundrechtlich geschützten Tätigkeit 
sprechen für einen zurückgenommenen Prüfungsmaßstab.

Für die Strenge der Prüfung ist zudem maßgeblich, ob das Differenzierungsmerkmal für 
die von einer Ungleichbehandlung Betroffenen verfügbar ist, mit anderen Worten, ob sie 
die Verwirklichung des Differenzierungsmerkmals beeinflussen können (BVerfGE 127, 263 
[280 f.] – Haftungsprivilegierung). Bei der Größe des Wohnungsbestands handelt es sich 
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um einen Umstand, der auf freie unternehmerische Entscheidungen zurückgeht. Es han-
delt sich gerade nicht um Umstände, die mit denjenigen vergleichbar wären, in denen 
das Bundesverfassungsgericht einen verschärften Rechtfertigungsmaßstab wegen der 
Unverfügbarkeit des Differenzierungskriteriums angenommen hat, wie beispielsweise die 
Staatsangehörigkeit (BVerfGE 111, 160 [169 f.] – Kindergeld an Ausländer), das eigene 
Lebensalter (BVerfGE 142, 353 [385 f. Rn. 69 ff.] – Grundsicherung für Arbeitssuchende) 
oder die Ehelichkeit der eigenen Eltern (BVerfGE 135, 48 [63 ff.] – Behördliche Vater-
schaftsanfechnung). Jene Kriterien liegen ihrer Natur nach jenseits des Einflussbereichs 
der Betroffenen. Es ist im Rahmen der Maßstabsbildung jedoch zu berücksichtigen, dass 
die Gesetzesbetroffenheit für die erfassten Unternehmen nicht vermeidbar sein wird. 
Denn es wird ein in der Vergangenheit liegender Stichtag zugrunde gelegt werden, ab 
dem sich die Verabschiedung des entsprechenden Vergesellschaftungsgesetzes ernst-
haft abzeichnete (siehe unter E.II.3.c). Die Unternehmen, die zum Stichtag über einen 
hinreichenden Bestand verfügen, können die Vergesellschaftung nicht vermeiden, indem 
sie etwa ihren Bestand noch reduzieren. Insofern knüpft das Gesetz unterscheidend an 
eine zurückliegende Geschäftstätigkeit an, welche einer Disposition entzogen ist, die in 
Ansehung des Gesetzes erfolgen könnte (vgl. BVerfGE 99, 367 [391]). Dem ist bei der 
Konkretisierung des Prüfungsmaßstabs Rechnung zu tragen.

Abschließend ist auch noch das Ausmaß der Ungleichbehandlung in Rechnung zu stel-
len, also das Ausmaß des Unterschieds, der durch die Ungleichbehandlung zwischen 
den betroffenen und nicht betroffenen Sachverhalten eintritt. Dieses Ausmaß ist im vor-
liegenden Fall insofern erheblich, als dass nach dem Beschluss des Volksentscheids die 
einbezogenen Wohnungsunternehmen sämtliche in Berlin belegenen Wohnimmobilien 
verlieren, während Unternehmen mit teilweise nicht wesentlich kleineren Beständen über-
haupt nicht betroffen sind. 

Vor diesem Hintergrund hat die Kommission erwogen, dass sich das Ausmaß der Un-
gleichbehandlung reduzieren ließe. Aus Sicht der Kommission würde sich das Maß der 
Ungleichbehandlung und die damit verbundenen verfassungsrechtlichen Risiken erheb-
lich abschwächen, wenn die betroffenen Unternehmen die von ihnen gehaltenen bzw. 
ihnen wirtschaftlich zugerechneten Wohnungen nur in dem Umfang verlieren würden, der 
die Bestandsgrenze überschreitet. Damit wären zugleich die verfassungsrechtlichen Ri-
siken unter Art. 3 Abs. 1 GG abgemildert. Der Kommission ist bewusst, dass eine solche 
Modifikation des Vorhabens das praktische Problem aufwirft, den ausgenommenen Teil 
des Wohnungsbestandes eines Unternehmens zu identifizieren, also aus dem Gesamt-
bestand der betroffenen Unternehmen jene Wohnungen zu bestimmen, die nicht in Ge-
meineigentum überführt werden. Dabei muss die Identifikation zudem auf eine Weise 
geschehen, die die Maßgabe einer Legalvergesellschaftung (C.III.) wahrt: Die zu über-
führenden Grundstücke müssen weiterhin auf Grundlage des Gesetzes bestimmbar blei-
ben. Die Kommission ist jedoch mehrheitlich der Auffassung, dass diese Schwierigkeit zu 
bewältigen ist. So könnten die ausgenommenen Bestände etwa nach dem höchsten Alter 
der Gebäude oder nach dem jüngsten Erwerbsdatum des Grundstücks identifiziert wer-
den, aber auch andere Auswahlkriterien sind denkbar. Die Folgeproblematik einer ggf. 
eintretenden Spaltung einer Wohnimmobilie – wenn etwa gemäß der numerischen Folge 
in einer Wohnimmobilie einige Wohnungen noch erfasst wären und andere nicht mehr – 
ließe sich durch eine Vorgabe lösen, nach der diejenige Wohnimmobilie insgesamt oder 
gerade nicht mehr verbleibt, mit der die numerische Bestandsgrenze überschritten würde.

Von drei Mitgliedern in der Kommission wurde allerdings bezweifelt, ob bei diesem Ansatz 
die betroffenen Grundstücke rechtssicher unmittelbar durch das Gesetz selbst bestimmt 
sein können, wie es die Legalvergesellschaftung verlangt. Darum hat die Kommission 
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zusätzlich erwogen, das Ausmaß der Ungleichbehandlung erst auf der Ebene der Ent-
schädigung zu mildern: Dann würde zwar doch der vollständige Bestand entzogen, der 
Teilbestand unterhalb der Bestandsgrenze aber ohne jeden Abstrich zum Verkehrswert 
entschädigt. Auf der Basis der Bildung von Durchschnittswerten wären die praktischen 
Schwierigkeiten einer Bestimmung des maßgeblichen konkreten Teilbestands vermieden.

Die Kommission hat diese Frage nicht abschließend beraten. Von anderen Mitgliedern 
wurden allerdings erhebliche Einwände dahingehend geltend gemacht, dass eine höhere 
Entschädigung das Ausmaß einer Ungleichbehandlung, die mit Bezug auf die Entziehung 
besteht, nicht entscheidend mildern kann. Abgesehen von ganz besonderen Ausnahme-
fällen (anerkannt nur für den Fall der sogenannten ausgleichspflichtigen Schrankenbe-
stimmung und auch insoweit stark bezweifelt) kann Geld nichts zur Rechtfertigung eines 
Verfassungsverstoßes beitragen.

Nach alledem reicht die gebotene Prüfung der Rechtfertigung der Ungleichbehandlung 
anhand der Bestandsgröße nicht an eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit heran. Ande-
rerseits kann sich die Prüfung auch nicht lediglich auf die Kontrolle des Willkürverbots be-
schränken. Es müssen sich vielmehr hinreichend gewichtige Sachgründe anführen lassen, 
die die Ungleichbehandlung zu tragen vermögen (vgl. BVerfGE 133, 59 [87] – Sukzessiv-
adoption; BVerfGE 130, 240 [253] – Bayerisches Landeserziehungsgeldgesetz; BVerfGE 
130, 131 [142] – Hamburgisches Passivraucherschutzgesetz; BVerfGE 127, 263 [280 f.] 
– Haftungsprivilegierung). Die gewichtigen Sachgründe tragen die Ungleichbehandlung 
dann, wenn sich das Differenzierungskriterium im Licht des gewichtigen Sachgrundes als 
sachgerecht darstellt. 

c) Differenzierungen nach Unternehmensträgern

Für die Rechtfertigung der Ungleichbehandlung nach der Art des Unternehmensträgers, 
seien es genossenschaftliche, landeseigene oder gemeinnützige Unternehmen, gilt im 
Wesentlichen derselbe Maßstab wie für die Ungleichbehandlung anhand der Bestands-
größe.

Das hier maßgebliche Differenzierungskriterium unterscheidet sich im Hinblick auf den 
Prüfungsmaßstab in den entscheidenden Aspekten nicht vom Kriterium der Bestandsgrö-
ße des Unternehmens: Die Betroffenheit in den Freiheitsrechten stellt sich gleich dar, und 
die Entscheidung gegen eine besondere Form der Unternehmensträgerschaft ist zwar 
einerseits Gegenstand einer unternehmerischen Disposition, diese wurde aber in der Ver-
gangenheit getroffen und ist aufgrund der notwendigen Stichtagsregelung in Ansehung 
eines Vergesellschaftungsgesetzes nicht mehr zu ändern.

d) Differenzierung nach Stichtag

Demgegenüber ist zur Rechtfertigung der Ungleichbehandlung vermittels der Festle-
gung eines Stichtags kein strenger Maßstab anzulegen. Dem Gesetzgeber ist es durch 
Art. 3 Abs. 1 GG nicht verwehrt, zur Regelung bestimmter Lebenssachverhalte Stichtage 
einzuführen, obwohl jeder Stichtag gewisse Härten mit sich bringt. Voraussetzung ist, dass 
die Einführung eines Stichtags notwendig und die Wahl des Zeitpunkts orientiert am ge-
gebenen Sachverhalt vertretbar ist (BVerfGE 126, 369 [399] – Fremdrentengesetz).
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2. Ausnahme für genossenschaftliche, landeseigene und ge-
meinnützige Wohnungsunternehmen

a) Aufhebung privatnütziger Verwertung 

Der tragende Sachgrund dafür, die Bestände von genossenschaftlichen, landeseigenen 
und gemeinnützigen Wohnungsunternehmen von der Vergesellschaftung auszunehmen, 
liegt in der Fokussierung einer Vergesellschaftung auf die Beendigung der privatnützigen 
Verwertung (C.V.2.a)). Mit „privatnützig“ ist eine Verwertung bezeichnet, bei der die Erträ-
ge zu an sich beliebigen privaten Zwecken verwendet werden können. Dies ist namentlich 
auch für Kapitalgesellschaften zu bejahen. Soweit die Erträge einer Gesellschaft als Ge-
winn an die Eigner ausgeschüttet werden, können diese ihrerseits damit beliebige Zwecke 
verfolgen. Im Übrigen müssen die Erträge zwar im Rahmen der Zwecke der Gesellschaft 
verwendet werden, doch diese sind beliebig gesetzt und zudem jederzeit durch die An-
teilseigner nach Belieben änderbar. Dass sich die Gesellschaften um einen maximalen 
Ertrag der Vermietung bemühen, ist verbreitete Praxis, der aufgrund der privatnützigen 
Ausrichtung der Gewinnerzielung rechtlich nichts entgegensteht. 

Das Vergesellschaftungsvorhaben auf Unternehmen mit privatnütziger Gewinnerzielungs-
absicht zu beschränken, ist als sachlicher Grund für die entsprechende Differenzierung 
anzuerkennen. Denn das Anliegen der Vergesellschaftung wendet sich gerade auch ge-
gen die privatnützige Gewinnerzielung aus der subjektiven Berechtigung an Grund und 
Boden oder Naturschätzen oder Produktionsmitteln an sich, soweit diese aufgrund der 
herausgehobenen, wenn nicht existentiellen Bedeutung dieser Güter zu wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und politischen Ungleichgewichten führt, wenn und weil Unternehmen 
und ihre Eigner mit diesen Gegenständen privatnützig wirtschaften und sich dabei zwar 
im Rahmen rechtlicher Grenzen, aber im Übrigen frei für eine Maximierung ihrer Gewinne 
entscheiden und ebenso frei über deren Verwendung befinden können (C.V.2.a)).

Vor diesem Hintergrund erscheint es zum einen als relevanter Unterschied, wenn ein Un-
ternehmen rechtlich schon darauf festgelegt ist, die Verwertung der Wohnungsbestände 
nicht am Interesse eines höchstmöglichen Ertrags auszurichten, sondern danach, welche 
Erträge erforderlich sind, um die Aufgabe der Vermietung von bezahlbarem Wohnraum 
dauerhaft wahrzunehmen. Es bedeutet aber auch einen relevanten Unterschied, ob im-
merhin die Verwendung der Gewinne eines Unternehmens, mögen diese auch höchst-
möglich ausfallen, öffentlich-rechtlichen oder jedenfalls auf das Gemeinwohl bezogenen 
Bindungen unterliegt. 

Die auf das durchschnittlich niedrigere Mietniveau bei den hier in Rede stehenden privile-
gierten Unternehmensformen bezogenen Erwägungen sehen wegen ihrer Bedeutung für 
das wichtige Gemeinwohlziel des ausreichend bezahlbaren Wohnraums auch diejenigen 
Kommissionsmitglieder als tragfähig zur Rechtfertigung der Ungleichbehandlung an, die 
eine Vergesellschaftung nicht als eigenständigen Zweck ansehen (C.V.2.a)).

b) Sachgerechte Unterscheidungskriterien

(1) Genossenschaftliche Unternehmensträger

Das erste Kriterium der genossenschaftlichen Trägerschaft des Unternehmens ist 
als unterscheidendes Kriterium mit Blick auf den verfolgten Zweck tragfähig. Denn 
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der Zweck einer Genossenschaft liegt darin, die „Wirtschaft“ ihrer Mitglieder durch 
gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu fördern (§ 1 Abs. 1 GenG). Es muss Woh-
nungsgenossenschaften also von Rechts wegen essentiell darum gehen, ihre Mit-
glieder mit gegenüber dem freien Markt preiswerteren Wohnungen zu versorgen. 
Die Möglichkeiten des privatnützigen Gebrauchs der Wohnimmobilien als Vermie-
tungsobjekte, die dem privaten Eigentümer an sich eröffnet sind, sind also durch 
die Wesensbestimmung der Genossenschaft erheblich begrenzt. Das unterscheidet 
die Wohnungsgenossenschaft von anderen inkorporierten Wohnungsunternehmen. 
Namentlich die Gewinnerzielung darf der Genossenschaft nicht Selbstzweck sein. 
Vielmehr muss die Erzielung von Gewinnen erforderlich sein, um den eigentlichen 
Förderzweck zu erfüllen, und sie muss sich im dadurch bestimmten Rahmen hal-
ten. Die Bindung einer Genossenschaft an ihren Förderzweck ist auch rechtlich 
gesichert, indem eine dauerhafte und strukturelle Missachtung zur Auflösung der 
Genossenschaft und zur Haftung ihrer Mitglieder führt. Insoweit darf sich der Ver-
gesellschaftungsgesetzgeber auf die Funktionsfähigkeit des geltenden Genossen-
schaftsrechts verlassen.

(2) Landeseigene Unternehmensträger

Die Herausnahme aus der Vergesellschaftung nach Maßgabe des zweiten Krite-
riums, der Trägerschaft des Landes, erweist sich ebenfalls als sachgerecht. Zwar 
ist es richtig und wurde schon an anderer Stelle entfaltet (C.II.), dass der Umstand 
staatlicher Inhaberschaft des Eigentums nicht dasselbe ist wie dessen gemeinnüt-
zige Bewirtschaftung, die von Art. 15 S. 1 GG verlangt und in dem hier geprüften 
Vorhaben anvisiert ist. Dennoch ist die kraft Inhaberschaft als privater Eigentümer 
von Seiten des Zivilrechts eigentlich zugeschriebene Befugnis zum beliebigen Ge-
brauch durch die Bindungen jeden staatlichen Handelns und insbesondere durch 
seine Verpflichtung auf die Erfüllung öffentlicher Zwecke wirksam überschrieben. 
Selbst die Verwendung erzielter Gewinne muss der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
dienen, mögen es auch ganz andere sein als die Bereitstellung von bezahlbarem 
Wohnraum und anderen auf die Förderung wohnungspolitischer Gerechtigkeit ab-
zielenden Zwecken.

Im konkreten Fall der landeseigenen Wohnungsunternehmen in Berlin betreiben 
diese schon gegenwärtig aufgrund ihrer unmittelbaren und mittelbaren politischen 
Steuerung eine Bewirtschaftung, die nicht auf die Maximierung von Erträgen setzt, 
sondern auf die Bereitstellung von preiswerterem Wohnraum: Durch das Wohn-
raumversorgungsgesetz (WoVG Bln) vom 24. November 2015 (GVBl. für Berlin, Jg. 
71 (2015), S. 422 ff.), und die im April 2017 abgeschlossene Kooperationsvereinba-
rung des Landes mit den landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften Berlins „Leist-
bare Mieten, Wohnungsneubau und soziale Wohnraumversorgung“ (verfügbar unter 
www.stadtentwicklung.berlin.de, zuletzt besucht am 26.05.2023) ist das Handeln 
der landeseigenen Wohnungsunternehmen verbindlich geregelt. Eine auf Gewinn-
maximierung ausgerichtete Bewirtschaftung wird ausgeschlossen, indem erstens 
die landeseigenen Unternehmen keine Gewinne an den Landeshaushalt abführen 
müssen, zweitens der Verkauf von landeseigenen Wohnungen ausgeschlossen wird 
und drittens Quoten geförderter und sozial gebundener Wohnungen im Neubau und 
für wohnberechtigungsscheinfähige Wohnungen bei Wiedervermietung im Bestand 
festgelegt sind.
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(3) Gemeinnützige Unternehmensträger

Schließlich ist auch das dritte Kriterium, die gemeinnützige Zweckverfolgung bei 
privaten Unternehmen, sachgerecht. Bei diesen Unternehmen ist die Lage ähnlich 
wie bei landeseigenen Unternehmen: Der zivilrechtlich eröffnete beliebige Ge-
brauch ist überschrieben, hier nicht durch öffentlich-rechtliche Bindungen, sondern 
durch die Bindungen, die sich aus dem Inhalt einer Satzung ergeben, die nach 
den einschlägigen Regeln des Körperschaftssteuerrechts und der Abgabenordnung 
eine Befreiung von der Körperschaftssteuer begründen, weil sie nach rechtlicher 
Vorgabe und nach tatsächlicher Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG 
i.V.m. §§ 51-68 AO). Die entsprechende Ausrichtung ist dauerhaft gesichert durch 
die regelmäßige Überprüfung seitens der Finanzbehörden, verbunden mit der mög-
lichen Sanktionierung durch einen Verlust der Gemeinnützigkeit.

Vor dem Hintergrund der dadurch eingerichteten und in der Sache auch gebotenen 
Sicherstellung der Gemeinnützigkeit kommt es nicht in Betracht, zusätzlich solche 
Unternehmen auszuklammern, die zwar nach ihrer Satzung auf die Verfolgung mild-
tätiger oder kirchlicher Zwecke festgelegt sind, aber auf eine körperschaftssteuer-
rechtliche Privilegierung verzichten. Denn das würde bedeuten, für die praktische 
Einhaltung jener Zweckbestimmungen auf das Wort des Unternehmens zu vertrau-
en. Eine solche Differenzierung nach einer Selbstauskunft des Unternehmens wäre 
unter gleichheitsrechtlichen Maßstäben nicht sachgerecht. Der Gesetzgeber kann 
nicht alternativ darauf verwiesen werden, die Einhaltung der satzungsrechtlichen 
Vorgaben selbst zu überprüfen. Denn es ist kein rechtlich anzuerkennendes Interes-
se ersichtlich, die körperschaftssteuerrechtliche Anerkennung samt finanzbehördli-
cher Kontrolle zu meiden. Das gilt auch für ein privates Unternehmen mit religiösem 
Selbstverständnis trotz der zusätzlich gebotenen Rücksicht auf das Religionsverfas-
sungsrecht des Grundgesetzes (Art. 4 GG und Art. 140 GG).

3. Größenordnung des bewirtschafteten Bestands

Die Kommission hat zwei Ansätze erörtert, um die maßgebliche Größenordnung der Be-
stände im Einklang mit dem Gleichheitsgrundsatz zu identifizieren. Der erste Ansatz zielt 
auf die Vergesellschaftung der von Großunternehmen bewirtschafteten Bestände. Die 
betroffenen Unternehmen zeichnen sich schlicht durch ihre Größe aus. Der konkrete Um-
fang des damit am Ende in die Vergesellschaftung insgesamt einbezogenen Gesamtbe-
stands an Wohnungen spielt in diesem Ansatz keine Rolle (dazu b)). Demgegenüber geht 
ein zweiter Ansatz dahin, in einem ersten Schritt den Umfang des zu vergesellschaftenden 
Gesamtbestands begründet zu beziffern. Diese Bezifferung orientiert sich an dem Ziel 
der Gewährleistung einer ausreichenden Zahl von Wohnungen auf dem Berliner Woh-
nungsmarkt, die ohne vornehmliche Orientierung auf Gewinnmaximierung als bezahl-
barer Wohnraum angeboten werden können. In einem zweiten Schritt werden dann, aus-
gehend von dieser Größenordnung, die betroffenen Immobilien im Interesse der Effizienz 
des öffentlichen Mitteinsatzes bestimmt (dazu a)).

Beide Ansätze schließen sich nicht aus. Sie können an sich nebeneinander zur Recht-
fertigung einer bezifferten Bestandsgröße angeführt werden, soweit denn beide zu einer 
vergleichbaren Größenordnung führen.
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a) Effiziente Bewältigung der erforderlichen Größenordnung 

Die Einbeziehung lediglich sehr großer Bestände lässt sich auf den Gesichtspunkt der 
Effizienz des öffentlichen Mitteleinsatzes stützen, der sich am Ende sowohl im Haushalt 
des Landes als auch in niedrigeren Mieten in den vergesellschafteten Beständen nieder-
schlagen würde. Bei diesem von der Kommission, wie erwähnt, im Grundsatz einhellig 
für verfassungskonform erachteten Ansatz muss der Gesetzgeber zunächst begründen, 
welche Größenordnung an Wohnimmobilien zur Vergesellschaftung insgesamt geboten 
erscheint, um wesentliche Ziele seines Vorhabens zu erreichen. In einem zweiten Schritt 
ist darzulegen, warum es effizient ist, diese Größenordnung über den Ansatz an der Be-
standsgröße zu bewältigen.

(1) Umfang des Vorhabens nach Wohnraumbedarf und Markteffekten

Der Gesetzgeber kann die erforderliche Größenordnung der zu vergesellschaften-
den Wohnimmobilien insgesamt etwa in Ansehung des Bedarfs an bezahlbarem 
Wohnraum in Berlin bestimmen. Dieser Bedarf lässt sich objektivieren durch die 
Anzahl derjenigen Berliner Haushalte, die aufgrund ihrer Einkommenssituation An-
spruch haben auf einen sogenannten Wohnberechtigungsschein (WBS), welcher 
zur Anmietung einer mit öffentlichen Mitteln geförderten Wohnung berechtigt. Die-
sen Anspruch hat in Berlin derzeit jeder zweite Haushalt, in absoluten Zahlen etwa 
855.000 Haushalte (Agh.-Drs. 19/15621 vom 22.05.2023, S. 4). Es stellt im Lichte 
der mit der Vergesellschaftung verfolgten weiteren Allgemeinwohlzwecke nach-
vollziehbares Ziel dar, das Vorhaben der Vergesellschaftung so zu dimensionieren, 
dass nach der Vergesellschaftung jener Bedarf quantitativ annähernd der Anzahl 
der Wohnungen in bedarfsorientierter oder gemeinnütziger Bewirtschaftung ent-
spricht. Von den gut 1,6 Mio. Mietwohnungen in Berlin werden bereits 351.689 von 
den Städtischen Wohnungsunternehmen (https://inberlinwohnen.de/die-landesei-
genen/, zuletzt besucht am 20.06.2023) und 188.392 Wohnungen genossenschaft-
lich bewirtschaftet (IBB Wohnungsmarktbericht 2019, S. 50). Eine Vergesellschaf-
tung aller Immobilienbestände ab einer Bestandsgrenze von 3.000 Wohnungen 
begründete eine entsprechende Bewirtschaftung von weiteren rund 220.000 Woh-
nungen (aktuellste Senatsschätzung über Bestände großer Wohnungsunternehmen 
mit mindestens 3.000 Wohnungen in Berlin, Stand Dezember 2021, o.D.), womit in 
der Summe die Größenordnung von 855.000 erreicht wäre. Sicherlich wird der Be-
darf der Haushalte, die jenseits des Marktes für frei finanzierte Wohnungen versorgt 
werden müssen, allein durch den Umfang des Wohnungsbestands, der aufgrund der 
Vergesellschaftung bezahlbar angeboten werden kann, noch nicht in jedem einzel-
nen Fall befriedigt. Die quantitative Annäherung bildet aber doch die erste Voraus-
setzung. 

Ein weiterer, alternativ oder kumulativ fungierender Ansatz zur Begründung und 
Rechtfertigung der anvisierten Größe des zu vergesellschaftenden Gesamtbestan-
des kann sich auch aus den Auswirkungen einer Vergesellschaftung auf das allge-
meine Mietniveau ergeben. Diese Auswirkungen entfalten sich über die ortsübliche 
Vergleichsmiete erst ab einem bestimmten Umfang bedarfs- und gemeinnütziger 
Vermietung, wobei der erforderliche Umfang von einer Vielzahl von Rahmenbedin-
gungen abhängt. Nach einer Analyse, die das Bundesamt für Stadt- und Raum-
planung in Auftrag gegeben hat, erscheint ein kommunaler Bestand in der Grö-
ßenordnung von 10 % regelmäßig als zu wenig und ab einer Größenordnung von 
20-30 % häufig als einigermaßen hinreichend (BBSR, Ausweitung des kommunalen 
Wohnungsbestandes, BBSR-Online Publikation Nr. 19/2021, S. 96). Auch nach den 
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Ergebnissen des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung (WIFO) von Mai 
2023, hat ein hoher nichtprofitorientierter Bestand über die Miete in eigenen Be-
ständen hinaus wettbewerbliche Effekte auf das Gesamtmietenniveau (WIFO, Die 
preisdämpfende Wirkung des gemeinnützigen Wohnbaus, Mai 2023, S. 121) Für Ber-
lin müsste die erforderliche Größenordnung, um im Rahmen der gleichheitsrecht-
lichen Prüfung als Begründung des Umfangs des Gesamtvorhabens zu dienen, im-
mobilienökonomisch noch gesondert prognostiziert werden. 

(2) Effizienz des öffentlichen Aufwands

Eine Bewältigung des wie vorstehend dargestellt zu begründenden Umfangs des 
Vergesellschaftungsvorhabens, die von den größten Beständen ausgeht, kann sich 
auf den Gesichtspunkt der Effizienz stützen. Die Effizienz öffentlichen Mitteleinsatzes 
bildet einen gewichtigen Sachgrund, unabhängig davon, inwieweit es sich um Mittel 
des Landes oder Mittel eines gemeinwirtschaftlichen Trägers handelt.

Im vorliegenden Zusammenhang ist der zentrale Aspekt, dass die Kosten der Um-
setzung der Vergesellschaftung einer bestimmten Anzahl an Wohnungen und der 
Integration dieser Wohnungen in eine gemeinwirtschaftliche Verwaltung tendenziell 
umso geringer sind, je weniger Unternehmen diese Wohnungen bewirtschaften. Da-
her erfolgt die Vergesellschaftung einer bestimmten Anzahl an Wohnungen dann 
auf eine möglichst effiziente Weise, wenn dieser Bedarf von den größten Bestän-
den aus absteigend gedeckt wird. So ist eine Vergesellschaftung von beispiels-
weise 200.000 Wohnungen bei gleichem intendierten Effekt, eben der künftigen 
gemeinnützigen Bewirtschaftung dieses Bestands, zu signifikant geringeren Kosten 
zu bewerkstelligen, wenn diese Wohnungen den bewirtschafteten Bestand von zehn 
(Konzern)Unternehmen mit durchschnittlich je 20.000 Wohnungen bilden, als wenn 
sie den bewirtschafteten Bestand von 5.000 Unternehmen mit durchschnittlich je 40 
Wohnungen bilden. Denn durch den Zugriff auf wesentlich einheitlich bewirtschaf-
tete Bestände sinkt der administrative Aufwand, vom Aufwand für die Durchführung 
der Überschreibung der dinglichen Rechte über den Aufwand für die Abwicklung 
der Entschädigungsleistung bis hin zum Aufwand für den Aufbau der künftigen Be-
wirtschaftung. 

Sofern sich der Gesetzgeber allein auf diesen Differenzierungsansatz stützen woll-
te, der seine Rechtfertigung in staatlichen Fiskalinteressen findet, liegt es aus Sicht 
der Kommission besonders nahe, das Ausmaß der Ungleichbehandlung wie oben 
vorgeschlagen zu mildern, und lediglich die Bestände einzubeziehen, die die maß-
gebliche Bestandsgrenze übersteigen.

b) Beschränkung auf Großunternehmen

Nach Auffassung einer Mehrheit von zehn Mitgliedern der Kommission kann eine Differen-
zierung entlang einer Bestandsgröße alternativ oder zusätzlich darauf gestützt werden, 
dass dadurch allein Großunternehmen einbezogen werden sollen, präziser eine geringe 
zweistellige Zahl der größten in Berlin tätigen Wohnungsunternehmen.

(1) Ausmaß der Machtstellung 

Die Anknüpfung an eine bestimmte Bestandsgröße, die betroffene und nicht betrof-
fene Bestände voneinander trennt, lässt sich durch den eigenständigen Zweck des 
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Vorhabens einer Vergesellschaftung rechtfertigen. Denn wie ausgeführt (C.V.2.a)) 
beinhaltet eine Vergesellschaftung die Aufhebung der Privatnützigkeit, weil ihr wirt-
schaftliche, gesellschaftliche und politische Machtasymmetrien inhärent sind. Typi-
sierend lässt sich sagen: Je größer der Profit aus Produktionsmitteln und je größer 
die Rendite aus der Bodenverwertung ausfällt, desto tiefer ist auch die Schieflage, 
die die Vergesellschaftung gerade adressieren möchte.

Wo der Gesetzgeber in diesem Zusammenhang die Grenze zum Großunterneh-
men genau zieht, dafür ist ihm ein weiter Einschätzungsspielraum eröffnet. Es ent-
spricht der Natur der Sache, dass der Gesetzgeber wie in vergleichbaren Zusam-
menhängen auch, namentlich bei der Schwelle zur Unternehmensmitbestimmung 
(§ 1 MitbestG), mit „gegriffenen“ Zahlen arbeiten muss. Die verfassungsrechtliche 
Prüfung beschränkt sich in diesem Zusammenhang darauf, ob die betroffenen Un-
ternehmen durch die als maßgeblich gewählte Größe nachvollziehbar als Groß-
unternehmen identifiziert sind. Dafür kommt sicherlich die Höhe von Umsatz oder 
Gewinn in Betracht, im Feld der Produktionsmittel auch die Zahl der Beschäftigten, 
im Fall von landwirtschaftlich genutztem Boden die Größe der Flächen. Im Fall von 
bebauten Grundstücken kommt als taugliches Unterscheidungskriterium die Größe 
der Nutzflächen in Betracht. Aber auch die im vorliegenden Vorhaben anvisierte 
Anknüpfung an die Anzahl der für die Bewirtschaftung maßgeblichen Einheiten, also 
der Wohnungen, erscheint aus verfassungsrechtlicher Perspektive nicht zu bean-
standen.

(2) Sachgerechte Differenzierung nach Mindestbestand von 3.000 

Im Rahmen der Prüfung der Rechtfertigung in der hier gebotenen mittleren Strenge 
muss sich das Kriterium der Differenzierung mit Blick auf den die Differenzierung 
tragenden Sachgrund wiederum als sachgerecht darstellen, ohne dass die Anfor-
derungen von Erforderlichkeit und Angemessenheit im Sinne einer Prüfung der Ver-
hältnismäßigkeit gewahrt werden müssten. 

Eine Bestandsgrenze von 3.000 von in Berlin belegenen Wohnungen erfasst allen-
falls eine niedrige zweistellige Zahl von Unternehmen, die bei einem Bestand von 
3.000 zu den größten zu zählen sind. Aufgrund der Annäherung über die in Berlin 
belegenen Wohnungen ist dabei nicht die Größe des Unternehmens für sich genom-
men in den Fokus genommen, sondern der Umfang der wirtschaftlichen Tätigkeit 
auf dem Berliner Wohnungsmarkt. Es kann also Unternehmen von vergleichbarer 
Größe geben, die aufgrund eines geringeren Bestands von in Berlin belegenen 
Wohnungen aber nicht von der Vergesellschaftung erfasst sind. Dieser Fokus auf 
den Umfang der Tätigkeit auf dem Berliner Wohnungsmarkt und nicht alternativ auf 
die Größe des Unternehmens an sich ist aber durch die Reichweite der Hoheitsge-
walt des Landes vorgegeben (B.II.) und darum auch unter dem Aspekt der Gleich-
behandlung nicht zu beanstanden. 

c) Stichtag

Dem Gesetzgeber ist es durch Art. 3 Abs. 1 GG nicht verwehrt, zur Regelung bestimm-
ter Lebenssachverhalte Stichtage einzuführen, obwohl jeder Stichtag gewisse Härten mit 
sich bringt. Voraussetzung ist, dass die Einführung eines Stichtags notwendig und die 
Wahl des Zeitpunkts orientiert am gegebenen Sachverhalt vertretbar ist (BVerfGE 126, 
369 [399] – Fremdrentengesetz). 
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Die Einführung eines in der Vergangenheit, vor der Verabschiedung des Gesetzes lie-
genden Stichtags ist hier notwendig, um Umgehungseffekte zu verhindern. Würde für die 
Feststellung der Unternehmen mit Beständen von über 3.000 Wohnungen auf den Zeit-
punkt des Inkrafttretens abgestellt, könnten die Wirkungen des Gesetzes durch Unterneh-
mensteilung oder spontane Veräußerungen umgangen werden. Daher ist die Wahl eines 
Zeitpunkts im politischen Prozess sachgerecht, ab dem sich die Verabschiedung des ent-
sprechenden Vergesellschaftungsgesetzes ernsthaft abzeichnete, etwa ab Zulassung des 
Volksentscheids durch den Berliner Senat.

4. Alternative: Ausrichtung auf  
kapitalmarktorientierte Unternehmen

Als Alternative zu einer Differenzierung zwischen privaten Wohnungsunternehmen nach 
Bestandsgröße könnte der Vergesellschaftungsgesetzgeber auch das Kriterium der Ka-
pitalmarktorientierung gem. § 264d HGB zur Identifikation der zu vergesellschaftenden 
Bestände heranziehen. Anstelle einer bestimmten Größenordnung des Bestands, die die 
betroffenen Wohnungsunternehmen zu Großunternehmen macht, tritt dann die durch die 
Unternehmensstruktur ermöglichte spezifische Form der Wertschöpfung. Aufgrund ihrer 
Spezifika zählen kapitalmarktorientierten Unternehmen im Einklang mit der maßgebli-
chen Legalfiktion in § 267 Abs. 3 S. 2 HGB auch als Großunternehmen.

Nach Auffassung von acht Mitgliedern der Kommission kann die Kapitalmarktorientie-
rung als alternatives Differenzierungskriterium zu den oben erörterten Kriterien die unter-
schiedliche Behandlung von Wohnungsunternehmen für sich genommen rechtfertigen. 
Nach Auffassung von einem weiteren Mitglied der Kommission kann das Kriterium der Ka-
pitalmarktorientierung den oben (unter 3a)) dargestellten Ansatz ergänzen, sofern durch 
die Vergesellschaftung der Berliner Bestände kapitalmarktorientierter Wohnungsunter-
nehmen sowohl der Bedarf gedeckt, als auch das Effizienzkriterium erfüllt ist.

Die übrigen vier Mitglieder der Kommission treten dem nicht bei. Als Gegenargument 
wird dabei angeführt, dass allein das formale Kriterium der durch die Rechtsordnung 
grundsätzlich nicht missbilligten Kapitalmarktorientierung keine Differenzierungen von 
solcher Art und solchem Gewicht rechtfertigt, wie sie mit einer Vergesellschaftung der 
Unternehmen einhergehen, sofern nicht speziell diesen Unternehmen nachweisbar ein 
den berechtigen Interessen der Mieter und ihren sozialen Belange typischerweise beson-
ders nachteiliges Verhalten zur Last gelegt werden kann.

Würde sich der Gesetzgeber für das Differenzierungskriterium der Kapitalmarktorien-
tierung entscheiden, dann könnte sich die Vergesellschaftung auf sämtliche in Berlin 
belegenen Wohnimmobilienbestände von – bilanzrechtlich immer als groß geltenden 
– kapitalmarktorientierten Unternehmen erstrecken. Es wäre also unerheblich, wie viele 
Wohnungen ein solches Unternehmen in Berlin bewirtschaftet. Es bliebe dabei, dass es 
nicht auf die formale Eigentümerstellung ankommt. Weiterhin würde also eine Einbezie-
hung der Wohnimmobilien von Tochtergesellschaften und anderen einem maßgeblichem 
Einfluss der Wohnungskapitalgesellschaften unterliegenden Unternehmen erfolgen, denn 
auch diese zählen zur Grundlage der besonderen Verwertungsform durch das kapital-
marktorientierte Unternehmen. 

Die Unterscheidung zwischen Unternehmen nach dem Kriterium der Kapitalmarktorien-
tierung lässt sich mit den Besonderheiten der Wohnungsbewirtschaftung und den struktu-
rellen Besonderheiten der Wertschöpfung dieser Unternehmen rechtfertigen. Die Recht-
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fertigung dieser Differenzierung unterläge ebenfalls einer Prüfung im Maße immer noch 
mittlerer, aber weiter zurückgenommener Strenge (II.1.a)), da bei kapitalmarktorientierten 
Unternehmen ein personaler Bezug des Eigentums grundsätzlich nur in äußerst geringem 
Maße anzuerkennen ist. 

Diese alternative Möglichkeit der Identifikation der von der Vergesellschaftung ihrer Woh-
nungsbestände betroffenen Unternehmen und die entsprechende Möglichkeit der Recht-
fertigung der damit bewirkten Ungleichbehandlung ist in Öffentlichkeit und Rechtswissen-
schaft bislang nicht diskutiert worden. Sie erhält daher an dieser Stelle eine im Vergleich 
etwas ausführlichere Darstellung.

a) Begriff der Kapitalmarktorientierung

Kapitalmarktorientierte Unternehmen im Sinne von § 264d HGB sind AGs, SE, GmbHs 
und KGaA, die Eigenkapitaltitel (Aktien) oder Schuldtitel (z. B. Anleihen) oder Derivate 
auf Eigenkapital oder Schuldtitel emittieren, die am organisierten Markt zugelassen sind 
oder deren Zulassung beantragt wurde. Börsennotierte Wohnungsunternehmen sind folg-
lich immer kapitalmarktorientierte Unternehmen. Darüber hinaus gehören zu den kapi-
talmarktorientierten Unternehmen auch als GmbH organisierte Wohnungsunternehmen, 
die Unternehmensanleihen emittieren. Weiterhin können auch Private Equity Fonds als 
kapitalmarktorientierte Unternehmen qualifiziert werden (vgl. dazu Reiner, in: Münchener 
Kommentar HGB, 4. Band, 4. Aufl. 2020, § 264d Rn. 3).

Kapitalmarktorientierte Unternehmen gelten bilanzrechtlich aufgrund der Legalfiktion in 
§ 267 Abs. 3 S. 2 HGB als große Unternehmen. Sie unterliegen besonderen rechtlichen 
Anforderungen, etwa was den Konzernabschluss betrifft. Mit der gesetzlichen Definition 
kapitalmarktorientierter Unternehmen stünde dem Gesetzgeber und der ausführenden 
Verwaltung ein klares und gut handhabbares Differenzierungskriterium zur Verfügung. 
Durch die rechtliche Pflicht zur Erstellung von Konzernbilanzen ist die Ermittlung des Woh-
nungsbestands der kapitalmarktorientierten Unternehmen auch praktikabel. Zusätzlich 
sei angemerkt, dass die zwölf Wohnungsunternehmen in Berlin mit einem Bestand von 
3.000 oder mehr Wohnungen Stand 2019/2020 bis auf eine Ausnahme kapitalmarkt-
orientierte Unternehmen waren (Senatsschätzung über Bestände großer Wohnungsunter-
nehmen mit mindestens 3.000 Wohnungen in Berlin, Stand Dezember 2021, o.D.). Das 
einzig nicht kapitalmarktorientierte war ein kirchliches Unternehmen.

b) Sachgerechte Differenzierung nach der Art der Wertschöpfung

Die Differenzierung zwischen kapitalmarktorientierten und anderen Wohnungsunterneh-
men zielt nicht darauf, für moralisch verwerflich erachtete, in böser Absicht verfolgte oder 
verbotene Geschäftspraktiken zu sanktionieren. Kapitalmarktorientierung bezeichnet 
eine rechtliche Organisation des Unternehmensträgers, die der privatnützigen Verwer-
tung von wohnbebautem Grund eine besondere Qualität verleiht.

Die Differenzierung zwischen kapitalmarktorientierten und anderen Wohnungsunterneh-
men liegt in den strukturellen Eigenheiten kapitalmarktorientierter Wohnungsunternehmen 
begründet und ist am Zweck der Vergesellschaftung nach Art. 15 GG orientiert, private 
Gewinnerzielung aus Bodeneigentum einzudämmen. Kapitalmarktorientierte Unterneh-
men halten Wohnimmobilien funktional ausschließlich als Vermögenswerte („assets“). 
Ihre gesellschaftsrechtliche Ausgestaltung, z. B. als Aktiengesellschaft, erweitert die Mög-
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lichkeiten dieser Unternehmen, diese Vermögenswerte zur Gewinnerwirtschaftung ein-
zusetzen. Ferner resultiert aus ihr ein besonderer Wachstums- und Renditedruck. Damit 
verwirklichen sich hier in besonderer Weise diejenigen Probleme, die aus der Perspektive 
von Art. 15 GG in der Befugnis zur privatnützigen Bewirtschaftung von Grund und Boden 
angelegt sind (C.V.2.a)). Die Machtposition dieser Unternehmen und die durch sie mit-
verursachten strukturellen gesellschaftlichen Ungleichgewichte vertiefen sich durch eine 
Geschäftspraxis, die in besonders hohem Maße auf Gewinnoptimierung angelegt ist.

In der sozialwissenschaftlichen Literatur werden die Besonderheiten kapitalmarktorien-
tierter Unternehmen und die durch sie mitbedingten strukturellen Ungleichgewichte – da-
runter Verstärkung gesellschaftlicher Ungleichheit und Schwächung der Daseinsvorsorge 
– seit einigen Jahren unter dem Stichwort der Finanzialisierung behandelt. Typisch sind 
auf der institutionell-proprietären Ebene etwa Trennungen zwischen Objektgesellschaft, 
Holding und Bewirtschaftungsgesellschaft. Die Eigentümerschaft besteht häufig aus Ak-
tionären, und oft ist der Renditeanspruch von der Verfügungsgewalt getrennt. Auch die 
Finanzierung mit Fremdkapital ist eigentümlich, die Abhängigkeit von Anleihen ist groß. 
Ziel finanzialisierter Unternehmen ist die Schaffung zukünftiger Einnahmeflüsse. Gespro-
chen wird auch von einer „assetization“ (Adkins/Cooper/Konings, The Asset Economy 
2020). 

Die Finanzialisierung kennzeichnet heute auch Teile des Wohnungsmarkts. Sie hat eine 
periodisierbare Geschichte: Im Zuge der Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit 
und der großen Privatisierungen in den 1990er Jahren waren es zunächst Private Equity 
Fonds, die große Wohnungsbestände aufkauften, u. a. in Berlin landeseigene Wohnungen 
und in anderen Städten und Ländern kommunale Wohnungsbestände sowie Werkswoh-
nungen. Ihr Geschäftsmodell bestand unter anderem darin, die Wohnungen einer schnel-
len Verwertung, z. B. durch Modernisierung und Weiterverkauf, zuzuführen. Im Zuge der 
Finanzkrise wurden viele private Fonds in kapitalmarktorientierte Unternehmen, zumeist 
börsennotierte Wohnungsunternehmen, umgewandelt, die ein anderes Geschäftsmodell 
der Verwertung von Wohnungsimmobilien verfolgen. Ende 2015 existierten in Deutsch-
land neun börsennotierte Aktiengesellschaften mit 890.000 Mietwohnungen, was etwa 
3,8 % des gesamten Mietwohnungsbestands ausmachte. Der Bestand dieser Unterneh-
men ist in größeren Städten – darunter Berlin – konzentriert und enthält einen hohen 
Anteil an ehemaligen Sozialwohnungen (BBSR, Börsennotierte Wohnungsunternehmen 
als neue Akteure auf dem Wohnungsmarkt, BBSR-Online Publikation Nr. 01/2017, S. II). 
Das Geschäftsmodell dieser Wohnungsunternehmen unterscheidet sich von dem ihrer 
Vorgänger, den Private Equity Fonds, insofern, als es auch langfristige Wohnungsbewirt-
schaftung vorsieht. 

Rechtlich hat sich das Phänomen in der Auszeichnung der Unternehmen als kapitalmarkt-
orientiert niedergeschlagen. Da sie sich über Aktien und Anleihen finanzieren, sind kapi-
talmarktorientierte Wohnungsunternehmen in ihren Geschäften in besonderer Weise an 
den Interessen der Aktionäre und Anleihegläubiger ausgerichtet. Die Aktien und Anleihen 
emittierenden Wohnungsunternehmen versprechen den Kapitalgebern langfristige und 
sichere Rendite und unterliegen rechtlichen Verpflichtungen, die Bewirtschaftung im Sin-
ne der Gewinnmaximierung zu betreiben. Renditen werden zum großen Teil durch die 
Vermietung der Wohnungen erwirtschaftet. Große und börsennotierten Wohnungsunter-
nehmen nutzen Mieterhöhungsspielräume stärker aus als andere privatwirtschaftliche 
Wohnungsunternehmen (Filser/Rehkugler, Marktverhalten und Performance von Woh-
nungsunternehmen, 2022, S. 69 ff., 71). Auch ist zu beobachten, dass kapitalmarktorien-
tierte Wohnungsunternehmen weniger in Instandhaltung investieren als Unternehmen, 
die nicht externen Kapitalgebern verpflichtet sind, und dafür mehr in Modernisierungen, 
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durch die sich Mieterhöhungen realisieren lassen (BBSR, Börsennotierte Wohnungsunter-
nehmen als neue Akteure auf dem Wohnungsmarkt, BBSR-Online Publikation Nr. 01/2017, 
S. 104 ff.).

Neben Gewinnen aus Mieteinnahmen können kapitalmarktorientierte Unternehmen zu-
sätzliche Renditen durch sogenannte Bewertungsgewinne realisieren. Kapitalmarktorien-
tierte Unternehmen bilanzieren nach International Financial Reporting Standards und 
sind dazu auch rechtlich verpflichtet (§ 315e HGB bzw. Art. 4 VO (EG) 1606/2002). Dabei 
kann der Zeitwert der Wohnimmobilien nach der discounted-cash-flow-Methode berech-
net werden. Maßgeblich ist hierbei, welche Zahlungsströme das Unternehmen in Zukunft 
erwarten kann. Steigende Bodenwerte und niedrige Finanzierungszinsen wirken sich bei 
dieser Methode positiv auf die Bewertung aus. (Daniel Zimmermann, Anhörung durch die 
Kommission am 9.12.2022).

Durch die Finanzierung über Kapitalmärkte und die damit einhergehenden Ausschüt-
tungen und Abflüsse von Einnahmen sind die kapitalmarktorientierten Wohnungsunter-
nehmen in besonderer Weise risikoanfällig und wenig resilient, wenn es zum Beispiel zu 
einer langfristigen Zinserhöhung im Zuge einer Änderung der Geldpolitik kommt, wie es 
momentan der Fall ist (Filser/Rehkugler, Marktverhalten und Performance von Wohnungs-
unternehmen, 2022, S. 97 ff., 139). 

Im Vergleich zu anderen Wohnungsunternehmen werden bei den börsennotierten Unter-
nehmen nur vergleichsweise geringe Beträge zur Innenfinanzierung eingesetzt, das heißt 
nur ein relativ kleiner Teil der operativen Geldflüsse verbleibt im Unternehmen und dient 
der Rücklagenbildung. Stattdessen ist die Verschuldung börsennotierter Wohnungsunter-
nehmen pro Quadratmeter in den letzten Jahren gestiegen (Filser/Rehkugler, Marktver-
halten und Performance von Wohnungsunternehmen, 2022, S. 97 ff., 99). Aufgrund der 
Ausrichtung an den Interessen der Kapitalgeber an Wertsteigerungen und Gewinnaus-
schüttungen unterliegt der Wohnungsbestand einer ständigen Evaluation. Börsennotierte 
Wohnungsunternehmen betreiben ein aktives und umschlagsorientiertes Portfolioma-
nagement und bilden strategische Teilportfolios, um Bestandsinvestitionen zu steuern und 
Teilbestände weiter zu veräußern (BBSR, Börsennotierte Wohnungsunternehmen als neue 
Akteure auf dem Wohnungsmarkt, BBSR-Online Publikation Nr. 01/2017, S. 86 f.). Häufige 
Veräußerungen schlagen sich wiederum regelmäßig in Mietsteigerungen nieder (zur Be-
deutungen der Finanzierungskosten des (letzten) Erwerbs für die Miethöhe vgl. Anhörung 
durch die Kommission am 22.02.2024, dazu schon oben C.V.2.c) (4)).

Der rechtliche Begriff der Kapitalmarktorientierung erfasst also das, was sozialwissen-
schaftlich als Finanzialisierung von Unternehmen beschrieben werden kann. Ihre Be-
sonderheit und Auswirkungen auf dem Wohnungsmarkt sind empirisch belegt. Bei einem 
Vergesellschaftungsvorhaben liefert Kapitalmarktorientierung ein tragfähiges Differen-
zierungskriterium. Die Differenzierung ist gerechtfertigt, da sie sich am Zweck der Verge-
sellschaftung orientiert, private Gewinnorientierung einzudämmen, und geeignet ist, der 
Vertiefung struktureller gesellschaftlicher Ungleichgewichte durch die den kapitalmarkt-
orientierten Unternehmen eigentümliche Wertschöpfung aus Boden und Immobilien zu 
begegnen.
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F.   
Eigentumsschutz der 
Landesverfassung
Art. 23 VvB

Nach der Auffassung von elf Mitgliedern der Kommission ist ein Vergesellschaftungsge-
setz mit der Verfassung von Berlin vereinbar, obwohl die in Art. 23 VvB enthaltene Eigen-
tumsgewährleistung keine ausdrückliche Vergesellschaftungsbefugnis enthält. Die zwei 
Mitglieder der Kommission, die die gegenläufige Auffassung vertreten, der zufolge eine 
Vergesellschaftung durch den Landesgesetzgeber mit der Landesverfassung nicht ver-
einbar ist, haben diese in einem Sondervotum niedergelegt. 

I. Maßgaben zur Geltung von Landesgrundrechten
Art. 1 Abs. 3, 31, 142 GG

Den Ausgangspunkt bildet Art. 1 Abs. 3 GG. Die darin ausgesprochene Bindung der 
Staatsgewalt schließt auch die Staatsgewalt der Länder ein. Die Grundrechte des Grund-
gesetzes binden daher auch die Landesgesetzgeber. Damit ist das Land Berlin sowohl an 
die Grundrechte des Grundgesetzes als auch an die Grundrechte der Berliner Landes-
verfassung gebunden. Denn die Berliner Landesverfassung enthält mit Art. 36 Abs. 1 VvB 
eine dem Art. 1 Abs. 3 GG inhaltlich entsprechende Norm.

Dieses Nebeneinander bundes- und landesgrundrechtlicher Bindungen des Landesge-
setzgebers stellt an sich eine Normkollision dar. Eine Normkollision liegt immer dann vor, 
wenn zwei unabhängige Rechtsordnungen, hier nicht die Rechtsordnungen zweier un-
verbundener Staaten, sondern die Rechtsordnungen des Bundes und des Landes Berlin, 
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dasselbe Rechtsverhältnis regeln. Das mit einer Grundrechtsbindung geregelte Rechts-
verhältnis ist das zwischen Staat und Bürger: Die Grundrechte begrenzen die materielle 
Reichweite der staatlichen Gesetzgebung mit Bezug auf die Freiheitssphäre des Einzel-
nen. Nach dem von seinem Ursprung im Internationalen Privatrecht geprägten Begriff 
der Normkollision spielt es für eine Normkollision zunächst keine Rolle, ob die zusam-
mentreffenden Regelungen einen unterschiedlichen Regelungsgehalt haben und daher 
jedenfalls im Einzelfall zu unterschiedlichen Ergebnissen führen können. 

Für den Fall einer Kollision von Bundes- und Landesrecht ordnet Art. 31 GG den „Bruch“ 
des Landesrechts an. Mit dem Ausdruck Bruch ist kein Anwendungs-, sondern ein Gel-
tungsvorrang des Bundesrechts bezeichnet. Kollidierendes Landesrecht bleibt also nicht 
nur außer Anwendung, sondern tritt außer Kraft. Dabei spielt es keine Rolle, welcher Ebe-
ne in der Normenhierarchie die Regelungen angehören. Der Geltungsvorrang des Bun-
desrechts gegenüber kollidierendem Landesrecht besteht auch gegenüber Regelungen 
der Landesverfassung (BVerfGE 96, 345 [364] – Landesverfassungsgerichte), das gilt 
gerade auch für einfachgesetzliche Normen des Bundesrechts, wenn diese nur dasselbe 
Rechtsverhältnis regeln wie die Landesverfassung. Eine Ausnahme hat das Bundesverfas-
sungsgericht lediglich anerkannt für den Fall von Landesverfassungsrecht, das zwar auf-
grund der Regelung desselben Rechtsverhältnisses kollidiert, aber keinen abweichenden 
Gehalt hat (BVerfGE 36, 342 [363] – Niedersächsisches Landesbesoldungsgesetz). Kol-
lidierendes Landesverfassungsrecht bleibt also ausnahmsweise in Kraft, wenn es densel-
ben Inhalt hat und daher stets zum gleichen Ergebnis führt wie die Anwendung des Bun-
desrechts. Nach einer in der Literatur verbreiteten Auffassung bezieht sich die Ausnahme 
auf Landesrecht jeden Ranges (Korioth, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Stand September 
2022, Art. 31 Rn. 14 f.), mit der Folge, dass Art. 31 GG auf inhaltsgleiches Landesrecht 
generell keine Anwendung finden soll.

Sofern es sich bei der kollidierenden landesverfassungsrechtlichen Regelung um ein 
Grundrecht handelt, liefert Art. 142 GG eine (weitere) Ausnahme zu Art. 31 GG. Die Lan-
desgrundrechte bleiben nämlich in Kraft, sofern sie „in Übereinstimmung mit den Artikeln 
1 bis 18 dieses Grundgesetzes Grundrechte gewährleisten“. Damit meint die Überein-
stimmung, die in Art. 142 GG gefordert ist, etwas anderes als die Anforderung der Inhalts-
gleichheit, die unter Art. 31 GG für die Fortgeltung einer kollidierenden landes(verfassungs)
rechtlichen Regelung allgemein und also jenseits der Gewährleistung von Grundrechten 
verlangt wird. Während die Inhaltsgleichheit unter Art. 31 GG identische Ergebnisse for-
dert, bleiben bei einer Gewährleistung in Übereinstimmung mit dem Grundrechtsteil des 
Grundgesetzes auch Regelungen in Kraft, deren Anwendung zu unterschiedlichen Ergeb-
nissen führt, wenn nämlich das Landesgrundrecht einen von Art. 142 GG akzeptierten 
weitergehenden Schutz statuiert.

II. Fehlende Vergesellschaftungsbefugnis in der 
Landesverfassung

Die Berliner Landesverfassung enthält keine Befugnis zur Vergesellschaftung. Sie erlaubt 
nach Art. 23 Abs. 2 VvB in Entsprechung zu Art. 14 Abs. 3 GG lediglich eine Enteignung 
zum Wohle der Allgemeinheit. Zudem haben Enteignungen „auf gesetzlicher Grundlage“ 
zu erfolgen, eine Enteignung „durch Gesetz“ ist hingegen nicht vorgesehen. Das bedeu-
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tet, es sind anders als nach Art. 14 Abs. 3 GG keine Legalenteignungen zulässig, sondern 
nur Administrativenteignungen.

Allein nach diesen Maßgaben der Berliner Landesverfassung beurteilt wäre darum das 
Vorhaben der Vergesellschaftung großer Wohnimmobilienbestände als Verletzung der 
Eigentumsgewährleistung landesverfassungswidrig, sofern denn, wie die Kommission un-
terstellt hat, dem Zweck der Vergesellschaftung für die Beurteilung des Vorhabens unter 
dem Grundgesetz ein wichtiger Stellenwert zukommt (C.V.2.b)). Denn ein Eingriff zum 
Zweck der Vergesellschaftung ist in Art. 23 Abs. 2 VvB nicht vorgesehen. Zusätzlich wäre 
die vom Grundgesetz für den Zweck der Vergesellschaftung vorgeschriebene Form der 
Legalentziehung nicht vereinbar mit der wiederum nach Landesverfassung zwingenden 
Vorgabe der Administrativentziehung.

Angesichts dessen gilt im Ausgangspunkt Folgendes: Die Eigentumsgewährleistung in der 
Berliner Landesverfassung steht dem zu beurteilenden Vorhaben dann entgegen, wenn 
sie trotz ihres abweichenden Gehaltes gem. Art. 142 GG auch insoweit in Kraft ist, als sie 
eine Entziehung zum Zweck der Vergesellschaftung ausschließt. Das ist dann der Fall, 
wenn die eine Vergesellschaftung ausschließende Gewährleistung des Landesgrund-
rechts dennoch „in Übereinstimmung mit den Artikeln 1 bis 18“ des Grundgesetzes steht. 

Alternativ hat die Kommission erörtert, ob die Berliner Landesverfassung trotz ihres 
Wortlauts nicht gleichwohl eine Vergesellschaftungsbefugnis enthält, die derjenigen in 
Art. 15 GG entspricht. Dafür lässt sich anführen, dass in der Entstehungszeit von Berliner 
Landesverfassung und Grundgesetz Ende der 1940er Jahre die heute maßgebliche Dif-
ferenzierung zwischen Enteignung für Zwecke des Allgemeinwohls und der Überführung in 
eine Form der Gemeinwirtschaft zum Zweck der Vergesellschaftung noch nicht entwickelt 
war (vgl. zur Diskussion im Parlamentarischen Rat nur Durner, in: Dürig/Herzog/Scholz, 
GG, Stand September 2022, Art. 15 Rn. 12 f., 60 m.w.N.). Eine weitere Stütze dieser Ansicht 
findet sich in der historischen Debatte um die Entstehung der Berliner Landesverfassung, 
in der sich ein politisches Einvernehmen über die Zulässigkeit einer Vergesellschaftung 
im Rahmen von Art. 23 Abs. 2 VvB nachweisen lässt (vgl. Wieland, Verfassungsfragen der 
Vergesellschaftung von Wohnraum, Rechtsgutachten, 2019, S. 29 f. m.w.N.). Dieser histo-
rische Befund wird bestätigt durch die zeitgleiche Ausarbeitung eines Berliner Gesetzes 
zur Überführung von Konzernen und sonstigen wirtschaftlichen Einrichtungen in Gemein-
eigentum (vgl. Drs. Nr. 11/82; Sten. Ber. D. StdVV, 15. Sitzung, S. 54). Im Zuge dessen kam 
das Erfordernis einer Verfassungsänderung nicht zur Sprache. Im Rahmen der Berliner 
Verfassungsrevision von 1995 schließlich spielte das Verhältnis von Art. 23 Abs. 2 VvB 
und Art. 14, 15 GG keine Rolle, so dass von einer Fortschreibung der vorgefundenen Ver-
fassungslage auszugehen ist.

Aber auch wenn hiernach davon auszugehen wäre, dass die Enteignungsbefugnis in 
Art. 23 Abs. 2 VvB eine Entziehung zum Zweck der Vergesellschaftung einschließt, bleibt 
es dabei, dass Art. 23 Abs. 2 VvB Enteignungen „durch Gesetz“ nicht zulässt. Eine Verge-
sellschaftung nach Art. 15 GG hingegen muss zwingend „durch Gesetz“ erfolgen. Beide 
Anforderungen zugleich kann ein Landesgesetz zur Vergesellschaftung aber nicht erfül-
len. Dieser Widerspruch zwischen landesverfassungsrechtlicher und grundgesetzlicher 
Maßgabe ließe sich ohne Rückgriff auf Art. 142 GG auflösen, wenn man die Vorgabe zur 
Form der Entziehung nicht mehr zum Gehalt der grundrechtlichen Gewährleistung zählte. 
Dann unterfiele dieser Teilaspekt der Befugnis in Art. 23 Abs. 2 VvB dem Anwendungs-
bereich von Art. 31 GG. Die inhaltliche Abweichung des Landesverfassungsrechts führte 
dann zum Geltungsvorrang der grundgesetzlichen Vorgabe. Nach allgemein geteilter 
Auffassung jedoch beinhaltet die Administrativenteignung ein höheres Maß an Schutz 
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für den betroffenen Grundrechtsträger, weil er zusätzlichen Rechtsschutz vor den Fach-
gerichten suchen kann. Diese Auffassung wurde – trotz einiger inhaltlicher Zweifel an ihrer 
Überzeugungskraft – auch von der Kommission zugrunde gelegt. Damit kommt es selbst 
auf Basis einer ausdehnenden Auslegung von Art. 23 Abs. 2 VvB auch als Vergesellschaf-
tungsbefugnis darauf an, ob ein gegenüber Art. 14, 15 GG weitergehender landesverfas-
sungsrechtlicher Schutz vor Vergesellschaftung in Kraft ist. 

III. Geltungsvorrang der grundgesetzlichen 
Vergesellschaftungsbefugnis 

Art. 15 GG kommt nach den Maßgaben von Art. 142 GG Geltungsvorrang zu gegenüber 
der weiterreichenden Eigentumsgewährleistung in Art. 23 VvB. Das Grundgesetz lässt 
einen landesverfassungsrechtlichen Schutz vor Eingriffen, die auch zum Zweck der Ver-
gesellschaftung erfolgen, nicht zu.

Für die Herleitung dieses Ergebnisses spielt es keine Rolle, ob man die Regelung in 
Art. 15 GG (wie eine Minderheit in der Kommission) als demokratisches Grundrecht ver-
steht, das der Eigentumsentziehung im Rahmen einer Vergesellschaftung den Charak-
ter eines Eigentumseingriffs nimmt, oder ob man die Regelung (wie die Mehrheit in der 
Kommission) als besondere Befugnis zu Eigentumseingriffen versteht. Denn sowohl eine 
Aufhebung des Eingriffscharakters, als auch die besondere Rechtfertigung als Vergesell-
schaftung tritt gerade im Verhältnis zu Art. 14 GG ein, nicht aber mit Blick auf eine landes-
verfassungsrechtliche Eigentumsgewährleistung. Daher steht in beiden Fällen ein weiter 
gehender Grundrechtsschutz der Landesverfassung im Raum, dessen Geltung nach den 
Maßgaben von Art. 142 GG zu beurteilen ist.

Nach Art. 142 GG bleiben Bestimmungen der Landesverfassungen insofern in Kraft, als 
sie Grundrechte in Übereinstimmung mit den Artikeln 1 bis 18 GG gewährleisten. Nach 
ganz herrschender Ansicht in der Literatur fallen Landesgrundrechte nicht allein deshalb 
aus der „Übereinstimmung“ i.S.d. Art. 142 GG heraus, wenn sie einen über die Grundrech-
te des Grundgesetzes hinausgehenden Schutz gewährleisten (bspw. Huber, in: Sachs, 
GG, 9. Aufl. 2021, Art. 142 Rn. 12). Vielmehr soll nach breit geteilter Auffassung das Recht 
der Landesverfassung gegenüber der Landesgesetzgebung grundsätzlich einen im Ver-
hältnis zum Grundgesetz weitergehenden Grundrechtsschutz statuieren können.

Dabei könnte sich rein logisch ein weitergehender Schutz eines Landesgrundrechts dar-
aus ergeben, dass ein entsprechendes Grundrecht im Grundgesetz überhaupt fehlt, der 
persönliche oder sachliche Schutzbereich weitergezogen ist oder weitere Einschrän-
kungsmöglichkeiten bestehen als in der Landesverfassung. In diesem Zusammenhang 
besteht zunächst Einigkeit, dass es der in Art. 142 GG enthaltenen Maßgabe der Überein-
stimmung entspricht, wenn das Landesgrundrecht den Schutzbereich eines Grundrechts 
weiterzieht, etwa ein Verhalten oder bestimmte Rechtspositionen in den Schutzbereich 
einbezieht, den das entsprechende Grundrecht nach dem Grundgesetz ausspart. 

Für die Rechtfertigung von Eingriffen gilt hingegen anderes. Sofern die Rechtfertigungs-
möglichkeiten nach dem Landesgrundrecht enger gefasst sind als nach dem entspre-
chenden Grundrecht des Grundgesetzes, stimmt die Gewährleistung nach Landesver-
fassung nicht mehr mit der Gewährleistung nach dem Grundgesetz überein in dem Sinn, 

354 

355 

356 

357 

358 



96

ABSCHLUSSBERICHT DER KOMMISSION ZUM VOLKSENTSCHEID 
VERGESELLSCHAFTUNG GROSSER WOHNUNGSUNTERNEHMEN

den Art. 142 GG verlangt. Es kommt dann nämlich zu einem Widerspruch, den auch 
Art. 142 GG nicht erlaubt. Anders als im Falle einer Geltung des Landesgrundrechts trotz 
weiteren Schutzbereiches würden bei einer Geltung des Landesgrundrechts im Fall des 
Widerspruchs Regelungen des Grundgesetzes außer Kraft gesetzt. Das ist aber nicht der 
Sinn der Eigenständigkeit der Landesgrundrechte. Denn er liegt wesentlich in der Eröff-
nung eines institutionell eigenständigen Schutzes durch eine Landesverfassungsgerichts-
barkeit.

Diese Auffassung lässt sich auf die einschlägige Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zur Reichweite eines weitergehenden Schutzes durch Landesgrundrechte stützen 
(BVerfGE 96, 345 – Landesverfassungsgerichte). Der Fall betraf die Kontrolle der Hand-
habung einer bundesrechtlichen Regelung durch ein Zivilgericht, die seitens eines Lan-
desverfassungsgerichts anhand eines Landesgrundrechts geprüft werden sollte. Hier gab 
das Bundesverfassungsgericht vor, dass das Landesgrundrecht gegenüber der Landes-
gewalt keinen weitergehenden Schutz als das Grundrecht des Grundgesetzes vermitteln 
kann, wenn die Ausübung der Landesgewalt auf Bundesrecht beruht. Ausdrücklich soll ein 
überschießender Gewährleistungsgehalt des Landesgrundrechts Art. 31 GG unterfallen 
(BVerfGE 96, 345, Leitsatz 1). Was aber für die Normen des einfachen Bundesrechts gilt, 
muss erst recht für die Normen des Grundgesetzes als Bundesverfassungsrecht gelten: 
Gegen diese kann ein Landesgrundrecht keinen Schutz vermitteln.

Dieses Ergebnis, das sich auf Bundesrecht jeden Rangs bezieht, unterliegt jedenfalls 
keinem Zweifel mit Blick auf diejenigen Normen, die der Grundrechtsteil des Grundge-
setzes, präzise in Artikel 1 bis 18 GG, selbst enthält. Denn insoweit wird das Ergebnis zu-
sätzlich durch den exakten Wortlaut von Art. 142 GG gestützt. Der Wortlaut lautet nicht, 
dass Grundrechte des Landes in Kraft bleiben, insofern sie „mit den Grundrechten dieses 
Grundgesetzes übereinstimmen“ oder insofern sie „im Einklang mit den Grundrechten 
dieses Grundgesetzes gewährleistet“ werden. Vielmehr heißt es, dass Bestimmungen der 
Landesverfassungen in Kraft bleiben, als sich eine darin enthaltene Gewährleistung von 
Grundrechten in Übereinstimmung mit Art. 1 bis 18 GG befindet. Eine landesgrundrecht-
liche Eigentumsgewährleistung, die eine Vergesellschaftung nicht erlaubt, liefert aber 
keine Gewährleistung „in Übereinstimmung mit den Artikeln 1 bis 18“ des Grundgesetzes.

Denn Art. 1 bis 18 GG bestimmen nicht nur die grundrechtlichen Schutzbereiche, sondern 
auch spezifische Eingriffsbefugnisse. Das gilt namentlich für Art. 18 GG, der in Art. 142 GG 
als letzte Norm des einschlägigen Bereichs ausgerechnet ausdrücklich benannt ist. 
Art. 18 GG ist selbst kein Grundrecht, sondern liefert lediglich eine Befugnis zu einem gra-
vierenden Eingriff in eine ganze Reihe von Grundrechten. Vor diesem Hintergrund lässt 
sich das Erfordernis, dass die landesverfassungsrechtliche Gewährleistung mit den Arti-
keln 1 bis 18 GG übereinstimmt, nicht deuten als etwas unscharf geratener Verweis auf die 
im Grundrechtsteil eben enthaltenen grundrechtlichen Schutzbereiche. Vielmehr müssen 
die landesverfassungsrechtlichen Gewährleistungen mit Art. 1 bis 18 GG insgesamt über-
einstimmen, also einschließlich der darin enthaltenen spezifischen Eingriffsbefugnisse.

Für dieses Verständnis spricht auch, dass damit ein erstaunliches Resultat der Gegenauf-
fassung vermieden wird. Ihr zufolge sollen Eingriffsbefugnisse, die das Grundgesetz im 
Grundrechtsteil ausdrücklich vorsieht und die der Landesgesetzgebung in der Kompe-
tenzordnung des Grundgesetzes zugewiesen sind, dennoch durch die Landesgrundrech-
te gesperrt werden können. Wäre dieselbe Befugnis alternativ oder auch verdoppelnd 
durch einfaches Bundesrecht verliehen, könnte das Landesgrundrecht keine Wirkung ent-
falten. Das ergibt keinen guten Sinn.
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Weiterhin findet diese besondere Akzentuierung des Wortlauts in Art. 142 GG eine eigen-
ständige Stütze in der bereits angeführten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. 
An anderer Stelle der Entscheidung stellt das Bundesverfassungsgericht nämlich heraus, 
dass die Grundrechte des Grundgesetzes grundsätzlich als Mindestgarantien auszulegen 
sind, was einen weitergehenden Schutz durch Landesgrundrechte grundsätzlich eröff-
net. Es gibt aber Ausnahmen: „Soweit Landesgrundrechte gegenüber dem Grundgesetz 
einen weitergehenden Schutz oder auch einen geringeren Schutz verbürgen, widerspre-
chen sie den entsprechenden Bundesgrundrechten als solchen nicht, wenn das jeweils 
engere Grundrecht als Mindestgarantie zu verstehen ist und daher nicht den Normbefehl 
enthält, einen weitergehenden Schutz zu unterlassen“ (BVerfGE 96, 345 [365] – Landes-
verfassungsgerichte).

An dieser Stelle setzt das Gericht offensichtlich voraus, dass das Grundgesetz Grund-
rechte enthält, die einen solchen Normbefehl enthalten (vgl. auch Sacksofsky, in: Bonner 
Kommentar, GG, Stand November 2004, Art. 142 Rn. 40; Leibholz/Rinck, GG, Stand Ok-
tober 1998, Art. 142 Rn. 2), denn es formuliert die Bedingung „wenn“ im Indikativ. Dieser 
Festlegung widerspricht es unmittelbar, wenn ohne weitere Qualifikation jede Art eines 
weitergehenden Grundrechtsschutzes in einer Landesverfassung selbst mit Blick auf die 
in Artikel 1 bis 18 GG ausdrücklich enthaltenen Eingriffsbefugnisse für maßgeblich er-
achtet wird. 

Einen Normbefehl, einen weitergehenden Schutz zu unterlassen, enthält neben Art. 18 GG 
heute auch Art. 13 Abs. 3 bis 6 GG und eben auch Art. 15 GG. Art. 15 GG besagt, dass 
auch der Zweck der Vergesellschaftung Entziehungen von Eigentum (mit)tragen kann und 
im Anschluss daran weist Art. 74 Abs. 1 Nr. 15 GG die dort als eigene Materie ange-
sprochene Vergesellschaftung ausdrücklich auch den Ländern zu. Art. 142 GG kann vor 
diesem Hintergrund nicht so gelesen werden, dass einer Landesverfassungsgebung eine 
Vergesellschaftungssperre gestattet werden sollte. Die Entscheidung für die Möglichkeit 
der Vergesellschaftung stellte bei der Verfassung des Grundgesetzes einen wesentlichen 
Kompromiss dar (C.V.2.a) (1)), ohne den das Grundgesetz von der sozialdemokratischen 
Seite nicht mitgetragen worden wäre. Angesichts dieses Umstands erscheint es zusätzlich 
nicht vertretbar, dass im Rahmen der Vorgabe von Art. 142 GG, wonach landesverfas-
sungsrechtliche Grundrechtsgewährleistungen für ihre Geltung mit den Art. 1 bis 18 GG 
übereinstimmen müssen, ausgerechnet Art. 15 GG keine Bedeutung haben soll.
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G.   
Marktfreiheiten des 
Unionsrechts
Art. 49, 63 AEUV 

Das hier zu prüfende Vorhaben ist nach der in der Kommission einhellig geteilten Auffas-
sung mit den Marktfreiheiten des Unionsrechts vereinbar. 

Es ergibt sich unmittelbar aus einer der wichtigsten Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofes für die Unionsrechtsordnung überhaupt, dass eine Vergesellschaftung mit 
Unionsrecht vereinbar sein kann, solange sie nicht nach der Staatsangehörigkeit diskrimi-
niert (EuGH, Urt. v. 15.7.1964, Rs. C-6/64, Costa/E.N.E.L.). Darüber hinaus sind die unions-
rechtlichen Marktfreiheiten zu wahren. 

I. Mitgliedstaatliche Autonomie  
in der Eigentumsordnung
Art. 345 AEUV

Gemäß Art. 345 AEUV lassen die Unionsverträge die Eigentumsordnungen in den ver-
schiedenen Mitgliedstaaten unberührt. Diese Maßgabe lässt unterschiedliche Deutungen 
zu. Dies könnte erstens so verstanden werden, dass alle Arten mitgliedstaatlicher Eigen-
tumsregelungen, darunter auch Vergesellschaftung, der unionsrechtlichen Prüfung gänz-
lich entzogen wären, zweitens so, dass jede mitgliedstaatliche Regelung der Eigentums-
ordnung eine gerechtfertigte Beschränkung von Grundfreiheiten darstellte, oder drittens 
so, dass jedenfalls die Zwecke einer mitgliedstaatlichen Neuregelung der Eigentumsord-
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nung an den Grundfreiheiten gemessen und geprüft werden müssen. In Auseinanderset-
zung mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes hält die Kommission fest, 
dass die Ausgestaltung der Eigentumsordnung nicht selbst bereits diskriminierend wegen 
der Staatsangehörigkeit sein darf, weil sonst die Grundfreiheiten leerliefen (EuGH, Urt. 
v. 06.11.1984, Rs. 182/83, Fearon). In einem der Vergesellschaftung ähnlichen Fall eines 
Privatisierungsverbots hat der Europäische Gerichtshof ausführlich begründet, warum 
bei jeder Regelung der Eigentumsordnung die Grundfreiheiten grundsätzlich zu prüfen 
sind (EuGH, Urt. v. 22.10.2013, verb. Rs. C-105/12 bis C-107/12, Essent, Rn. 36), jedoch 
zugleich anerkannt, „dass eine nationale Regelung eine gerechtfertigte Beschränkung 
einer Grundfreiheit darstellen kann, wenn sie durch wirtschaftliche Überlegungen vor-
gegeben wird, mit denen ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel verfolgt wird“ (ebd., 
Rn. 52; Hervorh. hier). So können die Gründe für eine Neuregelung der Eigentumsordnung 
als legislative Entscheidung durchaus als „zwingender Grund des Allgemeininteresses“ 
berücksichtigt werden und eine Beschränkung von Grundfreiheiten rechtfertigen (ebd., 
Rn. 53 und 55).

Konkret sind im Falle einer Vergesellschaftung berührt die Kapitalverkehrsfreiheit, Art. 63 
AEUV, und die Niederlassungsfreiheit, Art. 49 AEUV.

II. Rolle von Grundrechten aus der GRCh

Wie die Bedeutung der Verwirklichung von Grundrechten, wie sie inzwischen in der Char-
ta der Grundrechte (GRCh) niedergelegt sind, im Verhältnis zu Grundfreiheiten zu be-
stimmen ist, ist nicht abschließend geklärt. Im Falle einer Vergesellschaftung ist einer-
seits an das Grundrecht auf Eigentum, Art. 17 Abs. 1 GRCh, zu denken, andererseits an 
das Grundrecht auf Wohnen als Sicherstellung eines menschenwürdigen Daseins, Art. 34 
Abs. 3 GRCh.

Dem Grundsatz in Art. 51 GRCh zufolge ist die Charta nur „bei Durchführung von Uni-
onsrecht“ anwendbar. Eine mitgliedstaatliche Regelung, die möglicherweise Grundfrei-
heiten beschränkt, ist aber nicht selbst schon „Durchführung von Unionsrecht“. Relevant 
ist vielmehr die schon ältere Rechtsprechung der Europäischen Gerichtshofs zum Ver-
hältnis von Grundrechten und Grundfreiheiten. Danach können Grundrechte einerseits 
als Schranken zur Rechtfertigung der Beschränkung einer Grundfreiheit herangezogen 
werden (EuGH, Urt. v. 12.6.2003, Rs. C-112/00, Schmidberger, Rn. 74), können aber auch 
ihrerseits eine Begrenzung von Rechtfertigungsmöglichkeiten begründen (EuGH, Urt. v. 
18.6.1991, Rs. C-260/89, ERT, Rn. 41). 

In ihren Einzelheiten ist die Rechtsprechung jedoch uneinheitlich und widersprüchlich, 
ihre Deutung in der Literatur sehr umstritten. Die Kommission ist sich einig, dass diese 
Rechtsprechung mit Blick auf Art. 345 AEUV und speziell bei Art. 17 Abs.  1 GRCh und 
Art. 34 Abs. 3 GRCh komplexe Fragen aufwirft, geht aber davon aus, dass der Gerichts-
hof die konkreten Umstände wie auch die allgemeine Lage in dem betroffenen Mitglied-
staat berücksichtigen wird. 
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III. Kapitalverkehrsfreiheit
Art. 63 Abs. 1 AEUV

In der Europäischen Union sind Beschränkungen des Kapitalverkehrs nicht nur zwischen 
den Mitgliedstaaten, sondern auch zwischen der Europäischen Union und Drittstaaten 
verboten, Art. 63 Abs. 1 AEUV.

1. Grenzüberschreitender Bezug

Die Beschränkung einer Grundfreiheit setzt einen grenzüberschreitenden Bezug voraus. 
Dieser ist etwa gegeben, wenn ein von der Vergesellschaftung betroffenes Unternehmen 
ihren Sitz in einem anderen Mitgliedstaat hat. Ist allerdings eine europäische Aktienge-
sellschaft betroffen, die auf Basis der VO (EG) 2157/2001 als Societas Europaea (SE) 
inkorporiert ist, so liegt dieser Gesellschaftsform die Verschmelzung aus mindestens zwei 
Gesellschaften aus verschiedenen Mitgliedstaaten der EU zugrunde, Art. 2 SE-VO. Die SE 
ist mithin als genuin „supranationale Rechtsform“ (Casper, in: BeckOGK SE-VO, Stand 
Oktober 2022, Art. 1 Rn. 1 f.) anzusehen, so dass von einem grenzüberschreitenden Bezug 
immer auszugehen ist, wenn eine SE von der Vergesellschaftung betroffen ist.

2. Beschränkung des Schutzbereichs

In ständiger Rechtsprechung orientiert sich der Europäische Gerichtshof bei der Bestim-
mung des Schutzbereiches der Kapitalverkehrsfreiheit an den Definitionen im Anhang I 
der RL 88/361/EWG. Im Falle einer Gesellschaft einschlägig und geschützt sind Immobi-
lieninvestitionen von Gebietsfremden im Inland, sowie Direkt- und Portfolioinvestitionen. 
Direktinvestitionen sind „Investitionen in Form der Beteiligung an einem Unternehmen 
durch Besitz von Aktien, die die Möglichkeit verschafft, sich tatsächlich an der Verwaltung 
und der Kontrolle dieses Unternehmens zu beteiligen“, Portfolioinvestitionen sind „Investi-
tionen in Form des Erwerbs von Wertpapieren auf dem Kapitalmarkt allein in der Absicht 
einer Geldanlage, ohne auf die Verwaltung und Kontrolle des Unternehmens Einfluss neh-
men zu wollen“ (EuGH, Urt. v. 22.10.2013, verb. Rs. C-105/12 bis C-107/12, Essent, Rn. 40).

Werden Grundstücke in Gemeineigentum überführt, so wird zugleich die Kapitalverkehrs-
freiheit beschränkt, wenn Gebietsfremde das Eigentum an den betroffenen Grundstücken 
innehaben. Beschränkungen von Direkt- oder Portfolioinvestitionen nimmt der Europäi-
sche Gerichtshof an, wenn eine mitgliedstaatliche Maßnahme geeignet ist, „den Erwerb 
von Aktien der betroffenen Unternehmen zu verhindern oder zu beschränken oder aber 
Investoren aus anderen Mitgliedstaaten davon abzuhalten, in das Kapital dieser Unter-
nehmen zu investieren“ (EuGH, Urt. v. 22.10.2013, verb. Rs. C-105/12 bis C-107/12, Essent, 
Rn. 41). In der Literatur wird vertreten, eine Beschränkung liege vor, wenn sich die mit-
gliedstaatliche Maßnahme „auf den Zu-, Ab- oder Durchfluss von Kapital“ auswirke, nicht 
jedoch, wenn „nur der Investitionsrahmen betroffen“ sei (so Korte, in: Calliess/Ruffert, 
EUV/AEUV, 6. Aufl. 2022, Art. 63 Rn. 59).

Die Senatskommission hat erwogen, ob es sich bei einer Vergesellschaftung lediglich um 
eine Regelung des Investitionsrahmens handele, geht aber für die Zwecke ihrer Prüfung 
davon aus, dass eine Vergesellschaftung abhängig vom grenzüberschreitenden Bezug 
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und den konkreten Eigentumsstrukturen in Beschränkungen der Kapitalverkehrsfreiheit 
resultieren kann.

3. Rechtfertigung von Beschränkungen

Zur Rechtfertigung einer Beschränkung der Kapitalverkehrsfreiheit können einerseits die 
geschriebenen Rechtfertigungsgründe aus Art. 65 Abs.  1 AEUV herangezogen werden. 
Diese sind hier nicht einschlägig. Andererseits sind nach ständiger Rechtsprechung 
der Europäischen Gerichtshofs als ungeschriebene Rechtfertigungsgründe „zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses“ heranzuziehen. Der Europäische Gerichtshof hat wie-
derholt den strukturellen Mangel an Wohnraum und eine besonders hohe Bevölkerungs-
dichte als zwingende Gründe des Allgemeinwohls anerkannt (EuGH, Urt. v. 1.10.2009, Rs. 
C-567/07, Woningstichting Sint Servatius, Rn. 30; EuGH, Urt. v. 24.3.2011, Rs. C-400/08 
– Kommission/Spanien, Rn. 74). Auch das Ziel, in raumplanerischer Absicht ein ausrei-
chendes Wohnangebot für einkommensschwache Personen oder andere benachteiligte 
Gruppen der örtlichen Bevölkerung sicherzustellen, kann grundsätzlich Beschränkungen 
der Grundfreiheiten, insbesondere der Kapitalverkehrsfreiheit, rechtfertigen (EuGH, Urt. 
v. 8.5.2013, verb. Rs. C-197/11 u. C-203/11, Libert ua, Rn. 51 f., 67). Zu bedenken ist zu-
dem, dass eine Vergesellschaftung das Recht auf Wohnen aus Art. 34 Abs. 3 GRCh ver-
wirklichen würde. Überdies ist zu erwarten, dass der Europäische Gerichtshof auch die 
Vergesellschaftung als eigenständigen Zweck bzw. jedenfalls das Anliegen, ganz grund-
sätzlich private Gewinnorientierung einzudämmen und so der Vertiefung struktureller 
gesellschaftlicher Ungleichgewichte entgegen zu wirken, als Grund des Allgemeinwohls 
anerkennt. Denn insoweit gewährt auch das Unionsrecht den Mitgliedstaaten einen wei-
ten Gestaltungsspielraum. Verwehrt hat der Europäische Gerichtshof den Mitgliedstaaten 
bisher nur, protektionistische Zwecke zu verfolgen, wie etwa den Schutz der heimischen 
Bauwirtschaft (EuGH, Urt. v. 14.4.2005, Rs. C-341/02, Kommission/Deutschland).

Auch nach Unionsrecht muss die mitgliedstaatliche Maßnahme im Lichte ihrer Ziele ver-
hältnismäßig sein. Erwogen wurde in der Kommission, ob das direktdemokratische Ver-
fahren eines Volksentscheids eine Vergesellschaftung mit besonderer demokratischer 
Dignität versehe, der der Europäische Gerichtshof besonderes Gewicht verleihen könn-
te. Hiervon unabhängig und auch unabhängig von der Frage, ob die unionsrechtliche 
Prüfung der Verhältnismäßigkeit eine Beurteilung der Angemessenheit umfasst, geht die 
Kommission im Ergebnis aber davon aus, dass die Anforderungen nicht höher sind als die 
Anforderungen nach den Maßgaben des Grundgesetzes, so dass die aus dem Vorhaben 
etwaig resultierenden Beschränkungen der Kapitalverkehrsfreiheit im Ergebnis gerecht-
fertigt sind und also unter diesem Aspekt mit dem Unionsrecht vereinbar sind.
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IV. Niederlassungsfreiheit
Art. 49 AEUV

Beschränkungen der freien Niederlassung von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats sind nach Art. 49 AEUV verboten.

1. Grenzüberschreitender Bezug

Wie bei der Kapitalverkehrsfreiheit, so muss auch bei der Niederlassungsfreiheit ein grenz-
überschreitender Bezug gegeben sein. Auf die dortigen Ausführungen wird verwiesen.

2. Beschränkung des Schutzbereiches

Nach Art. 49 Abs. 2 AEUV „umfasst die Niederlassungsfreiheit die Aufnahme und Aus-
übung selbstständiger Erwerbstätigkeiten sowie die Gründung und Leitung von Unter-
nehmen … nach den Bestimmungen des Aufnahmestaats für seine eigenen Angehörigen“. 

Der Wortlaut des Art. 49 Abs. 2 AEUV legt nahe, dass Regelungen, die keine Unterschei-
dung zwischen Gebietsansässigen und Gebietsfremden vornehmen, dem Schutzbereich 
der Niederlassungsfreiheit nicht unterfallen und keine Beschränkungen darstellen. Der 
Europäische Gerichtshof hat allerdings auch nicht nach der Staatsangehörigkeit diskri-
minierende Maßnahmen als mögliche Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit ange-
sehen (EuGH, Urt. v. 7.5.1991, Rs. C-340/89, Vlassopoulou, Rn. 15), also auch „Maßnah-
men, die die Ausübung der Niederlassungsfreiheit … verbieten, behindern oder weniger 
attraktiv machen“ (EuGH, Urt. v. 28.04.2009, Rs. C-518/06, Kommission/Italien, Rn. 62). 
Erfasst sind auch Tätigkeitsverbote (etwa EuGH, Urt. v. 8.9.2009, Rs. C-42/07, Liga Portu-
guesa, Rn. 61: Verbot von Glücksspielangeboten) oder staatliche Monopole (EuGH, Urt. 
v. 4.11.2018, Rs. C-342/17, Memoria, Rn. 47 ff., 41).

Die Kommission geht auf dieser Basis davon aus, dass eine Vergesellschaftung bestimm-
ter Unternehmen und das darin liegende Verbot der Vermietung von Wohnungen für be-
stimmte private Unternehmen unionsrechtlich als eine Beschränkung der Niederlassungs-
freiheit anzusehen ist.

3. Rechtfertigung von Beschränkungen

Zur Rechtfertigung einer Beschränkung der Niederlassungsfreiheit können einerseits die 
geschriebenen Rechtfertigungsgründe aus Art. 52 Abs.  1 AEUV herangezogen werden, 
die hier jedoch nicht einschlägig sind, andererseits nach ständiger Rechtsprechung 
der Europäischen Gerichtshofs als ungeschriebene Rechtfertigungsgründe „zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses“. Die bereits bei der Kapitalverkehrsfreiheit angeführte 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs ist auch für die Niederlassungsfreiheit 
relevant. Das dort Ausgeführte gilt demzufolge auch für die Niederlassungsfreiheit.
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Entsprechend sind auch die aus dem zu prüfenden Vorhaben resultierenden Beschrän-
kungen der Niederlassungsfreiheit gerechtfertigt, das Vorhaben also auch unter diesem 
Aspekt mit dem Unionsrecht vereinbar.
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H.   
Völkerrechtlicher 
Eigentumsschutz

I. Europäische Menschenrechtskonvention
Art. 1 Zusatzprotokoll

Nach in der Kommission einhellig vertretener Auffassung stellt das Vergesellschaftungs-
vorhaben keine Verletzung der Eigentumsgewährleistung nach der Europäischen Men-
schenrechtskonvention dar. 

Das Erste Zusatzprotokoll zur EMRK enthält in Art. 1 eine Vorschrift zum Eigentumsschutz. 
Deutschland hat dieses Zusatzprotokoll ratifiziert. 

Ausgehend vom Wortlaut enthält Art. 1 ZP I-EMRK nach der Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofes für Menschenrechte drei unterschiedliche Regeln: erstens den 
Grundsatz des Eigentumsschutzes (Art. 1 Abs. 1 S. 1 ZP I-EMRK), zweitens die Möglichkeit 
der Entziehung des Eigentums (Art. 1 Abs. 1 S. 2 ZP I-EMRK) und drittens die Befugnis der 
Staaten, die Eigentumsnutzung zu regeln (Art. 1 Abs. 2 ZP I-EMRK); diese Regeln stehen 
jedoch nicht unverbunden nebeneinander, vielmehr sind die zweite und dritte Regel im 
Lichte der ersten auszulegen (EGMR Plenum, Urt. v. 28.1.1983, Beschwerde Nr. 8793/79, 
James, Rn. 37). 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte legt seit jeher einen weiten Eigen-
tumsbegriff zugrunde, der sowohl bestehende Eigentumspositionen umfasst („existing 
possessions“, „bien actuel“), die dem Inhaber zu seiner ausschließlichen Nutzung zu-
gewiesen sind, als auch Vermögenswerte („assets“, „valeurs patrimoniales“) einschließ-
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lich Forderungen, aufgrund derer Einzelne geltend machen können, dass sie zumindest 
eine berechtigte Erwartung („legitimate expectation“, „espérance légitime“) haben, in 
den effektiven Genuss einer Eigentumsposition zu gelangen, nicht jedoch das Recht auf 
Eigentumserwerb (Kaiser, in: Karpenstein/Mayer, EMRK, 3. Aufl. 2022, ZP I Art. 1 Rn. 11 
m.w.N.). 

Der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ist eine drei-
stufige Prüfung zu entnehmen, wonach der Eingriff in das Eigentum erstens auf einer 
gesetzlichen Grundlage beruhen muss, zweitens das verfolgte Ziel im öffentlichen Inte-
resse liegen muss, wobei Konventionsstaaten einen weiten Einschätzungsspielraum ha-
ben (EGMR Große Kammer, Urt. v. 22.1.2004, Beschwerde Nr. 46720/99, Jahn, Rn. 80), 
drittens der Eingriff verhältnismäßig sein muss, wobei Konventionsstaaten auch hier ein 
weiter Einschätzungsspielraum zugestanden wird „sowohl hinsichtlich der Wahl der Mittel 
zur Durchsetzung der gesetzlichen Bestimmungen als auch hinsichtlich der Prüfung, ob 
deren Konsequenzen im Allgemeininteresse durch den Zweck gerechtfertigt sind, das Ziel 
des fraglichen Gesetzes zu erreichen“ (EGMR, Beschwerde Nr. 9118/80, AGOSI, Rn. 52).

Nur wenige Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte befassen 
sich bislang explizit mit Eingriffen in das Eigentum. Vielfach ging es in den Entscheidungen 
gar nicht mehr um die Frage des Eigentumsentzuges selbst, sondern nur noch um Ab-
wicklungsfragen und insbesondere die Entschädigungshöhe (EGMR, Urt. v. 08.07.1986, 
Beschwerden Nr. 9006/80; 9262/81; 9263/81; 9265/81; 9266/81; 9313/81; 9405/81, 
Lithgow; Urt. v. 11.01.2000, Beschwerden Nr. 29813/96 u. 30229/96, Almeida Garrett u. a.; 
Urt. v. 08.07.2008, Beschwerde Nr. 1411/03, Turgut u. a.; Urt. v. 10.07.2012, Beschwerde Nr. 
34940/10, Grainger u. a.).

Der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte lässt sich ent-
nehmen, dass die Bemessung der Entschädigung rechtsstaatlichen Anforderungen genü-
gen und insbesondere im Gesetz Zeitpunkt, Modalitäten und Zeitraum der Entschädigung 
vorsehen muss. In einer jüngeren Entscheidung Ungarn betreffend hat der EGMR vor dem 
speziellen Hintergrund der Regierung Orbán die staatliche Monopolisierung des Schul-
buchvertriebes als willkürlich und rechtsstaatswidrig bewertet (EGMR, Urt. v. 16.10.2018, 
Beschwerde Nr. 21623/13, Könyv-Tár Kft u. a., Rn. 50).

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte betont in seiner Rechtsprechung, 
dass eine Entschädigung angemessen sein muss, erwähnt aber auch explizit den Ent-
scheidungsspielraum der Konventionsstaaten, gerade bei einer Vergesellschaftung 
im Unterschied zu Individualenteignungen weniger als den vollen Marktwert zu ent-
schädigen (EGMR, Urt. v. 08.07.1986, Beschwerden Nr. 9006/80; 9262/81; 9263/81; 
9265/81; 9266/81; 9313/81; 9405/81, Lithgow, Rn. 122; Urt. v. 29.3.2006, Beschwerde 
Nr. 36813/97, Scordino, Rn. 256 m.w.N. aus der Rspr.).

Über eine „indirekte“ Enteignung von Anteilseignern eines Konzerns durch die Vergesell-
schaftung von Vermögenswerten, die rechtlich einzelnen Gesellschaften des Gesamt-
konzerns gehören, hat der Europäische Gerichtshof bislang nicht entschieden. In dem 
soweit ersichtlich einzigen Fall überhaupt zu einer gesellschaftsrechtlichen Konzern-
struktur ging es um die Liquidation des Yukos-Konzerns in Russland wegen angeblicher 
Steuervergehen. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte sprach den Anteils-
eignern wegen Verletzung rechtsstaatlicher Verfahrensstandards und einer übermäßigen 
Strenge der Sanktion eine vollumfängliche Entschädigung nach Art. 41 EMRK zu (EGMR, 
Urt. v. 31.7.2014, Beschwerde Nr. 14902/04, Yukos: just satisfaction, Rn. 20 ff.). Es ging in 
diesem Zusammenhang also nicht um eine Entschädigung für eine Enteignung, weil der 
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Eigentumsübergang auf dem Wege einer Liquidation wegen angeblicher Steuerschulden 
erreicht wurde. Diese Konstellation gibt keinerlei Anlass für die Annahme, der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte spräche Anteilseignern an einem Mutterkonzern 
Beschwerdebefugnisse zu für den Fall einer Eigentumsentziehung bei einem Tochter-
unternehmen.

Im Ergebnis ist das Vergesellschaftungsvorhaben konventionsrechtlich als Eingriff in das 
in Art. 1 Abs. 1 S. 1 ZP I-EMRK geschützte Eigentumsrecht anzusehen. Gleichwohl ist davon 
auszugehen, dass die Prüfungsdichte beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrech-
te jedenfalls nicht höher sein wird als in der verfassungsrechtlichen Prüfung nach dem 
Grundgesetz. Das gilt ungeachtet des Umstands, dass nach Auffassung der Mehrheit der 
Kommissionsmitglieder die Vergesellschaftungsbefugnis in Art. 15 GG für die Frage der 
Vereinbarkeit des Vorhabens mit dem Grundgesetz eine gewichtige Rolle spielt. Denn die 
Festlegung dieser Befugnis hält sich in den Grenzen des weiten Einschätzungsspielraums, 
der den Konventionsstaaten zuerkannt ist.

II. Völkervertraglicher Investitionsschutz

Das Vergesellschaftungsvorhaben kann nach einhelliger Auffassung der Kommission al-
lenfalls in Einzelfällen Ansprüche ausländischer Investoren aus völkervertraglichen Inves-
titionsschutzverträgen begründen. Nach dem Kenntnisstand der Kommission, der maß-
geblich auf der von Seiten des Senats unternommenen Auflistung potentiell betroffener 
Unternehmen beruht, ist kein Investor ersichtlich, dem eine investitionsschutzrechtliche 
Klagebefugnis zustehen könnte. 

Aussagen über Entschädigungs- bzw. Schadensersatzpflichten Deutschlands aus inter-
nationalem Investitionsschutzrecht lassen sich nur schwer abstrakt treffen. Fundiertere 
Ausführungen würden die Bezugnahme auf einen konkreten Fall (einen konkreten Inves-
tor, der einen Verstoß gegen Investitionsschutzrecht durch Vergesellschaftung geltend 
macht) und den ggf. einschlägigen völkerrechtlichen Vertrag, der prozedurale (Klage-)
Rechte und materielle Schutzstandards enthält, erfordern. Das liegt allem voran darin 
begründet, dass sich Begriffsbestimmungen, z. B. die geschützten Kapitalanlagen und die 
Ausgestaltung der materiellen Verpflichtungen, etwa zu Entschädigung infolge von Ent-
eignung oder zur Gewährung gerechter und billiger Behandlung, von Vertrag zu Vertrag 
unterscheiden. Auch ist zu berücksichtigen, dass die Schiedssprüche der Schiedsgerichte 
mangels eines internationalen Investitionsgerichtshofs stark voneinander abweichen kön-
nen. Schließlich ist die Investor-Staat-Streitbeilegung in den letzten Jahren zum Gegen-
stand weitreichender Kritik, unter anderem wegen der Einschränkung politischer Spielräu-
me zur Erreichung der Klimaziele und für Maßnahmen sozialökologischer Transformation 
geworden. Im Zuge dieser Kritik unterläuft das internationale Investitionsschutzrecht aktu-
ell einen Reformprozess. Dieser beinhaltet Kündigungen von Investitionsschutzverträgen 
wie auch die Neufassung materieller Schutzstandards.

Vor diesem Hintergrund und angesichts der unzureichenden Information der Kommis-
sion über den zu vergesellschaftenden Bestand und die durch die Vergesellschaftung 
wirtschaftlich betroffenen Investoren kann die Kommission nur eine sehr allgemeine in-
vestitionsschutzrechtliche Bewertung vornehmen. Insgesamt schätzt die Kommission das 
Risiko, dass ausländische Investoren im Wege von Investor-Staat-Streitbeilegungsver-
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fahren die Bundesrepublik Deutschland erfolgreich wegen der Vergesellschaftung von 
Wohnimmobilienbeständen auf Entschädigung oder Schadensersatz verklagen können, 
als gering ein.

Investorenklagen auf Grundlage von internationalem Investitionsschutzrecht können sich 
nur gegen die Bundesrepublik Deutschland und nicht das Land Berlin richten. Sollte im 
Rahmen eines Verfahrens nach der ICSID-Konvention ein Schiedsspruch gegen den Bund 
ergehen, dann stellt er einen direkt vollstreckbaren Rechtstitel dar (Art. 54 Abs. 1 ICSID 
Konvention). Der Bund könnte beim Land Berlin Regress nehmen (Art. 104 a Abs. 6 GG, 
konkretisiert durch das Gesetz zur Lastentragung im Bund-Länder-Verhältnis bei Ver-
letzung von supranationalen oder völkerrechtlichen Verpflichtungen vom 5. September 
2006, BGBl. I S. 2098, 2105).

1. Zulässigkeit von Investorenklagen gegen Deutschland

Klagerechte von Investoren, die in von der Vergesellschaftung betroffene Wohnimmobi-
lien und Immobilienunternehmen investiert haben, können sich insbesondere aus bila-
teralen Investitionsschutzverträgen (BIT) und regionalen Wirtschaftsabkommen wie dem 
Comprehensive and Economic Trade Agreement (CETA) ergeben. CETA ist mangels Rati-
fikation durch alle EU-Mitgliedstaaten noch nicht in Kraft getreten, und die Vorschriften 
über die Investor-Staat-Streitbeilegung sind auch nicht von der vorläufigen Anwendung 
des Abkommens erfasst. 

Klagerechte aus Investitionsschutzverträgen (bilaterale Verträge oder regionale Wirt-
schaftsabkommen) bestehen grundsätzlich nur für ausländische Investoren. Deutsche In-
vestoren, die von der Vergesellschaftung betroffen sind, können keine Klagerechte aus 
dem internationalen Investitionsschutzrecht ableiten. Ausländische Investoren können nur 
dann ein Klagerecht geltend machen, wenn sie die Nationalität eines Staates haben, der 
Vertragspartei eines mit Deutschland (oder der EU) abgeschlossenen Investitionsschutz-
vertrags ist. Die vormals bestehenden BIT zwischen EU-Mitgliedstaaten wurden durch 
das Übereinkommen zur Beendigung der bilateralen Investitionsschutzverträge zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union beendet, das für Deutschland am 9. Juni 
2021 in Kraft getreten ist. Das Übereinkommen beendet auch so genannte Nachwirkungs-
klauseln, d. h. die Vorschriften der beendeten Investitionsschutzverträge wirken nicht fort 
(Art. 3 des Übereinkommens). Daher sind auch keine Investorenklagen von Investoren 
mit Nationalität eines anderen EU-Mitgliedstaats oder von europäischen Unternehmen 
zu befürchten. Demgegenüber gelten die bilateralen Investitionsschutzverträge Deutsch-
lands mit Drittstaaten fort, solange keine Investitionsschutzverträge der EU mit diesen 
Drittstaaten abgeschlossen sind (EU-Verordnung Nr. 1219/2012).

Wenn ein Investitionsschutzvertrag grundsätzlich die Möglichkeit einer Investorenklage 
vorsieht, dann ist eine weitere Voraussetzung für die Zulässigkeit einer solchen Klage 
die Zustimmung Deutschlands zur Streitbeilegung im Wege eines Investor-Staat-Streit-
beilegungsverfahrens. Diese Zustimmung kann generell für künftige Verfahren in dem 
einschlägigen Investitionsschutzvertrag erfolgt sein (s. z. B. Art. 8.25 CETA). Ein Schieds-
verfahren vor einem Schiedsgericht des International Center for the Settlement of Invest-
ment Disputes (ICSID) erfordert außerdem die Ratifikation der ICSID-Konvention durch 
die Vertragsparteien des einschlägigen Investitionsschutzvertrags. Deutschland hat die 
ICSID-Konvention ratifiziert.
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Bei der Investition, deren Beeinträchtigung der klagende Investor geltend macht, muss es 
sich um eine Kapitalanlage im Sinne des einschlägigen Investitionsschutzvertrags han-
deln. Hier ist zu beachten, dass nicht alle Investitionsschutzverträge auch Portfolioinvesti-
tionen schützen. Der deutsche Mustervertrag (2009) und CETA erfassen allerdings neben 
Direktinvestitionen auch Portfolioinvestitionen. So definiert der deutsche Mustervertrag 
geschützte Kapitalanlagen als „Vermögenswerte jeder Art, die von Investoren des einen 
Vertragsstaats direkt oder indirekt im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats angelegt 
werden“ (Art. 1). Dazu gehören nicht nur Immobilieneigentum und dingliche Rechte, son-
dern auch Anteilsrechte und andere Arten von Beteiligungen an Gesellschaften.

2. Begründetheit von Investorenklagen

Eine Investorenklage ist dann begründet, wenn der beklagte Staat einen materiellen 
Schutzstandard verletzt hat, der sich aus dem einschlägigen völkerrechtlichen Vertrag 
ergibt. 

a) Enteignung

Eine Vergesellschaftung kann eine Enteignung im Sinne des internationalen Investitions-
schutzrechts darstellen. Das internationale Investitionsschutzrecht unterscheidet zwischen 
direkten und indirekten Enteignungen. Beide sind grundsätzlich zulässig, müssen aber, 
um rechtmäßig zu sein, folgende Anforderungen erfüllen: Sie müssen einem öffentlichen 
Interesse dienen, nichtdiskriminierend sein, in einem ordnungsgemäßen Verfahren erfol-
gen und mit einer Entschädigung einhergehen. Die Regelung in CETA, die die „Zahlung 
einer umgehenden, angemessenen und fairen Entschädigung“ nach dem „fairen Markt-
wert“ vorsieht (Art. 8.12 CETA), entspricht dem Maßstab, der im internationalen Investi-
tionsschutzrecht regelmäßig Anwendung findet, sofern nichts anderes geregelt ist.

Eine direkte Enteignung liegt bei einem Entzug des Eigentums vor. Nach dem gegenwär-
tigen Informationsstand der Kommission sind die im Grundbuch eingetragenen Eigen-
tümer des zu vergesellschaftenden Bestands ganz überwiegend deutsche Unternehmen 
oder Unternehmen mit Sitz in einem EU-Mitgliedstaat. Damit würde die Vergesellschaf-
tung großer Wohnimmobilienbestände ganz überwiegend in einem Entzug von Eigentum 
bei deutschen und EU-mitgliedstaatlichen Unternehmen resultieren. Diese sind jedoch 
– wie oben dargelegt – nicht klagebefugt. Daher schätzt die Kommission das Risiko, dass 
eine Investorenklage wegen direkter Enteignung Erfolg haben kann, als sehr gering ein.

Eine indirekte Enteignung lässt die Inhaberschaft des Eigentums unberührt. Eine indirekte 
Enteignung liegt dann vor, wenn eine staatliche Maßnahme auf die geschützte Investi-
tion einen äquivalenten Effekt hat wie eine direkte Enteignung. Demnach liegt eine in-
direkte Enteignung vor bei vollständigem oder nahezu vollständigem Wertverlust. Eine 
allein nachteilige Auswirkung einer staatlichen Maßnahme auf den ökonomischen Wert 
eines Unternehmens reicht für die Annahme einer indirekten Enteignung nicht aus (s. z. B. 
die ausdrückliche Regelung in Annex B des Mustervertrags der USA (2012). Eine Ver-
gesellschaftung führt daher nicht zu einer indirekten Enteignung, wenn die betroffenen 
Kapitalanlagen in Beteiligungen an oder Anleihen von Unternehmen bestehen, deren 
Vermögenswerte Wohnungen umfassen, die von der Vergesellschaftung betroffen sind. 
Denn weder würden die Kapitalanleger durch die Vergesellschaftung Inhaberschaft an 
oder Kontrolle über ihre Kapitalanlagen verlieren, noch würden diese durch die Verge-
sellschaftung nahezu wertlos. Letzteres resultiert gerade auch daher, dass auch für eine 
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Vergesellschaftung nach Art. 15 GG eine Entschädigung zu leisten ist, auch wenn sie nicht 
dem Marktwert der vergesellschafteten Wohnimmobilien entspricht. Daher schätzt die 
Kommission auch in Bezug auf die indirekte Enteignung das Risiko erfolgreicher Investo-
renklagen als sehr gering ein.

b) Grundsatz der gerechten und billigen Behandlung

Viele Investitionsschutzverträge enthalten den Grundsatz der gerechten und billigen Be-
handlung, wobei gerade bei diesem Schutzstandard die konkreten Formulierungen von 
Vertrag zu Vertrag stark variieren. Noch im deutschen Mustervertrag (2009) war dieser 
Grundsatz sehr knapp und unbestimmt gehalten und sah lediglich die Verpflichtung vor, 
Kapitalanlagen von Investoren der anderen Vertragspartei „gerechte und billige Behand-
lung“ zu gewähren (Art. 2:2).

Die in CETA enthaltene Ausgestaltung des Grundsatzes ist konkreter und kann als Kodifi-
kation der schiedsgerichtlichen Spruchpraxis verstanden werden. Nach Art. 18.10 CETA ist 
der Grundsatz der gerechten und fairen Behandlung dann verletzt, wenn eine der in der 
Vorschrift abschließend genannten Fallgruppen erfüllt ist. Eine Vergesellschaftung fällt 
ohne das Hinzutreten weiterer Umstände, wie der Verletzung rechtsstaatlicher Verfahren, 
offenkundiger Willkür oder gezielter Diskriminierung aus „offenkundig ungerechtfertigten 
Gründen wie Geschlecht, Rasse oder religiöser Überzeugung“, unter keine der genannten 
Fallgruppen. Auch stellt die Vorschrift klar, dass die Enttäuschung berechtigter Erwartun-
gen für sich genommen keine Verletzung des Grundsatzes begründen kann.

Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass ein Schiedsgericht den Grundsatz der billigen 
und gerechten Behandlung auf Grundlage einer kurzen und vagen Formulierung wie der 
im deutschen Mustervertrag weit auslegt und die Enttäuschung berechtigter Erwartungen 
für eine Verletzung genügen lässt. Berechtigte Erwartungen von Investoren sind jedoch 
in der Regel nur dann zu bejahen, wenn ein spezifischer vertrauensbegründender Tatbe-
stand vorliegt, also wenn etwa der Gaststaat gegenüber dem Investor „eine spezifische 
Erklärung abgegeben hat, um ihn zur Vornahme einer erfassten Investition zu bewegen“ 
(s. Art 18.10 CETA). Die Vergesellschaftung kann demnach für sich genommen nicht als 
Enttäuschung einer berechtigten Erwartung verstanden werden. Die Vergesellschaftung 
erfolgt in Ausübung einer in der Verfassung vorgesehenen staatlichen Kompetenz und ist 
damit eine Maßnahme, die nicht außerhalb des Erwartbaren liegt.

In Ansehung einzelner Schiedssprüche bleibt ein gewisses Risiko, dass Schiedsgerichte 
zudem das Verhältnismäßigkeitsprinzip und den Grundsatz der Nichtdiskriminierung als 
Bestandteile dieses Schutzstandards in seiner knappen und unbestimmten Formulierung 
ansehen. Allerdings liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass eine Prüfung der Verge-
sellschaftung am Maßstab von Verhältnismäßigkeit und Nichtdiskriminierungsgrundsatz im 
Investitionsschutzrecht strenger ausfallen würde als nach dem deutschen Verfassungsrecht. 

c) Inländerbehandlung

Investitionsschutzverträge verbieten in der Regel die Diskriminierung von ausländischen 
Investoren und Kapitalanlagen aufgrund der Nationalität des Investors (z. B. Art. 8. CETA). 
Da die Vergesellschaftung ausländische Investoren bzw. deren Kapitalanlagen nicht 
anders betrifft als inländische Investoren und deren Kapitalanlagen, verstößt sie nicht 
gegen das investitionsschutzrechtliche Diskriminierungsverbot.
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Sondervoten 

Sondervotum zur Verhältnismäßigkeitsprüfung

von Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner, Prof. Dr. Michael Eichberger,  
Prof. Dr. Christian Waldhoff

ZUSAMMENFASSUNG

Eine Vergesellschaftung von Privateigentum ist nur und nur insoweit zulässig, wie sie sich 
als verhältnismäßig erweist. Die im Bericht der Kommission wiedergegebene Auffassung, 
dass eine Vergesellschaftung nach Art.  15 GG keiner Verhältnismäßigkeitsprüfung be-
dürfe, weil es sich nicht um einen Eigentumseingriff, sondern um die Wahrnehmung einer 
„wirtschaftspolitischen Offenhaltungsnorm bzw. eines demokratischen Grundrechts“ han-
dele (dort unter CV1), ist daher nach unserer Auffassung abzulehnen. 

Soweit die Kommissionsmehrheit für Vergesellschaftungen mit Rücksicht auf Art. 15 GG 
eine im Vergleich zur Enteignung substantiell zurückgenommene Verhältnismäßigkeits-
prüfung genügen lässt (CV2b), halten wir auch dies für nicht vereinbar mit der Verfassung. 
Eine solche Auffassung gibt dem Gesetzgeber innerhalb der Vergesellschaftungsgegen-
stände des Art. 15 Satz 1 GG weitestgehend freie Hand zu vergesellschaftenden Eigen-
tumseingriffen. Für grundsätzlich durchaus mögliche Vergesellschaftungen bedarf es 
vielmehr regelmäßige besonders gewichtiger Gemeinwohlziele und einer hierauf bezo-
genen umfassenden substantiellen Verhältnismäßigkeitsprüfung (1). Insofern unterschei-
det sich unser Standpunkt rechtsgrundsätzlich nicht wesentlich von dem der Kommissions-
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mehrheit. Die wesentlichen Unterschiede zur Mehrheit ergeben sich indessen durch eine 
tendenziell höheren Gewichtung des Eigentumsschutzes, schärfere Anforderungen an die 
Dringlichkeit einer Vergesellschaftung und die niedrigere Bewertung ihres Eigenwerts. 

Ob die von der Initiative „Deutsche Wohnen & Co enteignen“ (DWE) angestrebte Ver-
gesellschaftung großer Wohnungsunternehmen in Berlin gemessen an dem von uns für 
geboten gehaltenen Maßstab letztlich verhältnismäßig angeordnet und umgesetzt wer-
den kann, hängt von zahlreichen Faktoren ab, wie insbesondere von der zum Zeitpunkt 
der Entscheidung durch den Landesgesetzgeber bestehenden Lage am Wohnungsmarkt, 
den vorhandenen Instrumentarien der sozialen Wohnraumpolitik und von Bewertungen 
und Prognosen des Gesetzgebers zur Entwicklung am Wohnungsmarkt mit und ohne Er-
greifen wohnungsmarktpolitischer Maßnahmen sowie mit und ohne Vergesellschaftung. 
Vor diesem Hintergrund kann die Kommission nach gegenwärtiger Erkenntnislage die 
Frage nach der Verhältnismäßigkeit der beabsichtigten Vergesellschaftung nach unserer 
Auffassung nicht abschließend beantworten (2).

Diese Beurteilung steht allerdings unter dem Vorbehalt, dass sie nicht auf der aktuells-
ten Erkenntnislage der Kommission, sondern auf der Version des Abschlussberichts vom 
Mai 2023 beruht. Den Autoren des Sondervotums war es technisch nicht mehr möglich, 
auf die in der neuesten Version des Abschlussberichts der Kommission teilweise neu vor-
gebrachten und mit neuen Quellenangaben versehenen Argumente angemessen zu 
reagieren. Insbesondere konnten sie sich nicht mehr hinreichend Kenntnis über den In-
halt, die Aussagekraft und Objektivität dieser neuen Quellen und der daraus möglichen 
Schlussfolgerungen verschaffen 

Eine kursorische Bewertung der neuen Quellen spricht nach unserer Auffassung aller-
dings dafür, dass sich durch ihre Auswertung seitens der Kommissionsmehrheit im Ergeb-
nis – gemessen an dem von uns für geboten gehaltenen strengen Maßstab einer Verhält-
nismäßigkeitsprüfung – nichts an der derzeit nach wie vor fehlenden Entscheidungsreife 
im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der angestrebten Vergesellschaf-
tung von Wohnimmobilien in Berlin ändert. Dies gilt umso mehr, als es sich dabei in er-
heblichem Umfang um Prognosen und Einschätzungen handelt, für die dem Senat und 
dem Abgeordnetenhaus ein großer gesetzgeberischer Spielraum zukommt, der von der 
Kommission im Grunde nicht wahrgenommen werden kann.

1. Voraussetzungen einer Vergesellschaftung nach Art. 15 GG

a) Staatliche Eingriffe in Grundrechte sind nur zulässig, soweit sie verhältnis-
mäßig sind. 

 
aa) Es entspricht jahrzehntelanger gefestigter Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts, dass jeder Grundrechtseingriff durch die Staatsgewalt eine Verhältnismäßig-
keitsprüfung zu unterziehen ist (vgl. nur jew. mwN BVerfGE 159, 223, 298 Rn.  169, 305 
Rn. 185, 313 Rn. 202, 318 ff. Rn. 216 ff. – Bundesnotbremse I und BVerfGE 161, 63, 119 
Rn. 124 f. – Windenergie-Beteiligungsgesellschaften). Dieser vom Bundesverfassungsge-
richt dem Rechtsstaatsprinzip und den einzelnen Grundrechten entnommene Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz ist unbestritten und längst auch international und auf Ebene der 
Europäischen Union (Art. 52 Abs. 1 GrCh) rezipiert. Das Verhältnismäßigkeitsprinzip ver-
langt, staatliche Grundrechtseingriffe unter Beachtung der dem Gesetzgeber zustehen-
den Spielräume substantiell darauf zu überprüfen, ob sie ein legitimes Ziel verfolgen, 
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geeignet und erforderlich sind und sich auch als verhältnismäßig im engeren Sinne, also 
angemessen, erweisen. 

bb) Dieser Grundsatz gilt auch für Vergesellschaftungen nach Art. 15 GG. Es gibt keinen 
überzeugenden Grund dafür, die von Art. 15 GG eröffnete Möglichkeit der Vergesellschaf-
tung, die stets mit einem gravierenden Eingriff in privates Eigentum verbunden ist, hiervon 
auszunehmen. Die von Teilen der Kommission vertretene Auffassung, dass eine Vergesell-
schaftung nach Art. 15 GG von vornherein keiner Verhältnismäßigkeitsprüfung bedürfe, 
steht daher nicht mit der Verfassung in Einklang. Eine Vergesellschaftung trägt auch nicht 
stets oder auch nur generell ihren rechtfertigenden Zweck in sich mit der Folge, dass 
es über eine hierauf bezogene Selbstzweckprüfung hinaus keines weiteren spezifischen 
Gemeinwohlziels bedürfe (oben 2). Eine auf den Selbstzweck der Vergesellschaftung be-
schränkte Vergesellschaftung kann jedenfalls keine umfangreichen Überführungen von 
Privateigentum in Gemeineigentum tragen. Solche bedürfen angesichts der Bedeutung 
des Grundrechtsschutzes von Eigentum und der Eingriffsschwere des Eigentumsentzugs 
besonders gewichtiger Gemeinwohlziele und einer hierauf bezogenen umfassenden Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung.

cc) Die Entstehungsgeschichte des Art.  15 GG stützt nicht die Annahme, dass Verge-
sellschaftungen von einer für derartige Grundrechtseingriffe gebotenen substantiellen 
Verhältnismäßigkeitsprüfung befreit wären. Gegenteiliges lässt sich auch nicht aus der 
Deutung von Art.  14, 15 GG als „historischer Kompromiss“ zwischen Sozialdemokratie 
und Christdemokraten zur Offenhaltung der künftigen Wirtschaftsverfassung nach dem 
Grundgesetz herleiten. Abgesehen davon, dass die Beratungen im Parlamentarischen 
Rat nichts für die These hergeben, dass die Sozialdemokraten dem Grundgesetz nur um 
den Preis einer uneingeschränkten Vergesellschaftungsbefugnis für die in Art. 15 GG ge-
nannten Materien zugestimmt hätten, wäre dies letztlich auch nicht entscheidend für die 
Auslegung von Art. 15 GG. Denn hierfür kommt es nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts auf den in der Norm zum Ausdruck kommenden objektivier-
ten Willen des Normgebers an. Nicht maßgeblich ist dagegen die subjektive Vorstellung 
der am Gesetzgebungsverfahren beteiligten Organe oder einzelner ihrer Mitglieder (so 
zuletzt erneut BVerfG, Beschl. v. 27.09.2022 – 1 BvR 2661/21 – Rn. 25 mwN). Unabhän-
gig davon wird die vom Bundesverfassungsgericht wiederholt bestätigte wirtschaftspoli-
tische Offenheit des Grundgesetzes durch einen Verhältnismäßigkeitsvorbehalt in der 
Vergesellschaftungsbefugnis nicht in Frage gestellt. Vielmehr hat das Grundgesetz schon 
bisher – und tut es auch weiterhin – dem Gesetzgeber einen weitreichenden Spielraum 
bei der Ausgestaltung der Wirtschaftsordnung eingeräumt, den er über weite Strecken in 
Richtung einer sozialen Marktwirtschaft ausgeübt hat, es aber mit entsprechenden politi-
schen Mehrheiten auch mit stärker gemeinwirtschaftlichen Zügen tun könnte, ohne damit 
gegen Verfassungsrecht zu verstoßen. 

dd) Der Verzicht auf die Aufnahme einer Gemeinwohlklausel in Art. 15 GG befreit Ver-
gesellschaftungen ebenfalls nicht von der Einhaltung des Verhältnismäßigkeitsprinzips. 
Zwar wurde im Parlamentarischen Rat bewusst davon abgesehen, für Vergesellschaftun-
gen ebenso wie für Enteignungen nach Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG ausdrücklich vorzusehen, 
dass sie nur zum Wohl der Allgemeinheit zulässig sind (JöR nF 1951, 155 ff.). Dieses – wie 
erwähnt für die Auslegung des Art.  15 GG nur nachrangige – Vorgehen war allerdings 
nur dem Wunsch geschuldet, die Sozialisierung nicht als bloßen Unterfall der Enteignung 
auszugestalten. Das ändert aber nichts daran, dass Vergesellschaftungen, die allein von 
dem politischen Wunsch getragen werden, eine der in Art. 15 GG genannten Materien in 
Gemeinwirtschaft zu überführen, darüber hinaus aber keinen bestimmten weiter gehen-
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den Gemeinwohlzweck verfolgen, nur geringinvasive Vergesellschaftungsmaßnahmen 
rechtfertigen können.

ee) Entscheidend für das heute maßgebliche Verständnis der Ermächtigung des Gesetz-
gebers zur Vergesellschaftung ist, dass Art. 15 GG nicht losgelöst von der seit 1949 erfolg-
ten gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und verfassungsrechtlichen Entwicklung ausge-
legt und angewandt werden kann. Selbst wenn die Norm 1949 dem Gesetzgeber vor dem 
Hintergrund einer nahezu vollständig zerstörten Infrastruktur und Wirtschaft des Landes, 
das sich gerade im Aufbau einer neuen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung befand, 
eine weitgehend politisch freie Entscheidung über umfassende Vergesellschaftungen von 
Grund und Boden, Produktionsmitteln und Bodenschätzen hätte einräumen wollen, wäre 
dieses Verständnis nicht ohne weiteres in die heutige Zeit übertragbar. Nach nunmehr 
rund 75 Jahren gesetzlich ausgestalteter, praktisch angewandter und gerichtlich vielfältig 
bestätigter Formen freier und sozialer Marktwirtschaft kann heute nicht auf die Freistel-
lung von dem zwischenzeitlich unverzichtbaren Gebot zu einer substantiellen Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung geschlossen werden.

Zudem ist in diesem Zeitraum die Befugnis und Verpflichtung des Gesetzgebers, über 
Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums gerade auch soziale Belange in die 
Eigentumsordnung einzubinden, in einem Umfang ausgebaut und gerichtlich bestätigt 
worden, wie sie 1949 nicht bekannt und auch nicht vorhersehbar war. Unter anderem 
vermochte der Gesetzgeber im Wasserhaushaltsgesetz 1960 das Grundwasser und im 
Bundesberggesetz 1980 die in Art. 15 GG explizit genannten bergfreien Bodenschätze 
vollständig vom Grundeigentum auszunehmen und einem gemeinwohlorientierten Nut-
zungsregime zu unterwerfen, ohne dafür Entschädigungen zu leisten. Inhalts- und Schran-
kenbestimmungen des Eigentums erlauben dem Gesetzgeber heute Ausgestaltungen der 
Eigentumsordnung, die Überführungen in Gemeinwirtschaft zumindest nahekommen, zu-
gleich aber weniger eingriffsintensiv sind. Entsprechend gesunken ist die Bedeutung der 
Vergesellschaftungsoption für eine sozialdienliche Ausgestaltung der Eigentumsordnung. 

ff) Gegen Vergesellschaftungsentscheidungen ohne eine echte, über die bloße Bestäti-
gung des Zwecks jeder Vergesellschaftung hinausgehende Verhältnismäßigkeitsprüfung 
spricht vor allem aber auch, dass ansonsten der einfache Gesetzgeber umfassende 
gravierende Grundrechtseingriffe beschließen könnte, ohne dass diese Entscheidungen 
einer substantiellen inhaltliche Kontrolle durch Gerichte unterworfen wären. Privates Ei-
gentum könnte in großem Umfang entzogen werden, sofern nur die beiden in Art. 15 GG 
genannten Bedingungen erfüllt wären. Es müsste sich lediglich um eines der dort auf-
gezählten vergesellschaftungsfähigen Rechtsgüter handeln und eine Überführung in Ge-
meineigentum stattfinden. So wäre beispielsweise die Vergesellschaftung von Ackerflä-
chen oder Wald in großem Stil durch Gesetz möglich, ohne dass geprüft werden könnte, 
ob damit ein mit der Vergesellschaftung verfolgtes Gemeinwohlziel erreicht werden kann 
und der dadurch erzielte Gemeinwohlnutzen in angemessenem Verhältnis zur Schwere 
des Eingriffs stünde. Ein solcher Ausschluss substantieller Gerichtskontrolle trotz schwerer 
Grundrechtseingriffe wäre mit der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG und mit 
dem gefestigten und rechtsstaatlich geforderten System effektiven Grundrechtsschutzes, 
wie es das Bundesverfassungsgericht seit Jahrzehnten aus den Grundrechten ableitet, 
nicht vereinbar. 

Die Annahme, die legislative Macht der Gesetzgeber sei durch die Beschränkung auf die 
in Art. 15 GG genannten vergesellschaftungsfähigen Güter, seine Verpflichtung zur Über-
führung in eine Form der Gemeinwirtschaft und die Verpflichtung zur Entschädigung hin-
reichend eingegrenzt und er werde das Instrument schon nicht in verfassungsrechtlich be-
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denklicher Weise einsetzen, entspricht nicht dem grundgesetzlichen System von Checks 
und Balances. Unabhängig von der fehlenden Kontrollmöglichkeit durch Gerichte und 
letztlich des Bundesverfassungsgerichts würde bei diesem Verständnis von Art.  15 GG 
bereits der Gesetzgeber selbst nicht über einen brauchbaren verfassungsrechtlichen 
Maßstab für die Bestimmung der Grenzen einer zulässigen Vergesellschaftung verfügen.

gg) Schließlich wird Art. 15 GG keineswegs dadurch gegenüber Art. 14 Abs. 3 GG über-
flüssig, dass er wie die Enteignungsbefugnis auch gewichtige Gemeinwohlziele und 
eine umfassende Verhältnismäßigkeitsprüfung voraussetzt. Beide Rechtsinstitute haben 
ihre je eigene Funktion und Bedeutung. Während Enteignungen nach Art. 14 Abs. 3 GG 
typischerweise Eigentumsrechte erfassen, die der Staat oder Private im Interesse des 
Gemeinwohls zur Verwirklichung von Einzelprojekten benötigen, erlaubt Art. 15 GG den 
staatlichen Zugriff auf das Eigentum in den dort genannten Bereichen typischerweise 
strukturell umfassend. Dies schließt allerdings nicht aus, dass bei Vorliegen der von Ver-
fassungs wegen geforderten Voraussetzungen im Übrigen – darunter der Beachtung des 
Gleichheitssatzes – auch Einzelprojekte vergesellschaftet und umgekehrt Enteignungen 
von Privateigentum größeren Umfangs auf Art. 14 GG gestützt werden können. Die Ver-
gesellschaftung ist jedoch durch die Pflicht zur Überführung in eine Form der Gemeinwirt-
schaft gekennzeichnet, was die Enteignung nicht verlangt.

hh) Letztlich ist auch der Einwand nicht berechtigt, das Erfordernis einer Verhältnismäßig-
keitsprüfung lasse Art. 15 GG leerlaufen, weil umfassende Vergesellschaftungen nie einer 
herkömmlichen Verhältnismäßigkeitsprüfung standhalten könnten. So mögen sich bei hin-
reichend gewichtigen Gemeinwohlzielen, wie beispielsweise zur Bekämpfung strukturel-
ler und substantieller Versorgungskrisen in für die Bevölkerung und das Gemeinwesen 
wichtigen Wirtschaftsbereichen wie etwa der Chemie- oder Pharmaindustrie, die betrof-
fenen Gemeinwohlbelange in einer Vergesellschaftung auch auf der Grundlage einer 
Verhältnismäßigkeitsprüfung durchaus durchsetzen. Dies gilt erst recht im Bereich ehe-
mals staatlicher Infrastrukturen, bei denen der Eigentumsschutz gegenüber staatlicher 
(Rück-)Vergesellschaftung von vornherein deutlich weniger wiegt. Entsprechend kann dies 
durch private Unternehmen neu realisierte Infrastrukturanlagen betreffen, wenn der Staat 
beispielsweise bei deren Planung eine zentrale Rolle eingenommen hat, zugunsten des 
Vorhabens enteignet werden konnte, der Staat in die Finanzierung der Infrastrukturan-
lagen wesentlich involviert gewesen ist und/oder die Übernahme der wirtschaftlichen 
Risiken vor allem durch den Staat und die Allgemeinheit der Nachfrager erfolgt ist. Auch 
der hier relevante Belang der Versorgung der Bevölkerung mit ausreichend bezahlbarem 
Wohnraum kann bei massiver Wohnungsnot ein Gemeinwohlbelang sein, der Vergesell-
schaftungen zu rechtfertigen vermag. Der bloße politische Wunsch jedoch, wesentliche 
Teile der Wirtschaft in Gemeineigentum oder in eine andere Form der Gemeinwirtschaft 
zu überführen, kann nach dem heute gebotenen Verständnis von Art.  15 GG ohne ein 
spezifisches Gemeinwohlziel von überragender Bedeutung nicht tragen. 

ii) Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen trifft folglich auch nicht die verschiedent-
lich vorgebrachte Annahme zu, der Verfassungsgeber habe mit Art. 15 GG ein Instrument 
geschaffen, bei dem jede Vergesellschaftung von vornherein stets verhältnismäßig sei. 
Wenn die Vergesellschaftungsbefugnis wesentlich den Zweck erfüllen soll, „tiefgreifende 
wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische Machtasymmetrien“ zu beseitigen und 
zu verhindern, muss dies zur Rechtfertigung einer Vergesellschaftung in für das jeweilige 
Vorhaben konkretisierten und spezifizierten Gemeinwohlzielen zum Ausdruck kommen, 
die sich gegenüber den dadurch betroffenen Grundrechten als verhältnismäßig erwei-
sen. Denn allein die Beschränkung der Vergesellschaftung auf die in Art. 15 Satz 1 GG ge-
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nannten Güter stellt in keiner Weise sicher, dass darauf gerichtete Sozialisierungen über-
haupt gegen bestehende oder drohende Machtasymmetrien dieser Art gerichtet sind.

jj) Abzulehnen ist schließlich auch die These der Kommissionsmehrheit, Art. 11 des UN-So-
zialpakts begründe eine „Pflicht“, eine bestehende Wohnungsnot „mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln zu bekämpfen“, die in Berlin gleichsam zwingend die Sozialisierung von 
Wohnraum gebiete. Art. 11 des UN-Sozialpakts ist eine offen und programmatisch formu-
lierte Bestimmung, die die Vertragsstaaten anhält, geeignete Schritte zu unternehmen, um 
die Verwirklichung des Rechts auf einen angemessenen Lebensstandard zu gewährleis-
ten. Auch unter Berücksichtigung der nach Art. 31 Abs. 3 Buchst. b) WÜV auslegungsrele-
vanten weltweiten Staatenpraxis ergeben sich aus dieser Norm keine Vorgaben, die über 
den im weltweiten Vergleich bereits sehr weitgehenden deutschen Sozialausgleich in der 
Bundesrepublik hinausgehen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 19.10.2022 – 1 BvL 3/21 – Rn. 66).

b) Konsequenzen für die Anwendung des Art. 15 GG 

Die Vergesellschaftungsermächtigung aus Art. 15 GG ist nach wie vor gültig und durch 
das Gebot der Beachtung einer substantiellen Verhältnismäßigkeitsprüfung auch nicht 
obsolet. Dieses Gebot führt im Rahmen des Art. 15 GG zu folgenden Maßgaben für die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung:

Jedenfalls eingriffsintensive, umfassende Vergesellschaftungen erfordern Gemeinwohl-
belange von sehr hohem Gewicht, die in eine umfassende Verhältnismäßigkeitsprüfung 
einzubringen sind. Eignung und Erforderlichkeit der angestrebten Vergesellschaftungs-
maßnahme richtet sich für die über den Vergesellschaftungszweck hinaus gehenden Ge-
meinwohlbelange nach allgemeinen Grundsätzen. Ob die Frage nach einem milderen 
Mittel auf eine Offensichtlichkeitsprüfung zu beschränken ist, wie die Kommissionsmehr-
heit meint, wird zumeist keine entscheidende Rolle spielen. Der umfassende Entzug von 
Eigentum durch Vergesellschaftung wird sich grundsätzlich erst dann als angemessen 
erweisen, wenn der Gesetzgeber alle milderen Mittel ausgeschöpft hat, um das ange-
strebte Gemeinwohlziel zu erreichen. Auch bei dieser Abwägung ist allerdings der eigen-
ständige Vergesellschaftungszweck der Überführung in Gemeinwirtschaft in die Waag-
schale zu werfen. Im Rahmen der Angemessenheitsprüfung ist der Entscheidung des 
Grundgesetzes für die Möglichkeit der Vergesellschaftung bei der Gewichtung der für die 
Sozialisierung sprechenden Gründe Rechnung zu tragen. 

2. Anwendung der Grundsätze auf Prüfung der Verhältnismäßig-
keit der Vergesellschaftung großer Wohnungsunternehmen in 
Berlin.1

Anders als die Kommissionsmehrheit meint, kann die Kommission nach unserer Über-
zeugung auf der Grundlage der ihr vorliegenden Erkenntnisse weder die Dringlichkeit 
der zweifellos prekären Lage des Wohnungsmarktes in Berlin, noch die Möglichkeiten der 
dem Land zur Verfügung stehenden alternativen milderen Mittel zur Verbesserung der 

1 Es sei an dieser Stelle nochmals auf den oben am Ende der Zusammenfassung niedergelegten Vorbehalt 
im Hinblick auf die Beschränkung dieser Überlegungen auf die Version des Abschlussberichts vom Mai 
2023 verwiesen.
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Verfügbarkeit bezahlbaren Wohnraums im Einzelnen und auch nicht in Ihrer Kombination 
hinreichend zuverlässig beurteilen, um darauf gestützt die Frage der Verhältnismäßig-
keit einer umfangreichen Vergesellschaftung von Wohnraum zuverlässig beantworten zu 
können. 

a) Neben dem Vergesellschaftungsziel als solchem verfolgt der von der Volksinitiative 
vorgelegte Gesetzentwurf zur Vergesellschaftung der großen Wohnungsunternehmen in 
Berlin eine Reihe konkreter Ziele. Sie sind im Kommissionsbericht unter (CV2c1) im Einzel-
nen wiedergegeben. Hierauf kann verwiesen werden. 

Erstrebt ein Gesetz die Verwirklichung mehrerer Gemeinwohlziele, ist grundsätzlich für 
jedes Ziel zu prüfen, ob es die mit den dafür ergriffenen Maßnahmen einhergehenden 
Grundrechtseingriffe je für sich zu tragen vermag. Bereits ein tragfähiges Ziel kann das 
Gesetz rechtfertigen. Ist dies für keines der Ziele der Fall, ist der Frage nachzugehen, ob 
die Ziele in ihrer Kumulation hinreichendes Gewicht haben.

b) Bis auf zwei Ausnahmen sind alle diese Ziele legitim und von Verfassung wegen nicht 
zu beanstanden. Insoweit stimmen wir mit der Mehrheit der Kommission überein. Was 
jedoch die angestrebte „Demokratisierung“ der Wohnungsverwaltung betrifft, erweist sie 
sich nur solange als legitim, als damit nicht substantielle Entscheidungsbefugnisse bei-
spielsweise über Miethöhe oder Wohnungszuteilungen auf Gremien verlagert werden, 
die dafür weder privatrechtlich als Eigentümer befugt, noch durch diese ermächtigt, noch 
sonst demokratisch legitimiert sind. Zweifelhaft ist zudem das erst in der letzten Fassung 
des Mehrheitsvotums formulierte Ziel, die Gewährleistung dauerhaft niedriger Mietpreise 
solle durch Einsparungen in der Subjektförderung auch eine Entlastung der öffentlichen 
Haushalte bewirken (CV2c1). Dieses Ziel könnte in einer relevanten Größenordnung wohl 
nur verwirklicht werden, wenn den bisherigen Eigentümern erheblich unter dem Verkehrs-
wert liegende Entschädigungen zugesprochen würden. Der Staat des Grundgesetzes ist 
jedoch ein Steuerstaat, der seine Aufgaben gerade im sozialen Bereich durch gleich-
heitsgerecht und sozial gewichtet erhobene Steuern zu bewältigen hat, nicht aber durch 
den zwangsweisen, auf Gewinn gerichteten Zugriff auf das Eigentum anderer Bürgerin-
nen und Bürger.

c) Die Eignung der Vergesellschaftung zur Erreichung all der genannten Gemeinwohl-
ziele ist für jeden einzelnen dieser Zwecke gesondert zu prüfen. Wenig plausibel wirkt 
angesichts der Kosten des Gesamtprojekts die soeben erwähnte Einschätzung des Mehr-
heitsvotums, die Gewährleistung dauerhaft niedriger Mietpreise führe auch zu eine Ent-
lastung der öffentlichen Haushalte (CV2c1). Im Übrigen hängt die Eignung im Hinblick auf 
viele der verfolgten Gemeinwohlziele jeweils stark von der konkreten Ausgestaltung des 
Vergesellschaftungsgesetzes und nachfolgender untergesetzlicher Vergesellschaftungs-
regeln ab, welche die Anstalt des öffentlichen Rechts oder sonstige Entscheidungsträger 
zu einem zielkonformen Verhalten verpflichten. Nachverdichtungen, Aufstockungen oder 
der Tausch von größeren gegen kleinere Wohnungen durch verkleinerte Haushalte be-
dürfen jedenfalls auch in sozialisierten Wohneinheiten einer Steuerung durch die öffent-
liche Hand. Nur bei hinreichend konkretisierten und dauerhaft gesicherten Maßgaben 
für die Vergesellschaftung im Hinblick auf das künftige Verhalten der Entscheidungsträ-
ger bezüglich Mietpreisgestaltung, Wohnungsverteilung, Wohnraumbewirtschaftung und 
Neubauinvestitionen dürfte die Eignung der Vergesellschaftung für das Erreichen der 
avisierten Gemeinwohlziele zu bejahen sein. Hierbei müssen die wesentlichen Verhal-
tensparameter wohl im Vergesellschaftungsgesetz selbst, jedenfalls aber auf gesetzli-
cher Ebene festgelegt und als dauerhaft gesichert ausgestaltet werden. Zudem müs-
sen bei der Eignung auch etwaige gegenläufige Effekte auf das Ziel der Versorgung 
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mit bezahlbaren Wohnungen berücksichtigt werden. Insbesondere dürften große private 
Wohnungsunternehmen durch die Vergesellschaftung von einer Bautätigkeit in Berlin eher 
abgehalten werden.

dd) Es bestehen Zweifel, ob die Vergesellschaftung der großen Wohnungsunternehmen in 
allen Punkten erforderlich ist, um die damit verfolgten Ziele zu erreichen.

Dem Staat steht eine Vielzahl von im Vergleich zur Vergesellschaftung der großen Woh-
nungsunternehmen weitaus weniger eingriffsintensiver Maßnahmen zur Verfügung um 
seine Ziele zu verfolgen. Das reicht von sozialstaatlichen Leistungen zur Abfederung der 
Lasten hoher Mieten für einkommensschwache Bevölkerungskreise über die Bekämpfung 
der Wohnungsnot durch den Neubau von Wohnungen im sozial gebundenen Bereich oder 
auch freiwillige Vereinbarungen zwischen dem Land und privaten Wohnungsunterneh-
men wie etwa das vom Senat im Juni 2022 vorgestellte „Bündnis für Neubau und be-
zahlbares Wohnen“ bis hin zu regulatorischen Maßnahmen zur Dämpfung der Miethöhe 
(vgl. darüber hinaus den in der öffentlichen Anhörung vom 9. Juni 2022 gegebenen um-
fassenden Überblick über solche Maßnahmen durch Dirk Böttcher, Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen).

Auch das Berliner Gesetz zur Mietbegrenzung im Wohnungswesen (Mietendeckel) könnte 
womöglich als ein solches milderes Mittel in Frage kommen, obwohl es vom Bundesver-
fassungsgericht für nichtig erklärt wurde, weil dem Land die Gesetzgebungskompetenz 
fehlte (BVerfGE 157, 223). Es steht nicht außer Zweifel, ob einem Vergesellschaftungsge-
setz nicht gleichwohl die grundsätzliche Befugnis des Staates, ein solches, womöglich ef-
fektives Instrument zur Mietpreisdämpfung zu schaffen, entgegengehalten werden könnte. 
Aus der Sicht der von der Vergesellschaftung betroffenen Eigentümer wäre die Einführung 
eines Mietendeckels sicher milder als der Eigentumsentzug. Es ist jedenfalls nicht selbst-
verständlich, dass sie einen gravierenden Grundrechtseingriff hinnehmen müssen, weil 
ein dem Staat grundsätzlich verfügbares milderes regulatorisches Mittel von der dafür 
zuständigen Gebietskörperschaft – weil sie es für verfassungsrechtlich zweifelhaft hält 
oder weil der politische Wille dafür fehlt – nicht eingesetzt wird. Hier liegt ein gewisses 
verfassungsrechtliches Risiko für das Land Berlin, sofern es dem Vergesellschaftungsbe-
gehren der Volksinitiative folgen will.

Es bedarf letztlich keiner Entscheidung, ob all diese Maßnahmen geringerer Eingriffsin-
tensität tatsächlich die Voraussetzungen für ein milderes Mittel im verfassungsrechtlichen 
Sinne aufweisen. Zumeist werden sie nicht gleich wirksam und auch nicht gleichermaßen 
schnell umsetzbar sein wie die Vergesellschaftung der großen Wohnungsunternehmen. 
Dies wird das Land Berlin bei der Entscheidung über eine Vergesellschaftung im Einzel-
nen in den Blick zu nehmen und zu prüfen haben. Jedenfalls sind die als mildere Mittel 
in Frage kommenden Maßnahmen, wenn sie schon nicht die Erforderlichkeit der Verge-
sellschaftung durchschlagend in Frage stellen, im Rahmen der Angemessenheitsprüfung 
(nachfolgende) in die Abwägung der widerstreitenden Rechtspositionen und Interessen 
erneut einzustellen, zu werten und auf ihre Wirkungsweise hin zu gewichten.

ee) Die in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts entwickelten Grundsätze 
zur Verhältnismäßigkeitsprüfung im engeren Sinne bei Grundrechtseingriffen sind im Be-
richt der Kommissionsmehrheit zutreffend wiedergegeben; hierauf kann verwiesen wer-
den.

Anders als die Kommissionsmehrheit meint, liegen der Kommission jedoch nicht genü-
gend Erkenntnisse vor, um den Schluss zu tragen, dass sich „die Vergesellschaftung als 
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im verfassungsrechtlichen Sinne angemessen“ darstellt. Dies liegt zum einen daran, dass 
die Kommissionsmehrheit dem durch die Vergesellschaftung herbeigeführten massiven 
und umfänglichen Grundrechtseingriffen bei den Betroffenen im Ergebnis nicht das ver-
fassungsrechtlich gebotene Gewicht beimisst und im Gegenzug dem Art.  15 GG eine 
den Eigentumsschutz abschwächende Wirkung zuschreibt, die der Norm nicht zukommt. 
Außerdem geht die Mehrheit bei der Prognose der Zielerreichung der Vergesellschaftung 
von Gewissheiten aus, die den durchgeführten Anhörungen so nicht entnommen werden 
können. Schließlich berücksichtigt sie bei der Gesamtabwägung die möglichen Effekte 
einer Kombination milderer Mittel nicht ausreichend. 

(1) Bei der Abwägung der widerstreitenden Rechtspositionen wird in dem unter CV2 wie-
dergegebenen Standpunkt schon rechtsmaßstäblich nicht ausreichend berücksichtigt, 
dass der Entzug des Eigentums durch den Staat unter allen möglichen Eingriffen und 
Beschränkungen des Eigentumsgrundrechts prinzipiell das letzte Mittel darstellt, um ein 
gewichtiges Gemeinwohlziel zu erreichen. 

(2) Die bei einer Vergesellschaftung gebotene Verhältnismäßigkeitsprüfung wird durch 
Art. 15 GG auch nicht derart überformt, dass dem durch die Vergesellschaftung bewirkten 
vollständigen Eigentumsentzug im Regelfall kein besonderes Gewicht zukäme. Eine der-
art massive Relativierung des Eigentumsschutzes kann Art. 15 GG jedenfalls heute nicht 
entnommen werden. Auch ohne eine derart weit gehende Deutung behält er selbständi-
ge Bedeutung neben Art. 14 GG (oben a ee).

(3) Zur Gewichtung des Eingriffs: Die Volksinitiative strebt die Überführung umfangreicher 
Wohnungsbestände in Berlin, die im Eigentum großer privater Wohnungsunternehmen 
stehen, in Gemeineigentum nach Art. 15 Satz 1 GG an. Dies führt auf Seiten der Woh-
nungsunternehmen dazu, dass ihnen das Eigentum an den Wohngrundstücken und den 
darauf befindlichen Gebäuden vollständig entzogen wird. Sie verlieren damit ihre durch 
Art.  14 GG geschützten Eigentümerbefugnisse zur Nutzung und Verwertung der Wohn-
immobilien in ihrem Kern. Soweit die Grundstücke im Eigentum von Projektgesellschaften 
stehen, sind diese unmittelbar durch den Eigentumsentzug betroffen; soweit die Projekt-
gesellschaften von den Muttergesellschaften vollständig beherrscht werden, spricht viel 
dafür, dass auch die Muttergesellschaften Eigentum im verfassungsrechtlichen Sinne an 
den Grundstücken haben. Denn über die Projektgesellschaft sind sie verfügungsbefugt 
über die Grundstücke zur privatnützigen Verwendung. In das Eigentum der großen Woh-
nungsunternehmen wird danach entweder unmittelbar durch Eigentumsentzug an den 
Grundstücken oder mittelbar, aber gleichwohl gezielt eingegriffen. In beiden Konstel-
lationen handelt es sich um besonders schwere Eigentumseingriffe. Die unmittelbaren 
Grundstückeigentümer sind im größtmöglichen Umfang in der durch Art. 14 Abs. 1 GG 
vermittelten Bestands- und Nutzungsgarantie betroffen. Aber auch die Anteilseigentümer 
sind im Falle der Zwischenschaltung von Projekt- und sonstigen Tochtergesellschaften 
nicht nur durch eine Wertminderung ihrer Anteile, sondern vor allem auch durch den ge-
zielten Eingriff in die über ihr vollständig oder zumindest beherrschend vermitteltes Eigen-
tum an den Nutzungsmöglichkeiten an den Wohnimmobilien betroffen. Selbst als Anteils-
eigner dürften Sie in ihrem Eigentum betroffen sein (vgl. BVerfGE 132, 99, 119 – Delisting).

Zusätzliches Gewicht gewinnt der Eigentumseingriff durch den enormen Umfang. Anders 
als bei projektbedingten Einzelenteignungen soll hier das Eigentum von rund 250.000 
Wohnungen in Berlin vollständig der Privatnützigkeit entzogen werden. Das Bundes-
verfassungsgericht hat immer wieder die eingriffssteigernde Wirkung von massenhaften 
staatlichen Zugriffen auf den Schutzbereich von Grundrechten betont (vgl. etwa BVerfGE 
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125, 260, 318 – Vorratsdaten; 155,119, 178 Rn. 129 – Bestandsdatenauskunft II; 156, 11, 48 
Rn. 96 – ATDG II; 159, 223, 321 Rn. 222 – Bundesnotbremse I).

Es entspricht gefestigter Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, dass die 
Schutzwürdigkeit des Eigentums je nach sozialem Bezug oder auch wirtschaftlicher Ein-
bindung der betroffenen Eigentumspositionen unterschiedliches Gewicht besitzen kann. 

Danach genießt das Eigentum der großen Wohnungsunternehmen zwar nicht den be-
sonders hohen Schutz, der dem Grundrecht bei unmittelbarer Verwendung als Grundlage 
eigenverantwortlicher Lebensgestaltung zukommt. Einen Freiraum im vermögensrecht-
lichen Bereich sichert – anders als die Kommissionsmehrheit offenbar meint – das Eigen-
tum an den Wohngrundstücken den großen Wohnungsunternehmen über Art. 19 Abs. 3 GG 
und ebenso ihren Aktionären gleichwohl. Ihr Eigentum beruht gleichermaßen auf Eigen-
leistung und nicht etwa auf bloß glücklichen Entwicklungen oder gar auf staatlichen So-
zialleistungen, was den Schutz entsprechend einschränken würde (vgl. BVerfGE 116, 96, 
121). Allerdings weist das Eigentum an Wohnraum wegen der besonderen Bedeutung, 
die der Wohnung für den Einzelnen zukommt, einen hohen sozialen Bezug auf, der dem 
Gesetzgeber mit Rücksicht auf die Sozialbindung des Eigentums (Art. 14 Abs. 2 GG) einen 
weiteren Gestaltungsspielraum eröffnet. 

(4) Die Vergesellschaftung verfolgt, wie im Bericht der Kommissionsmehrheit zu Recht 
ausgeführt, mit der Senkung und Stabilisierung der Mieten und damit der Versorgung 
der Bevölkerung mit bezahlbarem und an den Bedürfnissen der Mieterinnen und Mieter 
ausgerichteten Wohnraum ein Gemeinwohlziel von besonders hohem Rang, das grund-
sätzlich geeignet sein kann, eine Vergesellschaftung von Mietwohnungen zu tragen. Die 
mit der Vergesellschaftung angestrebte Förderung des Neubaus von Wohnungen dient 
mit der Bekämpfung des bestehenden Wohnungsmangels in Berlin einem gleichfalls be-
sonders wichtigen Gemeinwohlziel. 

Vergleichbar großes Gewicht kommt – anders als im Kommissionsbericht vertreten – hin-
gegen nicht den weiteren mit der Vergesellschaftungsinitiative verbundenen Wünschen 
einer gerechteren Vergabe preisgünstigen Wohnraums, der besseren Verteilung kleiner 
und großer Wohnungen nach objektivem Bedarf, der Verbesserung der Wohnraumbewirt-
schaftung, einer Verbesserung des Wohnumfelds sowie der Demokratisierung der Wohn-
raumverwaltung durch Mitbestimmung der Mieterinnen und Mieter zu. Für sich genom-
men könnten diese Ziele die Vergesellschaftung der großen Wohnungsunternehmen nicht 
rechtfertigen.

Entscheidende Bedeutung für das Gewicht der mit der Vergesellschaftung verfolgten Ge-
meinwohlziele kommt dem Ausmaß und der Intensität einer bestehenden Wohnungsnot-
lage und der zu erwartenden weiteren Entwicklung zu. Je drängender die Notlage, desto 
höher ist das Gewicht der angestrebten Gemeinwohlziele anzusetzen. Es ist unbestritten 
und in den Anhörungen der Kommission wiederholt bestätigt worden, dass in Berlin ein 
erheblicher Mangel an bezahlbarem Wohnraum herrscht, der sich zudem in jüngster Zeit 
zunehmend verschärft. Den Mangel an bezahlbarem Wohnraum hat das Land Berlin in 
der gesetzlich vorgeschriebenen Begründung zur Mietenbegrenzungsverordnung nach 
§  556d Abs.  2 BGB zum Vorliegen eines das ganze Stadtgebiet umfassenden ange-
spannten Wohnungsmarktes näher erläutert (AmtsBl Berlin 2020 S. 2885). Diese nach 
im Gesetz genannten Kriterien zu bestimmenden angespannten Wohnungsmärkte tra-
gen indessen lediglich die gesetzliche Mietpreisbremse bei Neuvermietungen nach 
§ 556d BGB. Zur Rechtfertigung umfangreicher Vergesellschaftungen bedürfte es dar-
über hinaus weitergehender, über einen angespannten Wohnungsmarkt hinausgehender 
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Feststellungen zu einer verschärften Wohnungsnotlage. Ob der Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum in Berlin bereits ein solches Maß erreicht hat, das eine Vergesellschaftung 
großer Wohnungsunternehmen grundsätzlich zu rechtfertigen vermag, oder ob eine sol-
che Entwicklung in naher Zukunft bevorsteht, bedarf, falls das Land Vergesellschaftungen 
vornehmen will, der sorgfältigen Ermittlung und Begründung. 

(5) Zu einer Reihe der für die Gesamtabwägung zentralen Prognosen über die Auswir-
kung bestimmter wohnraumpolitischer Maßnahmen und Entwicklungen in diesem Bereich 
können wir die unter CV2 wiedergegebenen Einschätzungen der Kommissionsmehrheit 
nicht mittragen. Dafür ist nach unserer Überzeugung die der Kommission verfügbare Tat-
sachengrundlage zu schmal und im Hinblick auf die beigezogene Expertise letztlich auch 
nicht hinreichend ausgewogen.

Im Rahmen der Erforderlichkeitsprüfung zieht die Kommissionsmehrheit in Zweifel, dass 
sich Neubau in signifikantem Ausmaß dämpfend auf die Entwicklung von Mietpreisen 
auswirke. Mietsteigerungen seien nicht vorrangig auf fehlenden Wohnungsneubau zu-
rückzuführen, sondern eine Folge überhöhter Grundstückspreise und gewinnorientierter 
Bewirtschaftung. Dass sich der Wohnungsneubau durch gewinnorientierte private Bau-
träger zunächst in erster Linie im höherpreisigen Mietangebot auswirkt, ist plausibel und 
durch die Anhörungen gestützt. Weshalb allerdings der übliche Sickereffekt im niedrig-
preisigen Wohnsegment ausbleiben soll, bedürfte noch überzeugender Belege. Es dürfte 
freilich unbestritten sein, dass der Mangel an Wohnraum insgesamt, verbunden mit einer 
nicht zuletzt durch stetigen Bevölkerungszuwachs steigenden Nachfrage, zu den zu Recht 
beklagten Defiziten an bezahlbarem Wohnraum führt. Allein 2022 stieg die Einwohner-
zahl in Berlin nach der amtlichen Statistik um über 75.000 Personen und damit um 2,0 %. 
Steigende Mieten sind daher offensichtlich im Kern ein Knappheitssignal des Marktes. 
Dass die Vergesellschaftung der großen Wohnungsunternehmen über Aufstockung und 
Nachverdichtung im vergesellschafteten Bereich zu einem signifikanten Anstieg des Woh-
nungsneubaus in Berlin insgesamt führen wird, ist nicht belegt und eher unplausibel. Viel-
mehr spricht einiges dafür, dass eine Vergesellschaftung großen Stils im verbleibenden 
privaten Wohnungsmarkt zu eine Bauzurückhaltung führen wird. Im Übrigen stehen der 
öffentlichen Hand zahlreiche nicht eingriffsintensive Instrumente zur Förderung des Woh-
nungsneubaus, insbesondere eines solchen mit Sozialbindung zur Verfügung.

Zu Recht wird allerdings darauf verwiesen, dass die verfassungsrechtliche Bewertung der 
Vergesellschaftung auch wesentlich vom Ausmaß der dadurch zu erwartenden Senkung 
des Niveaus der Miethöhe und deren Beitrag zur Verbesserung der Verfügbarkeit dauer-
haft bezahlbaren Wohnraums abhängt. Es ist zwar in der Tat naheliegend und plausibel, 
dass die Bewirtschaftungsform erheblichen Einfluss auf die Miethöhe hat und dass gera-
de das regelmäßig auf Gewinnmaximierung ausgerichtete Wirtschaften großer privatnüt-
ziger Wohnungsunternehmen zu einem tendenziell höheren Mietniveau als bei genossen-
schaftlich oder durch landeseigene Wohnungsunternehmen bewirtschafteten Wohnungen 
führt (a.a.O. S. 25 f.). Dies haben wiederum einige der durch die Kommission angehörten 
Gutachter bestätigt. Umgekehrt sieht aber der Landesrechnungshof auf Grundlage sys-
tematischer Modellierungen den Effekt einer Entlastung der Mieter als fraglich an und 
prognostiziert zugleich, die künftige Anstalt öffentlichen Rechts werde bei allen Entschä-
digungen über 30 % des Marktwertes einen erheblichen kontinuierlichen Zuschussbedarf 
haben. Dies würde dem Land damit Mittel entziehen, mit denen es stattdessen neuen 
Wohnraum schaffen oder fördern könnte. Für eine Bewertung dieser divergierenden Aus-
sagen und damit eine valide Antwort auf diese Frage nach dem Effekt der angestrebten 
Vergesellschaftung auf das Mietniveau in dem davon erfassten Bereich fehlt es nach 
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unserer Auffassung derzeit an ausreichend aussagekräftigen, empirischen, nicht interes-
sengeleiteten oder jedenfalls ausgewogenen Erkenntnissen. 

ff) Einer die Vergesellschaftung im Ergebnis tragenden Verhältnismäßigkeitsprüfung kann 
hier schließlich auch deshalb nicht zugestimmt, weil nicht nur zu den vorstehend (ee) ge-
nannten Themen ausreichende Erkenntnisse fehlen, sondern auch weil zu einer Reihe an-
derer abwägungsrelevanter Gesichtspunkte in einem Maße Erkenntnisdefizite bestehen, 
die auch bei großzügiger Bemessung der dem Gesetzgeber hier zukommende Einschät-
zungsprärogative eine abschließende Bewertung auf dieser Grundlage ausschließen 
und folglich der Kommission auch keine entsprechende Empfehlung an die Landesregie-
rung erlauben. Ohnehin wäre die Kommission nicht befugt, an Stelle des Senats dessen 
Einschätzungsprärogative auszuschöpfen.

Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die noch nicht näher ermittelten Transaktionskosten 
der beabsichtigten Vergesellschaftung, im Hinblick auf die Bewertung der Auswirkungen 
des gerade jüngst massiv ausgeweiteten Wohngelds auf die soziale Lage von Mietern mit 
geringem Einkommen oder auch im Hinblick auf die bisherigen Erträge und Erweiterungs-
möglichkeiten freiwilliger Vereinbarungen zwischen Land und großen Bauträgern zur 
Förderungen eines sozialverträglichen Mietniveaus und sozialer Bewirtschaftungsgrund-
sätze, wie sie in dem vom Senat im Juni 2022 vorgestellten „Bündnis für Neubau und 
bezahlbares Wohnen“ in Angriff genommen worden sind. So wird vor einer Entscheidung 
über die Vergesellschaftung großer Wohnungsunternehmen im Einzelnen zu prüfen und 
zu begründen sein, weshalb die zahlreichen vom Land Berlin in den letzten Jahren in An-
griff genommenen Maßnahmen objektiver und subjektiver Wohnungs- und Mietenpolitik 
(vgl. dazu den in der öffentlichen Anhörung vom 9. Juni 2022 gegebenen umfassenden 
Überblick über solche Maßnahmen durch Dirk Böttcher, Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung, Bauen und Wohnen) nicht als im Einzelnen und in der Summe gegenüber der 
Vergesellschaftung mildere Mittel zu einer ihr bei der Abwägung vorzuziehenden Lösung 
des Problems fehlenden bezahlbaren Wohnraums führen wird.
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Sondervotum zur Entschädigung

von Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner, Prof. Dr. Michael Eichberger,  
Prof. Dr. Christian Waldhoff

Die bei Enteignungen im Grundsatz ebenso wie bei Vergesellschaftungen geforderte 
„Entschädigung (…) unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der 
Beteiligten“ kann nach unserer Überzeugung nur ausgehend vom Verkehrswert der in Ge-
meineigentum zu überführenden Grundstücke abgewogen bestimmt werden (6 f.) Soweit 
die Kommissionsmehrheit diesen Ausgangspunkt gänzlich verlässt, entspricht sie nach 
unserer Auffassung nicht der in Art. 15 Satz 2 und Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG angelegten 
grundsätzlichen Parallelität der Entschädigungsregelung für Enteignung und Vergesell-
schaftung (1 f.). Eine von Teilen der Kommission befürwortete Orientierung am Kaufpreis 
genügt den verfassungsrechtlichen Vorgaben hingegen genauso wenig wie das Abstel-
len auf eine bloße Billigkeitsentschädigung nach Maßgabe des zu erwirtschaftenden 
Überschusses aus den vergesellschafteten Immobilien (16). Wir stimmen mit der Mehrheit 
grundsätzlich allerdings darin überein, dass der Gesetzgeber in Rahmen seiner Abwä-
gung Abschläge vom Verkehrswert insbesondere im Hinblick auf die Sozialbindung des 
Eigentums berücksichtigen kann (12). Dabei sehen wir den von der Verfassung dem Ge-
setzgeber bei dieser Abwägung eingeräumten Spielraum für Abschläge jedoch deutlich 
enger als die Mehrheit der Kommissionsmitglieder. So zählen durch die Entwicklung des 
Marktes bedingte Wertzuwächse nicht ohne Weiteres zu den nicht zu berücksichtigenden 
leistungslosen Wertsteigerungen (11). Ein Abzug für fiktive, aber nicht umgesetzte wert-
mindernde Inhalts- und Schrankenbestimmungen des Eigentums ist im Regelfall eben-
so wenig möglich wie der pauschale Verweis auf ansonsten unüberwindbare fiskalische 
Hindernisse (13 f.). Im Übrigen sehen wir erhebliche verfassungsrechtliche Risiken für den 
Fall, dass der Gesetzgeber Folgeschäden bei Wohnungsunternehmen deren Wohngrund-
stücke im Eigentum von ihnen beherrschter Objektgesellschaften stehen, bei der Bestim-
mung des Ausgleichs generell unberücksichtigt lassen sollte (8 f.).

1. Mit dem Tatbestandsmerkmal „Entschädigung“ knüpft Art.  15 Satz 2 GG sowohl 
durch den Verweis auf Art.  14 GG wie auch terminologisch an einen seit dem 
18. Jahrhundert gebräuchlichen und konturierten Rechtsbegriff an (vgl. nament-
lich §§  74, 75 EinlPreuß ALR), den die Verfassung als bekannt voraussetzt. Wie 
die Entstehungsgeschichte bestätigt, wurde damit bewusst eine wichtige Schranke 
des Sozialisierungsgesetzgebers geschaffen. Auch die Entstehungsgeschichte des 
Art.  14 Abs.  3 S. 2 GG belegt, dass zwar einerseits die in der Rechtspraxis unter 
Art. 153 Abs. 2 Satz 2 der Weimarer Reichsverfassung bejahte strikte Bindung der 
Entschädigung an den Verkehrswert gelockert, andererseits aber die dem Gesetz-
geber dort eröffnete Möglichkeit abgeschafft werden sollte, ganz von einer Entschä-
digung abzusehen (Shirvani, in: Dürig/Herzog/Scholz Art. 14 GG (Stand: April 2018) 
Rn. 58 f. und 65 ff.). Das Grundgesetz erlaubt dem Gesetzgeber danach bei der 
Bestimmung der Entschädigung Abschläge vom Verkehrswert, bindet ihn jedoch an 
die gerechte Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Betroffenen (näher 
dazu unter 6 ff.).

2. Dass der Verfassungsgeber in Art.  15 GG durch das Wort „entsprechend“ andere 
Maßstäbe zur Anwendung bringen wollte als in Art.  14 GG, ist dem Wortlaut nicht 
zu entnehmen und entstehungsgeschichtlich nicht belegbar. In vergleichbaren Be-
stimmungen wie Art.  12a Abs. 6 Satz 2, Art. 59 Abs. 2 Satz 2, Art. 60 Abs. 3 oder 
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Art. 84 Abs. 1 Satz 3 GG verdeutlicht der Begriff lediglich den erweiterten Anwen-
dungsbereich der in Bezug genommenen Rechtsfolge, die hier eben nicht als „Ent-
eignungsentschädigung“, sondern als „Sozialisierungsentschädigung“ angeordnet 
ist. Der Begriff „entsprechend“ ist insoweit auch dadurch erklärlich, dass Art. 15 GG 
die Entschädigungspflicht auch auf für die Überführung „in andere Formen der Ge-
meinwirtschaft“ anordnet, die nicht mit einem Eigentümerwechsel einhergeht.

3. Modifikationen könnten allenfalls durch das Wesen der Sozialisierung geboten sein. 
Insofern könnte die für eine Vergesellschaftung gebotene Entschädigung in begrenz-
tem Umfang größere Abschläge gegenüber dem Verkehrswert zulassen als bei einer 
Entschädigung nach Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG (vgl. dazu nachfolgend unter 10).

4. Die Eigentumsverbürgung ist ihrem Wesen nach zwar keine Eigentumswert- sondern 
eine Eigentumsbestandsgarantie (BVerfGE 38, 175, 184 f.; 105, 252, 277). Wird dem 
Eigentümer dieser Bestand aber in verfassungsrechtlich zulässiger Weise durch Ent-
eignung genommen, tritt an die Stelle der Bestandsgarantie eine Wertgarantie, die 
sich auf Gewährung einer vom Gesetzgeber dem Grunde nach zu bestimmenden 
Entschädigung richtet (BVerfGE 24, 246, 397; 58, 300, 323; 143, 246, 324 Rn. 217). 
Dem wird im Kommissionsbericht die Verkürzung der Eigentumsgarantie auf eine 
bloße Rechtsschutzgarantie nicht gerecht. Es ist nicht erkennbar, dass für den Fall 
der Vergesellschaftung anderes gelten sollte (zu Besonderheiten bei der Bestim-
mung der Entschädigungshöhe im Falle einer Vergesellschaftung unter 10 ff.). 

5. Die „Entschädigung“ in Art. 15 Satz 2 GG und Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG ist kein Scha-
densersatz im privatrechtlichen Sinne, umfasst also insbesondere nicht den entgan-
genen Gewinn, zielt aber ebenfalls auf einen Ausgleich in Geld für den durch staat-
lichen Eingriff bewirkten Eigentumsverlust. Ansatzpunkt des Instituts ist daher bereits 
semantisch eine Kompensation des „Schadens“, wie er bei dem durch Enteignung, 
Sozialisierung oder Aufopferung in Anspruch Genommenen entsteht. 

6. Ausgangspunkt der Berechnung der Entschädigung ist deshalb zwingend der kon-
krete Wert des entzogenen Rechtsguts im Sinne seines Verkehrswerts. Nur durch Er-
mittlung dieses Werts kann der Gesetzgeber erkennen, in welchem Maß der von ihm 
festgelegte Entschädigungswert einen Wertverlust für den betroffenen Eigentümer 
bedeutet, und damit die in Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG geforderte „gerechte Abwägung 
der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten“ vornehmen. Nur die fehlerfreie 
Ermittlung des Verkehrswerts ermöglicht also eine rechtmäßige Abwägung. Dabei 
schreibt die Verfassung keine bestimmte Methode der Verkehrswertermittlung vor. 
Der Gesetzgeber ist frei, eine oder für unterschiedliche Fallkonstellationen auch ver-
schiedene, in der Fachwissenschaft anerkannte Bewertungsmethoden vorzugeben, 
sofern sie geeignet sind, zu einer realitätsgerechten Verkehrswertbestimmung zu füh-
ren.

7. Aus diesen Überlegungen folgt zwingend, dass maßgeblicher Zeitpunkt für die Wert-
bestimmung des betroffenen Eigentumsgegenstandes sein Wert vor Einflussnahme 
durch das Sozialisierungsvorhaben ist. Bei einem Grundstück sind daher maßgeb-
lich für diese Wertermittlung dessen Situation und Wert vor der staatlichen Inan-
spruchnahme. Ein entzogenes Grundstück ist nach seiner vorgefundenen individu-
ellen Ausgangssituation als Ackerland, Bauland oder auch als Einfamilienhaus zu 
bewerten, egal, ob der Staat es im Anschluss mit einer Straße oder einer Schule 
bebauen oder gemeinwirtschaftlich nutzen will. Vorwirkungen des staatlichen Vor-
habens – also namentlich jene Wertminderungen, die durch die Ankündigung eines 
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Sozialisierungsvorhabens verursacht werden –, müssen aus der Wertermittlung elimi-
niert werden. Die ordnungsgemäße Berechnung dieses Verkehrswerts zählt zu den 
Faktoren, die durch den BGH überprüft werden können. Damit ist nicht ausgeschlos-
sen, dass schon zum maßgeblichen Wertermittlungszeitpunkt absehbare Wertstei-
gerungen oder Wertverluste, etwa Kosten für künftig anfallende gesetzlich verbind-
lich vorgeschriebene oder sicher absehbare energetische Sanierungsmaßnahmen, 
in der Wertermittlung berücksichtigt werden; ein Spielraum für politisch motivierte 
Bewertungsauf- oder -abschläge ist damit aber nicht eröffnet.

8. Zusätzlich zu dieser Ermittlung des Grundstückswerts sind bei der Bestimmung der 
Entschädigung für eine Vergesellschaftung Folgeschäden zu berücksichtigen, die 
bei einem Unternehmen in Folge des Eigentumsentzuges entstehen. So können von 
großen Wohnungsunternehmen unterhaltene Servicegesellschaften wertlos werden, 
wenn der Wohnungsbestand wegfällt. Solche Folgeschäden unterliegen wie der Ver-
kehrswertverlust wegen des Eigentumsentzugs an den Grundstücken selbst grund-
sätzlich ebenfalls der Entschädigungspflicht, stehen aber wie dieser unter dem Vor-
behalt einer Abwägung nach Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG. Soweit solche Faktoren nicht 
bereits bei der Ermittlung des Verkehrswerts der sozialisierten Grundstücke selbst mit 
berücksichtigt sind, muss der Gesetzgeber also auch die Folgeschäden einer Soziali-
sierung in den Blick nehmen, quantifizieren und mit in seine Abwägung einstellen. Für 
dem Baugesetzbuch unterfallende Enteignungen ist eine solche Entschädigung von 
Folgeschäden einfachrechtlich in § 96 BauGB vorgesehen und praktiziert. Ob der 
Einschätzungs- und Bewertungsspielraum des Gesetzgebers bei der Bestimmung 
der Entschädigungshöhe für Folgeschäden weiter geht als bei der Entschädigung für 
den unmittelbaren Eigentumsentzug, ist nicht geklärt. Dies dürfte umso mehr der Fall 
sein, je mehr sich Folgeschäden auch als bloßes Resultat einer grundsätzlich hinzu-
nehmenden Änderung der Marktbedingungen erweisen (vgl. BVerfGE 143, 246, 383 
f. Rn. 372; 155, 238, 275 Rn. 88). Die im Kommissionsbericht breit diskutierte Frage, 
ob ein Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb Eigentumsschutz 
genießt, stellt sich daher gar nicht.

9. Diese Maßstäbe gelten jedenfalls dann, wenn ein Folgeschaden bei einem durch 
Vergesellschaftung unmittelbar betroffenen Unternehmen entsteht. Bei einem durch 
die Enteignung nur mittelbar betroffenen Wohnungsunternehmen, bei dem lediglich 
Grundstücke seiner rechtsfähigen Tochtergesellschaften sozialisiert werden, liegt 
formal keine Eigentumsentziehung vor, die eine Sozialisierungsentschädigung aus-
lösen würde. Vieles spricht aber dafür, beide Fallgruppen gleich zu behandeln: Der 
Entzug des Eigentums der Tochtergesellschaften zielt nämlich gerade darauf ab, 
die Substanz der Muttergesellschaft zu entwerten und letztlich dieses Unternehmen 
durch Übernahme seines Wohnungsbestandes vom Markt zu verdrängen. Auch ist 
die Auslagerung von Grundstücken in Projektgesellschaften kein unzulässiges Ver-
halten, das eine wie eine Sanktion wirkende Ungleichbehandlung gegenüber Ge-
sellschaften rechtfertigen könnte, die von der Überführung in Gemeineigentum be-
troffene Grundstücke unmittelbar in ihrem Eigentum halten.

10. Auf der Grundlage des geltenden einfachen Rechts umfasst die Enteignungsent-
schädigung in aller Regel eine volle Entschädigung des Verkehrswerts und der Fol-
geschäden, was nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs offenbar auch 
dem Abwägungsgebot nach Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG gerecht wird. Dies ist vor allem 
auch der Ansatzpunkt in § 95 Abs.  1, § 96 und §  194 BauGB und ebenso in den 
vielfach darauf verweisenden Enteignungsgesetzen der Länder. Nach der mehrfach 
bekräftigten Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hingegen darf der Ge-
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setzgeber im Wege der Abwägung auch eine geringere Entschädigung vorsehen 
(BVerfGE 24, 367, 421; 46, 268, 285). Die Entscheidung darüber, wo die verfassungs-
rechtliche Grenze gesetzgeberisch vorgenommener Abschläge vom Verkehrswert 
liegt, bleibt letztlich dem Bundesverfassungsgericht vorbehalten. Eine nähere Fest-
legung der verfassungsrechtlichen Grenzen zulässiger Abschläge vom Verkehrswert 
durch das Bundesverfassungsgericht ist bisher nicht erfolgt. Eine Entschädigung in 
bloß nomineller Höhe dürfte jedenfalls ausgeschlossen sein.

11. Welche Faktoren in die gesetzgeberische Abwägung einfließen und Abschläge vom 
Verkehrswert und den Folgeschäden legitimieren können, ist umstritten und in Teilen 
noch ungeklärt. Anerkannt ist die Abzugsfähigkeit von Wertsteigerungen, die nicht 
auf eigener, sondern auf staatlicher Leistung beruhen. Dies sind beispielsweise Wert-
steigerungen durch staatliche Planungen oder durch die den einzelnen Kernkraft-
werken im Zuge der der kurzlebigen 11. AtG-Novelle 2010 aus energiepolitischen 
Gründen gewährten zusätzlichen Stromerzeugungskontingente (BVerfGE 143, 126, 
349 ff. Rn. 292 ff.). Nicht dieser Fallgruppe zuzuordnen sind indes marktbedingte 
Wertsteigerungen; für diese hat der Eigentümer das wirtschaftliche Risiko getragen 
und damit eine eigene Leistung erbracht. Ausnahmen hiervon gelten nur bei völlig 
marktuntypischen, disruptiv etwa durch Naturkatastrophen, Kriegsereignisse o.ä. er-
folgten Wertsteigerungen.

12. Daneben könnte mit Blick auf die in Art.  14 Abs. 2 GG verankerte Sozialbindung 
des Eigentums vor allem die soziale Bedeutung des entzogenen Gutes, die im Fal-
le der zu sozialisierenden Wohnbestände erheblich ist, für einen begrenzten Abzug 
vom Verkehrswert sprechen. Dieser Abzug dürfte bei der Vergesellschaftung nach 
Art. 15 GG tendenziell größer sein als bei Einzelenteignungen nach Art. 14 Abs. 3 GG. 
Die Größenordnung der möglichen Abschläge ist jedoch ungeklärt. Je niedriger die 
Entschädigung bemessen wird, desto größer werden allerdings die verfassungs-
rechtlichen Risiken.

13. Kein zulässiger Abschlag kann unter Berufung auf Eigentumswertminderungen 
vorgenommen werden, die auch aus verfassungsrechtlich zulässigen Inhalts- und 
Schrankenbestimmungen des Eigentums nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG resultieren 
könnten. Dies gilt jedenfalls für Vergesellschaftungen, die unter Entzug des soziali-
sierten Eigentums erfolgen. Denn Einschränkungen der Privatnützigkeit von Eigen-
tum durch entschädigungslose Inhalts- und Schrankenbestimmungen setzen stets 
voraus, dass das Eigentum in der Hand des Eigentümers verbleibt und sind inso-
fern nicht vergleichbar mit eigentumsentziehenden Vergesellschaftungen. Außer-
dem können ausnahmsweise auch Inhalts- und Schrankenbestimmungen nach 
Art.  14 Abs.  1 Satz 2 GG entschädigungspflichtig sein, wenn sie ohne eine solche 
Entschädigung unverhältnismäßig oder gleichheitswidrig wären (BVerfGE 143, 246, 
338 f. Rn. 258 ff., 383 ff. Rn. 372 ff.). Soweit sich die Kommission mehrheitlich für die 
Abzugsfähigkeit fiktiver, aber nicht umgesetzter wertmindernder Inhalts- und Schran-
kenbestimmungen des Eigentums auf einen, diese Argumentation andeutenden 
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 23. Februar 2010 (1 BvR 2736/08 
– BVerfGK 17, 68) beruft, ist darauf hinzuweisen, dass es sich lediglich um einen 
Kammerbeschluss handelt und diese Frage nicht durch Senatsrechtsprechung des 
Gerichts geklärt ist. Im Übrigen würde die allein rechnerische Berücksichtigung einer 
nur fiktiven Inhalts- und Schrankenbestimmung den essentiellen Unterschied verwi-
schen zwischen einer durch den bundesstaatlich zuständigen Gesetzgeber abge-
wogenen, entschiedenen und verantworteten Eigentumseinschränkung mit der Folge 
eines dann auch empirisch nachweisbaren, entsprechenden Wertverlusts auf der 
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einen Seite und der Berechnung einer Entschädigung unter einer nur kalkulatorisch 
angenommenen Wertminderung durch eine solche Inhalts- und Schrankenbestim-
mung. Zudem spricht gegen diesen Standpunkt, dass bei der Berücksichtigung einer 
nur fiktiven Inhalts- und Schrankenbestimmung der Rechtsschutz der betroffenen Ei-
gentümer erheblich erschwert würde, weil die für die Entschädigungshöhe wichtige 
Inhalts- und Schrankenbestimmung gerade nicht stattgefunden hätte und deshalb 
als solche auch nicht unmittelbar gerichtlich überprüft werden könnte. 

14. Unzulässig ist auch das Abstellen auf fiskalische Interessen und damit auch die Prä-
misse, die Entschädigung dürfe so niedrig angesetzt werden, dass eine Enteignung 
oder Sozialisierung stets finanzierbar bleibt. Selbst wenn manche Stimmen im Jahr 
1949 größere Spielräume gesehen haben sollten, kann das Argument leerer Staats-
kassen heute in einer im Grundsatz prosperierenden Wirtschaft und Gesellschaft 
keinen Bestand haben. Im Übrigen steht nach über 70 Jahren praktizierter sozialer 
Marktwirtschaft eine umfassende Sozialisierung der Wirtschaftsordnung, für die bei 
Entstehung des Grundgesetzes das Argument sonst mangels Finanzierbarkeit nicht 
möglicher Nutzung von Art. 15 GG in Feld geführt wurde, nicht ernsthaft zur Diskus-
sion. Nur im Falle einer wirklich außergewöhnlichen Krise des Staatshaushalts könnte 
erwogen werden, auf dieser Grundlage zur Verfolgung eines besonders gewichtigen 
Gemeinwohlziels aus fiskalischen Gründen einen spürbaren Abschlag gegenüber 
einer ansonsten gebotenen Entschädigung zuzulassen.

15. Verfassungswidrig ist, die Vergesellschaftung und Bestimmung der Entschädigungs-
höhe als Mittel zur Sanktionierung einzelner Unternehmen oder Investoren zu deuten 
und so einzusetzen. Unzulässig wäre daher namentlich ein Abschlag, der unterbin-
den soll, dass die von einer Vergesellschaftung betroffenen Eigentümer mithilfe der 
Entschädigung erneut in dieselben Vergesellschaftungsgegenstände investieren. Ein 
solcher Sanktions- oder zumindest Verbotsgedanke ist dem Entschädigungsregime 
des Art. 15 GG fremd. Will der Gesetzgeber Reinvestitionen der betroffenen Unter-
nehmen in neue Wohnimmobilien verhindern, so muss er das – falls verfassungs-
rechtlich zulässig – ausdrücklich regeln. Eine zulässige Stellschraube für die Reduk-
tionen der Entschädigungshöhe ist dieser Aspekt jedenfalls nicht.

16. Aus diesen Erwägungen ergibt sich, dass der Wertberechnungsansatz der Volksini-
tiative „Deutsche Wohnen & Co enteignen“, wonach der Wert der Wohnungen nach 
einem Zweckentschädigungsverfahren unter Bewertung der Immobilien nach den 
Erlösen durch leistbare Mieten bestimmt werden soll, mit der Verfassung nicht in Ein-
klang steht.
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Sondervotum zu kirchlichen Wohnungsunternehmen 

von Prof. Dr. Christian Waldhoff

Die Mehrheitsmeinung nimmt zwar Genossenschaften und gemeinnützige Wohnungs-
unternehmen aus der Vergesellschaftung und damit aus der verfassungsrechtlichen Prü-
fung heraus. Meines Erachtens gilt das Gleiche jedoch auch für nachweislich nicht auf 
Gewinnerzielung ausgerichtete kirchliche Wohnungsunternehmen oder Wohnungsunter-
nehmen von Religionsgemeinschaften. Der Grund liegt in den hier zu skizzierenden ver-
fassungsrechtlichen Besonderheiten religiöser Wirtschaftsbetätigung. 

Sofern Wohnungsunternehmen in kirchlichem Eigentum sind und ihrer wirtschaftlichen Tä-
tigkeit vor einem religiösen Hintergrund nachgehen, ergeben sich verfassungsrechtlich 
erhöhte Anforderungen für eine Vergesellschaftung. Zum einen führt der religiös moti-
vierte Gebrauch des Eigentums zu karitativen Zwecken zu qualifizierten Anforderungen 
an die verfassungsrechtliche Rechtfertigung des beabsichtigten Vergesellschaftungsge-
setzes im Rahmen der Eigentumsfreiheit. Es gehört zu den anerkannten Grundsätzen der 
Dogmatik des grundrechtlichen Eigentumsschutzes, dass die Rechtfertigungsanforde-
rungen für Grundrechtseingriffe je nach der spezifischen Art des Gebrauchs abzustufen 
sind. Die Vergesellschaftung bedeutet daneben einen zweiten, selbständigen Eingriff in 
die Freiheit der Religionsausübung des privaten Wohnungsunternehmens mit religiösem 
Selbstverständnis, deren Anforderungen die beabsichtigte Vergesellschaftung zusätzlich 
genügen muss. 

Art. 29 Abs. 1 S. 2 der Berliner Landesverfassung, der im Wesentlichen Art. 4 Abs. 1 und 2 GG 
entspricht, stellt die Freiheit der Religionsausübung unter besonderen Schutz. Zur grund-
rechtlich geschützten Religionsausübung können unter bestimmten Bedingungen auch 
Tätigkeiten in wirtschaftlichem Umfeld gehören, wenn sie Teil des religiösen Selbstver-
ständnisses des Grundrechtsträgers sind. Wendet man diese Maßstäbe an, kann die 
Wohnungsvermietung durch ein kirchliches Wohnungsunternehmen von der Religionsfrei-
heit in Art. 29 Abs. 1 S. 2 VvB geschützt sein. Daraus ergeben sich besondere verfassungs-
rechtliche Rechtfertigungsanforderungen. 

Die Religionsfreiheit schützt die Freiheit, religiöse Überzeugungen zu haben und zu be-
tätigen. Zur religiösen Betätigung zählen nicht nur Gottesdienste, Prozessionen oder kul-
tische Handlungen im engeren Sinne, sondern grundsätzlich alle Handlung, die ihrem 
inneren Selbstverständnis nach Teil einer religiösen Lebenspraxis sind. Der Grundrechts-
berechtigte hat, wie das Bundesverfassungsgericht in einer frühen Entscheidung formu-
liert hat, das Recht, sein „gesamtes Verhalten an den Lehren seines Glaubens auszurich-
ten und seiner inneren Glaubensüberzeugung gemäß zu handeln“. Dazu zählen, wie das 
Bundesverfassungsgericht in seiner „Lumpensammler“-Entscheidung ausgesprochen hat, 
unter bestimmten Bedingungen auch religiös motivierte Wirtschaftsbetätigungen. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, die insoweit auf das Landesverfas-
sungsrecht übertragen werden kann, kommt es für den Schutz wirtschaftlicher Betätigun-
gen also vor allem auf zwei Aspekte an: den religiös bestimmten Zweck der Handlung 
und subsidiär die organisatorische Verflechtung mit einer bestehenden religiösen Ge-
meinschaft, der indizielle Bedeutung zukommt. 

Wendet man diese Kriterien auf kirchliche Wohnungsunternehmen an, muss sowohl der 
Zweck ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit hinreichend religiös bestimmt, als auch die orga-
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nisatorische Verflechtung mit einer Religionsgemeinschaft genügend eng sein, um den 
Schutz durch das Grundrecht der Religionsfreiheit zu begründen. 

Für die Frage, ob durch Handlungen, mit denen eine juristische Person äußerlich am Wirt-
schaftsleben teilnimmt, ein religiöser, diakonischer Zweck verfolgt wird, durch den diese 
Handlungen dem Schutz der Religionsfreiheit unterfallen, kommt es maßgeblich auf das 
Selbstverständnis des Grundrechtsberechtigten und derjenigen Religionsgemeinschaft 
an, der sich der Grundrechtsberechtigte in seiner behaupteten religiösen Praxis zuordnet. 
Nach dem Selbstverständnis beider christlichen Konfessionen gehören soziale Tätigkei-
ten als Ausdruck tätiger Nächstenliebe (caritas) zu den wesentlichen Formen der Glau-
bensbetätigung in der Welt. In der Folge wird auch ein soziales oder ökonomisches Han-
deln, das einem karitativen Zweck dient, von der Religionsfreiheit geschützt. Das ist vom 
Bundesverfassungsgericht in ständiger Rechtsprechung immer wieder anerkannt worden. 
Aufgrund des diakonischen Auftrags unterscheidet sich die Vermietungspraxis solcher 
Unternehmen häufig sowohl hinsichtlich der Mieterauswahl, der Miethöhe als auch der 
sonstigen Nutzung erheblich von der gewöhnlichen Tätigkeit eines gewinnorientieren pri-
vaten Wohnungsunternehmens, insbesondere sofern sie ihre Wohnungen solchen Mietern 
zur Verfügung stellen, die auf dem privatwirtschaftlichen Markt nicht zum Zuge kommen. 
Dazu zählen in der Praxis auch Obdachlose und Flüchtlinge. Oftmals erfolgt die Vermie-
tung auch zu (stark) unterdurchschnittlichen Mieten. Der religiöse Zweck der Vermietung 
kann abgerundet werden, wenn durch die Vermietung kirchliche, diakonische und sozia-
le Einrichtungen gefördert werden. Ergänzend kann sich nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts die hinreichende religiöse Zweckbestimmung einer ökonomi-
schen Tätigkeit auch aus der organisatorischen Verbindung zu einer Religionsgemein-
schaft ergeben. Das gilt insbesondere, wenn die Gesellschaftsanteile ganz oder ganz 
überwiegend in kirchlicher Hand liegen und etwa der Gesellschaftsvertrag verlangt, dass 
die Mitglieder des Aufsichtsrats einer christlichen Konfession angehören. 

Sind die hier skizzierten Voraussetzungen nachweislich erfüllt, wäre eine Vergesellschaf-
tung verfassungsrechtlich in besonderer Weise rechtfertigungsbedürftig. Eine solche 
Rechtfertigung müsste über die in dem Sondervotum zur Verhältnismäßigkeitsprüfung 
herausgearbeiteten Anforderungen zwei weitere Bedingungen erfüllen. Sie müsste ein 
Ziel verfolgen, das seinerseits ein Rechtsgut von Verfassungsrang darstellt, denn die Re-
ligionsfreiheit ist vorbehaltlos gewährleistet. Dieses Rechtsgut wäre dann mit der Beein-
trächtigung der Religionsfreiheit in einen verhältnismäßigen Ausgleich zu bringen. Das 
wird kaum gelingen, erfüllen kirchliche Wohnungsunternehmen doch vielfach die Ziele, 
die oftmals mit einer Vergesellschaftung erreicht werden sollen. Regelmäßig dürfte es 
damit bereits an der Geeignetheit der Vergesellschaftungsmaßnahme fehlen

Neben den Grundrechtsschutz tritt noch der besondere religionsverfassungsrechtliche 
Vermögensschutz aus Art. 138 Abs. 2 WRV, der über Art. 140 GG als vollgültiges Verfas-
sungsrecht weiter gilt.1 Diese Garantie verstärkt den grundrechtlichen Eigentumsschutz 
der Kirchen und beschränkt sich nicht auf die jeweilige Religionsgemeinschaft als solcher, 
sondern erfasst auch sonstige kirchliche Träger; auch die vom Grundrecht der Religions-
freiheit erfasste soziale Betätigung, etwa durch eine spezifisch ausgerichtete Wohnungs-
vermietungspraxis, erfährt diesen verstärkten Schutz.

1 „Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine an ihren für Kultus-, 
Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden 
gewährleistet.“
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Nach alledem erfährt bei kirchlichen Wohnungsunternehmen der verfassungsrechtliche 
Schutz vor einer Vergesellschaftung eine gewichtige Steigerung, die sich im Rahmen der 
Verhältnismäßigkeitsprüfung auswirkt. Voraussetzung ist in jedem Fall, dass es sich nicht 
um vorgeschobene Ziele und Zwecke handelt, sondern dass dieses nicht auf Gewinn-
erzielung gerichtete Handeln rechtlich durch Satzung, Gesellschaftsvertrag ö.ä. nach-
gewiesen ist und auch – wie bei gemeinnützigen Trägern – dem rechtlichen Rahmen ent-
spricht. Für eine Ungleichbehandlung entsprechender kirchlicher Wohnungsunternehmen 
im Vergleich zu Genossenschaften oder gemeinnützigen Anbietern besteht damit keine 
verfassungsrechtliche Legitimation.
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Sondervotum zur Landesverfassung

von Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner und Prof. Dr. Christian Waldhoff

1. In Art. 23 Abs. 1 der Verfassung von Berlin wird das Eigentum „… gewährleistet. Sein 
Inhalt und seine Schranken ergeben sich aus den Gesetzen.“ Absatz 2 schreibt weiter 
vor: „Eine Enteignung kann nur zum Wohle der Allgemeinheit auf gesetzlicher Grund-
lage vorgenommen werden.“ Eine Sozialisierung erwähnt die Berliner Verfassung 
nicht. Dies führte im Zuge des Volksentscheids zu intensiven Debatten, ob die Berli-
ner Verfassung – ggf. auf Grundlage einer ungeschriebenen Ermächtigung – Sozia-
lisierungen ermöglicht oder nicht.

2. Die Kommissionsmehrheit verneint in Teil F des Berichts eine Sperrwirkung der Ver-
fassung von Berlin gegenüber landesgesetzlichen Sozialisierungen bereits im Aus-
gangspunkt. Aus Art. 142 GG ergebe sich, dass das Land sein Vorhaben unabhängig 
vom Inhalt der Landesverfassung unmittelbar auf Art. 15 GG stützen könne. Dieser 
Auffassung vermögen wir nicht zu folgen.

3. Nach den Aussagen in BVerfGE 96, 345, 365 ermöglicht Art. 142 GG den Ländern 
einen gegenüber dem Grundgesetz weitergehenden Grundrechtsschutz. Die maß-
gebliche Passage lautet: Soweit „… Landesgrundrechte gegenüber dem Grundge-
setz einen weitergehenden Schutz oder auch einen geringeren Schutz verbürgen, 
widersprechen sie den entsprechenden Bundesgrundrechten als solchen nicht, wenn 
das jeweils engere Grundrecht als Mindestgarantie zu verstehen ist und daher nicht 
den Normbefehl enthält, einen weitergehenden Schutz zu unterlassen“.

4. Bis zu den Berliner Sozialisierungsdebatten war im Schrifttum allgemeiner Konsens, 
dass ein solcher weitergehender Grundrechtsschutz auf zwei Wegen erfolgen kann: 
einerseits durch erweiterte Schutzbereiche, andererseits durch engere Eingriffs-
ermächtigungen (so übereinstimmend Birkenmaier, in: Schmidt-Bleibtreu [Begr.], 
Grundgesetz, 15. Aufl. 2022, Art.  142 Rn. 4; Dreier, in: ders. [Hrsg.], Grundgesetz-
Kommentar. 3. Aufl. 2018, Art. 142 Rn. 46; Korioth, in: Dürig/Herzog/Scholz [Begr.], 
Kommentar zum Grundgesetz, Art. 142 [2008] Rn. 14; Krings, in: Friauf/Höfling [Hrsg.], 
Berliner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 142 [2008] Rn. 13; Kunig/Hanschel, in: 
von Münch/Kunig [Hrsg.], Grundgesetz-Kommentar, 7. Aufl. 2021, Art.  142 Rn.  10; 
Sacksofsky, in: Kahl/Waldhoff/Walter [Hrsg.], Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 
Art. 142 [2004] Rn. 39 f.; Unruh, in: von Mangoldt/Klein/Starck [Hrsg.], Grundgesetz, 
7. Aufl. 2018, Art. 142 Rn. 13; Wermeckes, Der erweiterte Grundrechtsschutz in den 
Landesverfassungen, 2000, S. 228 ff.). 

5. Art. 15 GG ist kein Grundrecht, sondern eine Ermächtigung zu Eingriffen in das Ei-
gentumsgrundrecht des Art. 14 GG (vgl. bereits BVerfGE 12, 354 und 363) und da-
mit eine Grundrechtsschranke. Enthält eine Landesverfassung neben einer eigenen 
Eigentumsgarantie eine vergleichbare Ermächtigung nicht, so normiert sie eine für 
das Eigentum engere Grundrechtsschranke und gewährleistet prima facie weiter-
gehenden Schutz als das Grundgesetz. Dies ist in Berlin und Thüringen insoweit der 
Fall, als beide Landesverfassungen zwar das Eigentum garantieren, aber neben 
Inhalts- und Schrankenbestimmungen sowie der Enteignung keine Sozialisierung 
vorsehen. Andere Bundesländer enthalten zwar Sozialisierungsermächtigungen, die 
jedoch teils weiter, teils enger ausgestaltet sind. 
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6. In Anwendung der unter 4. skizzierten Maßstäbe wurde vor den Berliner Entwicklun-
gen im Schrifttum allgemein angenommen, dass Landesverfassungen, die über re-
striktivere Sozialisierungsschranken verfügen als Art. 15 GG, der jeweiligen Landes-
staatsgewalt insofern engere Maßstäbe auferlegen. Fehlt eine solche Ermächtigung, 
ist eine Sozialisierung auf landesrechtlicher Grundlage unzulässig (so eingehend 
Pestalozza, in: von Mangoldt/Klein/Pestalozza, Kommentar zum Grundgesetz, Bd. 8, 
3. Aufl. 1995, Art. 74 Rn. 1016 m.w.N.; ähnlich im Ergebnis u. a. Gröpl LKRZ 2009, 1, 4; 
Isensee, DÖV 1978, 233. 235 f.; Krüger, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner [Hrsg.], 
Die Grundrechte, Bd. III/1, 1958, S. 267, 322 mit Fn. 232).

7. Diese bis dahin unbestrittenen Parameter wurden offenbar erst im Zuge der stark 
durch interessengeleitete Gutachten geprägten Berliner Sozialisierungsdebatte in 
Frage gestellt. Auch die Kommissionsmehrheit ist im Gegensatz zu der bis vor kur-
zem einhelligen Rechtsauffassung der Ansicht, dass explizite Schranken der Grund-
rechte des Grundgesetzes den Landesgesetzgeber unmittelbar zu Eingriffen in Lan-
desgrundrechte ermächtigen sollen. 

8. Aussagen der Landesverfassungsgerichtsbarkeit, die diese These stützen, sind frei-
lich nicht ersichtlich. Zwar ist unverkennbar, dass die Landesverfassungsgerichte die 
Gewährleistungen ihrer Landesverfassungen denen des Grundgesetzes angleichen 
und die Landesgrundrechte mitsamt ihren Schranken parallel zur Bundesverfassung 
interpretieren (Lange, in Merten/Papier [Hrsg.], Handbuch der Grundrechte, Bd. III, 
2009, § 83 Rn. 40; Peine, LKV 2012, 385, 389 jeweils m.w.N.). Dass der Landes-
gesetzgeber die Landesgrundrechte unmittelbar auf Grundlage der Schranken des 
Grundgesetzes einschränken könnte, lässt sich dieser Judikatur aber keineswegs 
entnehmen. Ein solches Vorgehen würde nicht nur die 14 bestehenden landesrecht-
lichen Sozialisierungsermächtigungen, sondern überhaupt fast alle geschriebenen 
oder ungeschriebenen Grundrechtsschranken des Landesverfassungen irrelevant 
machen. Dies würde so zum Beispiel dazu führen, dass in Berlin Legalenteignungen 
vorgenommen werden können, die von Art. 23 VvB eindeutig ausgeschlossen werden 
sollen. Stattdessen fordern – soweit ersichtlich – sämtliche Landesverfassungsge-
richte für die Beschränkung von Landesgrundrechten auch landesverfassungsrecht-
liche Beschränkungsmöglichkeiten.

9. Die Kommissionsmehrheit begründet ihr Ergebnis zudem mit der Aussage des Bun-
desverfassungsgerichts, weitergehender Grundrechtsschutz sei unzulässig, wo ein 
Grundrecht des Grundgesetzes „… den Normbefehl enthält, einen weitergehenden 
Schutz zu unterlassen.“ (BVerfGE 96, 345, 365). Dies sei im Hinblick auf Art. 15 GG 
der Fall. Es erscheint aber fernliegend, dass das Bundesverfassungsgericht mit die-
ser Formulierung ausdrücken hätte wollen, sämtliche Grundrechtsschranken des 
Grundgesetzes normierten solche Verbote. Dass hingegen gerade Art. 15 GG dem 
Landesverfassungsgeber verbieten wollte, dem Landesgesetzgeber Sozialisierun-
gen vorzuenthalten, also insoweit „einen weitergehenden Schutz zu unterlassen“, ist 
weder seinem Wortlaut noch seiner Entstehungsgeschichte zu entnehmen. Etwas an-
deres folgt auch nicht aus der These der Kommissionsmehrheit unter F III., Art. 15 GG 
habe einen für das Grundgesetz tragenden politischen Verfassungskompromiss 
dargestellt: Zum einen bedurften die großen Parteien im Parlamentarischen Rat in 
Bezug auf Art. 15 GG tatsächlich keiner Grundsatzkompromisse, sondern handelten 
in breitem Konsens; zum anderen könnte selbst aus einem solchen Kompromisscha-
rakter ersichtlich nicht die Absicht abgeleitet werden, auch den Landesverfassungen 
zwingend eine Sozialisierungsermächtigung vorzugeben. Der „Verfassungskom-
promiss“ auf Bundesebene bleibt nämlich vom Landesverfassungsrecht unberührt: 
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Art. 23 der VvB schließt selbstverständlich die Möglichkeit nicht aus, dass der Bund 
in Berlin Vergesellschaftungen vornimmt.

10. Jost Pietzcker, den das Bundesverfassungsgericht in der wiedergegebenen Passage 
explizit und offenbar zustimmend zitiert, erklärt ganz im Gegenteil, dass Eingriffs-
ermächtigungen des Grundgesetzes ihrem Sinn und Zweck nach in aller Regel nicht 
als Gebot an den Landesverfassungsgeber verstanden werden dürfen, die bundes-
verfassungsrechtlich vermittelten Eingriffsmöglichkeiten in der Landesverfassung 
auszuschöpfen (Pietzcker, in: Isensee/Kirchhof [Hrsg.], Handbuch des Staatsrechts, 
Band IV, 1990, § 99 Rn. 47). Diese Erwägung ist auch die Ausgangsprämisse der 
herrschenden Lehre, die ebendeshalb einen weitergehenden Grundrechtsschutz 
durch engere Eingriffsermächtigungen für zulässig erklärt (vgl. etwa Krings, in: Fri-
auf/Höfling [Hrsg.], Berliner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 142 [2008] Rn. 13). 
Dementsprechend ist auch die zitierte Aussage des Bundesverfassungsgerichts eng 
zu verstehen und wohl allein auf echte grundrechtliche Dreipersonenverhältnisse 
bezogen, in denen sich der „weitergehende Schutz“ der Landesverfassungen ohne-
hin relativiert (Huber, in: Sachs [Hrsg.], Grundgesetz, 9. Aufl. 2021, Art. 142 Rn. 13a). 
Hier käme es andernfalls zur Beschränkung eines Bundesgrundrechts. Eine solche 
Relativierung droht bei der Vergesellschaftung jedoch gerade nicht. 

11. Als Grundlage für die Verstaatlichung von Wohnungsbeständen und die Eigen-
tumsübertragung auf einen gemeinnützigen Träger kommt in Berlin daher nur 
Art. 23 der VvB selbst in Betracht. Dass Art. 23 VvB neben der explizit normierten 
Administrativenteignung auch eine ungeschriebene Ermächtigung zur Legalsozia-
lisierung enthalten sollte, ist methodisch kaum begründbar und wird letztlich auch 
von der Kommissionsmehrheit nicht vertreten. Weder ist die Entstehungsgeschichte 
insofern eindeutig, noch könnte ein rein entstehungsgeschichtliches Argument nach 
den anerkannten Methoden der Verfassungsinterpretation dazu führen, einen ein-
deutigen Verfassungswortlaut zu korrigieren. Ob ein entsprechendes Vorhaben lan-
desverfassungskonform möglich wäre, hängt also jedenfalls von der Auslegung des 
Art. 23 VvB und vor allem von der konkreten gesetzlichen Ausgestaltung als Enteig-
nung ab. In jedem Falle müssten glaubwürdige Gemeinwohlziele verfolgt und der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachtet werden. Will das Land Berlin hingegen 
die durch Art. 15 GG eröffneten Spielräume ausschöpfen, so müsste es zunächst eine 
eindeutige Sozialisierungsermächtigung in der Landesverfassung schaffen.

12. Die Ausgestaltung einer landesgesetzlichen Sozialisierung allein nach dem Maßstab 
des Art. 15 GG und ohne Rücksicht auf den Inhalt der Landesverfassung entspricht 
demgegenüber nicht den Ausgangsparametern der herrschenden Rechtsauffassung 
und begegnet daher massiven landesverfassungsrechtlichen Risiken.
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Stellungnahme zum Abschlussbericht
(Mehrheitspositionen und Sondervoten) 
und zu meinem Abstimmungsverhalten in der Kommission  
von Prof. Dr. Thorsten Beckers

VORBEMERKUNG:

Diese Stellungnahme bezieht sich auf die Fassungen des Abschlussberichts, der die 
Mehrheitspositionen abbildet, und der Sondervoten, die mir am 16. Juni 2023 vorgelegen 
haben. 

Am 17. Juni 2023 ist eine neue Fassung des Abschlussberichts an die Kommissionsmitglie-
der verteilt worden, in der insbesondere die Darstellungen zu den Mehrheitspositionen zu 
dem Thema „Verhältnismäßigkeitsprüfung“ umfangreich angepasst worden sind. Diese 
Anpassungen sind in dieser Stellungnahme grundsätzlich nicht berücksichtigt. Im Kontext 
der besonders umfangreichen Überarbeitungen zum Thema „Verhältnismäßigkeitsprü-
fung“ sei jedoch Folgendes zu dem entsprechenden Abschnitt C.V angemerkt:

 → Mit ihren in der Fassung des Abschlussberichts vom 17. Juni 2023 enthaltenen Argu-
mentationen ist die Kommissionsmehrheit meinen Positionen – und dies z.T. sogar 
nicht nur unwesentlich – nähergekommen. 

 → Meines Erachtens ist dennoch zumindest fraglich, dass der von Kommissionsmehr-
heit dargestellte aktuelle Erkenntnisstand ausreichend dafür ist, um die Verhält-
nismäßigkeit der Vergesellschaftung der Wohnungsbestände der großen privaten 
Wohnungsunternehmen in Berlin bestätigen zu können. Im Übrigen bleibt meine 
Position unverändert, dass ich aktuell erwarte, dass weitere Analysen wohl aufzei-
gen dürften, dass eine Vergesellschaftung der Wohnungsbestände großer privater 
Wohnungsunternehmen in Berlin als verhältnismäßig einzustufen ist.

 
Mit heutigem Datum (20. Juni 2023) ist ferner eine aktualisierte Fassung des Sonder-
votums Durner/Eichberger/Waldhoff zur Verhältnismäßigkeitsprüfung vorgelegt worden. 
Die Veränderungen in dieser aktualisierten Fassung des Sondervotums sind in dieser Stel-
lungnahme nicht berücksichtigt.

a) Senatsauftrag und Schwerpunktsetzung der Kommission,  
weiterer Analysebedarf

Die „Expertenkommission zur Prüfung der Möglichkeiten, Wege und Voraussetzungen der 
Umsetzung des Volksentscheids ‚Vergesellschaftung großer Wohnungsunternehmen‘“ hat 
den Schwerpunkt ihrer Arbeit auf die Diskussion verfassungsrechtlicher (Grundsatz-)Fra-
gen bezüglich Vergesellschaftungen und die Beurteilung der Verfassungskonformität ei-
ner Vergesellschaftung von Wohnungsbeständen großer privater Wohnungsunternehmen 
in Berlin gelegt sowie ergänzend unions- und völkerrechtliche Fragestellungen beleuch-
tet. Weitere und konkretere Fragestellungen bezüglich einer derartigen Vergesellschaf-
tung (z. B. Finanzierung der Entschädigung), mit denen sich die Kommission gemäß Auf-
trag des Berliner Senats ergänzend befassen sollte, sind von der Kommission nicht oder 
nur in Ansätzen genauer betrachtet worden. Dies ist im Kontext der Zusammensetzung der 



134

ABSCHLUSSBERICHT DER KOMMISSION ZUM VOLKSENTSCHEID 
VERGESELLSCHAFTUNG GROSSER WOHNUNGSUNTERNEHMEN

Kommission sowie ihrer Zeitplanung und Arbeitsweise erklärbar. Vor diesem Hintergrund 
rate ich dem Berliner Senat, zu besonders bedeutsamen Fragestellungen bezüglich einer 
Vergesellschaftung von Wohnungsbeständen großer Wohnungsunternehmen in Berlin 
ergänzende ökonomische und zum Teil damit verbundene vertiefte juristische Analysen 
durchzuführen.1 Dies betrifft insbesondere die folgenden Themen:

 → Entschädigungshöhen und Mietenentwicklungen im Falle einer Vergesellschaftung 
großer Wohnungsunternehmen (siehe dazu auch die Punkte c und e);

 → Finanzierung der Entschädigungszahlungen (siehe dazu auch Punkt e);
 → Mögliche (konkrete) Grenze des Wohnungsbestands, ab deren Überschreiten (ge-

winnorientierte) Unternehmen von einer Vergesellschaftung ihrer Bestände betroffen 
sind (siehe dazu auch Punkt d);

 → Potentiale und Alternativen zur Differenzierung der Miethöhen und zur Ausgestal-
tung der Wohnungsbelegung nach einer Vergesellschaftung, die mit Art. 3 Abs. 1 GG 
kompatibel sind und die zur Bereitstellung von Wohnraum für besonders Bedürftige 
beitragen sowie den Umzug von (zu) großen in kleine(re) Wohnungen fördern;

 → Konkrete Umsetzung der Vergesellschaftung und der Übernahme der Bestände von 
den bisherigen Eigentümern (u. a. kontinuierliche Gewährleistung der Verwaltung, 
Personalübergänge / -übernahmen);

 → Bewirtschaftung vergesellschafteter Bestände und Ausgestaltung der diesbezügli-
chen Governance.

 
Für die Vorbereitung und Begründung eines möglichen Vergesellschaftungsvorhabens 
ist es – gerade auch im Hinblick auf verfassungsrechtliche Anforderungen an ein Ver-
gesellschaftungssetz und die Minimierung verfassungsrechtlicher Risiken – z. T. geboten, 
derartige Untersuchungen vorzunehmen und die Ergebnisse darzulegen, worauf im Fol-
genden (in den Punkten c, d und e) noch eingegangen werden wird. Die Anforderungen 
an den Umfang derartiger Analysen und Begründungen haben jedoch angemessen zu 
sein und dürfen keinesfalls eine (faktische) Sperrwirkung hinsichtlich einer Vergesellschaf-
tung etablieren. 

Die Argumentation im Abschlussbericht der Kommission ist im Übrigen aus ökonomischer 
Sicht an verschiedenen Stellen defizitär und oftmals nicht so differenziert, wie dies meines 
Erachtens wünschenswert wäre. 

b) Abstimmungsteilnahme / -verhalten
Bei den Abstimmungen zur Verhältnismäßigkeit (Abschnitt C.V) und zur Entschädigung 
(Abschnitt C.VI) habe ich nicht mitgestimmt bzw. mich enthalten, da meine Positionen und 
Argumentationswege weder in einem ausreichenden Ausmaß in den im Abschlussbericht 
dargestellten (Mehrheits-)Voten noch in den beiden Sondervoten zu diesen Themenge-
bieten abgebildet sind. Unabhängig davon stimme ich z. T. umfangreich mit wesentli-
chen Positionen in den beiden Sondervoten (insbesondere bei Punkt 1 im Sondervotum 
zur Verhältnismäßigkeit von Durner/Eichberger/Waldhoff) überein, aber teile bei einigen 
Fragestellungen auch die Positionen der Kommissionsmehrheit. Siehe hierzu auch die 
folgenden Punkte c und e.

1 Auf Basis der Ergebnisse dieser Analysen könnte dann unkompliziert eine in jedem Fall den verfassungs-
rechtlichen Anforderungen genügende Prüfung der Verhältnismäßigkeit einer Vergesellschaftung der Be-
stände großer privater, gewinnorientierter Wohnungsunternehmen vorgenommen werden; vgl. dazu auch 
Punkt c.
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Ich habe an den in der Kommission durchgeführten Abstimmungen zu einzelnen recht-
lichen Fragestellungen nur dann teilgenommen, wenn ich die entsprechende (juristische) 
Thematik nach meiner Einschätzung (als Nicht-Jurist) habe beurteilen können. In diesem 
Kontext habe ich an den Abstimmungen zu unions- und völkerrechtlichen Fragestellungen 
(Abschnitte G und H) nicht teilgenommen.

c) Anmerkungen zum Abschnitt zur Verhältnismäßigkeitsprüfung  
(Abschnitt C.V)

Nach meiner Beurteilung ist das Gebot der Verhältnismäßigkeit auch gegenüber einer 
Vergesellschaftungsgesetzgebung zur Anwendung zu bringen. Dies ist auch aus (insti-
tutionen-)ökonomischer Perspektive von erheblicher Bedeutung, um ein sinnvolles (und 
keinesfalls unangemessen niedriges) Ausmaß an Eigentums- und Investitionsschutz si-
cherzustellen, welches die Voraussetzung für das „gute Funktionieren“ einer sozialen 
Marktwirtschaft ist. Dabei sollte im Kontext der spezifischen grundgesetzlichen Regelung 
der Vergesellschaftung eine (gegenüber einer Enteignung nach Art. 14 Abs. 3 GG) modifi-
zierte Verhältnismäßigkeitsprüfung vorgenommen werden, die insbesondere neben spezi-
fischen Allgemeinwohlzielen zunächst ergänzend auch den (mit einer Vergesellschaftung 
zwingend einhergehenden) Entzug der Privatnützigkeit als eigenen Zweck (im Rahmen 
der Angemessenheitsprüfung) berücksichtigt und ferner dem Gesetzgeber (insbesondere 
im Rahmen der Erforderlichkeitsprüfung) erweiterte Einschätzungsprärogativen einräumt. 

In diesem Kontext stimme ich umfassend mit den Aussagen zu den „Voraussetzungen 
einer Vergesellschaftung nach Art. 15 GG“ (Punkt 1) im Sondervotum Durner/ Eichberger/
Waldhoff und der dort dargelegten Kritik an im Abschlussbericht enthaltenen Positionen 
überein, aber weise z.T. auch eine Nähe zu Positionen der Kommissionsmehrheit auf. Wie 
im Sondervotum Durner/Eichberger/Waldhoff angeführt, besteht jedoch rechtsgrund-
sätzlich keine wesentliche Diskrepanz der Standpunkte, die von der Kommissionsmehr-
heit im Abschlussbericht einerseits und im Sondervotum andererseits vertreten werden. In 
besonderer Weise unterstütze ich mit Bezug zu „normalen Wirtschaftsbereichen“ (wie bei-
spielsweise Chemieindustrie, Maschinen- und Anlagenbau, Elektrotechnik) die im Son-
dervotum Durner/Eichberger/Waldhoff vertretene Position, die (im Vergleich zur Position 
der Kommissionsmehrheit) eine tendenziell höhere Gewichtung des Eigentumsschutzes, 
schärfere Anforderungen an die Dringlichkeit einer Vergesellschaftung und die niedri-
gere Bewertung ihres Eigenwerts im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung verlangt. 
Nicht den „normalen Wirtschaftsbereichen“ zuzurechnen sind nicht zuletzt in aller Regel 
Infrastrukturangebote/-anlagen (wie z. B. Stromnetze, Gasspeicher, Offshore-Windparks, 
Fernwärmenetze/-systeme). In diesem Zusammenhang sei darauf verwiesen, dass im 
Sondervotum Durner/Eichberger/Waldhoff ebenfalls bei Infrastrukturanlagen differen-
zierte (und zwar reduzierte) Anforderungen an die Verhältnismäßigkeit von Vergesell-
schaftungen als grundsätzlich geboten angesehen werden. Dabei wird im Sondervotum 
Durner/Eichberger/Waldhoff explizit auf die geringere Bedeutung des Eigentumsschut-
zes bei Infrastrukturanlagen hingewiesen. 

Zur Frage der Verhältnismäßigkeit einer Vergesellschaftung der Wohnungsbestände der 
großen privaten Wohnungsunternehmen in Berlin sowie zu den diesbezüglichen (Mehr-
heits-) Positionen, die im Abschlussbericht dargestellt sind, merke ich Folgendes an:

 → Die Art und Weise, wie in dem Abschlussbericht Wirkungsprognosen (für den Fall 
einer Vergesellschaftung und dies im Abgleich mit einem BAU (business-as-usual)-
Szenario (ohne Vergesellschaftung)) vorgenommen werden, wird von mir umfang-
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reich nicht mitgetragen. Dies betrifft auch die Bezugnahme auf die von der Kommis-
sion durchgeführten Anhörungen im Abschlussbericht. 

 → Ich rate dem Gesetzgeber, der die Vergesellschaftung der Bestände großer Woh-
nungsunternehmen rechtlich umsetzen möchte, davon ab, die von der „Deutsche 
Wohnen & Co enteignen“ (DWE)-Initiative angegebenen Ziele „1:1“ zu übernehmen. 
Insbesondere (immobilien- und institutionen-)ökonomische Erkenntnisse sprechen 
z. T. für eine (etwas) andere Definition, Strukturierung und Gewichtung von Zielen. Als 
zentrale Ziele einer Vergesellschaftung könnten insbesondere eine Reduktion des 
(durchschnittlichen) Mietniveaus im vergesellschafteten Bestand im Vergleich zum 
BAU-Szenario sowie (damit einhergehend) eine Bereitstellung von günstigem Wohn-
raum für (besonders) Bedürftige sowie die Förderung von Umzügen von (zu) großen 
in kleine(re) Wohnungen definiert werden. Dabei erfordern die letztgenannten Ziele 
komplementäre („Art.-3-Abs.-1-GG-kompatible“) Ausgestaltungsentscheidungen 
bezüglich der Differenzierung von Miethöhen und der Belegungsrechte. Auch eine 
Vermeidung überhöhter Belastungen der Mieter/innen im Bereich der Betriebskos-
ten könnte sich anbieten, als Ziel definiert zu werden. Ferner kann mit einer Verge-
sellschaftung eine effektive Umsetzung von Nachverdichtungen im Bestand und von 
energetischen Sanierungsmaßnahmen sowie eine Wahl der (Asset- und Service-)
Qualität gemäß den (Qualitäts-Kosten-)Präferenzen der Mieter/innen angestrebt 
werden. Im Übrigen dürfte eine (zu) umfangreiche Einbindung der Mieterinnen und 
Mieter in Entscheidungen über die vergesellschafteten Bestände – wie im Sondervo-
tum Durner/Eichberger / Waldhoff angesprochen – aus verfassungsrechtlicher Sicht 
problematisch (bzw. unzulässig) sein. 

 → Hinsichtlich der Entwicklung des (durchschnittlichen) Mietniveaus im vergesellschaf-
teten Bestand im Vergleich zum BAU-Szenario rate ich – im Zusammenspiel mit 
(unkompliziert umsetzbaren) institutionenökonomischen Untersuchungen – beispiel-
hafte quantitative Analysen durchzuführen, die nicht zuletzt – unter der („Schwar-
ze-Null“-)Annahme, dass es keine Haushaltszuschüsse gibt und die zu leistende 
Entschädigungszahlungen vollumfänglich von den Mietern/innen im vergesell-
schafteten Bestand zu tragen sind – gerade auch die Interdependenzen zwischen 
der Entschädigungshöhe und der Mietenentwicklung beleuchten. Im Rahmen derar-
tiger Analysen kann und sollte auch die Eignung verschiedener Wege der Finanzie-
rung (im Sinne einer Kapitalaufnahme) bezüglich der zu leistenden Entschädigungs-
zahlungen untersucht werden. Ein (Grob-)Konzept für derartige Analysen, für deren 
Durchführung wohl Auftragnehmer einzubinden wären, ist in der Kommission (von 
mir in Abstimmung mit anderen Mitgliedern) erstellt worden und als Anhang dieser 
Stellungnahme beigefügt. Eine Beauftragung derartiger Analysen durch die Kom-
mission ist jedoch nicht erfolgt. Derartige Analysen dürften – institutionenökono-
mische Erkenntnisse und Erfahrungen aus (Rück-) Käufen von Wohnungsbeständen 
und Infrastrukturunternehmen durch die öffentliche Hand berücksichtigend – vor-
aussichtlich die Position unterstützen, dass als Folge einer Vergesellschaftung Miet-
reduktionen im Vergleich zum BAU-Szenario bei Festsetzung von Entschädigungs-
höhen erfolgen können, die die Anforderungen aus Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG erfüllen 
und mit eher geringen verfassungsrechtlichen Risiken behaftet sind. 

 → Ein Risiko hinsichtlich der Wirkungen einer Vergesellschaftung (insbesondere auf 
die Mietenentwicklung im Vergleich zum BAU-Szenario) liegt meines Erachtens in 
der konkreten („praktischen“) Umsetzung einer Vergesellschaftung. Diese Thematik 
konnte in der Kommission nicht in der Tiefe beleuchtet werden, die ich für geboten 
halte. Auch bezüglich dieses Aspekts rate ich dem Senat vertiefte Analysen durch-
zuführen, die vor allem juristische Expertise und „immobilienpraktische Erfahrun-
gen“ einbeziehen. 
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 → Auf Basis meines heutigen Wissensstandes gehe ich davon aus, dass eine Ver-
gesellschaftung der Wohnungsbestände großer privater Wohnungsunternehmen 
in Berlin wohl als verhältnismäßig einzustufen sein dürfte. Um als Gesetzgeber in 
einer verfassungskonformen Weise eine derartige Vergesellschaftung beschließen 
zu können, sind jedoch – wie vorstehend bereits mehrfach angesprochen und ange-
regt – noch weitere Betrachtungen anzustellen und Analysen durchzuführen. Die Er-
gebnisse der dabei durchgeführten Wirkungsprognosen sind – sofern dies denn die 
Analyseergebnisse „hergeben“ – zu verwenden, um die Verhältnismäßigkeit darzu-
legen. Die geforderten Analysen dürften – auch bei Beachtung angemessener An-
forderungen hinsichtlich ihrer Tiefe und Qualität – in einer überschaubaren Zeit (von 
z. B. vier bis sechs Monaten) umsetzbar sein. Es kann nicht erwartet werden, dass 
Analysen zu derartig komplexen ökonomischen Fragestellungen zu unumstrittenen 
Ergebnissen führen, was im Kontext der gebotenen Einschätzungsprärogative des 
Gesetzgebers grundsätzlich nicht problematisch ist. 

 
Mit Punkt 2 („Anwendung der Grundsätze auf Prüfung der Verhältnismäßigkeit der Ver-
gesellschaftung großer Wohnungsunternehmen in Berlin“) des Sondervotums Durner/
Eichberger/Waldhoff stimme ich damit in vielen wesentlichen Positionen überein. Nicht 
zuletzt teile ich die Position, dass „… die Kommission nach gegenwärtiger Erkenntnislage 
die Frage nach der Verhältnismäßigkeit der beabsichtigten Vergesellschaftung … nicht 
abschließend beantworten [kann]“. Eine Übereinstimmung meinerseits mit der Mehrheits-
position der Kommission besteht insofern, als ich aktuell erwarte, dass weitere Analysen 
wohl aufzeigen dürften, dass eine Vergesellschaftung der Wohnungsbestände großer pri-
vater Wohnungsunternehmen in Berlin als verhältnismäßig einzustufen ist.

d) Anmerkungen zum Abschnitt zur Gleichbehandlung / Größe des bewirt-
schafteten Bestands (Abschnitt E.II.3)

Eine Vergesellschaftung der Wohnungen von privaten (und damit gewinnorientierten) 
Wohnungsunternehmen in Berlin, deren Bestände eine (Bestands-)Grenze X erreichen 
bzw. überschreiten, ist (nach Ansicht der Kommission insgesamt und auch von mir) mit 
Art. 3 Abs. 1 GG (Gleichheitssatz) kompatibel. Allerdings stimme ich mit den Darstellun-
gen zu diesem Thema im Abschlussbericht der Kommission teilweise nicht überein und 
meines Erachtens wichtige Aspekte werden z.T. nicht oder unpräzise behandelt. Vor die-
sem Hintergrund stelle ich im Folgenden zunächst (in Punkt d.1) den von mir präferierten 
Weg zur Begründung der Bestandsgrenze X (genauer) dar, erläutere sodann (in Punkt d.2) 
den von mir bevorzugten Ansatz zum differenzierten Umgang mit „Sockelbeständen“ (bis 
zur Bestandsgrenze X) einerseits sowie „überschießenden Beständen“ (jenseits der Be-
standsgrenze X) andererseits und verweise abschließend (in Punkt d.3) auf die Rationali-
tät für eine spezielle Berücksichtigung von Neubauvorhaben. 

Den im Abschlussbericht dargestellten Positionen bezüglich der Ausnahmen für ge-
nossenschaftliche, landeseigene und gemeinnützige Wohnungsunternehmen (Abschnitt 
E.II.2) und bezüglich Stichtagsregelungen (Abschnitt E.II.3.c) stimme ich im Übrigen im 
Ergebnis zu. Dies gilt ebenso für die Position zur Beschränkung der Vergesellschaftung 
auf Großunternehmen (Abschnitt E.II.3.a), die meines Erachtens jedoch mit höheren ver-
fassungsrechtlichen Risiken behaftet ist als der im Folgenden (in Punkt d.1) thematisierte 
„Effizienz-Ansatz“.

d.1)  Begründung der Bestandsgrenze X über den „Effizienz-Ansatz“
Nach dem so genannten „Effizienz-Ansatz“ wird in einem ersten Schritt im Hinblick auf 
die Erreichung der mit einer Vergesellschaftung verfolgten (wesentlichen) Ziele unter Be-
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rücksichtigung der Ergebnisse einer (immobilien-)ökonomischen Analyse eine (Gesamt-)
Größenordnung der Wohnungen festgelegt, die vergesellschaftet werden sollen. Dabei 
sollte es im Übrigen bei einer Vergesellschaftung nach Art. 15 GG – wohl im Gegensatz 
zu einer Enteignung nach Art. 14 Abs. 3 GG – (verfassungs-) rechtlich unproblematisch 
sein, das Ziel einer Reduktion der (durchschnittlichen) Miethöhe im Vergleich zu einem 
BAU-Szenario mit Bezug zu breiten Bevölkerungskreisen zu definieren und z. B. auch die 
„Mittelschicht“ nicht unbedingt „auszuschließen“. Eine derartige Analyse sollte in einer 
überschaubaren Zeit (von maximal zwei bis drei Monaten) erstellbar sein und würde somit 
kaum zu einer Verzögerung bei der Vorbereitung einer Vergesellschaftung führen. Es kann 
nicht erwartet werden, dass eine derartige Analyse zu eindeutigen und unumstrittenen 
Ergebnissen führt. Jedoch dürfte für den Gesetzgeber eine nicht nur geringe Einschät-
zungsprärogative hinsichtlich der Größenordnung angemessen und verfassungsrechtlich 
gut begründet sein. 

Dieser „größenordnungsmäßig“ festgelegte Bedarf wird sodann in einem zweiten Schritt 
aus den Beständen der privaten (und damit gewinnorientierten) Unternehmen mit den 
größten Beständen in Berlin gedeckt. Ausgehend von dem Unternehmen mit dem größten 
Bestand, wird dabei solange das jeweils hinsichtlich des Wohnungsbestands nächstklei-
nere Unternehmen auch noch in den Kreis der Unternehmen einbezogen, deren Bestände 
vergesellschaftet werden, bis diese Zielgrößenordnung erreicht ist. Das letzte (und somit 
kleinste) auf diese Weise adressierte Unternehmen ist bedeutsam für die Bestandsgrenze 
X, ab deren Überschreiten die Bestände von einzelnen Unternehmen vergesellschaftet 
werden.2 Das dargestellte Vorgehen folgt einem Effizienz-Gedanken. Dabei ist der zen-
trale Aspekt, dass tendenziell die Kosten der Umsetzung der Vergesellschaftung einer 
bestimmten Anzahl an Wohnungen und der Integration dieser Wohnungen in eine ge-
meinwirtschaftliche Verwaltung umso geringer sind, je weniger Unternehmen diese Woh-
nungen (bislang) zugeordnet gewesen sind. Daher erfolgt die Vergesellschaftung einer 
bestimmten Anzahl an Wohnungen dann auf eine effiziente Weise, wenn dieser Bedarf 
von den größten Beständen aus absteigend gedeckt wird. Die Effizienzvorteile dieses 
Vorgehensansatzes können dabei sowohl in Form geringerer administrativer Kosten bei 
der Vergesellschaftungsumsetzung, die (wohl) aus öffentlichen (Haushalts-)Mittel abzu-
decken sind, als auch geringerer zukünftiger Mieten anfallen, was sich aus geringeren 
Kosten der (zukünftigen) Bestandsverwaltung ergeben kann. Das Vorgehen bei dem zwei-
ten Schritt weist im Übrigen noch einen weiteren Vorteil auf, der für eine verfassungs-
rechtliche Rechtfertigung im Rahmen der Angemessenheitsprüfung von Relevanz ist: Bei 
Unternehmen mit größeren Wohnungsbeständen dürfte die durch den Verlust einzelner 
Eigentumsgegenstände (Wohnungen) hervorgerufene Intensität des Eingriffs geringer zu 
veranschlagen sein als bei Personen, in deren Eigentum nur ein oder wenige Objekte ste-
hen. Bei diesen ist auch der personale Bezug, der aus verfassungsrechtlicher Sicht höchst 
bedeutsam für den Eigentumsschutz ist, deutlich ausgeprägter als bei großen Wohnungs-
unternehmen. 

Hinzuweisen ist auf gewisse (weitere) Interdependenzen zwischen dem Effizienz-Ansatz 
und der Verhältnismäßigkeitsprüfung. Umso größer die im ersten Schritt festgelegte (Ge-
samt-)Größenordnung der Wohnungen ist, die von der Vergesellschaftung adressiert wer-

2 Es kann sich anbieten, die Bestandsgrenze X, die auch für den folgend thematisiert Umgang mit Sockel-
beständen noch eine Relevanz haben wird, zwischen dem Bestand des ersten (und somit hinsichtlich des 
Bestands kleinsten) Unternehmens, das von der Vergesellschaftung erfasst wird, und dem letzten (und in-
sofern hinsichtlich des Bestands größten) Unternehmen festzulegen, das von der Vergesellschaftung 
(noch) nicht erfasst wird.
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den sollen, umso größer werden (absolut betrachtet) die intendierten Wirkungen sein. 
Allerdings werden dann auch eher hinsichtlich ihrer Bestände kleinere Unternehmen von 
dem Vergesellschaftungsvorhaben betroffen sein. Bei diesen (kleineren) Unternehmen 
wird das Verhältnis zwischen den intendierten Wirkungen und den (Umsetzungs-) Kosten 
ungünstiger und damit auch die Effizienz negativ beeinflusst. Derartige (untergeordnete) 
Aspekte werden im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung jedoch allenfalls im Rah-
men einer qualitativen Betrachtung und eher am Rande Berücksichtigung finden können.

d.2)  Vorschlag zum differenzierten Umgang mit „Sockelbeständen“ (bis zur Be-
standsgrenze X) einerseits und „überschießenden Beständen“ (jenseits der Bestands-
grenze X) andererseits
Das Ausmaß der Ungleichbehandlung zwischen Unternehmen, die die Bestandsgrenze 
X erreichen oder nicht erreichen, kann reduziert werden, in dem bei den von einer Ver-
gesellschaftung betroffenen Unternehmen ein differenzierter Umgang mit deren „Sockel-
beständen“ (bis zur Bestandsgrenze X) einerseits und „überschießenden Beständen“ 
(jenseits der Bestandsgrenze X) andererseits erfolgt. Auf diese Weise können verfassungs-
rechtliche Risiken bezüglich Art. 3 Abs. 1 GG reduziert werden. 

Die Kommissionsmehrheit plädiert – wie im Abschlussbericht dargestellt – dafür, auf eine 
physische Weise die Sockelbestände von einer Vergesellschaftung auszunehmen und an-
hand von Regeln (wie dem Gestehungsdatum von Gebäuden oder dem Erwerbsdatum 
von Grundstücken) Sockelbestände zu definieren bzw. zu identifizieren. Dieser Ansatz ist 
meines Erachtens mit den folgenden Nachteilen bzw. Herausforderungen und Risiken be-
haftet:

 → Es erscheint mir zweifelhaft (bzw. zumindest aktuell nicht sicher bestätigbar), dass 
Regeln definiert werden können, die zu einer eindeutigen Identifikation der Sockel-
bestände bei sämtlichen betroffenen Unternehmen führen. Damit einhergehend 
können verfassungsrechtliche Risiken vorliegen, denn Art. 15 GG erlaubt nur eine 
(in erster Linie auf Wirtschaftssektoren bezogene) „Legalvergesellschaftung“ (und 
keine auf Einzelobjekte bezogene „Administrativvergesellschaftung“). Vor diesem 
Hintergrund dürfen für eine Verwaltung, die ggf. in die Umsetzung einer Vergesell-
schaftung einbezogen wird, grundsätzlich keine Spielräume bei der Auswahl der zu 
vergesellschaftenden Objekte bestehen. 

 → Nach dem von der Kommissionsmehrheit befürworteten Ansatz ist es denk-
bar, dass Bestände in einzelnen Gebieten und Quartieren „auseinandergeris-
sen“ werden. In einem Quartier könnten bei Anwendung der definierten „Sor-
tierungsregel“ einige Wohnungen bzw. Gebäude dem Sockelbestand und 
andere dem überschießenden Bestand zugeordnet werden. Dies dürfte zu hö-
heren Kosten sowohl bei der Umsetzung der Vergesellschaftung als auch bei 
der anschließenden (separaten) Verwaltung der Wohnungen führen. Dies wür-
de im Übrigen wiederum (aber ggf. auch nur in einem geringen Ausmaß) die Er-
reichung der mit einer Vergesellschaftung verfolgten Ziele beeinflussen und 
wäre daher im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung zu berücksichtigen. 

Vor diesem Hintergrund rege ich an ernsthaft in Betracht zu ziehen, auf die folgende Wei-
se eine finanzielle Differenzierung bei der Entschädigungshöhe unter Berücksichtigung 
des Gesamtbestands und der Bestandsgrenze X bei den einzelnen Unternehmen vorzu-
nehmen, deren Bestände vergesellschaftet werden:
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 → Bei den betroffenen Unternehmen werden für deren gesamten Bestände jeweils so-
wohl der Verkehrswert als auch der unterhalb des Verkehrswerts festgesetzte „nor-
male Entschädigungswert“ ermittelt. 

 → Mit Bezug zu den Gesamtbeständen der einzelnen betroffenen Unternehmen wird 
die Gesamtentschädigungshöhe durch die gewichtete Berücksichtigung dieser bei-
den Werte festgelegt. Dabei geht bei den einzelnen Unternehmen der Verkehrswert 
des jeweiligen Gesamtbestands mit dem Faktor X/Gesamtbestand gewichtet sowie 
der normale (gegenüber dem Verkehrswert reduzierte) Entschädigungswert des je-
weiligen Gesamtbestands mit dem Faktor (Gesamtbestand – X)/X gewichtet in die 
jeweilige Gesamtentschädigungshöhe ein. 

 → Für die einzelnen Unternehmen kann aus der jeweiligen Gesamtentschädigungs-
höhe und dem Verkehrswert des jeweiligen Gesamtbestands ein Quotient ermittelt 
werden, der zu verwenden ist, um (im Bedarfsfall) die konkrete Entschädigungshöhe 
für ein einzelnes Objekt des entsprechenden Unternehmens zu ermitteln, in dem 
dieser Quotiert mit dem Verkehrswert des entsprechenden Objekts multipliziert wird.  

Diesem Ansatz kann entgegengehalten werden, dass Art. 14 Abs. 1 GG auf einen Ei-
gentumsschutz in Form von Bestandsschutz und nicht von Wertschutz abzielt und da-
her durch die vorgeschlagene (finanzielle) Differenzierung der Entschädigungshöhe das 
Ausmaß der Ungleichbehandlung zwischen Unternehmen, deren Bestände unterhalb der 
Bestandsgrenze X liegen, aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht effektiv reduziert wird. 
Allerdings dürfte im Lichte der hier relevanten Art.-3-Abs.-1-GG-Thematik ein Wertschutz 
eine andere Bedeutung aufweisen als bei „originären Art.-14-GG-Themen“. Vor diesem 
Hintergrund ist der vorgestellte „Ansatz zur finanziellen Differenzierung“ nach meiner 
aktuellen Einschätzung letztendlich am besten geeignet, sowohl das Ausmaß der Un-
gleichbehandlung zwischen Unternehmen, deren Bestände von der Vergesellschaftung 
betroffenen sind oder nicht betroffen sind, zu reduzieren als auch die mit einer Vergesell-
schaftung verfolgten Ziele zu erreichen. 

d.3)  Rationalität für eine spezielle Berücksichtigung von Neubauvorhaben
Der Effizienz-Ansatz könnte unkompliziert um eine Komponente erweitert werden, mit der 
in den vergangenen Y (z. B. 20) Jahren neu errichtete Wohnungen in den Beständen der 
Unternehmen, die von dem Vergesellschaftungsvorhaben erfasst werden, gesondert und 
aus Eigentümerperspektive in finanzieller Hinsicht bevorzugt berücksichtigt würden. Zu-
nächst könnte die Entschädigung für diese Neubauvorhaben stets in Höhe der Verkehrs-
werte erfolgen. Alternativ wäre denkbar, für einzelne Neubauvorhaben die Entschädigung 
in einer Höhe festzusetzen, die zwischen dem Verkehrswert und der normalen (reduzier-
ten) Entschädigungshöhe liegt und in Abhängigkeit von deren jeweiligem konkreten Alter 
zwischen diesen beiden Polen festzusetzen ist. Für die restlichen Bestände der Unter-
nehmen wäre die Entschädigungshöhe in der unter den Punkten d.1 und d.2 dargestellten 
(üblichen) Weise zu ermitteln. Jedoch wäre bei den vorzunehmenden Rechenoperationen 
bei den einzelnen Unternehmen ein (individuell) modifizierter Gesamtbestand anzuset-
zen, der um die Anzahl der Neubauvorhaben des jeweiligen Unternehmens reduziert ist. 

Durch diese Modifikation des Effizienz-Ansatzes könnte sichergestellt werden, dass In-
vestoren in Neubauvorhaben in wirtschaftlicher Hinsicht besonders geschützt sind. Ein 
derartiger Investitionsschutz ist bei einer dynamischen Betrachtung aus gesamtwirt-
schaftlicher Sicht tendenziell grundsätzlich sehr positiv zu beurteilen. Traditionell werden 
Neubaumaßnahmen in Deutschland regelmäßig für begrenzte Zeitdauern von Regulie-
rungen nicht oder in abgeschwächter Weise adressiert, wenn diese deren wirtschaftliche 
Performance relevant beeinträchtigen könnten. Eine derartige Bevorzugung von in der 
jüngeren Vergangenheit realisierten Neubauwohnungen im Rahmen des Vergesellschaf-
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tungsvorhabens könnte auch als ein Beitrag angesehen werden, mögliche negative Aus-
wirkungen auf die Neubauaktivitäten privater Investoren im Berliner Wohnungsmarkt zu 
vermeiden bzw. zu minimieren. Vor diesem Hintergrund besteht meines Erachtens eine 
hohe Rationalität für eine derartige spezielle Berücksichtigung von in den letzten Y (z. B. 
20) Jahren neu errichteten Wohnungen in den Beständen der Unternehmen, die von einer 
Vergesellschaftung betroffen sind.

e) Anmerkungen zum Abschnitt zur Entschädigung (Abschnitt C.VI)
Folgend gehe ich zunächst (in den Punkt e.1 bis e.4) auf grundsätzliche Fragen bezüglich 
der Bestimmung der Entschädigung bei Vergesellschaftungen ein, bevor ich dann konkret 
die Entschädigung bei einer Vergesellschaftung der Wohnungsbestände großer privater 
Wohnungsunternehmen in Berlin (in den Punkten e.5 bis e.7) thematisiere. Abschließend 
(in Punkt e.8) ordne ich übergreifend meine Positionierungen in Relation zu den (Mehr-
heits-) Positionen im Abschlussbericht und den Positionen im Sondervotum zur Entschädi-
gung von Durner/Eichberger/Waldhoff ein. 

e.1)  (Übliche) Konstellationen bei Enteignungen nach Art. 14 Abs. 3 S. 1 und 2 GG 
zum einen sowie Vergesellschaftungen zum anderen
Enteignungen nach Art. 14 Abs. 3 S. 1 und 2 GG werden üblicherweise vorgenommen, 
weil für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben (wie die Bereitstellung einer Straße) eine be-
stimmte Eigentumsposition (wie ein konkretes Grundstück, über das die neue Straße zu 
verlaufen hat) erforderlich ist. Dies hat für die gemäß Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG vorzunehmen-
de Interessensabwägung bei der Festsetzung folgende Implikationen:

 → Der von der Enteignung Betroffene hat regelmäßig grundsätzlich ein Interesse an 
einer Entschädigung (zumindest) in Höhe des Verkehrswertes. 

 → Das Sonderopfer des von der Enteignung Betroffenen wiegt besonders schwer bei 
der Abwägung mit dem Interesse der Allgemeinheit. 

 → Dem Interesse der Allgemeinheit ist bereits genüge getan, wenn der Betroffene sei-
ne Machtposition, die er innehat, weil (s)eine konkrete Eigentumsposition (hier das 
Grundstück für den Bau einer Straße) benötigt wird, nicht ausnutzt bzw. nicht aus-
nutzen kann. Eine Entschädigung in Höhe des Verkehrswertes bedeutet, dass der 
(bisherige) Eigentümer die aufgezeigte Machtposition nicht ausnutzen kann.

 → Man kommt im Regelfall schnell zu dem Punkt, dass der Verkehrswert das ange-
messene Ergebnis der in Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG geforderten Abwägung zu sein hat.

 
Vergesellschaftungen nach Art. 15 GG werden in der Regel in anderen Konstellationen 
in Betracht gezogen werden als die Konstellationen, die bei „üblichen“ Enteignungen 
vorliegen, die seit Jahrzehnten auf Basis von Art. 14 Abs. 3 S. 1 und 2 GG durchgeführt 
werden. Die bisherige Rechtsprechung zu Entschädigungen bei Enteignungen bezieht 
sich (wohl nahezu ausnahmslos, aber zumindest weit überwiegend) auf derartige Enteig-
nungen. Dies bedeutet keinesfalls, dass die bisherige Rechtsprechung keinerlei relevante 
Maßgaben und Hinweise für die Ausgestaltung der ebenfalls gemäß Art 14 Abs. 3 GG 
festzulegenden Entschädigung bei Vergesellschaftungen gibt. Jedoch sind unbedingt 
auch die Grenzen von der Übertragbarkeit dieser Rechtsprechung zu berücksichtigen, 
da üblicherweise (bei Vergesellschaftungen) andere Konstellationen vorliegen (als bei 
Enteignungen in den üblichen Konstellationen). 
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e.2)  Vergesellschaftungen im Kontext von wirtschaftlicher Macht und die Festsetzung 
der Entschädigungshöhe gemäß Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG
Vergesellschaftungen nach Art. 15 GG dürften vielfach in Betracht gezogen werden, weil 
private (und damit gewinnorientierte) Unternehmen über (zumindest) wirtschaftliche Macht 
verfügen. Diese Macht kann bei Anbietern aufgrund eines stabilen Nachfrageüberhangs 
im Kontext einer relativ unelastischen Nachfrage und eines nur langsam ausdehnbaren 
Angebots vorliegen. Auch in Vertragsbeziehungen können aufgrund von Kontrahierungs-
problemen relevante Machtprobleme bestehen. Regulierungen wie die (Monopol-)Re-
gulierung von monopolistischen Infrastrukturanbietern können aus (institutionen-)ökono-
mischer Perspektive als Vertragskonstellationen eingeordnet werden, in denen von den 
Regulierungen adressierte Unternehmen aufgrund von Kontrahierungsproblemen in ge-
wisser Hinsicht über wirtschaftliche Macht verfügen. Auch die Adressierung von (ggf. auf 
„überhitzten“ Wohnungsmärkten in Ballungsräumen agierenden) Vermietern durch das 
Mietrecht kann als Regulierung eingeordnet werden. Mit derartigen (unvollkommenen) 
Regulierungen einhergehend werden den privaten Unternehmen Überrenditen zufließen; 
außerdem werden Fehlanreize vorliegen, die zu aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ineffi-
zienten unternehmerischen Entscheidungen führen werden, sowie (unnötig hohe) Trans-
aktionskosten anfallen. 

Durch Regulierungen, die im Lichte des Art. 14 Abs. 2 GG Inhalts- und Schrankenbestim-
mungen für die adressierten Unternehmen darstellen, bzw. durch die Ausgestaltung die-
ser Regulierungen kann zwar angestrebt werden, der wirtschaftlichen Macht entgegenzu-
wirken, aber dies gelingt – wie angesprochen – regelmäßig nur in einer unvollkommenen 
Weise. Daher kann sich eine Bereitstellung der entsprechenden Güter und Leistungen 
durch einen gemeinwirtschaftlich ausgerichteten Anbieter u.U. als effizienter erweisen als 
durch regulierte private Unternehmen. Diese Überlegungen korrespondieren mit grundle-
genden Erkenntnissen der Neuen Institutionenökonomik im Allgemeinen und der Transak-
tionskostentheorie im Speziellen. Vor diesem Hintergrund können Vergesellschaftungen 
– hier aus Gründen der Verschlankung der Argumentation von Übergangseffekten und 
dynamischen Anreizwirkungen abstrahierend – in bestimmten Situationen u. U. im Lichte 
(institutionen-) ökonomischer Erkenntnisse vorteilhaft zu beurteilen sein. 

Es widerspricht allerdings dem Grundgedanken von Vergesellschaftungen als Mittel zur 
Adressierung bzw. Beseitigung des Problems der Macht von privaten Unternehmen (und 
damit einhergehend auch dem in Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG vorgegebenen Interessensaus-
gleich bei der Festsetzung der Entschädigung) diametral, wenn Entschädigungszahlun-
gen in einer Höhe festgesetzt werden, mit der faktisch der Barwert einer zukünftigen Aus-
übung wirtschaftlicher Macht (infolge einer fehlenden oder infolge einer zu schwachen 
und/oder ineffektiven Regulierung), die im Falle der Nicht-Vergesellschaftung („BAU-Sze-
nario“) erfolgen könnte, ausgezahlt wird. 

Dies vorausgeschickt dürfte im Regelfall bei (aufgrund von wirtschaftlicher Macht vor-
genommenen) Vergesellschaftungen eine Entschädigungshöhe auch bei Berücksichti-
gung der Interessen der bisherigen Eigentümer grundsätzlich nicht unangemessen nied-
rig sein, die bei einer Discounted-Cash-Flow(DCF)-Berechnung als (Bar-)Wert ermittelt 
wird, bei der von hypothetischen Einnahmen und Ausgaben ausgegangen wird, die bei 
verfassungskonform entschädigungsfrei implementierbaren (hypothetischen) Inhalts- und 
Schrankenbestimmungen als Regulierung anfallen würden, mit denen der wirtschaft-
lichen Macht in einer möglichst geeigneten Weise entgegengewirkt wird. Dabei wäre 
von einer effektiven Implementierbarkeit der entsprechenden Regulierung auszugehen, 
so dass die adressierten Unternehmen (lediglich) eine als legitim angesehene Rendite 
erzielen könnten, aber es würde (realitätsfern) davon abstrahiert, dass bei der praktischen 
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Implementierung einer entsprechenden Regulierung Überrenditen infolge von Kontrahie-
rungsproblemen und Wissensdefiziten auf Seiten des Regulierers anfallen dürften.3

Somit können hypothetische entschädigungsfreie Inhalts- und Schrankenbestimmungen 
(„heISB“), die sowohl zur Begrenzung wirtschaftlicher Macht führen als auch die legitimen 
(Rendite-/Gewinn-) Interessen der betroffenen Unternehmen berücksichtigen, hilfreiche 
Hinweise bezüglich der Festsetzung der Entschädigung bei Vergesellschaftungen geben. 
Insbesondere bei Infrastrukturangeboten bzw. -anlagen (wie z. B. Stromnetzen, Offshore-
Windkraftwerken, Fernwärmenetzen, Gasnetzen) dürften derartige Wertermittlungen mit 
Bezug zu heISB oftmals relativ unkompliziert durchzuführen sein. Dies ist nicht zuletzt eine 
Folge davon, dass die Heterogenität bei derartigen Anlageobjekten relativ begrenzt ist 
bzw. dass heISB in einer relativ „transaktionskostenarmen“ Weise so (differenziert) aus-
gestaltet werden können, dass die individuelle Situation der einzelnen Betroffenen und 
deren legitime wirtschaftliche Interessen adäquat (und „Art.-3-Abs.-1-GG-kompatibel“) 
bedacht werden. In Wirtschaftsbereichen, die sich durch eine größere Heterogenität aus-
zeichnen, wird dies so nicht unbedingt möglich sein. 

Wenn Wertermittlungen mit Bezug zu heISB, die auch die individuelle wirtschaftliche 
Situation von einzelnen Betroffenen in einer akzeptablen Weise berücksichtigen, rela-
tiv gut möglich sind, dann werden auf dieser Basis festgesetzte Entschädigungshöhen 
i.d.R. den großen Vorteil aufweisen, dass die Gewährleistung des Rechtsschutzes für die 
betroffenen Unternehmen recht effektiv möglich ist. Denn sowohl die Maßstäbe für die 
Festsetzung der Entschädigung als auch deren Anwendung können relativ unkompliziert 
nachvollziehbar im Rahmen bzw. im Vorfeld einer legislativen Vergesellschaftungsent-
scheidung dargelegt werden. Ferner können einerseits Wertermittlungen bezüglich eines 
BAU-Szenario (ohne Implementierung der entsprechenden heISB) und andererseits Ab-
schätzungen der Vorteile der heISB aus Sicht der Nachfrager als (potentiellen) Profiteuren 
einer Vergesellschaftung relativ einfach ermittelt und dann bei einer Interessenabwägung 
berücksichtigt werden.

Angemerkt sei, dass zwar heISB bei Vergesellschaftungen in verschiedenen Wirtschaftsbe-
reichen wohl relevante Hinweise für die Interessenabwägung gemäß Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG 
geben dürften. Allerdings können dann zweifellos – zumindest ergänzend – auch diverse 
weitere Aspekte bedeutsam für diese Abwägung sein. Von begrenzter Relevanz kann der 
Rückgriff auf heISB bei der Festsetzung von Entschädigungen bei Vergesellschaftungen 
insbesondere sein, wenn (von einer Vergesellschaftung) Betroffene nicht in erster Linie 
finanzielle Interessen verfolgen, sondern aus anderen Gründen (wie z. B. familiären Tra-
ditionen, Religionsausübung, Möglichkeit zur selbstständigen Ausübung des Berufs) „an 
ihrem Eigentum hängen“ und in diesem Zusammenhang ggf. auch Eingriffe in weitere 
Grundrechte (wie z. B. Art. 12 Abs. 1 GG) eine relevante Rolle spielen.

Abschließend hingewiesen sei auf die Diskrepanz zwischen der hier vertretenen Position, 
nach der heISB für die Bestimmung der Entschädigung bei (wirtschaftliche Machtprob-
leme adressierenden) Vergesellschaftungen „nutzbar“ gemacht werden können, und der 
diesbezüglichen (konträren) Position im Sondervotum Durner/Eichberger/Waldhoff.

3 Sofern also bereits eine („optimale“) Regulierung implementiert ist, mit der wirtschaftlicher Macht in einer 
möglichst geeigneten Weise entgegengewirkt wird, sind lediglich die Annahmen zu Einnahmen und Aus-
gaben insofern anzupassen, als (realitätsfern) eine perfekt funktionierende Regulierung unterstellt werden 
kann und damit dem regulierten Unternehmen keine Informationsrenten etc. zugestanden werden.
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e.3)  Verkehrswert als Ausgangspunkt und/oder Abwägungsaspekt bei der Festset-
zung der Entschädigungshöhe?
Im Rahmen der in Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG geforderten Interessensabwägung dürfte es in al-
ler Regel zwingend erforderlich sein, dass auch der Wert einer Eigentumsposition aus Be-
troffenen-Sicht im BAU-Szenario (keine Vergesellschaftung) berücksichtigt wird, welcher 
grundsätzlich dem Verkehrswert entspricht. Allerdings folgt aus der geforderten Interes-
sensabwägung meines Erachtens keinesfalls zwangsläufig, dass die Entschädigungshöhe 
durch Abschläge vom Verkehrswert ermittelt werden muss. Vielmehr kann dafür auch ein 
anderes Verfahren angewendet werden. Aber das dabei erzielte Ergebnis ist unbedingt 
in Relation zum Verkehrswert im Rahmen der Interessensabwägung zu berücksichtigen. 

Für grundsätzlich vertretbar halte ich es, wenn bei einer Vergesellschaftung, die eine Viel-
zahl von Objekten und (bisherige) Eigentümer adressiert, auf einer vorgelagerten Stufe 
abstrakt (ohne Bezug zum Einzelfall) geprüft wird, wie die bei einem bestimmten Verfah-
ren zur Ermittlung von Entschädigungshöhen erzielten Ergebnisse in Relation zu Verkehrs-
werten stehen (sowie aus Sicht der Allgemeinheit zu beurteilen sind) und ob mit diesem 
Verfahren die in Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG geforderte Interessensabwägung gelingt. Die 
Ermittlung der konkreten Entschädigungshöhen in den Einzelfällen kann sich dann auf die 
Anwendung des entsprechenden Verfahrens beschränken (und es hat keine Verkehrswert-
ermittlung im Einzelfall zu erfolgen). Allerdings dürfte dieses Vorgehen nur dann verfas-
sungskonform sein, wenn das entsprechende (Ermittlungs-) Verfahren der Heterogenität 
der Konstellationen in einem ausreichenden Ausmaß Rechnung trägt.4 

e.4)  Entschädigung bei Enteignungen einerseits sowie Vergesellschaftungen ande-
rerseits sowie (weitere) Diskrepanzen zwischen Mehrheitspositionen und Sondervo-
tum
Während gemäß dem Sondervotum Durner /Eichberger/Waldhoff „… die für eine Ver-
gesellschaftung gebotene Entschädigung in begrenztem Umfang größere Abschlä-
ge gegenüber dem Verkehrswert zulassen [könnte] als bei einer Entschädigung nach 
Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG“, werden im Abschlussbericht, der die Mehrheitspositionen in 
der Kommission wiedergibt, deutlich andere Ergebnisse bezüglich der Entschädigung bei 
einer Vergesellschaftung im Vergleich zu einer Enteignung nach Art. 14 Abs. 3 Satz 3 GG 
für vertretbar gehalten. Zu diesem inhaltlichen Konflikt merke ich Folgendes an:

 → Bei Vergesellschaftungen, die – wie oben stehend unter den Punkten e.1 und e.2 
thematisiert – das Problem wirtschaftlicher Macht adressieren, sind andere Ansätze 
zur Bestimmung der Entschädigungshöhe verfassungskonform als bei den Enteig-
nungen in den üblichen Konstellationen, die im Hinblick auf die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben erfolgen. Allerdings können grundsätzlich auch Enteignungen nach Art. 
14 Abs. 3 S. 1 und 2 durchgeführt werden, um das Problem wirtschaftlicher Macht 
zu adressieren. Dann wird die in Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG geforderte Interessensab-
wägung ebenso zu anderen Ergebnissen führen als bei den üblichen Enteignungs-
konstellationen. 

 → Eine wesentliche Frage ist somit, ob und inwieweit in einer derartigen identischen 
Konstellation sich die Entschädigungen bei einer Vergesellschaftung und einer Ent-
eignung zu unterscheiden haben bzw. sich unterscheiden können. 

4 Dieser Aspekt wird in dem als Anhang beigefügten „(Grob-)Konzept bezüglich der Ausgestaltung und 
Umsetzung von beispielhaften (‘synthetischen‘) Kalkulationen zu Entschädigungshöhen und Mietenent-
wicklungen im Falle einer Vergesellschaftung großer Wohnungsunternehmen“ im Übrigen in Arbeitsschritt 
2b adressiert.
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 → Insofern in einer derartigen Konstellation bei Enteignungen im Rahmen der Interes-
sensabwägung nach Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG bereits die Interessen der Allgemeinheit 
ein (angemessen) großes Gewicht haben, erscheint mir die Position im Sondervo-
tum Durner/Eichberger/Waldhoff grundsätzlich plausibel. 

 
Nicht wenige der im Abschlussbericht (in den Abschnitten C.VI.3.b und C.VI.3.c) darge-
stellten Überlegungen bezüglich (möglicher) Ansätze zur Bestimmung der Entschädigung 
bei Enteignungen und Vergesellschaftungen, die von Mehrheiten in der Kommission ge-
tragen werden, berücksichtigen meines Erachtens nur unzureichend (also nicht in der 
in Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG geforderten Weise) auch die Interessenslage der betroffenen 
Eigentümer. Entsprechender Kritik im Sondervotum Durner/Eichberger/Waldhoff schlie-
ße ich mich daher vom Grundsatz her an. Unabhängig davon sind in Sondersituatio-
nen (wie Krisen und Notzeiten, kriegerischen Konflikten) sicherlich andere Maßstäbe für 
die Bestimmung von Entschädigungen verfassungskonform als in „Normalzeiten“. Ab-
schließend angemerkt sei, dass es äußerst schwierig ist, auch für (mögliche) Vergesell-
schaftungen in „Normalzeiten“ vorauszusehen, welche besonderen und ggf. gewichtigen 
Aspekte im Einzelfall vorliegen könnten, die im Rahmen der Interessensabwägung ge-
mäß Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG zu berücksichtigen sein würden. 

e.5)  Bestimmung von Entschädigungen bei Vergesellschaftung von Wohnungsbe-
ständen in Berlin: Grundsätzliche Herausforderungen und Vorgehensvorschlag
Die verfassungskonforme Festsetzung von Entschädigungen im Falle einer Vergesellschaf-
tung der Wohnungsbestände großer privater Wohnungsunternehmen in Berlin stellt eine 
extrem große Herausforderung dar. Diese Herausforderung besteht nicht zuletzt aufgrund 
der Verbindung zwischen der Entschädigungshöhe und der Verhältnismäßigkeitsprüfung, 
welche bereits unter Punkt c angesprochen worden ist. Davon ausgehend, dass eine für 
die Verwaltung der vergesellschafteten Bestände zu gründende AöR, die die Entschädi-
gungszahlungen an die bisherigen Eigentümer zu leisten hat und sich hierfür verschuldet, 
keinerlei Haushaltszuschüsse erhält („Schwarze-Null-Annahme“) und somit sämtliche 
Zins- und Tilgungszahlungen aus den Mieteinnahmen abzudecken hat, beeinflusst die 
Höhe der Entschädigung direkt das zukünftige Mietenniveau im vergesellschafteten Be-
stand.5 Wenn eine Reduktion des (durchschnittlichen) Mietenniveaus im vergesellschaf-
teten Bestand als Ziel einer Vergesellschaftung definiert ist, unterstützt eine geringere 
Entschädigung die Erreichung dieses mit der Vergesellschaftung verfolgten Ziels. 

Eine konkrete Befassung mit der Frage der Festsetzung der Höhe der Entschädigung für 
den Fall der Vergesellschaftung von Wohnungsbeständen großer privater Wohnungs-

5 Es dürfte sich – aber auch dies sollte noch vertieft beleuchtet werden – wohl anbieten, dass das Land Ber-
lin der AöR das Kapital für die Leistung der Entschädigungszahlungen an die von einer Vergesellschaf-
tung Betroffenen zur Verfügung stellt. Die Schuldenbremsen des Bundes und des Landes stehen einer da-
für erforderlichen Kapitalaufnahme des Landes und einer Weiterleitung des Kapitals (im Rahmen einer 
finanziellen Transaktion) nicht entgegen. Die AöR hätte dem Land Berlin jährlich Zinszahlungen (in Höhe 
von dessen Kapitalkosten) bezüglich des ausstehenden Kapitals zu leisten und über einen zu definieren 
Zeitraum (von z. B. 30, 40 oder 50 Jahren) seine Schulden zurückzuzahlen. Als eine (von mehreren mögli-
chen) Risikomanagement-Maßnahme(n) auf Seiten der AöR könnte ggf. eine zeitliche Flexibilität hinsicht-
lich des Rückzahlungszeitraums vorgesehen werden. Insofern sich durch die erhöhte Kapitalaufnahme des 
Landes Berlin dessen Finanzierungskonditionen verschlechtern, könnte die entsprechenden Mehrkosten 
der AöR berechnen. Dies könnte unkompliziert über die Vereinbarung entsprechend angepasster (erhöh-
ter) Zinskonditionen erfolgen. Im Übrigen ist von der in Abschnitt C.VI.2 des Abschlussberichts themati-
sierten Entschädigung der von einer Vergesellschaftung Betroffenen durch Schuldverschreibungen deut-
lich abzuraten. Diese Art der Leistung der Entschädigung würde tendenziell zu unnötigen 
Mehrbelastungen führen, die letztendlich das Mietenniveau in den vergesellschafteten Beständen negativ 
beeinflussen würde.
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unternehmen in Berlin könnte meines Erachtens umfangreich erleichtert und unterstützt 
werden, indem zunächst durch modellbasierte Analysen „herausgearbeitet“ wird, wie 
sich verschiedene Ansätze zur Festsetzung der Entschädigung konkret auswirken. Da-
bei wären jeweils die sich ergebenden Entschädigungshöhen, die in Relation zum Ver-
kehrswert zu stellen sind, und das sich einstellende durchschnittliche Mietenniveau, das 
in Relation zum Mietenniveau in einem BAU-Szenario (keine Vergesellschaftung) zu inter-
pretieren wäre, von besonderem Interesse. Unter Rückgriff auf die Ergebnisse dieser Ana-
lysen wäre dann mit Bezug zu den verschiedenen betrachteten Ansätzen zur Festsetzung 
der Entschädigung zu prüfen, inwieweit die Interessen der Betroffenen und der (an einem 
niedrigen Mietenniveau interessierten) Allgemeinheit jeweils angemessen berücksichtigt 
wären. Ein (Grob-) Konzept für derartige Analysen ist – wie bereits unter Punkt c erwähnt 
– als Anhang beigefügt. 

Vor diesem Hintergrund rate ich, gemäß dem beigefügten (Grob-) Konzept oder in Anleh-
nung an dieses Analysen durchzuführen und sich sodann konkret(er) mit der Festsetzung 
von Entschädigungen im Falle einer Vergesellschaftung der Wohnungsbestände großer 
privater Wohnungsunternehmen in Berlin zu befassen. Aktuell sehe ich mich nicht in der 
Lage, konkrete(re) Empfehlungen auszusprechen.

e.6)  Kritik bezüglich des Vorschlags der hypothetischen Verkehrswertermittlung bei 
Annahme einer öffentlichen Wohnraumbewirtschaftung
Im Abschlussbericht wird (in Abschnitt C.VI.3.b) erwogen, eine öffentliche Wohnungsbe-
wirtschaftung als heISB anzunehmen und dabei „… von Mieten in der Höhe auszugehen, 
die in Ansehung der Bezahlbarkeit für kleine und mittlere Einkommen auch nach der Ver-
gesellschaftung angesetzt werden sollen.“ Auf Basis dieser Annahme solle sodann eine 
(Verkehrs-) Wertermittlung bezüglich der Wohnungsbestände erfolgen und das Ergebnis 
wäre als Entschädigungssumme anzusetzen. 

Angemerkt sei, dass dieser im Abschlussbericht diskutierte Vorschlag nicht kompatibel 
ist mit dem oben stehend (unter Punkt e.2) präsentierten Vorschlag der Festsetzung der 
Entschädigung auf Basis einer Wertermittlungen mit Bezug zu heISB. Denn bei dem unter 
Punkt e.2 präsentierten Vorschlag wird bei der Definition der heISB explizit berücksichtigt 
und angestrebt, dass Betroffene infolge bzw. trotz heISB eine angemessene Rendite er-
halten würden. Bei dem Abschlussbericht enthaltenen Vorschlag scheint die Sichtweise 
der von einer Vergesellschaftung Betroffenen keinesfalls in gleicher Weise berücksichtigt 
zu werden. Vielmehr werden die heISB mit Bezug zu den Interessen der Mieter mit kleinen 
und mittleren Einkommen festgesetzt. Auf eine Berücksichtigung der Interessen der Be-
troffenen gibt es keine Hinweise.

Aufgrund der sehr heterogenen Eigenschaften von Wohnungsbeständen ist mir im Üb-
rigen noch unklar, welches Potential der unter Punkt e.2 präsentierte Ansatz zur Bestim-
mung von Werten und Entschädigungshöhen mit Bezug zu heISB für Vergesellschaftungen 
im Bereich der Wohnungswirtschaft hat. Dies sollte ggf. im Rahmen vertiefter Untersu-
chungen zur Entschädigungsfragen betrachtet werden.

e.7)  (Weitere) spezifische Fragestellungen mit Bezug zu einer Vergesellschaftung der 
Wohnungsbestände großer privater Wohnungsunternehmen in Berlin
Im Abschlussbericht und im Sondervotum Durner/Eichberger/Waldhoff wird der Umgang 
mit Folgeschäden diskutiert, die bei (unmittelbar und mittelbar) von einer Vergesellschaf-
tung betroffenen Unternehmen in Folge des Eigentumsentzuges entstehen. Hierzu merke 
ich Folgendes an: 
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 → Aus einer ökonomischen Perspektive erscheint mir die im Sondervotum Durner/
Eichberger/Waldhoff vertretene Position sehr plausibel, dass grundsätzlich die Fol-
geschäden, die bei einem nur mittelbar betroffenen (Mutter-) Unternehmen anfallen, 
genauso zu berücksichtigen sind wie solche, die bei einem unmittelbar betroffenen 
Unternehmen entstehen, dessen Grundstücke vergesellschaftet werden. 

 → Auch bei (freiwilligen) Immobilien-Transaktionen zwischen privaten Marktakteuren 
fällt bei den involvierten Unternehmen Einmalaufwand in Form von z. B. Auftren-
nungs- und Restrukturierungsaufwand an. Dieser Aufwand ist von den beteiligten 
Akteuren eigenständig zu tragen und in den Kauf- bzw. Verkaufspreis „eingepreist“; 
damit ist dieser Einmalaufwand auch in Verkehrswerten „enthalten“. Es erscheint 
grundsätzlich nicht geboten, im Falle von Vergesellschaftungen derartigen Einmal-
aufwand als Folgeschäden einzuordnen, für die gesonderte Entschädigungszahlun-
gen zu leisten sind. Zu berücksichtigen ist allerdings, dass freiwillige Immobilien-
Transaktionen zu von den Unternehmen gewählten Zeitpunkten erfolgen, während 
eine Vergesellschaftung zu einem von den Betroffenen nicht beeinflussbaren Zeit-
punkt erfolgt.

 → Nichtsdestotrotz ist es denkbar, dass Folgeschäden bei den Betroffenen auftreten, 
für die eine Entschädigungspflicht besteht. Zu beachten ist, dass Regelungen für die 
Entschädigung von Folgeschäden implementiert und angewendet werden, die stra-
tegisches Verhalten der betroffenen Unternehmen, mit dem diese anstreben, sich in 
einer unangemessenen Weise Entschädigungszahlungen für (vermeintliche) Folge-
schäden zu sichern, nicht fördern bzw. vielmehr verhindern. In diesem Zusammen-
hang dürfte es u. a. bedeutsam sein, die Finanzierung der Unternehmen „im Blick zu 
haben“, deren Bestände von einer Vergesellschaftung adressiert werden. 

 → Im Kontext der Zinsentwicklung in der jüngeren Vergangenheit erscheint es denkbar, 
dass bei betroffenen Unternehmen als Folge einer Vergesellschaftung auch „Folge-
erträge“ anfallen. Ggf. wäre ein Umgang mit dieser Thematik vertieft zu beleuchten.

 → Ein spezielles Thema stellen Verwaltungs-, Betriebs- und Service-Gesellschaften der 
Unternehmen dar, deren Bestände von einer Vergesellschaftung betroffen sind. Als 
Folgeschaden einer Vergesellschaftung dürften diese Gesellschaften an Wert ver-
lieren bzw. sogar wertlos werden. Dieses „Folgeschaden“-Thema dürfte jedoch un-
kompliziert adressiert werden können, indem die AöR, die die vergesellschafteten 
Bestände zukünftig verwaltet, gesetzlich verpflichtet wird, den bisherigen Eigentü-
mern ein (Kauf-)Angebot zur Übernahme der entsprechenden Gesellschafteten bzw. 
Teile von Gesellschaften zu unterbreiten. 

e.8)  Einordnung meiner Positionierungen in Relation zu den (Mehrheits-)Positionen 
im Abschlussbericht und zu den Positionen im Sondervotum Durner/Eichberger/
Waldhoff
Meine vorstehend dargestellten Positionen weisen z.T. eine große Nähe zu den Positionen 
im Sondervotum Durner/Eichberger/Waldhoff auf. Dies betrifft insbesondere die (impli-
zite und explizite) Kritik an der unzureichenden Berücksichtigung der Interessen der von 
einer Vergesellschaftung Betroffenen in nicht nur wenigen der Überlegungen, die im Ab-
schlussbericht (in den Abschnitten C.VI.3.b und C.VI.3.c) von der Kommissionsmehrheit 
bezüglich Ansätzen zur Bestimmung der Entschädigung bei Enteignungen und Vergesell-
schaftungen dargestellt werden. 

Eine deutliche Diskrepanz besteht zwischen meiner Position, nach der heISB für die Be-
stimmung der Entschädigung bei (wirtschaftliche Machtprobleme adressierenden) Verge-
sellschaftungen „nutzbar“ gemacht werden können, und der diesbezüglichen (konträren) 
Position im Sondervotum Durner/Eichberger/Waldhoff. Die im (die Mehrheitspositionen 
darstellenden) Abschlussbericht enthaltene Überlegung, eine öffentliche Wohnungsbe-
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wirtschaftung als heISB anzunehmen und dabei „… von Mieten in der Höhe auszugehen, 
die in Ansehung der Bezahlbarkeit für kleine und mittlere Einkommen auch nach der Ver-
gesellschaftung angesetzt werden sollen“ stufe ich nicht als geeignet ein, um gemäß 
den Vorgaben in Art. 14 Abs. 3 S. 3 GG Entschädigungshöhen im Falle einer Vergesell-
schaftung der Wohnungsbestände großer privater Wohnungsunternehmen in Berlin fest-
zusetzen. Im Übrigen stimme ich der Einschätzung im Sondervotum Durner/Eichberger/
Waldhoff zu, „… dass der „Wertberechnungsansatz der Volksinitiative ‚Deutsche Wohnen 
& Co enteignen‘, wonach der Wert der Wohnungen nach einem Zweckentschädigungs-
verfahren unter Bewertung der Immobilien nach den Erlösen durch leistbare Mieten be-
stimmt werden soll, mit der Verfassung nicht in Einklang steht.“

f) Verfassungskonformität und ökonomische Beurteilung einer Vergesell-
schaftung

Abschließend möchte ich ansprechen, dass die vorstehend (unter Punkt c) thematisierte 
Prüfung der Verhältnismäßigkeit einer Vergesellschaftung der Wohnungsbestände großer 
Unternehmen in Berlin zwar (zumindest in impliziter Weise) ökonomische Analysen bezüg-
lich der Wirkungen einer Vergesellschaftung (im Vergleich zu einem BAU-Szenarien und 
auch in Relation zu potentiell milderen Mitteln) im Hinblick auf definierte Ziele beinhaltet, 
aber keinesfalls sämtliche Aspekte berücksichtigt, die aus ökonomischer Sicht bei einer 
konkreten Vergesellschaftung von Interesse sind. In diesem Zusammenhang sind insbe-
sondere dynamische Anreizwirkungen und Auswirkungen auf die Reputation einer Wirt-
schaftsverfassung hinsichtlich des Investitions- und Eigentumsschutzes zu nennen. Diese 
Aspekte verweisen auf die aus (institutionen-)ökonomischer Perspektive hohe Bedeutung 
der adäquaten Ausgestaltung einer Verhältnismäßigkeitsprüfung und der adäquaten 
Festsetzung der Entschädigung im Falle einer Vergesellschaftung. Jedoch muss eine 
konkrete Vergesellschaftung keinesfalls zwangsläufig zu negativen dynamischen Anreiz-
wirkungen und negativen Auswirkungen auf die Reputation einer Wirtschaftsverfassung 
führen. Dies gilt speziell dann, wenn die Verhältnismäßigkeit der Vergesellschaftung in 
einer angemessenen Weise geprüft worden ist. 

Anhang: (Grob-) Konzept bezüglich der Ausgestaltung und Umsetzung 
von beispielhaften („synthetischen“) Kalkulationen zu Entschädigungs-
höhen und Mietenentwicklungen im Falle einer Vergesellschaftung 
großer Wohnungsunternehmen 

(I)  Zielsetzung

 → Gewinnung von Verständnis über (i) die Auswirkungen verschiedener Ansätze zur 
Kalkulation von Entschädigungshöhen sowie die (ii) (ungefähr) zu erwartenden Im-
plikationen einer Vergesellschaftung auf die Mietenentwicklung (in Abhängigkeit 
des gewählten Ansatzes zur Festlegung der Entschädigungshöhe).

 → Damit dienen die synthetischen Kalkulationen nicht zuletzt als Unterstützung für juris-
tische Klärungen und Abwägungen, insbesondere für (a) die gemäß Art. 15 Satz 2 GG 
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i. V. m. Art. 14 Abs. 3 Satz 2 GG durchzuführende Interessenabwägung sowie (b) eine 
Verhältnismäßigkeitsprüfung.

 → Außerdem dürfte im Rahmen der Analysen ein besseres Verständnis bezüglich der 
Implikationen verschiedener Vorgehensfragen und Umsetzungsalternativen im Falle 
einer Vergesellschaftung generiert werden (z. B. Finanzierungsalternativen hinsicht-
lich der Entschädigungszahlungen).

 → Nicht zu thematisieren sind etwaige Auswirkungen einer Vergesellschaftung von 
Wohnungsbeständen auf die sonstigen (bestehenden, aber nicht von Vergesell-
schaftungen betroffenen) Wohnungsbestände und das dortige Mietenniveau sowie 
Fragen des Neubaus von Wohnungen.

(II)  (Basis-)Annahme: Keine Haushaltszuschüsse

 → Die Berechnungen erfolgen zunächst auf Basis der Annahme, dass es keine Zu-
schüsse aus Haushaltsmitteln gibt; die Entschädigungszahlungen sind insofern 
grundsätzlich über die zukünftigen Mieteinnahmen der vergesellschafteten Woh-
nungen zu finanzieren. 

 → In Szenario-Betrachtungen kann diese „Schwarze-Null“-Annahme aufgehoben werden.
 → Berücksichtigt werden Garantien des Landes im Rahmen von Szenarien hinsichtlich 

der Finanzierung der zu leistenden Entschädigungszahlungen. 

(III)  Vorzunehmende Arbeitsschritte

Arbeitsschritt 1 (Bildung eines synthetischen Portfolios)

 → Bildung eines beispielhaften (Gesamt-)Portfolios an Wohnungen; dieses (Ge-
samt-) Portfolio kann aus verschiedenen „Teil-Portfolios“6 zusammengesetzt sein, 
die sich hinsichtlich verschiedener Charakteristika unterscheiden (z. B. technischer 
Zustand und erforderlicher energetischer Sanierungsbedarf, Miethöhe im Vergleich 
zum Mietspiegel).

 → Für das Portfolio (bzw. für die Teilportfolien) ist ein „Business-as-Usual“-Szenario 
(BAU-Szenario) zu definieren, das plausible Annahmen zu zukünftigen Cash-Flows 
(inkl. erwarteter Mietsteigerungen etc.) enthält; ggf. sind „Unter-Szenarien“ zu defi-
nieren (z. B. mit Bezug zu erforderlichem Ausmaß und Finanzierungswegen für ener-
getische Sanierung).

Arbeitsschritt 2 (Kalkulationen zu möglichen Entschädigungshöhen)

 → Anwendung verschiedener Ansätze zur Festlegung von Entschädigungshöhen
 → Dabei sollen insbesondere folgende Ansätze angewendet werden:

(a) „Freier Marktwert“ in dem Sinne, dass ein derartiger (Ver-)Kaufpreis bei freiwilli-
gen Transaktionen zwischen privaten Akteuren im aktuellen Marktumfeld zu erwar-
ten wäre 

6 Es ist abzuwägen, ob der bei den Analysen vorliegende Mehraufwand durch die Zusammensetzung des 
Gesamtportfolios aus Teilportfolios durch den zusätzlichen Erkenntnisgewinn gerechtfertigt sein dürfte.
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(b) Verkehrswert gemäß gesetzlicher Bestimmung

 • Nach dem (für derartige Immobilienportfolios „passenden“) Ertragswert-Ver-
fahren

 • Ggf. ergänzend auch Anwendung des Sachwert-Verfahrens (Vergleichszwecken)

(c) (Weitere) Discounted-Cash-Flow-(DCF-) Berechnungen 

 ‒ (c.1) bezüglich eines als Entschädigungshöhe ansetzbaren Werts des Im-
mobilienportfolios für aktuelle Eigentümer auf Basis von festzulegenden 
Setzungen bezüglich zentraler Parameter wie (i) zukünftigem Mietenniveau 
(z. B. Mietenniveau im BAU-Szenario, „eingefrorene“ aktuelle Miethöhen, 
Miethöhe von vor zehn Jahren, Miethöhen bei hypothetischem verfassungs-
konformem Bundes-Mietendeckel, …), (ii) laufenden (Instandhaltungs-, Be-
triebs-, Finanzierungs- und sonstigen) Kosten und (iii) Modernisierungs- und 
insbesondere energetischen Sanierungsmaßnahmen (und in Szenarien 
abzubildenden Annahmen bezüglich öffentlichen Zuschüssen und Umla-
gen auf Miethöhen) sowie (iv) Kapitalkosten/Diskontierungszinssätze; auch 
bezüglich der anzusetzen Kapitalkosten/(Diskontierungs-)Zinssätze sind 
verschiedene Szenarien zu erstellen (u. a. übliche risikoadäquate Kapital-
kosten von Wohnungs-unternehmen, Kapitalkosten aus regulierten Netzin-
dustrien);

 ‒ (c.2) bezüglich Entschädigungshöhen, die möglich sind, wenn bestimmte 
Mietniveaus nach einer Vergesellschaftung erreicht werden sollen (analog 
DW-E-Initiative-Vorschlag); 

 ‒ (c.3) ggf. weitere.
 
Bei den DCF-Kalkulationen sind regelmäßig Ergebnisse aus den folgenden Arbeits-
schritten (insbesondere Arbeitsschritte 2a und 2b, aber z.T. auch weitere Arbeits-
schritte) zu berücksichtigen.

 → Weiterhin sind die bilanziellen Bewertungen des Immobilienportfolios (nach IFRS 
und HGB) zu thematisieren. Soweit möglich, ist im Rahmen von Analogiebetrach-
tungen aufzuzeigen, was für Werte im Falle einer Börsennotierung in etwa zu er-
warten wären. Auf Basis dieser Betrachtungen kann hinterfragt werden, inwieweit 
bei börsennotierten Beständen bzw. Unternehmen die Verkehrswert- (und sonstigen) 
Berechnungen durch den Kapitalmarkt beurteilt werden.

Arbeitsschritt 2a (Sonderfragen im Zusammenhang mit der Entschädigungshöhe und 
den Konstellationen bei den zu vergesellschafteten Wohnungsbeständen)

 → Es ist zu thematisieren (und ggf. in Szenario-Betrachtungen zu modellieren), welche 
Kosten (und ggf. auch „Sondererträge“) bei den bisherigen Eigentümern im Falle 
einer Vergesellschaftung ihrer (bisherigen) Wohnungsbeständen anfallen dürften. Zu 
nennen sind beispielsweise mögliche Vorfälligkeitsentschädigungen im Rahmen der 
Ablösung von Finanzierungen oder „Auftrennungsaufwand“.

 → Es ist zu adressieren, ob und ggf. wie diese Kosten bei den verschiedenen Ansätzen 
zur Entschädigungshöhenkalkulation (gesondert) berücksichtigt werden sollten bzw. 
könnten. Diese Aufgabe ist in gewisser Hinsicht den Arbeitsschritten 2, 2a und 2b 
gemeinsam zuzuordnen.
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Arbeitsschritt 2b (Eignung und Anwendungsfragen bei verschiedenen Ansätzen)

 → Es ist zu darzustellen, welche Herausforderungen bei der Anwendung der verschie-
denen Ansätze zur Entschädigungshöhenkalkulation in der Praxis zu erwarten wä-
ren. Dabei ist insbesondere der Aufwand zur Wertermittlung und das Ausmaß an 
Unklarheiten und Streitpotential bei verschiedenen Ansätzen zu thematisieren.

 → Dabei ist nicht zuletzt („überlappend“ mit dem Arbeitsschritt 2a) zu adressieren, 
inwiefern die verschiedenen Ansätze der Heterogenität in einer verfassungskonfor-
men Weise (Gleichheitsgebot nach Art. 3 Abs. 1 GG!) gerecht werden können, die 
bei den verschiedenen vergesellschafteten Wohnungsbeständen (z. B. hinsichtlich 
Erwerbszeitpunkt, Zustand) vorliegen dürften; hierbei ist eine enge Abstimmung mit 
verfassungsrechtlicher Expertise bedeutsam. Ggf. sind gebotene Maßnahmen zum 
Umgang mit Heterogenität zu definieren und im Rahmen der Kalkulationen (Arbeits-
schritt 2) zu berücksichtigen.

Arbeitsschritt 3 (Einmalkosten)

 → Im Rahmen der Vergesellschaftung werden (jenseits der zu leistenden Entschädi-
gungszahlungen) „Einmalkosten“ anfallen. Insofern diese bei den Eigentümern der 
zur Vergesellschaftung vorgesehenen Wohnungsportfolios anfallen, sind (bzw. sol-
len) diese (wohl abgesehen von den Kosten von Rechtsstreitigkeiten) in den Arbeits-
schritten 2, 2a und 2b zu adressieren. In diesem Arbeitsschritt 3 sind die (Verwal-
tungs- und Umsetzungs-)Kosten zu adressieren, die auf Seiten des Landes Berlin und 
einer AöR, die – dies sei hier angenommen – die vergesellschafteten Wohnungs-
bestände „übernimmt“, anfallen dürften. Inwieweit die beim Land Berlin anfallen-
den Kosten vom Haushalt getragen werden oder über zukünftige Mieteinnahmen 
refinanziert werden, ist in Szenarien zu berücksichtigen.

 → Bei der Ermittlung der Einmalkosten kann in zwei Schritten vorgegangen werden:
 • Abschätzung der „üblichen Einmalkosten“ bei „freiwilligen Transaktionen“.
 • Abschätzung weiterer oder anderer/veränderter Kosten, die im Zusammenhang 

mit einer („nicht freiwilligen“) Vergesellschaftung anfallen dürften.
 → U. a. sind dabei folgende Kostenkomponenten zu berücksichtigen:

 • Etwaige Notar und Abwicklungskosten,
 • mit und ohne Grunderwerbssteuer (unter Berücksichtigung von Szenarien hin-

sichtlich diesbezüglicher landesrechtlicher Möglichkeiten und der Wirkung des 
Länderfinanzausgleichs),

 • Kosten für die Bewertungen (vgl. Arbeitsschritt 2a) und sonstigen Einbezug von 
Beratungsunternehmen,

 • Kosten für die Aufnahme und Etablierung des Geschäftsbetriebs einer AöR 
und dabei insbesondere für den Übergang der Verwaltungsaufgaben von den 
bisherigen Eigentümern auf die AöR; (auch) an dieser Stelle könnte eine enge 
Abstimmung mit der juristischen Kompetenz in der Experten/innen-Kommission 
geboten sein.

 → Zu klären ist noch, ob und wie die möglichen Kosten aufgrund von Rechtsstreitigkei-
ten berücksichtigt werden sollen.

Arbeitsschritt 4 (Finanzierung der AöR)

 → Die AöR, die (annahmegemäß) die vergesellschafteten Wohnungsbestände ver-
waltet, hat gemäß der (Basis-)Annahme, dass keine Haushaltszuschüsse erfolgen 
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sollen, aus den zukünftigen Miteinnahmen die Entschädigungszahlungen an die bis-
herigen („Alt-“)Eigentümer zu (re-)finanzieren.

 → Verschiedene Art und Weisen der Finanzierung der AöR (im Sinne einer Kapitalauf-
nahme, insbesondere zur Leistung der Entschädigungszahlungen) sind in Szenarien 
zu betrachten. Dabei sind u. a. die Option der Gewährung einer expliziten Garantie 
des Landes, einer vollständigen Kapitalbereitstellung durch das Land, dem jedoch 
seine Finanzierungskosten vollumfänglich zu erstatten sind, zu berücksichtigen. Risi-
ken für das Land Berlin (bspw. hinsichtlich des Ratings) bei verschiedenen Finanzie-
rungswegen sind anzusprechen.7

 → Insofern in (Sonder-)Szenarien Haushaltszuschüsse berücksichtigt werden, ist darzu-
legen, wie diese begründet werden könnten.

 → Vorschläge der „DWE-Initiative“ zur Finanzierung der Entschädigungszahlungen 
sind ebenfalls zu beleuchten; insbesondere der Vorschlag, dass die Entschädigung 
durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen der AöR bzw. des Landes erfolgen 
kann.

 → In Szenarien sind verschiedene Tilgungszeiträume für das aufgenommene Kapital 
zu berücksichtigen, das zur Leistung der Entschädigungszahlungen erforderlich ist; 
dabei sollte ein Abgleich mit den üblichen bzw. zu erwartenden Tilgungszeiträumen 
bei Beibehaltung der bisherigen Eigentumsverhältnisse (und den dann zu erwar-
tenden Auswirkungen auf die Mietenentwicklung) erfolgen. Ferner sind in Szenarien 
verschiedene Ansätze zum Umgang mit dem Zinsänderungsrisiko zu beleuchten.

Arbeitsschritt 5 (Bewirtschaftung durch AöR)

 → Die bei Bewirtschaftung der vergesellschafteten Bestände zu erwartenden Kosten 
sind zu modellieren und dabei insbesondere mit dem BAU-Szenario abzugleichen. 
Dabei sind insbesondere folgende mögliche bzw. zu erwartende Unterschiede ge-
genüber dem BAU-Szenario zu adressieren:

 • Synergieeffekte;
 • stärkerer Fokus auf langfristige Kosteneffizienz im Mieter/innen-Interesse an-

stelle von „regulierungsorientierten Entscheidungsfällungen“;
 ‒ Verzicht auf eine Verlagerung von Kostenbestandteilen in umlagefähige 

Betriebskosten;
 ‒ langfristig ausgerichtete und nicht durch Umlagefähigkeiten und zu erwar-

tende Rendite einzelner (Investitions-)Entscheidungen determinierte Inves-
titionsstrategie (u. a. bei energetischen Sanierungen);

 • (denkbare) Kostenunterschiede infolge (möglicherweise vorliegender) unter-
schiedlicher Gehaltsniveaus im Personalbereich;

 • Ferner sind – wohl eher in ergänzender qualitativer Form – Qualitätsaspekte zu 
adressieren. Dies betrifft zum einen die Dienstleistungsqualität bzw. das Ser-
vice-Niveau gegenüber den Mieter/innen. Zum anderen ist der zu erwartenden 
(durchschnittliche) Zustand der Wohnungen (als Assets) zu thematisieren.

7  Grundsätzlich stellt die absolute Höhe von Entschädigungszahlungen im Falle von Vergesellschaftungen 
großer Wohnungsunternehmen zwar kein Untersuchungsthema dar, aber an dieser Stelle sind u.U. – ggf. 
in Form von Szenariobetrachtungen – entsprechende Kalkulationen in sehr grober Form durchzuführen, 
um Risikobetrachtungen aus Sicht des Landes(-Haushalts) durchführen zu können. Auch Maßnahmen zur 
Reduktion entsprechender Risiken (u. a. Risikotragung durch das Kollektiv der Mieter/innen der vergesell-
schafteten Wohnungen) sind u.U. zu thematisieren.
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 → Im Fokus bei Arbeitsschritt 5 ist im Übrigen das durchschnittliche Mieten-Niveau 
(und insofern werden die Gesamteinnahmen aus Hausbewirtschaftung/Vermietung 
adressiert). Frage der Preisstruktur und der Allokation der Wohnungen sind (aller 
Voraussicht nach) nicht zu adressieren. 

Arbeitsschritt 5a (laufende Steuerzahlungen)

 → Kurz zu thematisieren ist, inwieweit sich die laufenden Steuereinnahmen des Staates 
(sowohl über alle Gebietskörperschaften hinweg als auch mit Bezug zu Bund und 
Land Berlin separat betrachtet) vor und nach einer Vergesellschaftung unterschei-
den werden.

 → Dabei sind in der Praxis aktuell zu beobachtende „Steuervermeidungsstrategien“ 
von Unternehmen, die Eigentümer größerer Wohnungsbestände sind, adäquat zu 
berücksichtigen.

 → Diese steuerlichen Betrachtungen können und sollen jedoch auf einem eher groben 
Niveau stattfinden.

Arbeitsschritt 6 (Vergleich von Miethöhen-Niveau nach Vergesellschaftung mit BAU-Sze-
nario/Szenarien, Ergebnisaufbereitung)

 → Unter Rückgriff auf die Berechnungen in den vorherigen Arbeitsschritten sind die 
Gesamtwirkungen einer Vergesellschaftung von Wohnungsbeständen hinsichtlich 
der Entwicklung des Mietenniveaus im Vergleich zu dem BAU-Szenario mit Bezug 
zur Anwendung verschiedener Ansätze zur Festlegung von Entschädigungshöhen 
abzuschätzen. 

 → Dabei ist die Herausforderung zu bewältigen, aus der Vielzahl unterschiedlicher An-
nahmen und Szenariodefinitionen in den vorherigen Arbeitsschritten in einer über-
sichtlichen Weise „verdichtete Ergebnisse“ zu generieren, die einen Hinweis auf die 
erwarteten, aber auch die Spannbreite der als möglich (und nicht total unwahr-
scheinlichen) erachteten Effekte geben. 

 → Auf besonders bedeutsame Einflussfaktoren (und insofern „Risikotreiber“) hinsicht-
lich des Gesamtergebnisses ist explizit hinzuweisen.

 → Im Rahmen dieses Arbeitsschritts sind ferner die Analyseergebnisse mit Bezug zu (i) 
den Erfahrungen aus dem Rückkauf von Wohnungsportfolios durch das Land Berlin 
bzw. durch landeseigene Wohnungsunternehmen sowie (ii) institutionenökonomi-
schen Erkenntnissen zu verplausilisieren.

Arbeitsschritt 6a (etwaige Berücksichtigung von ggf. identifizierten weiteren bedeutsa-
men Effekten)

 → Insofern während der Projektbearbeitung weitere Effekte identifiziert werden, die 
im Falle einer Vergesellschaftung von Wohnungsbeständen ein relevantes Ausmaß 
erreichen, sind diese ebenfalls zu berücksichtigen.

 → Entscheidungen hierzu sind zwischen dem Auftragnehmer und der Fachbegleitung 
abzustimmen.
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